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0.) Einleitung 



I. 

Seine kürzlich erschienene Studie über "Parteien in westlichen Demokratien" beginnt 
von Beyme mit dem Versuch einer Abgrenzung seines Parteienbegriffs, und dieses 
Unternehmen führt ihn bereits nach wenigen Sätzen zur Frage nach den Unterschieden 
zwischen Parteien und Verbänden. (B 33, 22/23) + Dies scheint symptomatisch für den 
Zustand einer wissenschaftlichen Disziplin - der Parteienforschung - zu sein, die 
ihren Gegenstand isoliert betrachten möchte und dennoch stets wieder gezwungen ist, 
ihn mit einem anderen - den Verbänden - zu vergleichen und ihn von diesen abzugren- 
zen. Offenbar ist es schwierig, die eine Organisationsform abzuhandeln, ohne die 
andere zumindest zu erwähnen; und gerade angesichts dieser evidenten und indirekt 
auch durch die parallele Abhandlung von der Forschung reflektierten Nähe der beiden 
Organisationstypen zueinander ist es erstaunlich, wie wenig der Frage bislang 
systematisch nachgegangen wurde, in welchem Verhältnis im Einzelnen Verbände und 
Parteien zueinander stehen. 

Die Verbände sind seit nahezu achtzig Jahren Gegenstand wissenschaftlicher Betrach- 
tung - Bentleys "The Process of Government" erschien im Jahre 1908 (vgl. hierzu 
Abschnitt 1.1} -, die Parteien sind es noch länger, entsprechend ihrer schon im 
Europa des 19. Jahrhunderts in unterschiedlich starkem Maße erlangten verfassungs- 
rechtlichen und politischen Kompetenzen. Und dennoch blieb das Problem weitgehend 
ausgekl armiert, ob sie in einem systematischen Zusammenhang stehen. Verbände galten 
überwiegend als private Organisationen, deren angenormiener Daseinszweck sich weit- 
gehend in der politischen Einflußnahme auf den Staat ('pressure pol itics 1 ) er- 
schöpfte; die Parteien wurden zumeist unter dem Aspekt ihrer Vermittlerrolle beim 
Prozeß demokratischer Gesellschaftssteuerung und -Verwaltung betrachtet. Verkürzt 
formuliert: Die eine Organisationsform suchte, Druck auf den Staat auszuüben, die 
andere, direkten Zugang zum Staat zu erlangen. Ultima ratio beider war der Staat. 

Gegenüber einer solchen Betrachtungsweise, die Berührungspunkte von Verbänden und 
Parteien zumeist nur durch ihre gemeinsame Orientierung auf das politische Ent- 
scheidungszentrum findet, soll hier der Versuch unternormien werden, statt am Ende 
des Interessenverarbeitungsprozesses gesellschaftlicher und politischer Reproduk- 
tion - bei der staatlichen Entscheidung - an seinem Anfang zu beginnen: bei der 
gesellschaftlichen Interessenstruktur und der je unterschiedlichen Art und Weise, 
in der Verbände und Parteien sich auf diese beziehen, in ihr verankert sind und mit 
ihr umgehen. 

Wenn 'Politik' in der schrittweisen Auswahl, Zusammenfassung, Verallgemeinerung und 
schließlichen Verwirklichung der so bearbeiteten Interessen besteht, so bietet sich 
die Frage an, welchen Beitrag dazu die verschiedenen Typen interessenverarbeitender 
Organisationen liefern. Eine solche übergreifende Fragestellung würde es erlauben. 
Verbände und Parteien zusammen in Augenschein zu nehmen, ihre Parallelen und Unter- 
schiede genauer zu erkunden und festzustellen, ob zwischen ihrer beider je unter- 
schiedlichem Wirken ein interner Zusammenhang besteht, und welcher. 

Dabei ist ein solcher Versuch nicht' von rein akademischem Interesse. Ein Blick auf 
die Realität westdeutscher Verhältnisse in den frühen achtziger Jahren des 20. 
Jahrhunderts zeigt, daß Verbände und Parteien ganz offenkundig die dominierenden 

+ Alle in der Einleitung erwähnten Titel finden sich unter der erstgenannten Zahl 
im Literaturverzeichnis der vorliegenden Arbeit; die zweite Zahl nennt gegebenen- 
falls die Seitenzahl. Genaue Zitierung erfolgt im Verlauf der Untersuchung bei 
der ausführlichen Verarbeitung des Materials; die Arbeit von Beymes wurde der 
Verfasserin leider erst kurz vor der Fertigstellung zugänglich und findet daher 
nur in dieser Einleitung Erwähnung. 
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Instanzen des offiziellen politischen Geschehens sind. Ohne Zweifel gibt es noch 
andere Organisationen, die wichtige Bastionen besetzt halten - Medien, Kirchen etc. 
-, aber gerade in der ökonomischen Krise seit 1973/74 wird es augenfällig, daß die 
Parteien für sich in Anspruch nehmen, diejenigen zu sein, die einen störungsfreien 
Wirtschaftsprozeß wieder einleiten können und wollen, und daß sie mit dieser 
Selbstdarstellung an den großen sozio-ökonomi sehen Verbänden nicht vorbeikommen, 
deren Mitglieder - allein oder im Zusammenschluß - über die entscheidende Macht zur 
Datensetzung verfügen. ’ 

Auch angesichts dieser zentralen Rolle beider Organisationstypen in der politischen 
Wirklichkeit ist es sehr bemerkenswert, daß die Forschung sich bislang nicht sehr 
intensiv um die Klärung der Beziehung zwischen Verbänden und Parteien bemüht hat. 
Es wird im Verlauf der Untersuchung zu zeigen sein, auf welchem hochdifferenzierten 
Stand die Verbände- und Parteienforschung jeweils steht (vgl. Abschnitte 1.1) und 
2.1)), aber auch, wie unterentwickelt die Versuche geblieben sind, Zusamnenhänge 
und Unterschiede zwischen ihren beiden Gegenständen zu ermitteln und systematisch 
zu klären. Diese Versuche voranzutreiben sieht sich die vorliegende Arbeit in 
erster Linie verpflichtet, weshalb auf eine Darstellung der gesamten Breite der 
Parteien- und Verbändeforschung zugunsten der Zuspitzung auf die Frage nach ihren 
jeweiligen Beiträgen zur Klärung des Verhältnisses beider Organisationstypen zuein- 
ander verzichtet wird. 



II. 

Verbände (Interessengruppen, Interessenverbände - alle drei Begriffe werden hier 
synonym verwendet) sind Organisationen von mehr oder weniger homogenen sozialen 
Interessenträgern, die im autonomen Leistungsangebot nach innen, an ihre Mitglie- 
der, in der direkten Auseinandersetzung mit um das gleiche Mitgliederpotential bzw. 
um die gleichen Ressourcen der Interessenrealisation konkurrierenden Organisationen 
und in Beziehung auf den Staat die Befriedigung der Bedürfnisse und die Erfüllung 
der Forderungen ihrer Mitglieder zu bewirken suchen (vgl. hierzu ausführlich Ab- 
schnitt 1.2)). Dabei können diese Interessen in den verschiedensten Bereichen der 
gesellschaftlichen Reproduktion angesiedelt sein und von der materiellen Überle- 
benssicherung bis zur Befriedigung religiöser, geistig-kultureller, humanitärer 
u.a. Bedürfnisse reichen. Daher soll hier eine erste Eingrenzung vorgenomnen wer- 
den: Die vorliegende Arbeit konzentriert sich allein auf die im materiellen Repro- 
duktionsbereich verankerten sozio-ökonomi sehen Interessengruppen und dabei in er- 
ster Linie auf die Organisationen von Lohnarbeit und Kapital. 

Diese Beschränkung auf Unternehmerverbände und Gewerkschaften ist leicht zu begrün- 
den, verkörpern doch die von ihnen erfaßten Interessenpotentiale die beiden ent- 
scheidenden Gravitationszentren der gesellschaftlichen Interessenstruktur. Der 
Antagonismus zwischen ihnen, die existentielle Abhängigkeit der einen Seite von der 
anderen, an die sie ihre Arbeitskraft verkaufen muß, um zu überleben, und die von 
den Gesetzen der Konkurrenz, der Konzentration und des tendenziellen Falles der 
Profitrate beherrschten gewinngeleiteten Produktionsentscheidungen der einzelnen, 
autonomen Kapitale strukturieren den Prozeß der gesellschaftlichen Reproduktion vor 
jeder anderen Einflußnahme auf die Ökonomie und zugleich dominanter, als es jeder 
andere denkbare Einfluß vermöchte. Daher ist eine Untersuchung, die das Verhältnis 
der Verbände dieser gesellschaftlichen Lager zueinander betrachtet, dicht am Kern 
sozio-ökonomi scher Entwicklungen angesiedelt und braucht um die Relevanz ihrer 
Ergebnisse nicht zu fürchten. 

Dabei mag es auf Widerspruch stoßen, die Gewerkschaften als 'Interessengruppe' zu 
definieren, die sich doch selbst als eine in langer historischer Tradition stehende 
Kampforganisation der Arbeiterbewegung verstehen und sich - zu Recht - gegen eine 
Abqualifizierung ihrer Forderungen als 'partikulare Ansprüche einer bloßen Interes- 
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sengruppe 1 zur Wehr setzen. Hier wird die gesellschaftliche Tradition, deren Be- 
standteil die Gewerkschaften waren und sind und die auf eine Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen im weitesten Sinne zielt, keines- 
falls bestritten. Darin ist jedoch nichts anderes zu sehen als der organisatorische 
Zusammenschluß von Menschen, die ihre gleichgerichteten Bedürfnisse und Interessen 
durch deren Zusammenfassung und den Konfliktaustrag mit anderen Sozialgruppen und 
dem Staat zu realisieren suchen; damit aber erfüllen sie die oben definierten 
Kriterien des Verbandes (vgl. hierzu ausführlich Abschnitt 1.3)). 

Probleme bei der Subsumierung der Gewerkschaften unter die Rubrik 'Interessengrup- 
pe' entstehen im Grunde auch erst dann, wenn der Begriff des Interesses selbst eine 
(in der Regel negative) Bewertung erfährt. Dann zielt eine solche Charakterisierung 
nämlich wie erwähnt darauf, die Forderungen einer Organisation abzuwerten und 
abzuwehren. Läßt man jedoch die Kategorie des Interesses als eine fundamentale 
menschliche Lebensäußerung stehen, ohne sie mit positiven oder negativen Vorzeichen 
zu besetzen, dann erscheint es legitim und sinnvoll, auch die Gewerkschaften als 
einen Typus interessenver arbeitender Organisationen, und zwar in der Form des 
Verbands (im Gegensatz zu der der Partei) zu verstehen. Dies läßt dabei durchaus 
die Fragestellung zu, inwieweit das von ihnen erfaßte lohnabhängige Interessen- 
potential seine Bedürfnisse innerhalb kapitalistischer Systeme überhaupt befrie- 
digen kann. 

Drei weitere Eingrenzungen müssen hier noch vorgenonmen werden. Erstens engt die 
vorliegende Untersuchung das Feld der Unternehmerverbände nochmals ein auf die 
Arbeitgeberverbände (vgl. Abschnitt 1.4)), und zwar deshalb, weil gerade der auto- 
nome Konfliktaustrag der Gruppen untereinander, ohne den dauernden, in der Verbän- 
deforschung üblichen Rekurs auf den Staat, im Vordergrund der Untersuchung stehen 
wird. Neben der bereits angedeuteten spezifischen Akzentuierung des Interessenbe- 
griffs wird hier nämlich auch eine Lösung der Verbändetheorie von ihren staatsfi- 
xierten Begrenztheiten angestrebt. 'Interesse' und 'Verband' sollen ein wenig mehr 
zu ihrem 'eigenen Recht' kommen, ohne ihre Koppelung an implizierte Wertungen und 
ohne Reduktion der Organisation auf ihre Funktion der Einflußnahme auf das politi- 
sche Entscheidungszentrum. Auch hierin schlägt sich die oben beschriebene Vorge- 
hensweise nieder, die Analyse 'unten', bei der gesellschaftlichen Interessenstruk- 
tur beginnen zu lassen. Damit geraten nämlich autonome Verbändeleistungen sehr viel 
mehr ins Blickfeld als bei einer Konzentration auf den 'oben' angesiedelten Staat, 
d.h. auf den mit voller Absicht hoch oberhalb der widersprüchlichen, in sich diffe- 
renzierten gesellschaftlichen Interessenpotentiale verankerten Staat, der mit ganz 
bestimmten dieser Potentiale überhaupt nicht in Berührung kommt. Dafür zu sorgen 
ist eine der wesentlichen Leistungen der unabhängig vom Staat verankerten und 
direkt miteinander konfrontierten Verbände, wie ausführlich zu zeigen sein wird; 
tarifpolitisch agierende Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften aber stellen nun 
einmal den Prototyp autonomer konfli gierender Verbände dar (vgl. dazu ausführlich 
Abschnitt 1.5)). 

Zweitens geht die vorliegende Untersuchung von gewerkschaftlichen Monopol Organisa- 
tionen aus, wodurch zwar bestimmte realhistorische Entwicklungen ausgeklammert 
werden, gleichzeitig jedoch eine theoretische Zuspitzung auf Fragen der Interessen- 
aggregation, -integration und -general isierung ermöglicht wird, die die grundsätz- 
lichen Funktionen der Gewerkschaften eher verdeutlichen kann als die - der Empirie 
zugegebenermaßen stärker verpflichtete - Betrachtung konkurrierender Gewerkschafts- 
organisationen. Es sollte sehr wohl möglich sein, den hier zu entwickelnden Ansatz 
später auf historische Situationen hin auszudifferenzieren, in denen mehrere Ge- 
werkschaften vorhanden sind oder waren; aber dieser Fall soll theoretisch zunächst 
um der größeren Deutlichkeit willen unberücksichtigt bleiben. 

Drittens ist schließlich noch eine selbstkritische Einschränkung der theoretischen 
Reichweite der vorliegenden Arbeit vorzunehmen. Das empirische Material, auf das 
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sich die Darstellung stützt, ist allein der deutschen Entwicklung entnommen; eine 
zusätzliche Absicherung der Ergebnisse durch die Analyse anderer Staaten und ihrer 
Verbände- und Parteien-Systeme war aus arbeitsökonomischen Gründen nicht möglich. 
Der hier entwickelte Ansatz hat keinen Endgültigkeitsanspruch; gewiß lassen sich 
Modifikationen, Erweiterungen (möglicherweise durchaus auch: Korrekturen) denken, 
die aus der Betrachtung beispielsweise Frankreichs, Großbritanniens, Italiens oder 
der USA resultieren könnten. An dem Anspruch wird durchaus festgehalten, daß das in 
der vorliegenden Arbeit vorgestellte theoretische Verfahren leistungsfähig ist; es 
kann jedoch nur reizvoll und fruchtbar sein, wenn andere Untersuchungen anderer 
Gesellschaften neue, zusätzliche oder verändernde, Ergebnisse zutage fördern wür- 
den. Diese Arbeit kann wie jede wissenschaftliche Studie nicht mehr sein als ein 
Beitrag zu einer Diskussion. 



III. 

Parteien werden hier verstanden als interessenverarbeitende Organisationen, die die 
von ihnen erfaßten Interessen in erster Linie durch den Zugang zum Staatsapparat zu 
verwirklichen suchen, mithin um diesen konkurrieren (vgl. hierzu Abschnitt 2.2)). 
In der vorliegenden Arbeit wird ganz bewußt auf die Referierung und Diskussion der 
verschiedenen staatstheoretischen Ansätze verzichtet. Diese bergen nämlich stets 
die Gefahr in sich, allzu abstrakt und 'stromlinienförmig' auszufallen, auf Kosten 
ihres Bezuges zur empirischen Wirklichkeit. Vielmehr bemüht sich diese Untersu- 
chung, die Frage nach dem Verhältnis von 'Staat und Kapital' oder 'Staat und 
Gesellschaft' herunterzubrechen auf die nach den Zusammenhängen und Unterschieden 
zwischen Verbänden und Parteien. Dabei versteht es sich von selbst, daß eine maxi- 
male theoretische Reichweite mit diesem Vorgehen nicht erreicht werden kann; aber 
allzu selten ist bislang in der Forschung berücksichtigt worden, was es bedeutet, 
daß 'der Staat' in aller Regel von ganz bestimmten Organisationen besetzt und 
geführt wird - eben von den Parteien. Diese haben ihre eigenen Gesetze der organi- 
satorischen Überlebenssicherung und Legitimation, gerade auch in Konkurrenz mit den 
Verbänden, und sind daher stets aufs neue zu einem Balanceakt zwischen staatlichen 
Aufgaben und parteipolitischen Notwendigkeiten gezwungen (vgl. hierzu Abschnitte 
2.3) und 6.)). 

Wohl gerade wegen ihres deutlichen Staatsbezuges haben die Parteien schon lange die 
Aufmerksamkeit der Forschung gefunden, weshalb der Stand der Disziplin so ausdiffe- 
renziert ist, daß hier - im Gegensatz zu den Bemerkungen hinsichtlich der Verbände 
- kaum Vorabklärungen von Begriffen und ihrer Verwendung erforderlich sind. Gleich- 
zeitig erübrigt sich auch eine interesseninhaltliche Abgrenzung analog zur Unter- 
scheidung sozio-ökonomi scher Verbände von allen anderen Interessengruppen, weil die 
Parteien als solche stets nur in denjenigen Tätigkeitsbereichen aktiv werden 
können, die als politische anerkannt sind (im Gegensatz zur pr i vatw i rt schaf t 1 i chen 
gesel 1 schaft 1 ichen Reproduktion) , in diesen, sich historisch immer weiter ausdeh- 
nenden politischen Sektoren allerdings auch global tätig werden müssen, wenn sie 
regieren wollen. Anders ausgedrückt: Die (deutsche!) historische Entwicklung führte 
dahin, daß Parteien sich kaum noch auf ein einziges, sozial homogenes Interessenpo- 
tential stützen konnten, sondern immer mehr das Geschäft der Interessen- (damit 
auch der gesellschaftlichen) Integration in ihren eigenen Reihen betreiben mußten. 
(Vgl. hierzu Abschnitt 2.2)). Es wird sich zeigen, welche Ergänzung und Fortsetzung 
der Interessenverarbeitung seitens der Verbände sie damit leisteten, aber auch, in 
welche Schwierigkeiten sie gegenüber den Verbänden (und diese gegenüber ihnen) 
gerieten (vgl. Abschnitte 2.3) und 3.)). 



IV. 

Was die Begründung der hier vorgenormienen Auswahl des empirischen Materials - 
wirtschaftliche Stellungnahmen von BDA, DGB, SPD, CDU/CSU und FDP zwischen 1966 und 
1975/76 - betrifft, so ist leicht einzusehen, weshalb gerade ökonomische Themen der 
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Kontroversen zwischen Verbänden und Parteien gewählt wurden. Wenn es richtig ist, 
daß die unmittelbaren ökonomischen Reproduktionsinteressen den Gesellschaftsmit- 
gliedern am dringlichsten sind (vgl. Abschnitt 1.2.1)). so erzwingt gerade ihre 
Aufnahme durch die Organisationen deren besonders konsequentes Auftreten. Es sollte 
gerade anhand der Auseinandersetzungen um wirtschaftliche und wirtschaftspolitische 
Probleme möglich werden, Unterschiede, Gemeinsamkeiten und Zusamnenhänge zwischen 
Verbände- und Parteiensystem deutlich herausarbeiten, weil beide Organisationstypen 
in diesen zentralen Fragen stets 'Farbe bekennen' müssen, d.h., klar zu erkennen 
geben müssen, was sie tun (oder unterlassen) wollen, und warum, da ihre Mitglieder 
jede Handlung (oder Unterlassung) in diesem Bereich am eigenen Leibe deutlich zu 
spüren bekommen. 

Die Wahl des Untersuchungszeitraumes - 1966 bis 1976 - erklärt sich aus der real- 
ökonomischen Entwicklung dieser Dekade: Nach nahezu eineinhalb Jahrzehnten ökonomi- 
scher Prosperität und eines relativ störungsfreien Kapitalverwertungsprozesses 
brachen 1966/67 erstmals wieder zyklische Störungen und strukturelle Verwerfungen 
des ökonomischen Geschehens offen auf, deren (Nicht-) Bewältigung in den Boom der 
Jahre 1969/70 samt erstmals seit langem wieder härter werdenden Verteilungskämpfen 
führte. Ihre Folge waren - ohne hier schon näher auf die sehr komplexen Zusamnen- 
hänge einzugehen, die jedenfalls vielschichtiger waren, als es die Rede von der 
'gesellschaftlichen Anspruchsinflation' insinuieren will - Inflation und Stagfla- 
tion sowie schließlich im Verein mit weltwirtschaftlichen und währungspolitischen 
Turbulenzen der jähe und tiefe Einbruch der Depression 1973/74 bis 1976. Damit aber 
umfaßt dieser Zeitraum die ganze Bandbreite der in diesem Wirtschaftssystem auftre- 
tenden Störfälle und Krisenentwicklungen, so daß er eine konsistente Analyse sozio- 
politischer Handlungsstrategien und ihres Wandels bei sich veränderndem Problem- 
und Interessendruck ermöglicht, eher als beispielsweise die immer wieder zu finden- 
de Beschränkung auf die staatliche Wirtschaftspolitik in der Depression. 

Etwas ausführlicher begründet werden muß dagegen, weshalb die vorliegende Arbeit 
die obersten Organ isations- und Handlungsebenen wählt: Spitzen verbände, Bundestags- 
parteien und die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Es wird sich im Verlauf der 
Arbeit nämlich herauskristallisieren, daß die Branchenebene die zentrale Arena der 
Auseinandersetzungen zwischen den Organisationen von Lohnarbeit und Kapital dar- 
stellt (vgl. hierzu die Abschnitte 1.3), 1.4) und 1.5)); nicht umsonst sind BDA und 
DGB als Dachverbände nicht tariffähig. Ebenso ließe sich zeigen, daß gerade die 
Bewältigung der inrner häufiger auftretenden und immer gravierenderen regionalen und 
sektoralen Strukturkrisen Verbände und Parteien vor äußerst schwer lösbare Probleme 
der Interessenauswahl und ihrer öffentlichen Rechtfertigung stellt. Wenn Großkon- 
zerne mit vielen tausend Arbeitsplätzen ins Wanken geraten, weil die gesamte Bran- 
che sich in einer strukturellen Dauerkrise befindet, dann werden die Interessen der 
davon Betroffenen unmittelbar und höchst schmerzlich spürbar berührt, und es müßte 
außerordentlich interessant sein, Interessenverarbeitungsprozesse bezogen auf 
strukurelle ökonomische (Fehl-)Entwicklungen systematisch zu analysieren. 

Wenn hier dennoch die gesamtwirtschaftliche Ebene und die Spitzen verbände sowie die 
Bundestagsparteien betrachtet werden, so deshalb, um das Bild zu beschreiben, das 
diese Organisationen vom wirtschaftlichen Geschehen in der Bundesrepublik insgesamt 
entwerfen, veröffentlichen, ihren Mitgliedern und Wählern vermitteln. Denn hier 
wird ein guter Teil gesellschaftlicher Identitätsstiftung geleistet, indem ein 

g rundsätzliches Verständnis wirtschaftlicher Zusamnenhänge, Abläufe und Probleme 
ei den Gesellschaftsmitgliedern erzeugt wird, das zwar anschließend beispielsweise 
durch strukturelle Krisenerscheinungen erschüttert werden kann, aber doch im Be- 
wußtsein der Menschen zunächst einmal fundamental verankert ist und ihre Wahrneh- 
mung anfallender Probleme bestirrmt. Es wird sich zeigen, daß alle genannten Organi- 
sationen in einem quasi arbeitsteiligen Verhältnis darin Zusammenwirken, dem ökono- 
mischen System sowohl die Brisanz seines Grundkonflikts als auch die Erkenntnis 
seiner prinzipiellen Veränderbarkeit zu nehmen. Zu deutsch: Es wird kein Wort 
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fallen über unaufhebbare Widersprüche, kein Wort über alternative Möglichkeiten der 
gesellschaftlichen Selbstorganisation, und das hierdurch bei den Menschen erzeugte 
Bewußtsein der Funktionsfähigkeit, Gerechtigkeit und Naturgegebenheit der 'Markt- 
wirtschaft' muß vor jeder Erörterung von Möglichkeiten gesellschaftlicher oder 
ideologischer Erschütterungen kollektiver Identitäten klar beschrieben werden. Es 
ist müßig (und außerdem zu politisch-strategischer Erfolglosigkeit verurteilt), 
über Veränderungsmöglichkeiten gesellschaftlicher und ökonomischer Zustände zu 
spekulieren, so lange keine Klarheit darüber herrscht, wie diese von den Betroffe- 
nen selbst erlebt werden. Selbstverständlich wäre es methodisch unzulässig, zu 
behaupten, daß das von Verbänden und Parteien entworfene Bild des ökonomischen 
Geschehens identisch mit den Vorstellungen ihrer Mitglieder sei. Aber wenn es 
zutrifft, daß organisierte Lernprozesse beeinflußt, gesteuert und auch verhindert 
werden können von der Organisation selbst, dann leistet die Aufklärung über die 
ökonomische Realitätsinterpretation der Verbände und Parteien einen Beitrag zur 
Analyse gesellschaftlicher Lern- und Bewußtseinsbildungsprozesse hinsichtlich einer 
Verständigung der Menschen darüber, wie sie ihre ökonomische Reproduktion organi- 
sieren. 

Aus dem gleichen Grunde wird hier auch sehr viel mehr Gewicht auf die parlamentari- 
sche Situationsdarstellung und Begründung der jeweils vorgeschlagenen Verfahren 
gelegt als auf die Diskussion der faktisch durchgeführten Staatsmaßnahmen. Diese 
waren selbstverständlich selektiv und legen damit Zeugnis über die real vorhandenen 
Systemstrukturen, -Prioritäten und -gesetzmäßigkeiten ab, an denen kein Staat 
oberhalb eines kapitalistischen Wirtschaftssystems vorbeikann. Aber gerade weil es 
in der vorliegenden Arbeit mehr um die Parteien als um den Staat geht, und mehr um 
das veröffentlichte Bild der Wirtschaft, das damit bewußtseinsbildende Kraft be- 
sitzt, als um die objektiven Abläufe der Ökonomie, gerade deshalb liegt mehr Ge- 
wicht auf der Darstellung des Redens der Parteien als auf ihrem Handeln im Staats- 
apparat, obgleich dessen Ergebnisse selbstverständlich weder ausgekl armiert werden 
können noch außer acht gelassen werden sollen. 

Schließlich muß hier neben der strukturpolitischen Dimension noch ein zweiter 
Bereich erwähnt werden, der empirisch ganz zentral mit wirtschaftspolitischen 
Kontroversen verknüpft war, aber dennoch hier nicht berücksichtigt werden konnte. 
An zahlreichen Stellen vor allem im 5.) Kapitel wird nämlich Bezug auf die reform- 
politischen Pläne speziell der SPD genoirmen (denen selbstverständlich für ganz 
bestimmte Bereiche Veränderungswünsche und -Vorstellungen des DGB entsprachen), 
ohne daß zuvor systematisch hätte geklärt werden können, welche Dimension Reformpo- 
litik in bürgerlichen Gesellschaften hat, in welchem Verhältnis zur ökonomischen 
Entwicklung sie grundsätzlich steht und welche Funktionen konkret der reformpoliti- 
schen Offensive der SPD Ende der sechziger Jahre zukamen. Das hier vorgestellte 
Projekt sollte ursprünglich gerade diesen Fragen anhand der Vermögensbildungsreform 
nachgehen; jedoch erwies es sich sehr rasch als notwendig, eine vorgängige detail- 
lierte Analyse wirtschaftlicher und wirtschaftspolitischer Vorstellungen der Ver- 
bände und Parteien vorzunehmen. Diese wird hiermit vorgelegt in der Hoffnung, daß 
damit ein Anstoß für andere erfolgt, nun die Brücke zur Reformpolitik zu schlagen. 



V. 

Bei der Bearbeitung des empirischen Materials, der Quellen, tauchen verschiedene 
methodische Probleme auf. Für die Analyse konjunkturpolitischer Stellungnahmen der 
Verbände boten sich als Quellen deren periodisch erscheinende Publikationen wie 
Zeitschriften, Jahresberichte etc. an (A 1;3;24;38). Dabei muß für den DGB eine 
wichtige Differenzierung im Auge behalten werden: Während die 'Gewerkschaftlichen 
Monatshefte' häufig Beiträge tarifpolitischer Praktiker enthalten, werden die 'Mit- 
teilungen' des wissenschaftlichen Instituts des DGB ihrer Natur gemäß eher von den 
Gewerkschaften verbundenen Wissenschaftlern gestaltet. Es zeigte sich im Laufe der 
Auswertung des Materials, daß letztere oft zu pointierteren, konfliktorientierteren 
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Stellungnahmen neigen, was durchaus als ein Beleg für die noch im Einzelnen zu 
beschreibenden kompromißfördernden Wirkungen der institutionalisierten Praxis des 
Verteilungskampfes gewertet werden kann. Wenn die 'WSI/WWI-Mitteilungen' dennoch, 
trotz dieser Unterschiede, auch als Quelle verwendet wurden, so deshalb, weil sie 
ein Bild jener innergewerkschaftlichen Strömungen vermitteln können, die auf der 
Thematisierung scharfer gesellschaftlicher Interessengegensätze und der Fortdauer 
existentieller Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse beharren. Ohne die Berücksich- 
tigung dieser Strömungen müßte der Eindruck innerer Widersprüchlichkeit und proble- 
matischer Mobil isierungs- und Integrationsstrategien des DGB insgesamt zu sehr 
verblassen gegenüber der Vorstellung eines homogenen organisatorischen Blocks. Es 
wird eine der Hauptaufgaben dieser Arbeit sein, zu zeigen, welche internen Ausein- 
andersetzungen und Lernprozesse im DGB stattfanden, wie wenig er auch als Dachver- 
band äußerst heterogener Einzelgewerkschaften dem Bild eines Monoliths entsprechen 
kann. 

Ähnliche Unterscheidungen konnten für die Arbeitgeberverbände nicht nachgewiesen 
werden, da sich die hier am leichtesten zugänglichen Materialien nicht derart klar 
in praktisch orientierte und wissenschaftlich angelegte Beiträge trennen ließen. Es 
ist aber auch nicht zu erwarten, daß derartig voneinander abweichende Stellungnah- 
men etwa des BDA-Präs identen und eines Mitarbeiters des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft vorkomnen könnten, wie dies bei den Gewerkschaften der Fall ist, da 
letztere ihrer Natur entsprechend Flügelbildungen irrmer zulassen müssen, von denen 
sich einige als prinzipiell dem kapitalistischen System verbunden definieren, 
andere ihm dagegen äußerst kritisch gegenüber stehen. 

Selbstverständlich hätten die internen Differenzierungen der Gewerkschaften detail- 
lierter erfaßt werden können, wäre noch eine zusätzliche Analyse etwa der Protokol- 
le der DGB-Bundeskongresse vorgenomnen worden. Darauf mußte in erster Linie aus 
arbeitsökonomischen Gründen verzichtet werden; diese Unterlassung kann jedoch auch 
dadurch sachlich gerechtfertigt werden, daß der Aspekt der innerorganisatorischen 
Legitimation durch Verfahren (vgl. Abschnitte 1.5) und 2.2.3)), der bei Kongressen 
und Parteitagen eine Rolle spielt, bei den Gewerkschaften gegenüber ihrer Selbst- 
rechtfertigung durch materielle Leistung im Tarifkonflikt zurücktritt und daher 
hier auch nur begrenzt berücksichtigt werden muß. 

Dagegen ist er für die Parteien äußerst wichtig, weshalb die Parteitagsprotokolle 
der beiden großen Volksparteien SPD und CDU (A 4-12; A 26 - 32) und die Partei- 
zeitschrift der SPD (A 17) zur Kontrolle mit in die Untersuchung einbezogen wurden. 
Zwar stehen hier die parlamentarischen Debatten aus den geschilderten Gründen im 
Zentrum der Betrachtung (A 36), aber speziell für die SPD, die über ein reges und 
höchst kompliziertes parteiinternes Innenleben verfügt, erwies es sich als sinn- 
voll, die Parteitagsdiskussionen mit zu berücksichtigen. Demgegenüber wird an 
geeigneter Stelle zu konmentieren sein (vgl. das 5.) Kapitel), wie sich erklären 
läßt, daß die CDU-Parteitage praktisch keine wirtschaftspolitischen Kontroversen 
kannten und die Protokolle daher tatsächlich nur der Kontrolle der Ergebnisse 
dienten und nicht im Einzelnen verarbeitet werden konnten. 

Es könnte der Einwand erhoben werden, an die Öffentlichkeit gerichtete parlamenta- 
rische Debatten und zumindest auch der internen Selbstverständigung dienende, in 
Zeitschriften erscheinende Beiträge von Verbandsfunktionären seien nicht miteinan- 
der vergleichbar, da sich die je eigenen Funktionen und Bedingungen des Mediums, in 
dem jeweils argumentiert werde, auf den Inhalt der Stellungnahmen niederschlage. 
Nun sind sicherlich die Aussagen von Rednern im Parlament und vor Parteitagen auch 
von der Umgebung und den Ritualen geprägt, die bei solchen Diskussionen vorherr- 
schen. Es läßt sich jedoch durchaus inhaltsanalytisch differenzieren zwischen den 
Gehalten wirtschaftspolitischer Aussagen, die dann mit Stellungnahmen der Verbände 
vergleichbar werden, und den Gesetzmäßigkeiten politischer Großveranstaltungen und 
des Wahlzyklus, die die Form der Reden spezifisch beeinflussen. Zudem bieten gerade 
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diese Unterschiede möglicherweise Material an für die Frage nach den unterschiedli- 
chen Legitimationszwängen, denen Verbände und Parteien jeweils unterliegen. Von 
daher erscheint es sehr wohl gerechtfertigt, dieses Material trotz dieser Schwie- 
rigkeiten zum Vergleich mit Veröffentlichungen in Verbandszeitschriften heranzuzie- 
hen; sofern man nur im Verlauf der Analyse das Problem nicht .aus den Augen ver- 
liert, dürfte es sich nicht als allzu gravierend erweisen. An einer Stelle aller- 
dings erwies sich die Analyse der nach innen gerichteten Medien der Parteien als 
absolut unverzichtbar, als es nämlich um interne Diskussionsprozesse Mitte der 
siebziger Jahre innerhalb der SPD ging, die aus den parlamentarischen Reden ihrer 
Führer einfach nicht erkennbar wurden. Die Gründe dieser Selektivität werden zu 
erörtern sein. (Vgl. Abschnitt 5.3.1)). 



VI. 

Es ist mir mehr als nur eine Pflichtübung, an dieser Stelle Dank zu sagen. Er gilt 
zunächst und vor allem dem Betreuer dieser Arbeit, Prof. Dr. Theo Schiller, 
Marburg, ohne den im wahrsten Sinne des Wortes diese Arbeit in der nun vorliegenden 
Fassung nicht hätte abgeschlossen werden können. 

Darüber hinaus möchte ich Christa Zydra, Gerhard Dietel, Herta Reisig und Peter 
Eiborg danken, die mir nahe waren, als dieses Projekt entstand, und die mich 
begleitet haben, bis es abgeschlossen werden konnte. 




- 9 - 



1.) Zur Theorie der Interessengruppen 



1.1) Entwicklung und Stand bisheriger interessengruppentheoretischer Überlegungen 

Imoer wieder, seit die Interessengruppen!) Gegenstand wissenschaftlicher Betrach- 
tung geworden sind, haben Überlegungen hinsichtlich ihres Verhältnisses zum Staat 
im Vordergrund der Analyse gestanden. Seit Thomas Hobbes zieht sich eine lange 
Tradition durch die Geschichte interessengruppentheoretischen Denkens^), die stets 
den Staat als äußersten Bezugspunkt des Gruppenhandelns angenommen hat. Ganz 
gleich, ob Verbände - von frühneuzeitlichen Staatsdenkern bis zu Theodor Eschenburq 
und den Neokonseryativen - als gefährliche Einschränkung staatlicher Souveränität 
negativ bewertet^) oder ob ihr pluralistischer Wettbewerb um politischen Einfluß 
als die eigentliche Bedingung der Möglichkeit einer Verwirklichung gesell schaft fl - 
eher Gerechtigkeit gelobt wurdet - nie bestanden sie sozusagen 'aus eigenem 
Recht', irriner war der Staat, im guten wie im bösen, die ulitma ratio verbandsförmi- 
gen Handelns. Wenngleich im Lauf der Zeit allmählich immer differenziertere Funk- 
tionszuschreibungen der Interessengruppen entwickelt wurden^), so änderte dies 
nichts an der Auffassung, daß sie diese Funktionen quasi nur als Vorgabe für 'das 
Eigentliche', nämlich politisch-staatliches Handeln, erfüllten. 

Von diesem Verdikt^) sind auch neueste Arbeiten über Interessenverbände nicht 
auszunehmen, wie im folgenden anhand der beiden derzeit in der wissenschaftlichen 
Beschäftigung mit den Interessengruppen dominierenden Ansätze gezeigt werden soll. 

1.1.1) Theorien zur Reform der internen Verbandsstruktur 

Sowohl Popp (1975)7) als auch Teubner (1978)8) befassen sich mit dem Zuwachs öf- 
fentlicher Funktionen der Verbände und dem Problem, wie sich die Übernahme neuer 
Aufgaben auf die innere Verfassung der Interessengruppen niederschlägt. 

Popp untersucht die Rolle der Verbände angesichts wachsender "staatliche(r) Lei- 
stungen..., denen ... vorwiegend die Funktion zukormrt, die aus der Produktions- 
sphäre herrührenden gesellschaftlichen Ungleichheiten soweit auszugleichen, daß 
eine eruptive systembedrohende Konfliktentladung unwahrscheinlich wird. "9) Da die 
"traditionellen Institutionen repräsentativ-demokratischer Systeme nicht ausge- 
reicht haben, die gesellschaftliche Interessenvielfalt zum Ausdruck zu bringen und 
im politischen Entscheidungsprozeß zu berücksichtigen", 10) müßten die Verbände als 
"Medium angesehen werden", um "schon inner verband lieh aggregierte und zu politi- 
schen Forderungen verarbeitete gesellschaftliche Interessen in den Willens- und 
Entscheidungsprozeß einzubringen"!!). Sie erwiesen sich daher "als Korrektiv zu den 
herkömmlichen Institutionen der repräsentativen Demokratie"!^). Korrigierend wirk- 
ten sie dabei nicht nur hinsichtlich der "Funktions- und Leistungsfähigkeit des 
politischen Systems", sondern auch, soweit sie "seine demokratische Legitimations- 
kraft erhöhen, indem 'die Willensbildung der staatlichen Amtsträger ... durch die 
näher bei der legitimierenden Basis stehenden Verbände gleichsam an diese zurückge- 
koppelt' wird."!3) 

Angesichts dieses Aufgabenkatalogs, den Popp den Verbänden zuschreibt, wird es 
verständlich, daß er ihrer inneren Verfassung große Aufmerksamkeit widmet. 14) 
Bemerkenswert ist nun aber, zu welcher Begründung der Notwendigkeit innergewerk- 
schaftlicher Demokratie er gelangt: "Für die von den Gewerkschaften wahrgenomnenen 
öffentlichen Aufgaben folgt hieraus, daß die Organisationsfreiheit bzw. Satzungsau- 
tonomie durch das Erfordernis zweckgerechter Aufgabenerfüllung begrenzt wird. Unter 
Zugrundelegung des Sinns der verfassungsrechtlichen Garantie der Interessenver- 
bands- wie Koalitionsfunktion, nämlich die politische Einflußlosigkeit bzw. die 
wirtschaftliche Unterlegenheit auf individueller Basis durch kollektiven Zusammen- 
schluß der einzelnen mit ähnlichen Interessen zu überwinden, wurde nachzuweisen 
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versucht, daß die Erreichung dieses für die politische und soziale Ordnung bedeut- 
samen Zwecks eine von den Mitgliedern ausgehende Willensbildung von unten nach oben 
verlangt. Zwecks Erfüllung der ihnen zuqewiesenen Aufgaben sind die Gewerkschaften 
daher zu einer entsprechenden Organisation der Willensbi Iduna verpflichtet, die 
hier mehr zur Abkürzung als 'demokratisch 1 bezeichnet wird."15J 

An dieser Stelle soll nicht näher darauf eingegangen werden, inwieweit dieser 
Ansatz, gegen seinen Willen, vielleicht Hilfestellung leistet bei dem Versuch einer 
Beschneidung gewerkschaftlicher Aktionsspielräume durch ein Verbändegesetz, das 
unter dem rhetorischen Etikett der 'Demokratisierung' auf die Paralysierung gewerk- 
schaftlicher Geschlossenheit von innen zielt. 16) Vielmehr gilt es hier, den inter- 
essengruppentheoretischen Grundgedanken festzuhalten: Weil die Institutionen der 
repräsentativen Demokratie der gesellschaftlichen Interessenvielfalt nicht gerecht 
werden und der Staat demzufolge seine Konfliktvermeidungs- bzw. -pazifierungsfunk- 
tion nicht genügend ausfüllen kann, müssen die Verbände intern offen genug struktu- 
riert sein, damit Informationen über den Interessendruck an der gesellschaftlichen 
Basis aufgenommen und nach oben, an den Staat, weitergegeben werden können. 

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt auch Teubner , wenngleich er im Gegensatz zu Popp 
offenbar zunächst weniger eindeutig den Staat und seine Aufgaben als Bezugspunkt 
innerverbandlicher Umstrukturierungskonzepte zu bestimmen scheint. Als "Bezugspro- 
bleme der Verbandsfunktionen" definiert er nämlich "einmal für das politische 
System dessen gesellschaftliche Funktion der Bildung von Macht zur Herstellung 
kollektiv verbindlicher Entscheidungen und zum anderen für die Mitgliederumwelt die 
Integration von Mitgliederhandlungen in das Rollengefüge des Verbandes. "!') Darüber 
hinaus konzentriert er seine Untersuchung besonders auf die 'Tarif au tonomie als 
Paradigma' 18), d.h., auf denjenigen Bereich des Verbändehandelns, der eigentlich 
gerade nicht auf den Staat bezogen zu sein scheint. 

Teubner siedelt die Interessengruppen in einem Spannungsfeld zwischen politischem 
System/Staat und Basis an, wobei - und das ist entscheidend - er die Anforderungen, 
die beide 'Umwelten' an die Organisation stellen, nicht unbedingt als inkompatibel 
ansieht. 19) Dadurch gelangt er dann letztlich doch wieder zu einem Primat der 
Erfüllung der von seiten des politischen Systems gesetzten Aufgaben und einer in 
erster Linie diesen Funktionen entsprechenden internen Struktur. 20) Teubners Über- 
legungen enden bei Vorschlägen, die denen Popps vergleichbar sind, indem er für das 
Tarifsystem die verstärkte Anwendung des Prinzips 'Legitimation durch Entschei- 
dungsbetei ligung' befürwortet: "Auf der einen Seite ist es gesichertes empirisches 
Ergebnis, daß Entscheidungsbeteiligung die 'Verpflichtungsfähigkeit' einer Organi- 
sation steigert. 'Legitimation durch Verstrickung' ist das einschlägige Problem- 
stichwort. Auf der anderen Seite ist angesichts des Scheiterns wohlfahrtsökonomi- 
scher Aggregationsmodelle politische Partizipation ein wichtiges, wenn nicht das 
einzige effektive und legitime Mittel, 'Konsensfähigkeit' zu erzeugen. "21) 

Auch hier dient wieder die Demokratisierung der Verbände, konkretisiert als Auswei- 
tung von internen Partizipationsrechten, letzten Endes der Effizienzsteigerung 
verbandlicher Aufgabenerfüllung im Interesse der Übernahme staatlich gesetzter, 
hier: durch bewußte Ausgrenzung gesetzter Funktionen; denn Teubner definiert auch 
das Tarifsystem und die Rolle, die die Verbände in ihm spielen, ganz eindeutig als 
"verbandlich(e) Urrviel tleistun(g) an das politische System". 22) 

Dabei weist ohne Zweifel die Komplexität seines Modells der Tarifautonomie, in dem 
die beteiligten Verbände sowohl den vom Staat gesetzten Anforderungen der Ver- 
pflichtungs- und Kompromißfähigkeit als auch dem von den Mitgliedern ausgehenden 
Verlangen nach Interssendurchsetzungs- und Konsensfähigkeit gerecht werden 
müssen23) j in die richtige Richtung. Sobald man nämlich von der Auffassung prinzi- 
pieller Vereinbarkeit zwischen Mitgliederinteressen und Erwartungen des politischen 
Systems an die Verbände (besonders die Gewerkschaften) abrückt, bietet diese diffe- 
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renzierte Funktionsbeschreibung in der Tat ein realistisches Bild der Probleme, in 
die die Interessengruppen geraten, sobald sie dem politischen System Aufgaben ab- 
nehmen. Was jedoch auch dieser Betrachtungsweise systematisch entgeht, ist, daß die 
Verbände eben nicht ihren ganzen Daseinszweck in der Entlastung des Staates von 
bestirrmten Schwierigkeiten finden. Bevor diese Überlegung jedoch ausführlich ent- 
wickelt wird, soll noch ein zweiter Strang der wissenschaftlichen Diskussion vorge- 
stellt werden, der zur Zeit die Beschäftigung mit den Interessengruppen weitgehend 
beherrscht, aber wiederum völlig auf ihre Rolle gegenüber dem Staat fixiert ist: 
die Korporatismusdiskussion. 

1.1.2) Die Korporatismusdiskussion 

Zweifellos besteht der sozialgeschichtliche und politische Hintergrund für die 
Entwicklung der im vorigen Abschnitt skizzierten theoretischen Ansätze in dem 
Prozeß der tatsächlich immer stärkeren Kooperation von Staat und insbesondere den 
sozio-ökonomi sehen Großverbänden. Ein Blick auf die Realität der Politikformulie- 
rung und -implementierung in der Bundesrepublik zeigt, wie eng verflochten staatli- 
ches Handeln im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich mit den Aktivitäten der 
dort angesiedelten Interessengruppen ist. Von daher wird das staatliche Interesse 
an funktionierenden, d.h. aber vor allem: für die Aufnahme und Weitergabe gesell- 
schaftlicher Interessen offener Verbände durchaus verständlich, denn wie sonst 
könnten etwa "Konzertierte Aktionen" mit Unternehmerverbänden und Gewerkschaften 
oder mit Ärzteverbänden23a) die Findung und Durchsetzung staatlicher Entscheidungen 
erleichtern, würden diese Organisationen unempfindlich für die Bedürfnisse, Forde- 
rungen und Widerstände derjenigen Gesellschaftsmitglieder, die von diesen Entschei- 
dungen jeweils betroffen sind. 

Mit diesem Komplex befaßt sich seit Jahren die Korporatismusdiskussion. Der 1979 
erschienene Sarrmelband von v.Alemann/Heinze^ ) lieferte als eine der ersten Publi- 
kationen einen überblick über Bandbreite und Fragestellungen dieses Ansatzes, nicht 
zuletzt aber auch über die aktuelle politische Stoßrichtung dieser Debatte in der 
Bundesrepublik, die eng mit dem Bestreben von CDU und FDP verbunden war, über den 
Hebel eines Verbändegesetzes25) die großen Interessengruppen, vor allem die Gewerk- 
schaften, in den disziplinierenden Griff des Staates zu bekomnen. 

Zum Zeitpunkt dieser ersten Veröffentlichung war noch ungeklärt, ob Korporatismus 
als ökonomisches Phänomen zu betrachten sei, nämlich als die Verbindung privaten 
Eigentums mit öffentlicher Kontrolle, oder eher als politische Erscheinung der 
räteförmigen Repräsentation von Interessen, oder ob hier ein sozio-politisch- 
ökonomisches Syndrom vorliege, "nämlich allgemeine Formierungstendenzen staatlicher 
Institutionen mit gesellschaftlichen Großgruppen und Eliten, um durch harmonisie- 
rende Gemeinwohl vorstell ungen Legitimationsdefizite zu überwinden. "26) Aber schon 
damals deuteten die Beiträge führender Vertreter dieser Theorie - Schmitter^ ) und 
Lehmbruch^ Q) - darauf hin, daß die dritte Variante wohl am ehesten den Konsens der 
Forschung finden würde. 

Auf dem Hintergrund einer historischen Analyse gelangte Schmitter zu folgendem 
Ergebnis: "Wenn der Hauptschlüssel zum Verständnis unterschiedlicher Regierbarkeit 
weniger in den 'objektiven' Größen gesamtwirtschaftlicher Leistung, sozialer Kon- 
flikte und Klassenbeziehungen liegt und mehr in der Art und Weise, wie verschieden- 
artige Interessen zwischen bürgerlicher Gesellschaft und Staat vermittelt werden, 
dann hat unsere Diskussion einige spezifische empirische Dimensionen nahegelegt, 
die zur Erklärung dieser Unterschiede herangezogen werden können: die Breite der 
Repräsentanz, die Dichte der Mitgliedschaft und die korporatistische Struktur. 
Politische Systeme, in denen Interessen durch formale Vereinigungen hindurchge- 
schleust werden, die die größte Vielfalt potentieller Interessen mit einem national 
verzweigten Geflecht von Organisationen vertreten, die einen maximalen Prozentsatz 
der potentiell Betroffenen als Mitglieder erfassen, deren Beziehungen zum Staat 
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monopolistisch, spezialisiert und hierarchisch sind und auf unauffällig-verschwie- 
gener Zusammenarbeit basieren, sollten eher regierbar, stabil und effektiv sein - 
zumindest kurzfristig unter den Bedingungen heutiger Regierungstätigkeit. 

Lehmbruch konkretisierte diese Überlegungen in Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Grundstruktur kapitalistischer Gesellschaften und definierte liberalen Korporatis- 
mus^) als ein System der Instrumentalisierung der sozio-ökonomi sehen Großverbände 
durch den Staat^l) zum Zweck der “Regulierung von Verteilungskonflikten, die für 
die staatliche Verantwortung für wirtschaftliche und gesellschaftliche Stabilität 
und wirtschaftliches Wachstum relevant sind. "32) Er stelle daher "primär eine neue 
Form der staatlich gelenkten Regulierung des Klassenkonflikts dar. “33) 

Auch die Grenzen derartiger Arrangements wurden 1979 schon thematisiert, wenn 
beispielsweise Qffe schrieb: "Die offene Flanke jedes liberal-korporativistischen 
Programms zur Gestaltung des Verhältnisses zwischen Staat und organisierten Inter- 
essen, welches das Prinzip der staatsbürgerlichen (territorialen) Repräsentation 
mit dem der funktionalen Repräsentation kombiniert, liegt darin, daß weder die 
Dauerhaftigkeit noch ein vertretbarer 'Preis' der korporativen Beziehung gewährlei- 
stet werden kann. "34) »ihre Dauer verdanken (alle Arrangements funktionaler Reprä- 
sentation, C.S.) entweder, wie in allen nicht-liberalen korporativistischen Syste- 
men, der offenen Repression, mit der die Frage nach der Legitimität des Verfahrens 
selbst zum Schweigen gebracht wird, oder einem bloß empirischen und deshalb jeder- 
zeit aufkündbaren Einverständnis der Beteiligten, das durch Taktiken der 'moral 
persuasion', durch 'filzokratische' Symbiosen und informelle Mechanismen kultiviert 
werden kann. Solche Stabilisatoren verlieren allerdings ihre Wirkung in dem Augen- 
blick, in dem sie für Dritte sichtbar werden, womit dann zumindest die Verpflich- 
tungsfäh igkeit der Gewerkschaften gegenüber ihren Mitgliedern in Mitleidenschaft 
gezogen wird. "35 J 

Diese Grundpositionen der Korporatisten sind in den Folgejahren ausdifferenziert36) 
und teilweise offener formuliert worden, und vor allem ihre Reichweite wurde von 
den Hauptvertretern begrenzt. 37) So wollen v.Alemann/Heinze 1981 "neokorpora- 
tistisch(e) Tendenzen ... als eine Strategie" verstanden wissen, "die ein Bündel 
gemeinsamer Mittel in unterschiedlichen Gesellschaften und Teilbereichen mit diver- 
gierenden Interessen und Ideologien verbindet. "38) Korporatismus gilt nurmehr als 
'sozioökonomische Strukturvariante '39), bei der kein eindeutiger 'Gewinner' identi- 
fiziert werden könne: "Staat und Verbände sind direkt voneinander abhängig und 
profitieren gegenseitig, so daß keiner ohne den anderen sein kann. Auf die oft 
gestellte Frage, wer wen beherrscht, ist deshalb keine Antwort möglich. Es hat sich 
eine funktionale Politikverflechtung herausgebildet. "40) Und auch Schmitter41) 
befaßt sich wesentlich mehr mit Problemen, Widersprüchen und Grenzen korporati- 
vistischer Politikstrukturen, die am ehesten in ökonomischen Schönwetterperioden 
funktionieren könnten, aber laufend von ökonomischen Knappheits- und sozialen Sym- 
metrieprob lernen bedroht seien und letzten Endes am ehesten von den Unternehmern 
aufgekündigt würden, wenn diesen nämlich die Kosten dieser Arrangements im weite- 
sten Sinne zu hoch würden und die - ihnen prinzipiell stets mögliche - Rückkehr zur 
Interessenvertretung als autonome Wirtschaftssubjekte geraten erscheinen ließen. 42) 

Der Glaube an die Fähigkeit des bürgerlichen Staates zur Instrumentalisierung, 
vielleicht sogar zur Domestizierung der sozio-ökonomi sehen Großverbände ist - so 
darf hier geschlossen werden - auch in den Reihen der Korporatisten brüchig gewor- 
den. Aber unverändert ist der Blickwinkel dieses Ansatzes geblieben, der allein das 
Verhältnis von Verbänden und Staat betrachtet. 43) Es scheint daher an der Zeit, die 
Lücken näher zu thematisieren, die unvermeidlich entstehen, fixiert man wie hypno- 
tisiert nur denjenigen Teil des Verbändehandelns, der mit dem Staat in Berührung 
kommt, bzw. nur den Bereich staatlichen Handelns gegenüber der Gesellschaft und 
ihren Organ isationen44). Allzu leicht ergeht es Betrachtern dieses Typs wie uner- 
fahrenen Seeleuten in der Arktis: Gebannt auf das obere Siebtel des Eisberges 
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starrend, laufen sie auf die unter Wasser liegende Masse auf - und erleiden Schiff- 
bruch. 

1.1,3) Zur Kritik des gegenwärtigen interessenqruppentheoreti sehen Entwicklungs- 
standes 



Gewiß ist deutlich geworden, um wievieles differenzierter Analysen von Verbänden 
mittlerweile ausfallen, gemessen an früheren kruden pressure-politics-Konzeptionen. 
Die interne Verbandsstruktur gilt inzwischen weder als neutral gegenüber den durch 
sie zu transportierenden Mitglieder interessen noch als oligarchisch blockierter 
Filter, der nur eine elitäre Clique von Verbandsbürokraten vor den authentischen 
Bedürfnissen ihrer Basis abschotten soll. Vielmehr liegen mittlerweile ausgewogene 
Darstellungen der Widersprüche und Spannungen vor, denen jede gesellschaftliche 
Organisation ab einer bestirnten Größe und Machtposition unvermeidlich unterliegt. 
Und auch die Beziehung zwischen Verbänden und Staat werden nicht länger als Ein- 
bahnstraßen von 'pressure' von unten nach oben bzw. Indienstnahme von oben nach 
unten überzeichnet, sondern auf wechselseitige Verflechtungen und Abhängigkeiten 
wird ausführlich eingegangen. 

Aber: 

- Welchen Stellenwert haben verbands interne (Dienst)Leistungen für die Beziehung 
zwischen Interessengruppen und Mitgliedern, wie wirken sie sich auf die gesell- 
schaftliche Machtstellung der Organsisationen aus? 

- Welche Bedeutung kommt dem autonomen interverbandl ichen Konf 1 iktaustrag zu, fern- 
ab vom Staat, gestützt auf eigene, genuine Machtressourcen? Welche Auswirkungen 
auf die Beziehungen zwischen Organisation und Basis hat er ? 

- Was bedeutet es für die konkrete Ausprägung der Politik in der bürgerlichen 
Gesellschaft des zwanzigsten Jahrhunderts, daß 'der Staat ' heute nahezu monopol- 
artig von den Parteien besetzt und getragen wird? 

- Welche Beziehungen bestehen zwischen Verbänden und Parteien ? 

- Welche sozio-ökonomi sehen Rahmenbedingunqen wirken auf das Handeln der Verbände, 
auf ihr Zusamnenspiel mit Parteien und Staat ein? Welche Verbände werden durch 
sie begünstigt, welche benachteiligt, und in welcher Form? 

- Wann und unter welchen Bedingungen entscheiden sich die Verbände für eine der 
vier ihnen zur Verfügung stehenden Handlungsebenen : innerverbandlich, interver- 
bandl ich, gegenüber Parteien, gegenüber dem Staat? 

- Welche Interessen werden mit welchen Mitteln auf welchen Ebenen angemeldet - und 
welche fallen unter den Tisch? 

Mit anderen Worten: Es kann nicht genügen, nur einen, ganz begrenzten Teil ver- 
bandsförmigen Handelns - wie differnziert auch immer - zu analysieren und ihn 

anschließend als Wesensmerkmal der Interessengruppen schlechthin zu definieren. 
Verbände werden zuallererst an der gesellschaftlichen Basis aktiv, deren Interessen 
sie erfassen, organisieren, ausgrenzen, bearbeiten, verändern und schließlich zu 
realisieren suchen. Der Bezug auf den Staat ist nur eine , und nicht die unproblema- 
tischste, strategische Variante der Verbände, diesen Prozeß zu betreiben. Oder, wie 
Zeuner schon vor Jahren formuliert hat, ohne jedoch damit auf große Resonanz zu 
stoßen: "Hier liegt die Wurzel für die Tautologieträchtigkeit etatozentri scher 
Verbandseinflußforschung: Weil in der abstrakt-allgemeinen Sphäre der Politik In- 
teressen nur dann Berücksichtigung finden können, wenn sie sich selbst auf ab- 
strakt-allgemeine Ziele und 'Güter', z.B. 'Recht' (als allgemeine Gesetze) und 

'Geld' (als Umverteilung) beziehen, erscheinen die so verformten Interessen als 
einander wesensgleich, prinzipiell vereinbar, durch Kompromiß ausgleichbar etc. "45) 
"Die Mechanismen der Transformation gesellschaftlicher Widersprüche auf die Ebene 
der Politik, in der Ungleiches als gleich und frei miteinander Konkurrierendes 
erscheint, werden ausgeblendet, allenfalls in einen nicht näher bestimmten 'vorpo- 
litischen Raum' verlagert. "46) 
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Damit stehen zusarrmengefaßt zwei Fragen auf der Tagesordnung der Interessengruppen- 
theorie: 

- Wie vermitteln sich die verschiedenen Ebenen verbandsförmigen Handelns - intern, 
interverbandlich, gegenüber Parteien, gegenüber dem Staat - untereinander und mit 
den Handlungsalternativen anderer interessenverarbeitender Organisationen, insbe- 
sondere der Parteien? 

- Welche Inhalte von Interessen werden auf diesen Ebenen interessengruppenspezifi- 
schen Handelns verarbeitet? 

Diesen Fragen gelten die folgenden theoretischen Überlegungen, wobei es sich von 
selbst versteht, daß das Problem der Interesseninhalte nicht losgelöst von konkre- 
ten Verbänden behandelt werden kann. Es wird daher vor allem im Zusamnenhang mit 
der Übertragung des entwickelten Ansatzes auf Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf- 
ten zur Sprache kommen. 

1.2) Verbandsförmige Interessenverarbeitung - Zur Schlüsselkategorie der Selektivi- 
tät 

Mit der kürzlich erschienen Arbeit von Streeck über "Gewerkschaftliche Organisa- 
tionsprobleme in der sozialstaatlichen Demokratie"*) liegt eine Untersuchung über 
einen zentralen Ausschnitt des Interessenverbands-Spektrums vor, die trotz ihres 
korporati st i sehen Ausgangspunktes eine gänzlich andere als die traditionell, etato- 
zentristische Sichtweise erlaubt. Streeck konzipiert zwar zunächst das Verhältnis 
zwischen Staat und sozio-ökonomi sehen Großverbänden als liberalen Korporativismus, 
dem die "Kooptation der Arbeiterbewegung in ein vom Staat organisiertes System der 
kooperativen Konf 1 i ^Verarbeitung "2) gelungen sei, mit dem Ergebnis einer "engen 
gegenseitigen Verklammerung zwischen staatlichen Bürokratien und gesellschaftlichen 
Interessenorganisationen, durch die die traditionellen Unterscheidungen und Funk- 
tionsabgrenzungen zwischen Staat und Gesellschaft, öffentlicher und privater 
Sphäre, Gesetz und Vertrag in weiten Bereichen an Bedeutung verloren haben. "3) 

Streecks eigentliche Untersuchungsgegenstände sind jedoch die Probleme, die den 
Gewerkschaften organisationsintern als Folge ihrer Teilnahme an korporatistischen 
Arrangements entstehen, sowie deren verschiedene Versuche zu ihrer Lösung. Hierfür 
bedient er sich eines auf Parsons aufbauenden organisationssoziologischen Ansatzes, 
der Organisationsstrukturen in Zusammenhang mit der sanktionierenden Organisations- 
umwelt und den eigentlichen Organisationsaufgaben bringt: "Organisationsstrukturen 
sind sedimentierte 'Programme' zur Auswahl und Aggregation von Situationsdeutungen 
und Interesseninterpretationen, denen gegenüber die Umwelt der Organisation als 
eine Art 'Auszahlungsmatrix' erscheint, in der jede der Organisation mögliche Poli- 
tik mit einer bestimmten Sanktion verknüpft ist. "4) Parsons zufolge muß jeder 
Organisationstyp dabei folgende Funktionen übernehmen und ausfüllen: 

- Adaption im Sinne von Subsistenzsicherung durch Ressourcenmobilisierung; 

- Zielerreichung; 

- Integration; 

- Identitätserhaltung; 

wobei zwischen allen vier Systemfunktionen ein unauflöslicher Zusammenhang besteht. 
Ganz gleich, welche den Primat jeweils erhält - immer müssen auch die anderen drei 
berücksichtigt werden. 5) Mit diesem Ansatz bietet sich die Möglichkeit einer Be- 
trachtung der Verbände ohne sofortige Fixierung auf ihr Verhältnis zum Staat. 

Die 'Organisationsumwelt' von Interessenverbänden besteht in der gesellschaftlichen 
Interessenstruktur einerseits, d.h., in den (potentiellen) Mitgliedern, in den 
übrigen interessenverarbeitenden Organisationen andererseits, deren wichtigste die 
Parteien und der Staat, d.h., das institutionelle Zentrum administrativer Entschei- 
dungsvorbereitung und -implementierung und politischer Entscheidung, sind. Im 
folgenden soll zunächst näher auf den Umweltbereich 'gesellschaftliche Interessen- 
struktur' eingegangen werden, um im Anschluß daran die Funktionen der Verbände als 
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einem speziellen Typus interessenver arbeitender Organisationen darzustellen. Erst 
danach wird ihre Beziehung zu den anderen Organisationstypen, insbesondere zu den 
Parteien, sinnvoll thematisiert werden können. 

1.2.1) Zur gesellschaftlichen Interessenstruktur 

Die gesellschaftliche Interessenstruktur, die den Verbänden zunächst vorgegeben 
ist, in der sie sich aber zu verankern suchen, wodurch sie ihrerseits verändernd 
auf jene zurückwirken, wird im wesentlichen bestimmt von der Organisation des 
Zusammenlebens und der materiellen Reproduktion der Gesellschaftsmitglieder. 

Es soll an dieser Stelle kein überblick über den Stand der Interessentheorie und - 
forschung gegeben werden®); vielmehr ist der Interessenbegriff, der dieser Untersu- 
chung zugrundeliegt, kurz zu definieren. Danach sind Interessen handlungsrelevant 
gewordene Verfestigungen von Bedürfnissen, die ihrerseits aus dem subjektiven 
Empfinden von Mangellagen erwachsen. Interessen zielen auf die Überwindung dieser 
Mangel lagen bzw. auf die Erhaltung und Sicherung von Situationen, in denen sie 
überwunden oder zumindest eingeschränkt sind. Was jedoch von den Individuen jeweils 
als Mangel empfunden wird, kann nicht ein für alle Mal definiert und katalogisiert 
werden. Es ist vielmehr Resultat ihrer Auseinandersetzung mit ihrer gesellschaftli- 
chen Umwelt, die ihnen sowohl Mangellagen auferlegt als auch Interpretationen 
dessen liefert, was als Mangel anzusehen ist - und was nicht. 

Somit enthält der Begriff des Interesses eine subjektive und eine objektive Dimen- 
sion 7 ), deren letztere nie losgelöst von den konkreten Formen des gesellschaftli- 
chen Zusammenlebens, der jeweiligen Gesellschaftsordnung, näher bestimmt werden 
kann. In der kapitalistischen Gesellschaft dominiert die antagonistische Konflikt- 
struktur von Lohnabhängigen und Besitzern der Produktionsmittel über alle anderen 
möglichen Formen sozialer Beziehungen, ebenso wie die Produktion und Konsumtion von 
Waren alle anderen Möglichkeiten materieller Reproduktion tendenziell völlig ver- 
drängt. 

Daraus entstehen für die gewählte Interessendefinition folgende Konsequenzen: Re- 
sultierend aus den grundsätzlichen Funktionsprinzipien der kapitalistischen Ökono- 
mie nötigt die gesellschaftliche Umwelt im Kapitalismus der Mehrzahl aller Indivi- 
duen, je nach deren besonderer Stellung im sozio-ökonomischen Reproduktionsprozeß 
unterschiedlich stark ausgeprägt, verschiedene fundamentale Mangel Situationen auf: 

- existentielle ökonomische Abhängigkeit von den Kapitaleignern (ungleiche soziale 
Ste]]unc[ der Gesellschaftsmitglieder); 

- nur begrenzt erwerbbare Ressourcen zur Bedürfnisbefriedigung durch die Ver nutzung 
von Waren und Dienstleistungen, insbesondere in Relation verschiedener sozialer 
Schichten zueinander (ungleiche Verteilung des erwirtschafteten gesellschaftli- 
chen Reichtums); 

- Verkümmerung der Möglichkeit, Bedürfnisse anders als durch den individuellen 
Erwerb und Konsum von Waren und Dienstleistungen zu befriedigen ( Dominanz der Wa- 
renproduktion und der Erwerbs interessen ); 

- Mangel an Möglichkeiten der Einflußnahme auf Entscheidungen über die Grundlinien 
gesellschaftlicher Reproduktion (Begrenzung des Staatsbürger-Status auf die poli- 
tische Sphäre, bei bewußter Ausgrenzung des privatwirtschaftlichen Bereichs). 8) 

Was jedoch von diesen Einschränkungen von den Betroffenen jeweils bewußt erlebt und 
daher - vereinzelt oder im kollektiven Zusamnenschluß - zu überwinden versucht 
wird, ist nie von vornherein entschieden. Vielmehr werden hier Einflußfaktoren 
wirksam, die weiter unten, im Zusammenhang mit den Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
verbänden im einzelnen beschrieben werden sollen. 

Dies ist die gesellschaftliche Interessenstruktur, mit der es die Verbände im 
wesentlichen zu tun haben: Je nach dem Grad der Bewußtwerdunq sind sie vor allem 
mit vier I n teres senpotent i a 1 en k onf ron t i ert : 
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- das Interesse an der Erhaltung bzw. der Überwindung des antagonistischen Verhält- 
nisses von Lohnarbeit und Kapital, d.h., das Interesse des Lohnarbeiters an der 
Aufhebung seiner existentiellen Abhängigkeit bzw. das des Kapitals an seiner 
eigenen Fortexistenz (d.h. aber auch: an der Fortexistenz des Lohnarbeiters); 

- das Interesse am maximalen materiellen Ressourcenerwerb, entweder, um individu- 
elle Bedürfnisse durch den Konsum von Waren zu befriedigen, oder um erneut zu 
investieren, damit eine gegebene Profitrate und -menge gehalten bzw. erweitert 
werden kann. 9) ( Erwerbs interesse; durch die kapitalistische Formbestimmtheit von 
Produktion und Austausch vorrangig durch Marktbeziehungen vermittelt); 

- das Interesse an der kollektiven, nicht individuellen Befriedigung anderer als 
konsumorientierter Bedürfnisse auf anderen Wegen als dem marktförmigen Erwerb von 
Waren^^ienstleistungen oder Geld im Austausch gegen Waren, Dienstleistungen oder 

- das Interesse an der Überwindung begrenzter Einflußchancen auf die prinzipiellen 
Formen des Zusammenlebens, der sozio-ökonomi sehen und politischen Reproduktion. 

Je nachdem, inwieweit aus der Dialektik gesellschaftlicher Einflüsse auf die sub- 
jektive Bewußtseinsbildung und der Reflexion dieser Einflüsse*!) diese Mangellagen 
bewußt empfunden und diese Interessen subjektiv entwickelt, d.h. aber: allererst 
konstituiert werden, müssen sich die Verbände mit ihnen auseinandersetzen. Dabei 
ist es ein seit langem bekannter Topos der Interessengruppentheorie, daß ganz 
bestimmte Interessen besonders organisations- und durchsetzungsfähig sind, andere 
dagegen kaum oder gar nicht durch kollektiven organisatorischen Zusammenschluß 
realisiert werden können. 

Qffe* ^) hat paradigmatisch zwei Bedingungen formuliert, "unter denen sich ein 
gesellschaftliches Interesse überhaupt verbandsförmig repräsentieren 1äßt";:*3) 

- Organ isati onsf äh i gke i t : 11 1 Organ isati onsf äh i g 1 sind gesellschaftliche Bedürfnisse 
dann, wenn sie in ausreichendem Umfang diejenigen motivationalen und materiellen 
Ressourcen mobilisieren können, die zur Etablierung eines Verbandes oder eines 
ähnlichen Instruments der Interessenvertretung erforderlich sind."*4) Dazu S1 - nc j 
besonders die deutlich abgrenzbaren "primären Lebensbedürfnisse" möglichst homo- 
gener sozialer Gruppen geeignet. *5) 

“ Konfliktfähigkeit : "Konfliktfähigkeit beruht auf der Fähigkeit einer Organisation 
bzw. der ihr entsprechenden Funktionsgruppe, kollektiv die Leistung zu verweigern 
bzw. eine systemrelevante Leistungsverweigerung glaubhaft anzudrohen. "*6) 

Diese Überlegungen auf die Verbände gewendet, läßt sich nun formulieren: Inter- 
essenverbände sind Organisationen, die vorrangig die Interessen sozial relativ 
homogener Gruppen zusanmenfassen, und zwar besonders diejenigen, die gegen andere, 
konkurrierende Interessen deutlich abgrenzbar und zugleich den Interessenten selbst 
wichtig genug sind, um sich für ihre Durchsetzung zu engagieren - sei es durch 
persönliche Aktivitäten im Verband, sei es durch finanzielle Unterstützung, oder 
beides. Angesichts der Offe' sehen These von der besonderen Organisierbarkeit 'pri- 
märer Lebensbedürfnisse' und den oben entwickelten Überlegungen hinsichtlich der 
Dominanz der Warenproduktion und -konsumtion als spezifisch kapitalistisches Prin- 
zip der 'Beseitigung von Mangellagen' läßt sich vermuten, daß vor allem diejenigen 
Verbände erfolgreich bei der Organisierung und schlagkräftig sein werden, die die 
Erwerbs interessen bestimmter Gruppen, Schichten, besonders aber Klassen von Waren- 
besitzern (Lohnabhängige und Kapitalisten) umfassen und gegeneinander abgrenzen. 
Dies nicht zuletzt deshalb, weil sie auch diejenigen sind, die ganz besonders 
systemrelevante Leistungen verweigern bzw. ihre Verweigerung am glaubhaftesten 
androhen können. *7) Es sei dabei nur am Rande bemerkt, daß zwischen diesen beiden 
zuletzt genannten Organisationstypen - Gewerkschaften und Unternehmer verband - 
keine Parität herrscht, wie es auch keine Parität zwischen den sie tragenden sozia- 
len Klassen im Kapitalismus geben kann. *8) 

Damit können die folgenden Dimensionen verbandsförmiger Selektivität*^), die sich 
aus der den Organisationen selbst vorausgesetzten, kapitalistisch bestimmten Inter- 
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essenstruktur ergeben, benannt werden: 

- soziale Homogenität der zusammengefaßten Interessen; 

- inhaltliche Konzentration auf die Erfassung von existentiellen Lebens-, d.h. aber 
in der kapitalistischen Gesellschaft vorrangig: Erwerbsinteressen von Warenbesit- 
zern, die besonders deutlich voneinander abgegrenzt werden können; 

- hohe Intensität des Interessenbewußtseins (Dringlichkeit der Interessenbefriedi- 
gung); 

- entsprechend enge Beziehung zwischen der Basis der. Interessenträger und ihrer 
Organisation, die ihnen die Realisierung dieser als dringlich empfundenen Inter- 
essen in Aussicht stellt. 

Verbände, die diesen Selektivitätskriterien genügen bzw. sie in ihrer Struktur 
selbst aufweisen, werden erfolgreicher die von ihnen vertretenen Interessen reali- 
sieren können als Organisationen, die auf sozial inhomogenen Gruppierungen mit weit 
gefächerten, diffusen Interessen aufbauen, deren Erfüllung für den Fortbestand der 
Gesellschaft nicht zentral ist und die auch für ihre eigenen Träger nicht unbedingt 
im Mittelpunkt ihres Lebens stehen. 20] Daher lassen sich zwei grundsätzliche Selek- 
tivitätsstrukturen der Verbände festhalten, die das Resultat der ihnen vorgegebenen 
Interessenstruktur sind: 

- sozialstrukturelle Selektivität im Sinne von Vereinheitlichung und Abgrenzung, 
einschließlich besonders enger Bas i sb i nduog ; 

- inhaltliche Selektivität im Sinne der vorrangigen Aufnahme und Vertretung kapita- 
listisch präformierter Erwerbsinteressen. 

Was es mit dem Begriff der Selektivität auf sich hat, welche Bedeutung ihm für eine 
Theorie der Interessengruppen grundsätzlich zukommt und welche weiteren Dimensionen 
er aufweist, ist nun im Zusammenhang mit der Bestimmung spezieller Verbandsfunktio- 
nen im einzelnen zu untersuchen. 

1.2.2) Funktionsbestimmungen verbandsförmiger Interessenverarbeitung 

Selbstverständlich waren und sind Verbandsfunktionen und die Probleme, die bei 
ihrer Ausfüllung entstehen, seit langem Gegenstand der Verbandstheorie und -for- 
schung.21) Getreu dem vorrangig auf ihr Verhältnis zum Staat fixierten Blickwinkel 
wurden dabei besonders die Leistungen der Interessengruppen für den politischen 
Willensbildungsprozeß betont. Seit Almond und Eckstein besteht ein allgemeiner 
Konsens darüber, daß Verbände der Artikulation, Integration und Abgrenzung von 
Interessen(paketen) dienen. 22) in Ergänzung dazu ist formuliert worden: Die Artiku- 
lation von Interessen nehme die Form ihrer Aggregation zur Erleichterung staatli- 
cher Entscheidungsprozesse und gleichzeitiger Selektion an;23) darüber hinaus lei- 
ste die Arbeit der Verbände einen Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen und politi- 
schen Integration sozialer Gruppen durch Partizipation24) S0W j e durch die Bereit- 
stellung von Komnunikationskanälen zwischen pluralistischen Subsystemen mit be- 
grenzter Autonomie, die auf diese Weise zusamnengehalten werden könnten. 25) 

Während sich also ein Teil der Verbändeforschung mit Aggregations-, Informations- 
und Integrationsleistungen, besonders in Hinblick auf die Funktionsfähigkeit des 
politisch-staatlichen Systems, befaßt^), untersucht ein anderer das Ergebnis ver- 
bandsförmiger Politik für den gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozeß. Be- 
zeichnenderweise wird dabei von kapitalismustheoretischen Prämissen ausgegangen, 
während die oben skizzierten Funktionsbestimmungen eher pluralistischen Positionen 
zuzuordnen sind. So stellt Offe fest: “... das pluralistische System von organisier- 
ten Interessen sperrt alle Bedürfnisartikulationen aus dem politischen Willens- 
bildungsprozeß aus, die allgemein und nicht an Statusgruppen gebunden sind; die 
konfliktunfähig, weil ohne funktioneile Bedeutung für den Verwertungsprozeß von KaP 
pital und Arbeitskraft sind; und die als utopische die historischen Systemgrenzen 
transzendieren . ”27) 

Mit ähnlich selektiven Auswirkungen des Verbändehandelns, hier bezogen auf die 
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Großorganisationen von Lohnarbeit und Kapital, befaßt sich Massing2 8), der zu dem 
Ergebnis kornnt: "Im übrigen wäre es falsch zu glauben, Verbände hätten nur den 
beschränkten Zweck, partikulare Interessen zu artikulieren..."; vielmehr "leisten 
sie ihren Teil zur Politisierung der Öffentlichkeit durch gezielte, gleichwohl 
interessenspezifische Gegenaufklärung. Insofern die Verbände tendentiell den gesam- 
ten Katalog der politisch zu behandelnden, auf dem Wege der Gesetzgebung und/oder 
des Verwaltungshandelns zu erledigenden Fragen in ihren Interessenbereich einbezo- 
gen haben, bringen sie die Gesamtgesellschaft in den Staat qua Verteil er apparatur 
ein, wie sie umgekehrt der 'Politik' keinen gesellschaftlichen Schonraum mehr 

vorenthalten. "29) 

Auch Heinze geht aus kapitalismuskritisch-korporativistischer Sicht der Frage nach, 
welche Auswahl aus der Struktur gegebener Interessen von den Verbänden getroffen 
wird. In Anlehnung an Lowi unterscheidet er zwischen der Unterdrückung innerver- 
bandlicher Minderheitsinteressen und der Priorisierunq jeweils bestimmter Inter- 
essen innerhalb der Organisationen, beides aus Gründen der Erhaltung der Handlungs- 
fähigkeit des Verbandes und beides gleichzeitig fungierend als Entlastung des 
politisch-staatlichen Entscheidungsprozesses. Olson folgend, benennt er dann das 
unterschiedliche Ausmaß an Organisierbarkeit verschiedener Interessen und die da- 
raus resultierende Oligarchiebildung innerhalb der Verbände als drittes systemati- 
sches Verzerrungsmuster. In Anlehnung an Offe geht er schließlich auf das Problem 
unterschiedlicher Konfliktfähigkeit von Interessen ein. 30) 

Quer zu diesen Verzerrungen in der Interessenrepräsentation siedelt er die "sozial- 
ökonomischen Bedingungen" an, die die Organisations- und Konfliktfähigkeit der 
Unternehmerverbände begünstige und kommt zu dem Schluß: "Die Organisierung von 
Interessen und die dabei aufgetretenen strukturellen Asymmetrien (Organisations-, 
Konfliktfähigkeit, Machtgefälle) erweisen sich als wesentliche Filterfunktionen für 
das real existierende Verbandssystem, in dem nur eine begrenzte Zahl von organ i- 
sierten Interessen mit unterschiedlichen Machtressourcen vertreten ist. "31) 

Wieder andere Postionen der Verbandsforschung befassen sich mit der Frage, was die 
Interessengruppen für ihre je eigene Basis leisten, ohne sich zunächst mit dem 
Problem politischer Integration oder gesamtgesellschaftlicher Reproduktion ausein- 
anderzusetzen. Diese eher im Bereich der Wirtschaftswissenschaften anzusiedelnden 
Ansätze betonen besonders die autonome interne Interessenrealisierungsfunktion der 
Verbände. So definiert Buchholz : "Wirtschaftsverbände sind freiwillige Zusammen- 
schlüsse von Einzelwirtschaftern oder Einzelwirtschaften (Elementarverbände) bzw. 
von deren Verbänden (Verbände höherer Ordnung) aus dem Wirtschaftsbereich; es sind 
Verbände privaten Rechts mit wirtschaftlichen Hauptaufgaben - aber ohne eigenen 
Geschäftsbetrieb -, um den Mitgliedern durch größtmögliche Selbsthilfe und um- 
fassende Interessenvertretung gegenüber Dritten die Verbesserung oder Sicherung 
bestimmter ökonomischer, sozialer oder gesellschaftlicher Bedingungen zu gewährlei- 
sten.'^) 

Offenbar erfaßt jeder dieser Entwicklungsstränge der Interessengruppenforschung 
durchaus korrekt einen Teilbereich seines Gegenstandes: Verbände fassen in der Tat 
gesellschaftliche Interessen zusammen und bringen sie in den politischen Entschei- 
dungsprozeß ein; sie bemühen sich tatsächlich auch um die autonome Realisierung der 
von ihnen erfaßten Interessen, und ihr Handeln hat zweifellos ganz bestimmte selek- 
tive Auswirkungen auf die gesellschaftliche Gesamtstruktur realisierter und unbe- 
friedigt bleibender Interessen. Nur: wie hängen diese Teilbereiche miteinander 
zusammen, die eben nicht isoliert voneinander betrachtet werden können? Wie vermit- 
teln sich Interessenzusammenfassung, -auswahl und -Weitergabe, autonome und dele- 
gierte Interessenrealisation und Interessen in tegration in eine bestehende poli- 
tisch-staatliche Ordnung der Interessenpriorisierung und -Verarbeitung untereinan- 
der? 
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Mit der Theorie Grevens^ ) über die Funktion von Parteien in der kapitalistisch- 
bürgerlichen Gesellschaft liegt ein Ansatz vor, der - wie gleich zu zeigen sein 
wird - auch auf die Verbände übertragbar ist, allerdings mit bestirmiten Akzentver- 
schiebungen. Greven zufolge fungieren Parteien als Transmissionsriemen für Informa- 
tionen und Personal zwischen den - ideologisch als getrennt geltenden - Sphären des 
Privaten und der Öffentlichkeit, und zwar in beiden Richtungen^ 4 ): "Diese Trans- 
missionsleistung wird in der ausgebildeten kapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft 
von Organisationen wahrgenomnen, die gesellschaftliche Interessen und Bedürfnisse 
aufnehmen, politisieren, d.h., sie dem von dem Bereich der unmittelbaren gesell- 
schaftlichen Produktion getrennten Bereich der Entscheidung über die Hauptlinien 
der gesellschaftlichen Reproduktion als Informationshorizont bereitstellen und die 
selbst zu deren entscheidungsmäßiger Aufbereitung beitragen. "35) Daneben werde aber 
auch die "Realisierung verschiedener Entscheidungstypen, d.h., die Umsetzung von 
Konzeptionen und Prograirmen in gesellschaftliche Entscheidungspraxis (...) eben- 
falls wesentlich durch die politischen Parteien getragen. "3 6 ) 

Dabei funktioniere diese Transmission stets selektiv, ihr Maßstab setze "entgegen 
den unmittelbaren Herrschafts-, d.h. Aneignungsinteressen der Einzelkapitale, wie 
sie in der 'bürgerlichen Gesellschaft' repräsentiert sind und sich direkt im Kampf 
um die Bezahlung der Arbeitskraft niederschlagen, an der kapitalistischen Rationa- 
lität der 'bürgerlichen Gesellschaft' als Klasse" an. 37) 

Voraussetzung und imner neues Ergebnis dieses selektiven Transmissionsprozesses 
schließlich sei die Legitimation seiner selbst wie auch der politisch-staatlichen 
Entscheidungsstruktur samt der - nach Greven ausschließlich ideologischen^) - 
Trennung zwischen privater und öffentlicher Sphäre. 39) Empirische Legitimation 
entstehe "einerseits als Folge von spezifischen Verfahren, die institutionalisiert 
oder ritualisiert ausgebildet und für eine bestimmte gesellschaftliche Situation 
bedeutungsvoll und sinnhaft interpretiert werden", andererseits "als Ergebnis von 
Leistung oder zumindest der Perzeption einer Handlung oder eines Verhaltens als 
Leistung." 46 ) Für die Parteien stehe die 'Legitimation durch Verfahren' ( Luhmann ) 
im Vordergrund, insbesondere durch das "Angebot der Beteiligung an politischen 
Verfahren auf den verschiedensten Ebenen und in den verschiedensten Bereichen" 4 *), 
wobei es sich hier um eine "in falschem gesellschaftlichem Bewußtsein vollzogene 
Quasi -Beteiligung" handele, die zwar potentiell eine Gefahr für die Selektivität 
dieses Transmissionsprozesses darstellen könne 4 ^), deren reale Folgenlosigkeit 
jedoch in der Regel als gesichert gelten könne: "Legitimiert wird die Realität der 
Klassengesellschaft vor allem dadurch, daß durch ein institutionalisiertes Verfah- 
ren, in dem die politischen Parteien und die Wahlen eine entscheidende Rolle spie- 
len, das gesellschaftliche Bewußtsein produziert und aufrechterhalten wird, als 
könne vermittels dieses Verfahrens über alle gesellschaftlich relevanten Fragen 
demokratisch entschieden werden", obgleich dies infolge der massenhaft akzeptierten 
scheinbaren Trennung von 'öffentlicher' Politik und 'privater' Ökonomie gerade 
nicht der Fall ist, da die gesellschaftlich sehr wohl relevanten Fragen der Ent- 
scheidung über die Grundlinien sozio-ökonomi scher Reproduktion im als privat dekla- 
rier^ ökonomischen Sektor von diesen Beteiligungsverfahren nicht erreicht wer- 

Greven hat selbst die Reichweite seines transmissionstheoreti sehen Ansatzes nie auf 
die Parteien begrenzt. 44 ) Vielmehr bietet sich die Untersuchung der Frage geradezu 
an, welche Rolle denn die Verbände neben oder gegenüber den von ihm ausführlich 
analysierten Parteien innerhalb dieses "Instrumentarium(s) von Interessenvertre- 
tungsorganisationen" spielen 45 ), das unter anderem stets neu dafür Sorge trage, daß 
der "Prozeß der Politisierung des gesellschaftlichen Konflikts um die Verteilungs^ 
modi des gesellschaftlichen Gesamtprodukts hin zum genuin politischen Prozeß der 
kapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft über die Verteilung sraten selbst" irrnier 
wieder gelingt, den Greven den "wesentliche(n) Integrationsprozeß dieser Gesell- 
schaftsformation" nennt. 46 ) 
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Man kann ihn als Integrations-, zugleich aber auch als Selektionsprozeß betrachten, 
indem er die gegebene gesellschaftliche Interessenstruktur so verarbeitet, daß 
bestimmte Interessenpakete (und die Konflikte zwischen diesen) nicht gesellschaft- 
lich und politisch relevant werden, keinen (maßgeblichen) Einfluß auf die Politik 
der interessenverarbeitenden Organisation erlangen können. Erst wenn diese Selek- 
tion gelingt, in dem Sinne, daß sie und ihre Resultate auch von denjenigen Inter- 
essenträgern de facto akzeptiert werden, die gerade keine Berücksichtigung finden, 
so daß diese keinen Versuch eines Ausbruchs aus der bestehenden sozio-ökonomi sehen 
und politischen Ordnung unternehmen, kann von Integration gesprochen werden. Es 
wird sich zeigen, daß die Selektivität des Interessenverarbeitungsprozesses der 
Dreh- und Angelpunkt für Gelingen oder Scheitern der Reproduktion der kapitalisti- 
schen Gesellschaftsordnung ist. 

1.2.3) Selektive Interessentransmission und Legitimationsleistungen der Verbände 

übernimmt man nun die oben skizzierte Theorie Grevens auch für die Verbände, so 
bestünden deren Funktionen, zusammenfassend formuliert, in der selektiven Trans- 
mission von Informationen und Personal zwischen den Bereichen der Ökonomie und 
Politik sowie in der Legitimation ihrer selbst, der beiden Sektoren und ihres 
spezifischen Verhältnisses zueinander. Dabei bleibt die Bestimmung dessen, was 
diese Selektivität denn nun ausmacht, bei Greven relativ global: Sie bestehe in der 
staatlichen Verarbeitung gesellschaftlicher Interessen entlang des Maßstabes "der 
kapitalistischen Rationalität der 'bürgerlichen Gesellschaft' als Klasse"^), in 
der Reduktion des antagonistischen sozio-ökonomi sehen Grundkonfliktes zwischen 
Lohnarbeit und Kapital auf bloß politische Verteilungskonflikte, die nurmehr um die 
verschiedenen Anteile am gesellschaftlich produzierten Reichtum zentriert seien und 
die die Art und Weise, wie dieser Reichtum produziert wird, nicht (mehr) themati- 
sieren.^) Letztlich finde sie ihren entscheidenden Ausdruck in der Übernahme 
derjenigen politischen Organisationsformen durch die soziale Emanzipationsbewegung 
der Arbeiterklasse, die für die permanente Wiederholung dieses Reproduktionspro- 
zesses selbst sorgten. 49) 

Eine dieser Organisationsformen ist nun die der Verbände. 

- Transmission heißt für sie in erster Linie^O) primäre gesellschaftliche Inter- 
essen der sozio-ökonomi sehen Reproduktion^!) zusammenzufassen, dadurch Kenntnis 
über und Einfluß auf die existentiellen gesellschaftlichen Problem- und Inter- 
essendrucklagen zu erlangen und diese teils intern, teils inter verband lieh, mehr 
oder weniger konflikthaft, bereits partiell durch Interessenrealisation zu mil- 
dern, teils Gegen verbände. Parteien und Staat durch die Anmeldung von Forderungen 
über sie zu informieren^] und somit realistische Strategien ihrer Verarbeitung, 
aber auch ihrer Kanalisierung, allererst zu ermöglichen. 

Stellt man sich 'Politik' in der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft als den 
Prozeß der fortschreitenden gleichzeitigen Auswahl, Verallgemeinerung und par- 
tiellen Befriedigung sozialer Interessen vor, mit dem beschriebenen Ergebnis 
ihrer Umwandlung in ausgleichsfähige politische ' issues ' - die von Greven ent- 
wickelte Reduktion des grundsätzlichen gesellschaftlichen Herrschafts- auf einen 
bloß politischen Verteilungskonflikt -, so steht und fällt die Qualität dieses 
Prozesses, sein Gelingen, mit der Qualität der Verankerung der ihn tragenden 
Instanzen in der primären gesellschaftlichen Interessenstruktur. Nur wenn ein 
Teil dieses organisatorischen 'Kontinuums'^) in wirklicher Nähe zu den maßgebli- 
chen sozio-ökonomi sehen Interessen angesiedelt ist, kann gewährleistet werden, 
daß die Generalisierung und nur partielle Realisierung von Interessen im Verlauf 
dieses Prozesses von seiten der anderen organisatorischen Bestandteile des Konti- 
nuums von den Interessenträgern selbst hingenommen und akzeptiert wird. Wenn es 
richtig ist, daß die zunehmend breite Zusammenfassung und Verallgemeinerung von 
Interessen die Bindekraft zwischen verallgemeinernder Organisation und Basis 
lockert^), dann muß diesem Prozeß vorgelagert (bzw. dem Kontinuum als seine 
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'Speerspitze' integriert) sein ein organisatorisches Bindeglied, das der ge- 
sellschaftlichen Basis durch seine Nähe und die relativ enggefaßte Organisation 
von Interessen den Eindruck vermittelt, ihre Bedürfnisse würden sehr wohl berück- 
sichtigt. Dieses lebenswichtige Bindeglied sind die Verbände. 

- Ihre Selektivität ganz grundsätzlicher Art, zunächst vollkonmen losgelöst von 
Fragen ihres Ausdrucks in Mitgliederzusamnensetzung, Programnauswahl, Politik der 
Organisation usw., besteht nämlich strukturell darin, daß sie erstens mehr oder 
weniger deutlich voneinander abgrenzbare, homogene soziale Interessen erfassen, 
vorzugsweise materielle Reproduktionsinteressen, und dadurch zweitens enger als 
alle anderen relevanten Typen interessenverarbeitender Organisationen an die 
gesellschaftliche Basis rückgekoppelt sind. 54a) sie sind an diese Basis in ihrer 
ganzen, kapitalistisch bestimmten Zersplitterung gebunden, diese in ihrer Organi- 
sationsform quasi verdoppelnd, sie verfestigend in dauerhaften, einander gegen- 
überstehenden und mit- bzw. häufig gegeneinander agierenden, spezifisch struktu- 
rierten Komplexen. 

Als solche sind die Verbände Ergebnis, oder besser: Ausdruck einer ihnen vorgege- 
benen gesellschaftlichen Interessenstruktur. 55) Aber sie wirken, einmal in sich 
organisatorisch geformt und von ihrer Umwelt definitiv abgegrenzt55), ihrerseits 
auf diese Struktur auch wieder zurück, verändern sie, was häufig die Form ihrer 
Stabilisierung gegenüber einer ihr selbst möglicherweise inmanenten Entwicklungs- 
dynamik annimnt. Denn mit jedem einmal halbwegs abgeschlossenen Organisierungs- 
prozeß tritt das Interesse des Verbandes an seiner Selbsterhaltung neben die 
Interessen, die er als 'Advokat' seiner Basis vertritt^/):"... jene speziell 
orqan i sat i onsbezoqenen Sekundär i n teressen " , die sich als "orqanisatorisch(e) 

Imperative auffassen (lassen, C.S.), in denen die Notwendigkeit aer Reproduktion 
und Erhaltung eines einmal aufgebauten kollektiven Handlungssystems zur Geltung 
kommt und die zum Ausgangspunkt einer revisionistischen Ziel Verschiebung werden 

können. "58) 

Bedeutung haben diese Überlegungen vor allem für jene Verbände, die Interessen 
erfassen, welche ihrerseits auf fundamentale Veränderungen des gesellschaftlichen 
Status quo zielen könnten. Solange, um an die oben eingeführte Priorisierung der 
Vertretung sozio-ökonomi scher Reproduktionsinteressen zu erinnern, es beispiels- 
weise einem Berufs verband nur darum geht, der von ihm erfaßten Gruppe einen 
möglichst großen Anteil am gesellschaftlich produzierten Reichtum zu verschaffen, 
kann er dies relativ problemlos mit den gleichgerichteten und in sich grundsätz- 
lich widerspruchsfreien Interessen seiner Basis vereinbaren. Allerdings muß auch 
er sich damit auseinandersetzen, daß die materielle Reproduktion der Individuen 
im Kapitalismus zum großen Teil marktförmig vermittelt ist und daher seine Mit- 
glieder außerhalb des vereinheitlichenden Verbandes als Konkurrenten auftre- 
ten.59) 

Mit dieser internen Konflikthaftigkeit wiederum sind diejenigen Interessengruppen 
nicht konfrontiert, die nicht auf die Realisierung von Bedürfnissen von Marktpar- 
teien oder aber auf die Verwirklichung anderer als materieller Erwerbs interessen 
zielen. 50) sie jedoch geraten unter den oben beschriebenen Druck der Verhältnisse 
im Kapitalismus, d.h., die von ihnen angesprochenen und angemeldeten Interessen 
sind weit weniger organisations- und konfliktfähig und erzwingen bei konsequenter 
Interessenpolitik des Verbandes unter Umständen eine derartig fundamentale Oppo- 
sition der Organisation gegenüber allen etablierten Politikinstitutionen, -inhal- 
ten und -formen, daß der Bestand des Verbandes selbst in Gefahr geraten kann. 51) 

Von daher steht zu vermuten, daß jedenfalls bereits etablierte Verbände in der 
Regel inneren Widerstand leisten werden, wenn innerhalb des von ihnen erfaßten 
Interessenpotentials solche Interessen auf mehr Einfluß drängen, die eher der 
zweiten genannten Gruppe angehören. Vielmehr wird die Politik der Organisation 
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vermutlich von vornherein darauf angelegt sein, diejenigen Interessen innerver- 
bandlich zu priorisieren und verstärkt auch nach außen zu vertreten, die sich 
weniger widersprüchlich gegenüber den dominierenden Reproduktionsmechanismen der 
kapitalistischen Gesellschaft im weitesten Sinne verhalten. 

- Dies hat seinen Grund nicht zum wenigsten in den Legitimations mbglichkeiten, die 
den Verbänden gegenüber ihrer je eigenen Basis zur Verfügung stehen. Die 
Luhmann 1 sehe Kategorie der 'Legitimation durch Verfahren' ist oben bereits einge- 
führt worden, ebenso wie der Begriff der 'Legitimation durch (materielle) Lei- 
stung'. Beide Legitimationsformen stellen gleichzeitig verschiedene Varianten der 
gelungenen Interessenbefriedigung dar: 'Legitimation durch Leistung' heißt nichts 
anderes, als daß es einer Organisation gelingt, in ihrer Politik Ergebnisse zu 
produzieren, die entweder materieller Art sind, 'verzehrt' werden können und 
damit materielle Interessen befriedigt haben, was die Loyalität der Interessen- 
träger gegenüber der in diesem Sinne erfolgreichen Organisation erhalten oder 
verstärken wird. 62) oder diese Ergebnisse werden als Leistung perzipiert63), 
obwohl sie dies materiell gar nicht unbedingt sind - dennoch aber betrachten sich 
die Individuen, die die Interessen tragen, als befriedigt, mit derselben Konse- 
quenz empirischer Legitimation. 'Legitimation durch Verfahren' schließlich be- 
friedigt das Interesse an Partizipation, wobei auch hier wieder 'materielle', 
also echte Teilhabe an Entscheidungsprozessen von 'ideologischer' Interessenbe- 
friedigung durch Quasipartizipation^) zu trennen ist. Eine letzte Möglichkeit 
des Umgangs mit Interessen ist die ihrer Repression bzw. Vernichtung, die jedoch 
höchstens bei denjenigen Beifall finden wird, denen an der Liquidierung bestimm- 
ter Interesseninhalte gelegen ist; unter den Bedingungen parlamentarisch-reprä- 
sentativer, sozialstaatlicher Demokratie kann jedoch hierbei kaum von 'Legitima- 
tion durch Repression' gesprochen werden. Repressiver Umgang mit sozialen Inter- 
essen in diesem Sinne ist mehr als die äußerste Form der Selektion und Ausgren- 
zung bestimmter Interessenpotentiale zu verstehen. 

Diese Interessenverarbeitungs- und Legitimationsformen stehen nun den verschiede- 
nen Typen interessenverarbeitender Organisationen in unterschiedlichem Ausmaß zur 
Verfügung. Während die Parteien aus Gründen, die weiter unten noch ausführlich zu 
diskutieren sein werden, sich stärker durch Verfahren^) und ideologische Lei- 
stung legitimieren können und der Staat infolge seines Gewaltmonopols am ehesten 
repressiv verfahren kann, müssen sich die Verbände vorrangig durch materielle 
Leistung vor ihren Mitgliedern rechtfertigen. Denn diese sind der Organisation 
beigetreten in der Erwartung, daß ganz bestimmte konkrete Interesseninhalte in 
ihrer Politik durchgesetzt werden, wie beschrieben, vor allem solche reproduk- 
tiver Natur. Zwar werden durch demokratisch strukturierte innerorganisatorische 
Willensbildungsprozesse auch Partizipationsinteressen befriedigt, und als Mit- 
glied eines traditionsgebundenen Verbands mit langer Geschichte können sich auch 
Identitätsvorstellungen bilden, die über die Perzeption bestimmter Verbändestra- 
tegien als Leistung zur ideologischen Befriedigung dienen können. 66) 

Aber kaum jemand wird Mitglied einer Gewerkschaft, um auf den jährlichen Kon- 
gressen deren Politik mit zu beeinflussen; und wohyselten wird jemand einem 
Bauernverband beitreten, weil dieser besonders emotional aufgeladene Selbstbilder 
des Bauerntums als Wahrer christli ch-abend 1 änd i scher Sitte und Kultur zu entwer- 
fen versteht. Die eigentliche Bedeutung dieser Organisationen besteht eben in der 
Erfüllung vorwiegend materieller Bedürfnisse, und nur, wenn sie dieses eigentli- 
che Organisationsziel erreichen, können sie sich in den Augen ihrer Basis legiti- 
mieren. 

Damit wird aber deutlich, daß das Interesse der Verbände selbst an ihrem eigenen 
Fortbestand, der ohne empirische Legitimation höchstens bei korporativen Zwangs- 
organisationen denkbar ist, die oben erwähnte Priorisierung ganz bestimmter, mit 
der Struktur der gesellschaftlichen Reproduktion am ehesten vereinbarer Inter- 
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essen in ihrer Politik erzwingt, mindestens nahelegt. So schließt sich der Kreis: 
Aus der gesellschaftlichen Interessenstruktur resultieren bereits vorgegebene 
Zwänge der Organisierung, die von den Verbänden ihrerseits strukturell, unabhän- 
gig von ihrem je konkreten Wollen^), wiederholt und befestigt werden. Als Qrga- 
nisat ionsform des Verbandes begünstigen sie bestirmite Interessen und vernach- 
lässigen andere, nicht irrmer als Folge eines politisch bewußten Entschlusses, 
aber deswegen nicht minder effektiv. 

Aber nicht nur sich selbst legitimieren die Interessengruppen, sondern durch ihre 
Existenz, die Erfüllung ihrer selektiven Transmissionsfunktion und ihr autonomes 
Bemühen um inner- bzw. interverband liehe Interessenrealisierung helfen sie 

gleichzeitig mit, zu demonstrieren, daß das ökonomische System zur Erbringung 
materieller Leistungen ebenso imstande ist wie das politische zur Steuerung des 
ökonomischen Reproduktionsprozesses und zur Vermeidung bzw. zur Bewältigung von 
Problemfällen. Denn so lange im Tarifsystem jährliche Lohnsteigerungen vereinbart 
werden und die Regierung handfest über den Unmut bestimmter Bevölkerungsgruppen 
in Kenntnis gesetzt wird, (womit sie versuchen kann, ihn abzubauen), solange 
gelten ökonomisches wie politisches System als leistungsfähig und deshalb als 
akzeptabel. Gerade das Beispiel der Tarif au tonomie aber, und dies wird aus- 
führlich zu beschreiben sein, zeigt, wie wichtig die legitimierte Funktion von 
eigenständigen Verbandsaktivitäten ist, die den Staat von der Übernahme bestimm- 
ter Aufgaben befreit. Der Irrtum der Korporatisten besteht eben darin, selbst 
diese Tatsache noch dem Staat zuzuschreiben, der die Verbände subsidär mit be- 
stimmten Rechten beleihe. Demgegenüber wird hier die Auffassung vertreten, daß 
wenn, dann der Staat subsidiär und in Konkurrenz mit anderen interessenverarbei- 
tenden Organisationen in immer mehr gesellschaftliche Bereiche eingreift, 
dieses Problem wird im historischen Teil dieser Arbeit näher eingegangen werden. 

In diesem Sinne sind die Verbände unverzichtbarer Bestandteil des Kontinuums inter- 
essenverarbeitender Organisationen, wenn man so will: dessen Anker in der gesell- 
schaftlichen Basis. Diese ihre große Nähe zur primären sozialen Interessenentste- 
hung ist ihre Stärke, verglichen mit den viel 'abgehobeneren' politischen Parteien, 
aber auch das Kreuz, das sie zu tragen haben, da ihnen das Mittel ideologischer 
Interessenbefriedigung viel weniger als jenen zur Verfügung steht. Die Dimensionen 
ihrer spezifischen Selektivität reichen allerdings weiter, als hier global ent- 
wickelt werden konnte. Aber da sie eben gerade relativ homogene, d.h. aber: inhalt- 
lich kompatible Interessenpakete umfassen, kann die weitere Aufschlüsselung dieser 
Kategorie immer nur anhand ganz bestimmter Verbände erfolgen. Denn ob Interessen 
quantitativ oder qualitativ interpretiert und befriedigt werden können, ob sie 
innerhalb der Organisation selbst etwa durch das Angebot von Serviceleistungen 
realisiert oder im interverbandlichen Konfliktaustrag Erfüllung finden sollen, oder 
ob sie an die Parteien bzw. den Staat in der Form von Forderungen herangetragen 
werden, wie weit verwandte Interessen integrierbar sind und das Basispotential der 
Verbände damit verbreitert werden kann, oder ob nur ganz eng definierte und von 
ihrer Umwelt scharf abgegrenzte Interessenpakete vertreten werden können, ob maxi- 
mal istische Strategien verfolgt oder nur Durchschnittslösungen angestrebt werden 
können - all dies hängt vom jeweiligen Inhalt der qualitativ voneinander verschie- 
denen sozialen Interessen ab. Daher sollen nun die bisher entwickelten interessen- 
gruppentheoretischen Überlegungen auf zwei bestimmte Typen von Verbänden konkreti- 
siert werden: auf die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände.69) 
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L3) Konkretion interessengruppentheoretischer Überlegungen (I): Die Gewerkschaften 

1.3.1) Stand der gewerkschaftstheoreti sehen Diskussion^ ) 

Fast seitdem sie bestehen, sind die Gewerkschaften Gegenstand wissenschaftlicher 
Betrachtung gewesen.^) Die zu diesem Thema vorliegende Literatur ist längst nicht 
mehr überschaubar, die Vielfalt der Ansätze verwirrt inzwischen eher, als daß sie 
den Zugang zu ihrem Gegenstandsbereich erleichtern würde. Dabei sind die Gewerk- 
schaften irrnier wieder von ihrem historischen Ausgangspunkt her betrachtet und 
analysiert worden, als sich herausbildender und organisatorisch verfestigender 
Bestandteil des Kampfes der Arbeiterklasse um ihre ökonomische, soziale und politi- 
sche Emanzipation. Als solche sind sie mißtrauisch oder zustirrmend beurteilt wor- 
den, als solche ist das Ausmaß ihrer Einbindung in die bestehende sozio-ökonomische 
und politische Ordnung begrüßt oder kritisiert worden.^) 

Je nach dem theoretischen und/oder politisch-strategischen Standort des Autors 
dominierten und dominieren die folgenden Fragen die Diskussion: 

- Welche Rolle spielen die Gewerkschaften bei der Reproduktion des sozio-ökonomi- 
schen und politischen Status quo, welchen Voraussetzungen dafür müssen sie genü- 
gen? (Theorien des gewerkschaftlichen Funktionswandels) 

Wie bereits geschildert, 4) versuchen besonders die Vertreter der Korporatismus- 
diskussion, dieser Frage nachzugehen.5) Streeck benennt als Entscheidende Lei- 
stung des modernen Sozialstaates als eines Mechanismus zur Regulierung des 
Klassenkonflikts ... (die) Kooptation der Arbeiterbewegung in ein vom Staat 
organisiertes System der kooperativen Konf 1 iktverarbeitung" 6), die nur habe ge- 
lingen können, weil die Gewerkschaften dadurch echte Verbesserungen für die von 
ihnen erfaßte soziale Gruppierung hätten erreichen können 7 ): Eine "Integration 
der Gewerkschaften (ist) ... prinzipiell nur in dem Maße möglich, wie das soziale 
System in der Lage ist, die von den Gewerkschaften repräsentierten Interessen 
mindestens teilweise tatsächlich zu berücksichtigen. Dem Staat als dem Organisa- 
tor des Integrationsprozesses fällt dabei die Aufgabe zu, die ökonomischen und 
politischen Randbedingungen gewerkschaftlicher Interessenvertretung jeweils so zu 
arrangieren, daß die Gewerkschaften mit Recht wichtige Teile ihrer Interessen als 
'innerhalb des Systems' durchsetzbar und als nicht in unüberwindlichem Wider- 
spruch zu den Interessen der Arbeitgeber stehend auffassen können. 1 "w Vor diesem 
Hintergrund beschreibt er dann die Funktion der Gewerkschaften und ihrer gesell- 
schaftlichen Gegenspieler wie folgt: "Anders als im traditionellen Pluralismus 
... sind heute die organisierten Repräsentanten von Arbeit und Kapital als Kompo- 
nenten des wohlfahrtsstaatlichen Institutionensystems de facto Inhaber öffentli- 
cher Gewalt : Sie vertreten nicht nur die Interessen ihrer Klienten, sondern 
treffen zugleich, entweder durch Absprache mit anderen Interessengruppen oder 
gemeinsam mit dem Staat, gesellschaftlich bindende Entscheidungen und beteiligen 
sich an deren Durchsetzung."*) "So übernehmen die kooptierten Interessenverbände 
innerhalb des wohlfahrtsstaatlichen Organisationskomplexes ... öffentliche Aufga- 
ben und verwandeln sich, wenn man so will, insofern in 'gemeinnützige Einrichtun- 
gen', als sie bei der Regulierung und Verwaltung sozialer Konflikte gemeinsam mit 
dem Staat im 'Interesse des Ganzen' quasi -hoheitliche Macht ausüben", mit dem 
Ziel, "das stabilitätsgefährdende Potential des industriellen Konflikts in 
Schranken zu halten."*™ 

Mit den Auswirkungen der Übernahme dieser Funktion durch die Gewerkschaften auf 
ihre interne organisatorische Struktur und den Bedingungen, denen diese dafür 
entsprechen müssen, sowie den Problemen, die den Gewerkschaften aus diesem Funk- 
tionswandel entstehen, befaßt sich neben Streeck auch die bereits vorgestellte 
Arbeit von Popp. Während ersterer besonders die zunehmende Bedeutung externer 
Organisationssicherungen durch Staat und Arbeitgeber*!) sowie der internen Siche- 
rung der Basisbindung, unter anderem durch Formalisierung der Mitgliedsrolle 
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einerseits^), Ausbau (vor allem konfliktferner) Unterstützungsleistungen ande- 
rerseits^), untersucht, legt letzterer besonderes Gewicht auf die Steigerung 
interner Demokratie bzw. Basis-Parizipation^) zur Gewährleistung sowohl authen- 
tischer Information über den vorhandenen gesellschaftlichen Interessendruck als 
auch hinreichender Durchsetzungsfähigkeit getroffener Vereinbarungen 'nach un- 
ten'.25) 



In krassem Gegensatz zu diesem gewerkschaftstheoretischen Entwicklungsstrang, der 
der oben beschriebenen dominierenden interessengruppentheoretischen Stoßrichtung 
entspricht, steht die klassen- und kapitalismustheoretische Gewerkschaftsanalyse. 
Sie hält am ursprünglichen Ziel des Kampfes der Arbeiterklasse: Überwindung des 
kapitalistischen Systems in Richtung auf den Sozialismus fest und untersucht, 
welche Beiträge dazu die Gewerkschaften leisten können. Insbesondere das Bewußt- 
sein der Gewerkschaftsbasis einerseits^), das Verhältnis zwischen Gewerkschaften 
und Arbeiterpartei andererseits^), stehen dabei im Vordergrund der Betrachtung, 
je nachdem, welchen strategischen Grundpositionen die Autoren jeweils zuzuordnen 
sind. 

Zur Veranschaulichung der ersteren Position sei hier die Untersuchung von 
Herkommer u.a.1 8) kurz vorgestellt, die von der Kategorie des kapitalistischen 
Alltagsbewußtseins der Lohnabhängigen ausgeht. Je nach der ökonomischen Gesamtsi- 
tuation dominiert in den Individuen die Selbsteinschätzung als freier und glei- 
cher Warenbesitzer (der Ware Arbeitskraft) bzw. die als den Bewegungsgesetzen des 
Kapitals ausgeliefertem Lohnabhängigen. Dementsprechend variiert ihre Haltung 
gegenüber den Gewerkschaften zwischen der bloß allgemeinen Anerkennung der Not- 
wendigkeit ihrer Existenz und der persönlichen, d.h. aktiven Bejahung der gewerk- 
schaftlichen Assoziation. Objektive Grundlage dieses widersprüchlichen Bewußt- 
seins ist die Tatsache, daß die gewerkschaftliche Organisation gleichzeitig 
sowohl die unbedingte Voraussetzung der kollektiven Reproduktion der Klasse der 
Lohnabhängigen darstellt als auch - durch ihre materiellen Erfolge im Kampf gegen 
das Kapital - die Chance individueller Selbstentfaltung bietet. 

Aus dieser Bedingungskonstellation folgt für die Autoren, daß bei einer Bedrohung 
des gegebenen Reproduktionsstandards der Lohnabhängigen diese ihr Verhältnis zur 
Gewerkschaft revidieren werden, und zwar in Richtung auf vereinheitlichte, 
klassenbewußte Aktionen gegenüber dem zunehmend in seinem repressiven Gehalt 
durchschaubar gewordenen kapitalistischen System. 20) 

Weiter unten wird zu zeigen sein, daß ein solcher Automatismus der Basisradikali- 
sierung in der ökonomischen Krise historisch gerade nicht erfolgt. 21) An dieser 
Stelle soll lediglich darauf hingewiesen werden, daß die These der Autoren von 
den Gewerkschaften als "für das Alltagsbewußtsein der Lohnabhängigen ... be- 
stimmendes soziales Verhältnis "22) nur dann nicht im Widerspruch zu dieser Aktua- 
lisierung klassenspezifischer Bewußtseinselemente und ihrer Übertragung in die 
Gewerkschaften hinein stehen würde, wenn sich das emanzipatorische Interesse der 
Basis lückenlos mit den handlungsleitenden Interessen der Organisation decken 
würde. Nach allem, was oben über das Selbsterhaltungsinteresse von Organisationen 
ausgeführt wurde23), ist damit jedoch kaum zu rechnen. Anders ausgedrückt: Wäh- 
rend manche der korporatistischen Ansätze in den Fehler verfallen, die Gewerk- 
schaften fast nur noch als organisatorischen Reflex auf die staatlichen Erforder- 
nisse der Konfliktpazifierung zu betrachten, unterliegen basisbewußtseinstheore- 
tische marxistische Positionen leicht dem umgekehrten Irrtum, die Gewerkschaften 
und ihre Mitglieder umstandslos in eins zu setzen, eine Identität zwischen beiden 
zu konstruieren. 

Auf diejenigen Gewerkschaftsanalysen, die sich besonders mit dem Verhältnis 
zwischen Gewerkschaften und Arbeiterparteien befassen, soll hier nicht näher 
eingegangen werden, da diese Fragen weiter unten im Zusammenhang mit der Betrach- 
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tung des Verhältnisses von Verbänden und Parteien besprochen werden sollen. 24) 
Vielmehr ist zusanrmenfassend festzustellen, daß die gewerkschaftstheoretische Dis- 
kussion^) in weiten Bereichen dazu neigt, nur jeweils eine Seite ihres Gegenstan- 
des deutlich wahrzunehmen. Zweifellos ist es zutreffend, daß sich das Verhältnis 
der Gewerkschaften zum Staat im Lauf des zurückliegenden Jahrhunderts enorm verän- 
dert und daß dieser Wandel selbstverständlich Rückwirkungen auf ihr Verhältnis zu 
ihrer sozialen Basis gezeitigt hat. Und ebenso richtig ist es, an den Elementen 
lohnabhängigen Interessenbewußtseins festzuhalten, die trotz aller ideologischer 
Überformung und Verdrängung als potentiell systemsprengende nach wie vor die Bezie- 
hungen der Gewerkschaften zu ihrer Umwelt verkomplizieren. Nur: hier wird die 
Auffassung vertreten, daß weder der Themenkomplex ‘Gewerkschaften - Staat' noch die 
theoretische Orientierung an den Gewerkschaften als Instrumenten der Systemtrans- 
zendierung geeignet ist, Kontinuität und Wandel gewerkschaftlichen Handelns voll zu 
erfassen. Denn weder haben sich nur die Beziehungen zwischen Gewerkschaften und 
Staat geändert - dem ging voraus Tdzw. entwickelte sich parallel die autonome Ent- 
stehung eines dichten und ungeheuer wichtigen Beziehungsnetzes zwischen ihnen und 
den Organisationen der Unternehmer -, noch sind die systemüberwindenden Momente des 
lohnabhängigen Bewußtseins jemals für längere Zeit wirklich der Motor gewerkschaft- 
lichen Handelns gewesen. 26) 



Vielmehr wird hier vorgesch lagen, die Gewerkschaftstheorie analog zu den oben 
entwickelten verbandstheoreti sehen Überlegungen ihren Ausgang von dem ihnen vorge- 
gebenen, gesellschaftlich geprägten Interessen' material' nehmen zu lassen und zu 
untersuchen, welche Verarbeitung dieser Vorgefundenen Interessen die Gewerkschaften 
als Bestandteil des Kontinuums interessenverarbeitender Organisationen leisten. 
Erst wenn die verschiedenen Ebenen gewerkschaftlicher Aktivitäten und die unter- 
schiedlichen Dimensionen gewerkschaftlicher Interessenselektion deutlich geworden 
sind, läßt sich nämlich klären, welcher Stellenwert der Handlungsebene 'Staat' und 
dem Interessenfaktor 'Systemüberwindung' innerhalb des Gesamtkomplexes 'gewerk- 
schaftliches Handeln im Kapitalismus' zukomnt. 

1.3.2) Zur Kategorie des lohnabhängigen Interesses 

Die objektive Stellung der Lohnabhängigen im Kapitalismus ist gekennzeichnet durch 
den Widerspruch, auf dem Arbeitsmarkt als freie und gleiche Warenbesitzer aufzutre- 
ten und gleichzeitig in der Produktionssphäre existentiell vom Kapital abhängig zu 
sein. 27) Daraus können als potentielle Interessen28) einerseits das Bestreben nach 
individueller materieller Reproduktion möglichst auf steigendem Niveau resultieren, 
das immer nur die Form der materiellen Reproduktion als Warenbesitzer (und damit 
auch als Lohn abhängiger ) annehmen kann29), andererseits das Verlangen nach Überwin- 
dung vorhandener Verkürzungen des Status des freien und gleichen Warenbesitzers^O) 
und Staatsbürgers 3 *) und schließlich das Ziel des Abbaus sozio-ökonomischer Abhän- 
gigkeit im Kapitalverhältnis schlechthin. 22) 

Nun bilden diese vier möglichen Interessen lagen eine deutliche Hierarchie, sowohl, 
was den Grad ihrer Bewußtwerdung - und damit, entsprechend den oben entwickelten 
Überlegungen, überhaupt erst ihrer Konstituierung als Interesse -, als auch, was 
das Ausmaß der Generalisierung dieser Interessen anbetrifft. Bierbaum u.a. haben 
darauf hingewiesen, daß auf der Grundlage kontinuierlicher ökonomischer Reproduk- 
tion ein Gesellschaftsbild der Lohnabhängigen entsteht, in dem "die Vorstellungen 
von Leistung, (Eigentum) Freiheit und Gleichheit dominieren gegenüber den Vorstel- 
lungen und Wahrnehmungen prinzipieller ökonomischer und sozialer Ungleichheit und 

Ungerechtigkeit. "23) 

Das heißt aber, daß sich die Lohnabhängigen selbst primär in ihrer Eigenschaft als 
Warenbesitzer, Verkäufer einer Leistung, erfahren und das konkrete Interesse an der 
Selbsterhaltung in dieser Gestalt am ehesten faßbar wird. Demgegenüber erscheinen, 
irmier unter der Bedingung kontinuierlicher, störungsfreier Wirtschaftsabläufe, die 
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gesellschaftlichen (Verteilungs-)Disparitäten im weitesten Sinne als bloße Verkür- 
zungen dieser Existenzform, die zwar ungerecht, aber prinzipiell behebbar sind, 
ohne daß dazu die zugrundeliegenden sozialen Beziehungsmuster strukturell umgestal- 
tet werden müßten. Das gleiche gilt im Grundsatz auch für den politisch-staatlichen 
Bereich, der noch die Vorstellung der Freiheit und Gleichheit aller Individuen 
durch die Gleichstellung aller Staatsbürger verstärkt^), wobei dieser Bereich 
gesamtgesellschaftlicher Reproduktion relativ am weitesten von der individuellen 
Existenz des einzelnen Lohnabhängigen entfernt ist und daher die auf ihn gerichte- 
ten Interessen weitaus weniger konkret areifbar werden als jene, die auf die je 
eigene materielle Reproduktion zielen. 35} 

Demgegenüber könnte das vierte, emanzipatorische Interesse wieder sehr viel deutli- 
cher ausgebildet werden, da die ihm zugrundeliegende 'Mangelsituation ' existentiel- 
ler Abhängigkeit vom Kapital individuell und konkret erfahren wird: im Betrieb, im 
Einsatz der Ware Arbeitskraft in der Produktion^). Was die Nähe zum Individuum und 
die Konkretheit dieses Interesses betrifft, so kann es durchaus mit dem an der 
eigenen materiellen Reproduktion als Besitzer der Ware Arbeitskraft verglichen 
werden. Der entscheidende Unterschied besteht jedoch in der Bewußtwerdung, d.h. , in 
der Konstituierung dieses Interesses überhaupt: Infolge der anhaltenden Dominanz 
des Selbstbildes als freier und gleicher Warenbesitzer und der Unmöglichkeit, mit 
dem bewußt ausgehaltenen dauernden Widerspruch im Kopf zu leben, gleichzeitig 
existentiell abhängig zu sein, sistieren die Lohnabhängigen die objektive Gegen- 
sätzlichkeit ihrer Existenz in ihrem Bewußtsein in Form der Reduktion existentiel- 
ler Abhängigkeit auf ungerechte, aber grundsätzlich behebbare Dispari täten. 37) 

Dies ist aber bereits der erste Schritt auf der Stufenleiter der Umwandlung eines 
Herrschafts- in einen Verteilungskonflikt, die oben als zentraler Inhalt des poli- 
tischen Reproduktionsprozesses beschrieben wurde. 38) Nicht als bewußter Entschluß, 
sondern als Resultat und Ausdruck der auf die Individuen einwirkenden Arbeits- und 
Lebensbedingungen, verkürzen sie selbst immer schon ihre eigenen Erfahrungen, woran 
es ihnen 'mangelt', auf solche, auf die relativ leicht seitens des sozio-ökonomi- 
schen und politischen Systems reagiert werden kann: auf die des Anbieters einer 
Leistung, der adäquat bezahlt werden will und davon leben können muß, und auf die 
des noch immer Benachteiligten, der endlich zu seinem Recht körnen muß, kann und 
wird. Beides läßt sich lösen durch den Kampf um einen größeren Anteil am erwirt- 
schafteten gesellschaftlichen Reichtum, denn auch die wahrgenorrmenen und kritisier- 
ten gesellschaftlichen Benachteiligungen beziehen sich auf den Status des Warenbe- 
sitzers, und der ist im kapitalistischen Gesellschaftssystem prinzipiell dem aller 
anderen Warenbesitzer gleichstellbar. Warenbesitzer unterscheiden sich als solche 
nurmehr quantitativ voneinander, indem der eine möglicherweise bessere Ausgangsbe- 
dingungen hat als der andere, was durch Umverteilung von Ressourcen und durch 
Reformen behoben werden kann; die qualitative Differenz zwischen Kapital und Lohn- 
arbeit geht auf diese Weise dem subjektiven Bewußtsein verloren. 

Weitgehend - aber nicht gänzlich. Denn 'lohnabhängige Interessen' schweben nicht in 
der hier entwickelten Abstraktheit frei im Raum. Sie sind stets an ihre Träger 
gebunden, die ihre jeweils ganz verschieden qualifizierte Arbeitskraft verkaufen 
und in unterschiedlichen konkreten Produktionsprozessen vernutzen müssen, die ih- 
rerseits wieder unter identifizierbaren ökonomischen Rahmenbedingungen ablaufen. 
All dies jedoch, Alter, Geschlecht, Nationalität, die konkrete Tätigkeit, das 
erworbene Qualifikationsniveau, die jeweilige Branche, die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Zweige, Sektoren und der Gesamtwirtschaft - all dies wirkt permanent 
auf das konkrete Interessenbewußtsein der Lohnabhängigen ein, prägt, modifiziert 
und gefährdet unter bestimmten Umständen auch das labile Gleichgewicht zwischen der 
Selbstwahrnehmung als freier und gleicher Warenbesitzer und der verdrängten bzw. 
verkürzten "allgemeine(n), gesellschaftlich gültige(n) Erfahrung ..., daß die Ge- 
sellschaft systematisch und durchhaltend soziale und ökonomische Ungleichheit und 
Ungerechtigkeit einschl ießt. "39) 
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So haben Bierbaum u.a. ausführlich gezeigt, wie unterschiedlich sich die einzelnen 
Fraktionen der Lohnabhängigen zu ihrer Arbeit verhalten, je nach der Entfernung 
ihrer beruflichen Position vom Kern des zyklischen Kapitalverwertungsprozesses, 
wobei die Einstellung von der Erkenntnis der unmittelbaren Lohnarbeiter des Kapi- 
tals von der "Gleichgültigkeit ihrer subjektiven Existenz für die gesellschaftliche 
Form des Produktionsprozesses"^) bis hin zu mehr oder weniger starker Identifika- 
tion mit der Arbeit beispielsweise bei Lohnabhängigen im öffentlichen Dienst^) 
reicht. 

Je nachdem, wie günstig die Verkaufschancen der verschiedenen Qualifikationsstufen 
der Arbeitskraft jeweils ausfallen, wird die Kompensation von im Betrieb erlebten 
Deprivationen durch Konsum in der Freizeit die Widersprüchlichkeit des subjektiven 
Erlebens dämpfen oder stillstellen können. 42) Abhängig davon, ob die Branche und 
das Unternehmen, innerhalb derer die Arbeitskraft konkret vernutzt wird, floriert 
oder am Rande des Ausscheidens aus dem Markt steht, wird die Intensität des Kampfes 
um einen hohen Lohn zu- oder abnehmen, als Ausfluß der abnehmenden oder anwachsen- 
den Dominanz des Interesses an der Selbst-(Arbeitsplatz-)Erhaltung. Diese Aufzäh- 
lung ließe sich beliebig fort setzen. 

Von allen diesen Einflüssen auf das lohnabhängige Interessenbewußtsein ist einer in 
der wissenschaftlichen Diskussion immer wieder in den Vordergrund gestellt worden: 
der der ökonomischen Krise. Kaum ein Irrtum taucht in diesem Zusammenhang so häufig 
auf, wie die Annahme, es gäbe so etwas wie einen revolutionären Krisenautomatismus. 
Dabei ist nach allem, was über die Stragien der Sistierung bzw. Verdrängung der 
Widersprüchlichkeit lohnabhängiger Existenz entwickelt wurde, gerade nicht anzuneh- 
men, daß bei sich verschlechternden ökonomischen Reproduktionschancen umstandslos 
der Glaube fallengelassen würde, man könne als freier und gleicher Anbieter einer 
Ware überleben. Es ist doch viel wahrscheinlicher, daß zunächst auf die unbedingte 
Wiederherstellung der Chancen für den Verkauf der je eigenen Ware gedrängt werden 
wird, und dies umso kategorischer, je günstiger sie ehemals waren und je stärker 
die Identifikation mit der Arbeit war. 44) Erst wenn wieder und wieder die Erfahrung 
gemacht werden sollte, daß alle zum Handeln aufgeforderten Instanzen sich als 
inkompetent erweisen, wenn die Last der Krise drückender und drückender würde, und 
wenn es in der Tradition der Organisationen der Lohnabhängigen wie in der politi- 
schen Kultur des Landes klassenkämpferische Elemente geben sollte - erst dann kann 
die Vorstellung massenhafte Wirksamkeit erlangen, die Krise sei Ausdruck der Unfä- 
higkeit des gesamten sozio-ökonomi sehen und politischen Systems, die Reproduktion 
der Lohnabhängigen gleichberechtigt zu garantieren. Und noch dann wäre der Ausgang 
des Kampfes ungewiß. 

Dennoch sollen hier vor allem zwei Momente festgehalten werden, die eine potentiell 
brisante Labilität in das lohnabhängige Interessenbewußtsein tragen: der Betrieb 
als Ort unmittelbarer Erfahrung existentieller sozialer Abhäng i gke i t45 ) und die 
prinzipielle Instabilität des ökonomischen (Re)Produktionsprozesses. Diese beiden 
Faktoren machen es unmöglich, daß sich die Lohnabhängigen ein für alle Mal in sich 
widerspruchsfrei als Warenbesitzer und damit potentiell gleichberechtigte Angehö- 
rige der warenproduzierenden Gesellschaft begreifen können; somit sind sie der 
konkret erlebbare Ausdruck der Unauflösbarkeit des kapitalistischen Grundkonflikts 
im Rahmen des kapitalistischen Systems. 

Jede Organisation, die auf diesem in sich widersprüchlichen, differenzierten, 
fraktionierten lohnabhängigen Interessenbewußtsein aufbaut und mit ihm umgeht, es 
be- und verarbeitet und dabei gleichzeitig verändert, wird demzufolge ihre größte 
Aufmerksamkeit auf diese Rahmenbedingungen ihrer Tätigkeit zu richten haben: 

- Zugang zum Betrieb, Politik gegenüber dem einzelnen Unternehmen; 

- soziale und qualifikationsspezifische Zusamnensetzung der Lohnabhängigen; 

- konjunkturelle, strukturelle, branchenspezifische und gesamtwirtschaftliche, 
regionale und globale Wirtschaftsbedingungen, -Verhältnisse und -entwickl ungen. 
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Denn alle diese objektiven Faktoren finden Eingang in das subjektive Interessenbe- 
wußtsein der potentiellen Gewerkschaftsbasis, und an allen diesen objektiven Gege- 
benheiten kann auch die machtvollste Organisation nicht vorbei. 

1.3.3) Dimension, Strukturen und Probleme selektiver Interessentransmission durch 
die Gewerkschaften 



Bereits vom Ausgangspunkt des ihnen vorgegebenen Interessen'materials' her betrach- 
tet, können die Gewerkschaften in erster Linie kaum etwas anderes als Agenturen zur 
Sicherung des Verkaufs der Ware Arbeitskraft zu einem angemessenen Preis und zur 
Erhaltung sowie zum Ausbau der Chancen, daß sich die Individuen auch künftig - zu 
stets verbesserten bzw. gerechter verteilten Bedingungen, wenn möglich - reprodu- 
zieren können, sein. Wie beschrieben, können die Lohnabhängigen dies in ihrer 
Existenzform als Lohnarbeiter. 4 *>) 

Dies ist die vordringliche Aufgabe der Gewerkschaften, dafür sind sie aber auch 
unverzichtbar, da die vereinzelten und noch dazu untereinander um die Arbeitsplätze 
konkurrierenden lohnabhängigen Individuen nicht imstande wären, das Kapitel als 
autonomes Wirtschaftssubjekt zur Zahlung des vollen Preises der Ware Arbeitskraft 
zu zwingen 47 ): "Unverkennbar ist also die Marktfunktion der Koalition der Lohnar- 
beiter die primäre Funktion der Gewerkschaften: eine durch und durch innerkapitali- 
stische Funktion. Sie vertreten die Interessen des Lohnarbeiters in seiner verding- 
lichten Form, nämlich als Ware Arbeitskraft." 4 ®) 

Damit aber tragen die Gewerkschaften selbst zu dem erwähnten Prozeß der Umarbeitung 
von Herrschafts- in Verteilungskonflikte bei, indem sie den Interessen eines be- 
stimmten Teils der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen von Warenbesitzern 
Geltung verschaffen. Die Interessen von Warenbesitzern können einander - wie be- 
schrieben - niemals grundsätzlich widersprechen, sondern sich stets nur graduell 
voneinander unterscheiden, sind aber daher das geeignete Interessen 'material' zur 
Aufstellung grundsätzlich ausgleichsfähiger 'issues 1 . 

Gleichzeitig stellen sie innerhalb einer warenproduzierenden Gesellschaft die ent- 
scheidenden Interessen dar, die am wenigsten leicht übergangen werden können 4 ^) und 
bilden damit auch das geeignete Arbeitsmaterial für diejenigen Organisationstypen, 
die sich gegenüber ihrer Basis durch materielle Erfolge legitimieren müssen und aus 
Selbsterhaltungsgründen gleichzeitig bemüht sind, nicht gegen zentrale Mechanismen 
der Systemreproduktion zu verstoßen. 50) 

Damit wäre die fundamentale inhaltliche Dimension der gewerkschaftlichen Inter- 
essenselektion benannt: die Priorisierung derjenigen lohnabhängigen Interessen, die 
aus dem Status ihrer Träger als Besitzer der Ware Arbeitskraft erwachsen, gegenüber 
denjenigen, die aus ihrer Existenzform als Loh nabhänqiqe entstehen (können). In 
diesem - globalen - Sinn selektieren die gewerkschaftlichen Organisationen längs 
des Maßstabes der 'Rationalität der 'bürgerlichen Gesellschaft' als Klasse' 
(Greven ), denn das Prinzip der Lohnarbeit als Ware ist der bürger 1 ich-kapi tal isti- 
schen Gesellschaft inrmanent. 

Doch genügt dieses globale Selektivitätskriterium keineswegs, um die konkrete 
Differenziertheit gewerkschaftlicher Interessenpolitik zu erfassen. Vielmehr ist 
von entscheidender Bedeutung, wie sich die Gewerkschaften gegenüber der konkret- 
nützlichen Seite der Ware Arbeitskraft verhalten, die ihre (potentiellen) Mitglie- 
der in zahlreiche Fraktionen des Arbeitsmarktes aufsplittert. Hierbei stehen ihnen 
grundsätzlich drei Möglichkeiten zur Verfügung: 

- (1) die Organisierung als Berufsverband; 

- (2) die Übernahme der Form der Industriegewerkschaft; 

- (3) die Zusamnenfassung im (einheitsgewerkschaftlichen) Dachverband. 

Dabei stellen (1) und (2) gleichzeitig historische Entwicklungsstufen der gewerk- 
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schaftl ichen Organisationsgeschichte dar, während (2) und (3) auch als Alternativen 

gewerkschaftlicher Organisationspolitik aufgefaßt werden können. 

(1) Gewerkschaften können die Form des Berufsverbandes annehmen, dessen "entschei- 
dender Wesenszug" sein "exklusiver Charakter (ist) ... Ihm geht es nicht um die 
Verbesserung der Lebensbedingungen der gesamten Arbeiterschaft oder auch nur 
der Beschäftigten eines ganzen Wirtschaftszweiges, sondern ausschließlich um 
bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen für die Berufsgenossen. "51) Zwar entsteht 
bei dieser Organisationsform aufgrund der besonders großen Homogenität der 

. Basis und der starken Nähe der Organisation zur primären Interessenentstehung 
(die dem geringen Grad an Interessenverallgemeinerung entspricht) ein inten- 
sives und solidarische Aktionen begünstigendes "Gefühl der Zusammengehörig- 
keit".^) Aber abgesehen von der real historischen sozio-ökonomi sehen Entwick- 
lung, die die 'occupational corrmunities' als Grundlage des Berufsverbands 
zunehmend aufgelöst hat53), ist die Reichweite der auf solchen engen Gemein- 
schaften aufbauenden Organisationen so begrenzt wie ihre soziale Basis. Darüber 
hinaus verstellt diese Form der Zusammenfassung lohnabhängiger Interessen durch 
die ihr immanente, besonders ausgeprägte Betonung der Verschiedenartigkeit der 
Qualifikationsstufen der Arbeitskraft den Zugang zu der Erkenntnis der Lohnab- 
hängigen und ihrer Organisation, von einer gemeinsamen Stellung im Produktions- 
prozeß - und im Herrschaftsgefüge - in der bürgerlich-kapitalistischen Gesell- 
schaft betroffen zu sein. Diese Erkenntnis stellt aber die objektive Vorausset- 
zung für das Erreichen einer organisatorischen Größe dar, die ihrerseits erst 
die Macht res sourcen bereitstellt, mit der dem Kapital wirkungsvoll begegnet 
werden kann. D.h., die Gewerkschaften bewegen sich stets in einem Spannungsfeld 
zwischen der Aufnahme bestimmter, konkreter Waren Verkäufer interessen und der 
notwendigen partiellen Abstrahierung von ihrer Verschiedenartigkeit. 

(2) Auf einem mittleren Abstraktionsniveau liegt dabei das Prinzip der Industriege- 
werkschaft , die alle an einem bestimmten Produktionsprozeß arbeitsteilig betei- 
ligten Lohnabhängigen zusammenfaßt und damit nicht nur einen größeren Hand- 
lungsspielraum mit entsprechender Macht erreicht, sondern zugleich dem objekti- 
ven Trend des Kapitals zur Konzentration und zur Produktion in immer größeren 
und arbeitsteilig durchrationalisierten Betriebseinheiten folgt. 54) 

Aber dieses Sich-Einlassen der Gewerkschaften auf die Struktur des Kapitalver- 
wertungsprozesses, so unvermeidlich es als Anpassung an die Vorgefundenen 
Interessen auch ist, zeitigt ganz massive Konsequenzen für ihre Politik. Denn 
aus ihm folgt zwingend die Ausrichtung der Organisation an dem Endziel der 
einzelnen Produktions- und Kapitalverwertungsprozesse: der Realisation des in 
den produzierten Gebrauchswerten enthaltenen Mehrwerts, d.h. aber nichts an- 
deres als die Orientierung auch der Gewerkschaften an den Absatz- und Profit- 
chancen 'ihrer' Branche. 

Anders nämlich kann das konkrete Kapital nicht überleben, damit keine Lohnab- 
hängigen mehr in der Produktion einsetzen, damit keinen Besitzern der Ware 
Arbeitskraft mehr angemessene Preise als Basis ihrer Subsistenzsicherung zah- 
len. 

Mit anderen Worten: Der Industriegewerkschaft wird wenig anderes übrigbleiben, 
als auf die hauptsächlichen Produktionsbedingungen des Sektors oder Wirt- 
schaftszweiges Rücksicht zu nehmen, in dem sie jeweils verankert ist - Stand- 
orte, Betriebsgrößenstruktur, Technologie- und Produktivitätsstandards, Binnen- 
markt- oder Exportorientierung und damit letzten Endes: Rentabilität des einge- 
setzten Kapitals und Stellung innerhalb der intersektoralen Profitratenhierar- 
chie. Und sie wird auf gezielte, dauerhafte und systematische Störungen des 
Produktionsprozesses verzichten (müssen), da sie damit zugleich die Reproduk- 
tion ihrer Mitglieder gefährden würde. 
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Damit aber stellt die Übernahme des Industriegewerkschaftsprinzips den ent- 
scheidenden Mechanismus dar, der zum Verzicht der Gewerkschaften auf die Akti- 
vierung und Intensivierung klassenbewußter Elemente des lohnabhängigen Inter- 
essenbewußtseins führt ( strukturel 1 je Se 1 ek t i v i tat ) . Denn im vorausgegangenen 
Abschnitt waren Betrieb und Instabilität des Käpitalverwertungsprozesses als 
die beiden Einfallstore für das potentielle Vordringen massenhafter Bewußtwer- 
dungsprozesse über den Herrschaftscharakter des Gesellschaftssystems benannt 
worden. Es soll im folgenden gezeigt werden, daß industriegewerkschaftliche 
Organisationen selbst ganz entscheidend zur Milderung derjenigen Abhängigkeits- 
und Konflikterfahrung beitragen, die die unbedingte Voraussetzung solcher Be- 
wußtseinsentwicklungen sein müßten. 55) 

Sektoral bzw. branchenspezifisch verankerte Industriegewerkschaften klarmiern 
nämlich tendenziell den Betrieb aus ihrer Politik aus. Denn diese häufig als 
Überwindung part i ku lari st i scher oder betriebsegoistischer Orientierungen be- 
grüßte Konzentration der Gewerkschaften auf eine mittlere General isierungse- 
bene55) führt nach aller Wahrscheinlichkeit zur Entwicklung einer Durch- 
schnitts-Forderungs-Politik. Wenn Rücksicht auf die hauptsächlichen Produk- 
tionsbedingungen genommen wird und das massenhafte Ausscheiden von Grenzbetrie- 
ben (mitsamt ihrer Arbeitsplätze) aus dem Markt verhindert werden soll, dann 
bleibt nur der Abschluß von Branchen-Tarif vertragen, die das gewogene Mittel 
aller Konzessionsspielräume der in dem betreffenden Wirtschaftszweig vertre- 
tenen Kapitale ausschöpfen - nicht mehr, aber auch nicht weniger. 57) Das maxi- 
mal istische Ausschöpfen einzelbetrieblicher Verteilungs spiel räume dürfte einer 
vorangig auf Branchenebene agierenden Gewerkschaft kaum mehr möglich sein, auch 
in Anbetracht des dann zu erwartenden Widerstandes, da für die Kapitalseite das 
Tarif System unter anderem gerade wegen seiner Durchschnittsorientierung wert- 
voll ist. 

Selbstverständlich muß bei der Analyse jeder konkreten gewerkschaftlichen Orga- 
nisationsstruktur berücksichtigt werden, in welcher Form sie den einzelnen 
Betrieb einbezieht 5 ^); denn nach allem, was über die Problematik zunehmender 
Verallgemeinerung von Interessen sowie wachsender Distanz zwischen Organisation 
und Mitglied entwickelt wurde, versteht es sich von selbst, daß 'Ausklarrmerung 
des Betriebes' nicht den völligen Verzicht auf die Aufnahme von im Betrieb 
entstehenden Interessen bedeuten kann. Dies schon deshalb nicht, weil jede 
Gewerkschaft im Offe 1 sehen Sinne konfliktfähig bleiben muß, um ihre Forderungen 
gegenüber dem Kapital durchsetzen zu können. Gerade der - begrenzte - Rückgriff 
auf Abhängigkeitserfahrungen der Mitglieder bietet ein Mobilisierungsinstrument 
ersten Ranges, das etwa bei Streikaufrufen unverzichtbar ist. Allerdings 
steuert die Gewerkschaft hier unter Umständen einen gefährlichen Kurs, da die 
zu massive Belebung klassenkämpferischer Bewußtseinselemente die Selektivitäts- 
strukturen der Organisation selbst bedrohen kann. 

Aber die Durchschnittsorientierung von Industriegewerkschaften bedeutet unver- 
meidlich, daß vorrangig derjenige Teil der betrieblichen Interessen der Lohnab- 
hängigen aufgenommen wird, der mit denen aus anderen Betrieben derselben Bran- 
che vereinbar (generalisierbar) ist, was jedem Unternehmen bzw. Unternehmer 
einen eigenen, zusätzlichen Handlungsspielraum läßt, in den die Gewerkschaft 
kaum oder gar nicht einzugreifen vermag. 59) Für Betriebe, die überdurchschnitt- 
lich florieren, bedeutet dies die Chance einer autonomen, im Zweifelsfall 
pazifierenden und gewerkschaftsentfremdenden Lohn- und Personalpol itik&O), oder 
aber Legitimationskonflikte zwischen der Organisation und dem in diesen Betrie- 
ben arbeitenden Teil ihrer Basis, der seine relativ geringen Lohnsteigerungen 
ins Verhältnis zu den größeren Gewinnen setzen wird. Für unterdurchschnittlich 
profitierende Betriebe dagegen bietet sich die Politik gegenüber den in ihnen 
Beschäftigten an, unter Hinweis auf die fast nicht mehr zu verkraftenden Tarif- 
lohnsteigerungen Prozesse der Arbeitsintensifikation, Rationalisierung und ganz 
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allgemein Disziplinierung durchzusetzen, stets mit der Drohung im Hintergrund, 
jeder Widerstand müsse - 'nach diesen überzogenen Tarifabschlüssen' - zum Ruin 
des Betriebes und damit zum Verlust der Arbeitsmöglichkeiten führen. Daher 
trägt die inhaltliche Selektivität der Gewerkschaften im Sinne der Aufstellung 
von Durchschn i ttsf orderungen aber nicht nur zur relativen strukturellen Ab- 
schottung der Organisation von den einzelnen Betrieben und den in ihnen be- 
schäftigten Lohnabhängigen bei, sondern ebensosehr zur Vermittlung von Lohnbe- 
wegung und Kapitalrentabilität, indem flexible innerbetriebliche Modifikatio- 
nen, Ergänzungen, aber auch die partielle Rücknahme der auf Branchenebene 
durchgesetzten Tarifabschlüsse zugelassen werden. In diesem Sinne helfen die 
Gewerkschaften beim überleben einzelner Unternehmen mit - hier heißt das Prin- 
zip ' Selektivität durch Ausgrenzung 1 . 

Und es ist wiederum nicht allein die durchschnittsorientierte Politik der 
Industriegewerkschaften, die einerseits das Konfliktfeld Betrieb in den Hinter- 
grund ihrer Aktivitäten drängt und dadurch partiell entschärft, andererseits 
ökonomische Störungen durch Kalkül ierbarkeit der branchenspezifisch entstehen- 
den Lohn- und Personal kosten infolge ihrer tarif vertrag liehen Fixierung sowie 
durch Flexibilisierung ihrer Anpassung an die jeweilige einzelbetriebliche 
Ebene vermeiden oder zumindest glätten hilft. Denn mindestens ebensosehr wirkt 
die vorrangig quantifizierende Politik der gewerkschaftlichen Organisationen in 
dieselbe Richtung, die ihrerseits aus der branchenspezifischen Anbindung der 
Gewerkschaften resultiert. 

Wenn es richtig ist, daß im Vordergrund lohnabhängiger Selbstwahrnehmung und 
gewerkschaftlicher Forderungspolitik die Aufgabe steht, die Reproduktion der 
Lohnabhängigen als Verkäufer der Ware Arbeitskraft durch die Erzielung des 
vollen (oder sogar eines überhöhten) 61) Preises zu sichern, so ist zu vermuten, 
daß die Gewerkschaften ihre Politik in erster Linie auf die Durchsetzung hoher 
Lohnforderungen konzentrieren werden. Dies nicht zuletzt deshalb, weil quanti- 
fizierte Forderungen am leichtesten generalisierbar und Lohnsteigerungen stets 
legitimatorisch positiv auf die Gewerkschaften selbst zurückwirken. 

Grundsätzlich lassen sich quantitative Interessen von qualitativen dadurch 
unterscheiden, daß erstere sich auf den zu realisierden Preis der angebotenen 
Waren, anders ausgedrückt: auf das zu erzielende Markte inkomnen von Lohnarbeit 
und Kapital beziehen, damit aber um den quantitativen Verteilungskonflikt 
zentriert sind, wer welchen Anteil am gesellschaftlich erwirtschafteten Mehr- 
produkt auf sich ziehen kann. Demgegenüber zielen qualitative Interessen auf 
die Erhaltung und Verbesserung der Bedingungen künftiger Warenproduktion, ein- 
schließlich der Reproduktion der Ware Arbeitskraft und der Beseitigung von 
Benachteiligungen, denen diese Gruppe von Warenbesitzern unterworfen ist. 

Die Annahme erscheint berechtigt, daß die Gewerkschaften in Zeiten günstiger 
Wirtschaftsentwicklung ihr ganzes Augenmerk auf die Lohnsteigerungen richten 
werden, die in diesem Phasen auch am ehesten durchsetzbar sind, infolge der 
überaus günstigen gewerkschaftlichen Arbeitsmarktposition. Qualitative Inter- 
essen werden dagegen eher ausgekl armiert werden, auch deshalb, weil die relativ 
hohen Lohnzuwächse vermehrt Konsum als Kompensation von Deprivationen innerhalb 
des Arbeitslebens erlauben und den Gewerkschaften gleichzeitig den komplizier- 
ten innerorganisatorischen Klärungsprozeß ersparen, welche der verschiedenen 
möglichen Forderungen hinsichtlich qualitativer Interessen zuerst in Angriff 
genomnen werden soll: Arbeitszeitverkürzung - täglich, wöchentlich, jährlich, 
auf Lebenszeit -, Rationalisierungsschutz, Mitbestirmiung, usw. ,usf. 

Nun heißt aber 'Prosperität' in Zeiten des Spätkapitalismus nurmehr, daß die 
florierenden Branchen zusarrmengenomnen, den Schrumpfungs- bzw. Strukturkrisen- 
effekt der unterdurchschnittlich rentablen Bereiche überdecken. Längst ist das 
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Ausmaß der Branchendifferenzierung durch Konzentrationsprozesse, unterschiedli- 
chen technologischen und Produktivitäts-Entwicklungsstand, verschiedene Absatz- 
chancen im In- und Ausland etc. so groß geworden, daß die makro-ökonomische 
Betrachtungsweise den wirklichen Zustand des ökonomischen Prozesses fast eher 
verschleiert als erhellt. 62) Daher muß die oben getroffene Aussage dahingehend 
differenziert werden, daß Gewerkschaften in prosperierenden Branchen bzw. Sek- 
toren vorrangig eine quantitativ orientierte Politik betreiben werden, (und 
diese infolge der größeren materiellen Konzessionsspielräume des Kapitals in 
diesen Bereichen auch durchsetzen können). Dadurch aber üben sie eine legitima- 
torische Sogwirkung auf die Gewerkschaften in wirtschaftlich schwachen Berei- 
chen aus, die nicht allzu weit hinter den bereits von anderen Organisationen 
durchgesetzten Forderungen Zurückbleiben dürfen, da ihre eigene Basis dies übel 
vermerken würde. Obgleich also diese Gewerkschaften viel eher unter dem Druck 
von Strukturproblemen stehen, die allemal eher durch qualitative Methoden 
bewältigt werden können und müssen^), werden sie vermutlich einen großen Teil 
ihrer Energie darauf verwenden müssen, die Lohnführer einzuholen. Dies wird 
ebenso durch die grundsätzliche Funktion aller Gewerkschaften erzwungen - 
Verkaufsagentur der Ware Arbeitskraft zu sein -, wie durch das organisatorische 
Selbsterhaltungsinteresse, das die massenhafte Abwanderung von Arbeitskräften 
und damit (potentiellen) Mitgliedern in die besser zahlenden Branchen befürch- 
ten muß. 

Damit aber bieten die beiden Lager von Kapital und Lohnarbeit längst nicht mehr 
das Bild zweier monolithischer Blöcke, die einander feindselig gegenüberstün- 
den, stets darauf bedacht, dem anderen eine möglichst schwere Niederlage beizu- 
bringen. Vielmehr scheint es berechtigt, in Zeiten prosperierender Wirtschafts- 
entwicklung von zwei 'quer liegenden' Bündnissen zu sprechen: ökonomisch starke 
Branchen und die in ihnen verankerten Gewerkschaften, die jeweils innerhalb 
ihres eigenen Lagers dominieren, erzwingen eine quantitative, auf relativ hohem 
Niveau angesiedelte Politik, die nur mühsam von der Notgemeinschaft stagnieren- 
der bzw. schrumpfender Branchen und den dort angesiedelten Organisationen der 
Lohnabhängigen nachvollzogen werden kann, wobei diese Nachzügler des Wirt- 
schaftsprozesses nurmehr über geringe Spielräume für jene qualitativen Forde- 
rungen und Konzessionen verfügen, die eigentlich für sie viel aktueller sein 
müßten. 

Erst wenn sich die Krise verallgemeinert hat, schließen sich auf beiden Seiten 
wieder die Reihen: das gesamte Kapital konzediert nurmehr jenes Minimum, das 
zur Aufrechterhaltung des institutional isierten Konf 1 iktaustragungssystems 
unbedingt erforderlich ist, und das gesamte gewerkschaftliche Lager gerät jetzt 
unter den Druck der Krisenfolgen hoher Arbeitslosigkeit, intensivierter Ar- 
beitsprozesse, vermehrter Rationalisierungsanstrengungen der Unternehmer usw. , 
die ihm eigentlich eine qualitativ orientierte Politik aufnötigen. Nun aber 
sind die Gewerkschaften auf dem Tiefpunkt ihrer Machtstellung am Arbeitsmarkt, 
und sie können meist kaum mehr durchsetzen als die bloße Reallohnsicherung, 
schlirrmstenfalls noch nicht einmal diese. 

Mit anderen Worten: Im Industrieverbandssystem von Lohnarbeit und Kapital 
verfügen offenbar imner diejenigen über die Antworten auf drängende Fragen, - 
weil sie unter fühlbarem Problemdruck stehen -, denen die Macht fehlt, sie auch 
durchzusetzen. Damit aber setzen sich die ökonomischen Entwicklungstendenzen 
selbst in solchen verbandsförmigen Konstellationen und Strategien um, die für 
die vorrangig durchschnittsorientierte, quantitative Strategie im autonomen 
interverband liehen Konfliktaustrag sorgen, die am leichtesten und widerspruchs- 
freiesten verallgemeinert werden kann. Dies wiederum heißt jedoch nichts an- 
deres als daß einerseits betriebliche Erfahrungen belastender Arbeitsbeding- 
ungen kaum oder gar nicht zum Thema gewerkschaftlicher Politik werden und der 
Betrieb mithin erneut in den Hintergrund der organisierten lohnabhängigen 
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Wahrnehmung und Bewußtseinsbildung tritt; und daß andererseits durch die weit- 
gehende Vermeidung von Konflikten um qualitative ' issues 1 und die Zulassung von 
Monetarisierungsstrategien des Kapitals durch die Gewerkschaften diese das 
kapitalistische Bestreben nach Planbarkeit und Kalkül ierbarkeit aller auf die 
Profitrate einwirkender Faktoren unterstützen. 

Damit ist ein zweites Moment inhaltlicher Selektivität gewerkschaftlicher In- 
teressenverarbeitung, die Quantifizierung , genannt, das zusamnen mit der oben 
erwähnten Dimension der Durchschn i ttsor i ent i erunq aus der strukturellen Selek- 
tivität des Industrieverbandssystems folgt und zur Dämpfung potentiell brisan- 
tlr lohnabhängiger Konf 1 ikterfahrungen ebenso beiträgt wie zur Dehnung und 
Glättung konjunktureller Schwankungen und struktureller Verwerfungen des Kapi- 
tal Verwertungsprozesses. 64) In diesem Sinne trägt dies auch seinen Teil zur 
Legitimation des sozio-ökonomi sehen Systems gegenüber den ihm Unterworfenen 
bei, das einerseits als leistungsfähig gilt, weil es die von den Gewerkschaften 
geforderten Lohnsteigerungen erwirtschaftet bzw. konzediert, das jedoch ande- 
rerseits in Betrieb und Konjunktur nun weniger konflikthaft erfahren wird, als 
es ohne die spezifisch geprägte Gewerkschaftspolitik der Fall wäre. Insoweit 
bilden die Gewerkschaften einen ganz entscheidenden Bestandteil des 'Ankers', 
der das Kontinuum interessenverarbeitender Organisationen insgesamt an der 
gesellschaftlichen Basis hält. Die zusätzliche Legitimationsfunktion, Entschei- 
dungen des Staates durch aggregierte Handlungsvorgaben zu ermöglichen, soll 
unten im Zusammenhang mit dem gewerkschaftlichen Dachverband näher betrachtet 
werden. 

Es könnte nun - bis hierher sogar mit einigem Recht - argumentiert werden, eine 
derartige Betrachtungsweise sei mechanistisch und deterministisch, kläre nicht, 
inwieweit die Gewerkschaften sich diesen strukturellen Zwängen kooperativ^) 
anpaßten bzw. konf liktorisch widersetzten^), inwieweit sie aktive Bewußtseins- 
arbeit an der Basis leisten könnten, um qualitative gegenüber quantitativen und 
Klassen- gegenüber Warenverkäufen* nteressene lernen ten im Bewußtsein der Lohnab- 
hängigen zu beleben, usw. Derartige Fragen können auf dieser theoretischen 
Abstraktionsebene jedoch ebensowenig fruchtbar behandelt werden wie die nach 
dem personellen, progranmati sehen, organisationsinternen und schließlich poli- 
tischen Ausdruck der beschriebenen strukturell -organisatorischen und inhalt- 
lichen Selektivität gewerkschaftlicher Interessenverarbeitung. 

Ebensowenig sinnvoll wäre es, hier näher auf die Legitimationsprobleme der 
Gewerkschaften einzugehen, die erst konkrete Gestalt annehmen, wenn die genann- 
ten Fragen nach der empirischen Organisation und Politik dieser Organisationen 
beantwortet sind. Grundsätzlich können sie sowohl als Folge mangelnder Leistung 
der Gewerkschaften bzw. einer entsprechenden Perzeption seitens ihrer Basis 
entstehen als auch als Konsequenz einer zu rigiden Begrenzung der Partizipa- 
tionsmöglichkeiten der Mitglieder innerhalb der Organisation (Legitimation 
durch Verfahren). Die Behandlung beider Problemkreise setzt jedoch Kenntnisse 
darüber voraus, welche Leistungen die Gewerkschaften konkret erbringen (und 
welche nicht), und wie es um ihre organisationsinterne Willensbildungsstruktur 
empirisch bestellt ist. 

An dieser Stelle ging es vielmehr um die fundamentalen Strukturprinzipien des 
ökonomischen Prozesses und des den Gewerkschaften vorgegebenen, kapitalistisch 
geprägten Interessen 'materials', die sich als Begrenzung gewerkschaftlicher 
Aktionsmöglichkeiten und Hand lungs spiel räume auswirken und auf die die Gewerk- 
schaften selbst strukturell durch ihre Konstitution als Industrieverbände rea- 
gieren. Daß diese Form gewerkschaftlicher Organisation weder zufällig ist noch 
ohne Wirkung auf ihre Politik bleibt, sollte hier gezeigt werden. Sie trägt 
vielmehr ganz entscheidend dazu bei, daß die Gewerkschaften ihren Funktionsan- 
teil innerhalb des Kontinuums von Organisationen übernehmen, das die Umarbei- 
tung qualitativ verschiedener (Herrschafts-) Interessen in quantitativ aus- 
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gleichbare ( Verte ilungs-) 'issues 1 leistet. In welcher Art und Weise sie diese 
Aufgabe konkret übernehmen, welche strategischen Varianten sie mehr oder weni- 
ger stark betonen, und wie sie sich mit den ihnen daraus jeweils entstehenden 
Problemen auseinandersetzen, kann nur historisch-konkret geklärt werden.^) 

(3) Der einheitsgewerkschaftl iche Dachverband wurde oben idealtypisch als echte 
strategische Alternative zur Industriegewerkschaft und ihrer Politik bezeich- 
net. Nach dem inzwischen über strukturelle Begrenzungen gewerkschaftlicher 
Aktionsspielräume Gesagten muß zunächst folgende Einschränkung vorgenomnen 
werden: Nur unter der - historisch jeweils abzuklärenden - Voraussetzung daß 
die Gewerkschaften sich mehr als Aufklärungs- und Kampf Organisation denn als 
Interessenverbände begreifen und demzufolge mehr Gewicht auf die Aktivierung 
verschütteter, verdrängter, ideologisch überformter Elemente des lohnabhängigen 
Bewußtseins als auf die Realisierung konkret erfahrener lohnabhängiger Inter- 
essen legen, unter dieser Voraussetzung also können sie versuchen, flexibel mit 
den genannten strukturellen Einschränkungen ihres Handlungsspielraumes umzuge- 
hen. Denn wenn ihnen tatsächlich die Einleitung von Lernprozessen gelänge, die 
zur Entstehung von manifestem Klassenbewußtsein der Lohnabhängigen führen^ 7 ), 
so bestünde die Möglichkeit der Interessenverallgemeinerung entgegen den Maß- 
stäben des Warenverkäuferinteresses ebenso wie die, qualitativen Interessen den 
Vorrang vor Lohnsteigerungen einzuräumen. Zweifellos würden Organisationen 
dieser Art auch die Branchenebene berücksichtigen müssen, aber das Schwerge- 
wicht ihrer Verankerung dürfte in den Betrieben liegen, und die Generalisierung 
der Interessen würde nicht auf dem Nenner branchenspezifischer Gebrauchswerte- 
produktion erfolgen, sondern entlang des - dann massenhaft vorhandenen - 
Klassenbewußtseins, sich gemeinsam in einer existentiell abhängigen gesell- 
schaftlichen Position zu befinden. Denkbar wäre etwa eine intergewerkschaftli- 
che Umverteilungspolitik zwischen den 'reichen' und den 'armen' Zweigen der 
Organisation, die dieses gemeinschaftliche Bewußtsein über den materiellen 
Ausgleich von Lohnhöhenunterschieden noch verstärkte.^) Sicherlich verfügte 
die Spitze der Organisation über starke Kompetenzen der Interessenzusarrmen- 
fassung und -Vereinheitlichung und ihrer aktiven Anmeldung gegenüber Kapital, 
Parteien und Staat; ihre unverzichtbare Rückkoppelung an die Basis bestünde in 
der Anknüpfung an und im konflikthaften Austrag von deren Erfahrung von Ausbeu- 
tung und Deprivation im kapitalistischen Produktionsprozeß. 

Einer so verstandenen gewerkschaftlichen Klassenorganisation müßte gerade im 
organisatorischen Eigen interesse daran gelegen sein, kämpferische, vom System- 
standpunkt aus dysfunktionale Elemente im Bewußtsein ihrer Basis wachzuhalten 
und zu intensivieren, denn es wäre unvermeidlich damit zu rechnen, daß die 
Politik dieser Art von Organisation auf härteste Umweltwiderstände seitens des 
Kapitals, aber auch des Staates, treffen würde. Legitimation durch materielle 
Erfolge dürfte ihr kaum beschieden sein, ihr Erfolg und ihre Rechtfertigung 
gegenüber der Mitgliedschaft bestünde vielmehr in der konsequenten und kompro- 
mißlosen Anmeldung des lohnabhängigen Klassenstandpunktes, der als solcher über 
das bestehende gesellschaftliche und politische System hinausweist. 

Aus der Beschreibung dieses Ideal typus des einheitsgewerkschaftlichen Dachver- 
bandes sollte deutlich geworden sein, daß er in dieser Rigorosität wohl nur als 
der eine extreme Pol eines Spektrums möglicher realer Gewerkschaftsorganisa- 
tionsformen fungieren kann, dessen entgegengesetztes Extrem in dem völlig auf 
die Vertretung von Warenverkäufer interessen reduzierten gewerkschaftlichen 
Interessenverband bestünde. 69) Vielmehr dient seine Einführung dazu, sichtbar 
zu machen, daß vermutlich in jeder historischen Dachorganisation der Gewerk- 
schaften mehr oder weniger stark ausgeprägte Elemente dieses Typs zu finden 
sein werden. Denn auch für das industriegewerkschaftliche System gilt, daß es 
einer koordinierenden Spitzenorganisation bedarf, die gleichzeitig auf sehr 
hoher, damit aber abgehobener und weitgehend entschärfter organisatorischer 
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Ebene auf die Konflikt- und Abhängigkeitserfahrungen der Lohnabhängigen zurück - 
kommt, die die Industriegewerkschaften so wirkungsvoll ausblenden. 

Ein solcher 'realistischer' Dachverbandstyp hat in erster Linie dafür Sorge zu 
tragen, daß die verschiedenen lohn- und tarif politischen Strategien der Einzel- 
gewerkschaften nicht zu weit au seinanderkl affen, die intergewerkschaftliche 
Konkurrenz mithin nicht so stark wird, daß sie die Geschlossenheit und Hand- 
lungsfähigkeit der Organisation als ganzer gegenüber dem Kapital lähmt. Dabei 
ist anzunehmen, daß die Einzelgewerkschaften ihrem Spitzenverband kaum genügend 
Kompetenzen zugestehen werden, um diesen Ausgleich autonom 'von oben' herbeizu- 
führen, müßte dies doch ihre Branchenorientierung unterlaufen und gefährden. 
Vielmehr stellt der Dachverband nur das organisatorische Instrumentarium, sozu- 
sagen die Arena, bereit, innerhalb derer die ökonomisch und an Mitgliedern 
stärksten Einzelgewerkschaften die Grundlinien der Politik der Spitzenorganisa- 
tion bestimnen, modifiziert um so viele Zugeständnisse an die schwächeren 
Zweige, daß diese gegenüber ihrem eigentlichen Kontrahenten, dem Kapital, noch 
bestehen können. Denkbar wäre etwa diejenige Form des intergewerkschaftlichen 
Ausgleichs, daß über die Branchen hinweg in etwa gleiche Lohnforderungen ge- 
stellt würden, in die der durchschnittliche Verteilungsspielraum aller Branchen 
und Sektoren ebenso Eingang fände wie die zusätzliche Berücksichtigung der 
wichtigsten jeweiligen Besonderheiten der branchenspezifischen Produktionsbe- 
dingungen. Nur am Rande sei dabei erwähnt, daß diese Form der internen gewerk- 
schaftlichen Abstimming in Richtung auf eine globale, d.h., makroökonomisch 
orientierte Lohnpolitik ebenso einen autonomen Handlungsspielraum der Branchen- 
kapitale einräumt, wie dies für den Branchentarif vertrag gegenüber dem Einzel- 
unternehmen oben beschrieben wurde. 

Die Funktion der gewerkschaftlichen Spitze, sofern sie auf einem Industriever- 
bandssystem aufbaut, besteht aber nicht nur in der Koordination lohnpolitischer 
Strategien. Darüber hinaus werden ihr diejenigen Bereiche überlassen werden, 
welche die Einzelgewerkschaften aufgrund ihrer spezifischen Orientierung wenig 
oder gar nicht thematisieren. Dies sind vor allem stark verallgemeinerte Inter- 
essen und Forderungen, die sich auf gesellschaftliche und politische Disparitä- 
ten und Verkürzungen des Status der Lohnabhängigen als freie und gleiche Waren- 
besitzer beziehen , sowie die allgemeinste aller möglichen Handlungsebenen: die 
gegenüber Parteien und Staat ; daneben jedoch auch aie Anmeldung eher klassenbe- 
wußter Positionen, d.h., des allgemeinen Interesses der Klasse der Lohnabhängi- 
gen an der Überwindung ihrer existentiellen gesellschaftlichen Abhängigkeit . 

Ein derartiges, arbeitsteiliges Verhältnis kornnt schon allein deshalb zustande, 
weil das Risiko zu groß wäre, nur die industriegewerkschaftliche Lohninter- 
essenpolitik als Verbindung zwischen Organisation und Basis zu benutzen. Die 
Gefahr, daß andere, aus Disparitäts-, Konflikt- oder gar klassenkämpferischen 
Erfahrungen resultierende Interessen sich eigenständige Artikulationskanäle 
suchen (und finden) könnten, würde ihnen kein permanenter Ansprechpartner 
geboten, läßt es im organisatorischen Eigeninteresse geraten erscheinen, eine 
eigene Instanz dafür einzurichten. Als Dachverband nahezu ohne jede eigene 
Verbindung und Rückkoppelung zur Basis, Interessen auf einer besonders hohen 
organisatorischen Ebene stark verallgemeinernd, bietet diese Konstruktion 
gleichzeitig den Vorteil, die Branchenorientierung der Einzelgewerkschaften 
nicht wirklich zu gefährden. 

Allerdings hat der Dachverband nicht nur solche kompensatorischen Lückenbüßer- 
funktionen. Vielmehr stellt er - positiv gewendet - als Organisation dasjenige 
Gemeinsamkeits- und Machtpotential dar, auf das sich die ihn tragenden Einzel- 
gewerkschaften einigen können und auch geeinigt haben. Daher ist er weitaus 
geeigneter als jede einzelne Branchengewerkschaft^O), Forderungen hinsichtlich 
der gesellschaftlichen und politischen Gleichstellung der Lohnabhängigen an 
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Parteien und Staat zu richten, die ihrerseits mit dem Anspruch auftreten, im 
allgemeinen Interesse zu handeln und sich auch vor diesem Anspruch rechtferti- 
gen müssen. Sie werden die Stellungnahmen der gewerkschaftlichen Spitzenor- 
die für sich reklamieren kann, die Lohnabhängigen der Nation zu 
, kaum überhören können. 72) Dies schon deshalb nicht, weil ihnen 
hier unverzichtbare Bündel bereits aggregierter und selektierter Interessen 
vorgegeben werden, über die sie zu entscheiden haben, ohne den legitimatorisch 
brisanten Prozeß der Interessenauswahl selbst immerzu bewältigen zu müssen. 73) 
Und für diese Forderungen werden auch die Einzelgewerk schäften ihre Unterstüt- 
zung leihen, kommt ihre Erfüllung doch allen Lohnabhängigen zugute, also auch 
ihrer je spezifischen eigenen Basis. 

Eines sollte am Ende dieses Abschnitts über die Selektivität gewerkschaftlicher 
Interessenverarbeitung deutlich geworden sein: Die Frage, ob die Gewerkschaften 
sich an dem beschriebenen Kontinuum interessenverarbeitender Organisationen im 
Kapitalismus beteiligen oder nicht, führt in die Irre der fruchtlosen Gegenüber- 
stellung 'reformistischer' und 'revolutionärer' Gewerkschaften. Vielmehr bleibt es 
die dauernde Aufgabe der Gewerkschaftsforschung, zu beobachten und zu klären, 
welche Elemente 

- konjunktureller und struktureller, meso- und makroökonomischer Entwicklungen; 

- der Betriebs-, Branchen- und gesamtwirtschaftlichen Orientierung; 

- autonomer interverbandlicher Strategien oder staatsbezogener Forderungspolitik; 

- quantitativer oder qualitativer, durchschnittsorientierter oder maximal istischer 
I nteres sen i nterpret at i on ; 

- kooperativer oder konf liktorischer Vorgehensweisen, 

jeweils innerhalb des gewerkschaftlichen Handelns ausgemacht werden können und in 
welchem Verhältnis zueinander sie jeweils stehen. 

Anhand eines solchen 'rasterhaften' Überblicks wird nämlich erkennbar, daß die 
Gewerkschaften eines bestimmten historisch-konkreten Zeitabschnitts der organisato- 
risch verfestigte Ausdruck der Position sind, die die Arbeiterbewegung im histori- 
schen Kontinuum zwischen Klassenkampf und Integration jeweils einnimmt. Insofern 
kehrt die Darstellung an ihren Anfang zurück, zur Kritik derjenigen Gewerkschafts- 
theorien, die ihren Ausgang von der Entscheidung nehmen, ob sie ihren Gegenstand 
für einen 'Ordnungsfaktor in kapitalistischen oder staatlichen Diensten' oder eine 
'Gegenmacht der revolutionären Basis' halten sollen. Die Gewerkschaften verkörpern 
immer Elemente von beidem, bei spezifischer Dominanz der Vertretung systemfunktio- 
naler Interessen; nicht die theoretische Alternative gilt es immer neu zu konstru- 
ieren, sondern das je konkrete Mischungsverhältnis ist empirisch zu klären. 



gamsation, 

vertreten71) 
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1.4) Konkretion i nteressengruppentheoret i scher Oberlegungen (II): Die Arbeitgeber- 
verbände 



1.4.1) Stand der Forschung über Unternehmerverbände 

Bestand eines der größten Probleme der Gewerkschaftsanalyse in der unüberschaubaren 
Vielzahl von Untersuchungen über diesen Themenbereich, so gilt das exakte Gegenteil 
für die Unternehmerverbände. Selbst wenn man - wie es in diesem Abschnitt geschehen 
soll - den Gegenstandsbereich von den Arbeitgeberverbänden auf Unternehmerorganisa- 
tion schlechthin ausweitet und außer explizit theoretisch angelegten Arbeiten auch 
empirische Studien einbezieht, so bleibt noch immer ein enormes Defizit der For- 
schung. Dies muß umso mehr erstaunen, als auch nicht-marxistische Ansätze die 
zentrale Rolle von Unternehmerverbänden im politischen Prozeß kennen und aner- 
kennen.^ Was marxistische Positionen betrifft, so gewinnt man mitunter den Ein- 
druck, ihnen genüge die a-priorische Feststellung, 'das Kapital' dominiere den 
Reproduktionsprozeß der bürgerlichen Gesellschaft. Auf welche Weise, in welchen 
(organisatorischen) Formen es dies tut - diese konkreten Fragen gehen zumeist 
restlos unter/) 

Was derzeit an Studien über Unternehmerverbände vor liegt, soll im folgenden zu drei 
unterschiedlichen theoretischen bzw. methodischen Entwicklungssträngen zusamnenge- 
faßt werden: pluralistische und korporatistische Ansätze, marxistische Analysen 
sowie Vergleiche zwischen Unternehmerverbänden und Gewerkschaften unter verschiede- 
nen Aspekten ihrer internen Organisationsstruktur, ihrer ideologischen Selbstdar- 
stellung sowie ihres Zusarrmenwirkens im Tarifsystem. Es wird sich zeigen, daß jeder 
dieser Ansätze ein spezifisch verkürztes Bild seines komplizierten Gegenstandes 
entwirft. 

Typisch für späte pluralismustheoretische Positionen ist die Zusammenfassung von 
Unternehmerverbänden und Gewerkschaften zu einem Block, der insgesamt den sozio- 
politischen Reproduktionsprozeß dominiere: "Allen diesen Verbänden ist gemeinsam, 
daß sie die zentralen ökonomischen bzw. beruflichen Interessen ihrer Mitglieder 
vertreten und als wichtigste Kontrahenten im Kampf um die Verteilung des erwirt- 
schafteten Sozialprodukts auftreten. Die Stellung ihrer Mitglieder im Produktions- 
prozeß zu stärken, ihr Einkommen und Sozial prestige zu erhöhen und nicht zuletzt 
ihre Machtposition im Staat auszubauen, sind die Hauptziele dieser Interessengrup- 
pen."^) Getreu der inzwischen hinlänglich bekannten etatozentristischen Ausrichtung 
auch dieser Position geht es dabei vor allem um den überragenden Einfluß dieser 
Gruppen auf die Prozesse staatlich-politischer Willensbildung und Entscheidungsfin- 
dung. 4 ) 

Demgegenüber konzentriert sich die noch immer klassische Studie von Gerard 
Braunthal über den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 5 ) zwar auch auf das 
Problem der "political power" des BDI, d.h., auf seine Verbindungen zum Staat und 
seine Chancen, die eigenen Interessen in staatliches Handeln einfließen zu lassen, 
aber ergänzt um die Frage, ob die gesellschaftliche 'balance of countervailing 
powers', das General thema jedes Plural isten, dem BDI gegenüber intakt sei.°) 
Braunthal entwirft das Bild eines Unternehmerverbandes, der auf einer zwar zahlen- 
mäßig nicht allzu bedeutenden, aber infolge ihres hohen Sozialprestiges und Ein- 
flußpotentials dennoch mächtigen Mitgliedschaft aufbaut?) und beträchtliche Mühen 
zur Herstellung eines innerorganisatorischen Konsenses aufwenden muß, sobald es um 
konkretere Fragen als so globale 'issues' wie etwa das der Haltung der westdeut- 
schen Industrie zur Westintegration der Bundesrepublik geht. 8 ) Finanzielle Stärke 
und beträcht 1 icher Einfluß auf die öffentliche Meinung*) seien ebensosehr Macht- 
ressourcen dieser Organisation wie der sehr gute Zugang zur Exekutive, Legislative 
und den politischen Parteien.^ 8 ) 

Dennoch werde - so Braunthal - auch der Einfluß eines derart mächtigen Unternehmer- 
verbandes begrenzt durch das Einflußstreben anderer Gruppen sowie durch das Bemühen 
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um Autonomie seitens der politischen Eliten.ll) »This observer, however, must 
final ly opt for the plural istic view. Granted that the BDI is a powerful and 
prestige-laden association with many victories on its record, and granted that it 
operates in a political climate favourable to its interests, nevertheless it is not 
the only group of which this is true, but one that faces rivals with an equal 
appetite for power. "12) 

Somit kann eine Verlagerung der plural ismustheoreti sehen Fragestellung insgesamt 
von der Untersuchung des restriktiven oder dominierenden Einflusses der Unterneh- 
merorganisationen auf die staatliche Willensbildung auf die Analyse des Machtpoten- 
tials sozio-ökonomischer Großverbände schlechthin festgestellt werden. Dies ist der 
Erforschung der Kapitalorganisationen im einzelnen ebensowenig förderlich gewesen 
wie die Überführung pluralistischer in korporatistische Positionen bzw. die Ergän- 
zung ersterer durch letztere. 13) Denn auch hier erscheinen die Unternehmerverbände 
nur insoweit als Untersuchungsgegenstand, als ihr Anteil am Zustandekommen tripar- 
tistischer Arrangements betrachtet wird. 14) Was diese Organisationen 'aus eigenem 
Recht' sind, gerät nicht ins Blickfeld - ein mittlerweile vertrauter Topos in 
Zusammenhang mit der Erforschung von Interessengruppen. 

Welche Vorzüge die pluralismustheoretischen Ansätze dennoch, trotz ihres eher 
naiven Gesellschaftsbildes, bieten, nämlich die sehr realistische Betonung interner 
Interessenaggregations- und -integrationsprobleme innerhalb der Unternehmerverbän- 
de!5), erkennt man erst so recht in der Gegenüberstellung mit marxistischen Ansät- 
zen, insbesondere in ihrer Ausprägung als Theorie des staatsmonopolistischen Kapi- 
tal ismus.16) 

Denn zwar hat dieser Ansatz einen Begriff von sozio-ökonomi sehen Herrschafts- und 
Abhängigkeitsverhältnissen, der wiederum den Plural isten fehlt; aber er verleitet 
die Autoren zu einer derartig monokausalen Betrachtungsweise, die die eigentliche 
Spezifik der Unternehmerverbände, die zwangfreie Aggregaten und Integration kon- 
kurrierender Interessen autonomer Unternehmer , vollständig verfehlt. Fjodorow etwa 
kommt zu folgender Definition: "Die gegenwärtigen Unternehmerverbände sind außer- 
parteiliche kapitalistische Klassenorganisationen, die unter Kontrolle der Monopol- 
bourgeoisie stehen und in ihrem Interesse handeln, zu deren Hauptanliegen es 
gehört, den Klassenkampf für die Aufrechterhaltung und die Festigung der eigent- 
lichen Möglichkeit, der Profitgewinnung, zu führen, und deren Methoden es sind, 
aufgrund ihrer Finanzmacht alle Bereiche der Wirtschaft, der Politik, der Ideolo- 
gie, der Gesellschaft und des Staates vorrangig zu beeinflussen, was unter den 
Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus diese Organisationen zu einem 
der wichtigsten Machtapparate werden läßt, wo sich die konkrete Verfilzung der 
Macht des Staates mit der der Monopole zu einem einheitlichen Herrschafts- und 
Un terdrückungsmechan i smus vollzi eht . "17 ) 

Einmal abgesehen davon, daß sich Fjororow und Braunthal - sicherlich gegen beider 
Willen - in der Annahme treffen, es sei ihre Finanzmacht vor allem, die die Unter- 
nehmerverbände zu einem starken Einflußfaktor machet) -, hier wird der ohnehin 
begrenzte Blickwinkel auf das Verhältnis von Verbänden und Staat ins Extrem ver- 
engt, nämlich auf ihre Identität. Dieser Auffassung ist längst von marxistischer 
Seite aus entgegengehalten worden: "Die integrierende Rolle der Spitze der politi- 
schen Struktur wäre unmöglich ohne Initiative und eine gewisse Autonomie sogar 
gegenüber den mächtigsten Gruppen. "19) Damit soll weder das besondere Gewicht der 
hochkonzentrierten Unternehmen und Branchen innerhalb der Kapital Organisationen 
bestritten, noch die grundsätzliche systemstabilisierende Selektivität des poli- 
tisch-staatlichen Reproduktionsprozesses geleugnet werden. Aber 'Einschätzungen' 
der Unternehmerverbände wie die oben zitierte gehen an der internen Komplexität 
ihres Gegenstandes ebenso weit entfernt vorbei wie an der Kompliziertheit des 
wirklichen Verhältnisses der Unternehmerorganisationen zu ihren gesellschaftlichen 
Kontrahenten wie zum Staat. 
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Der letzte hier zu referierende Komplex von Analysen der Kapitalorganisationen 
untersucht diese gerade in Beziehung bzw. im Vergleich zu den Gewerkschaften. Dabei 
führt der gewählte forschungsstrategische Blickwinkel häufig dazu, parallele bzw. 
gegenläufige Entwicklungen der 'Tarifpartner' zu konstatieren, ohne die Rolle der 
Unternehmerorganisationen als solche zunächst abzuklären und erst danach zu fragen, 
welcher Stellenwert ihrem tarifpolitischen Zusammenwirken mit den Gewerkschaften 
innerhalb ihrer gesamten Aktivitäten zukomnt. Wenn etwa Buchholz die These von der 
gegenseitigen organisationsstrukturellen Angleichung von Unternehmerverbänden und 
Gewerkschaften aufstellt^O), oder Weitbrecht ausführlich nachweist, daß Gewerk- 
schaften wie Arbeitgeberverbände das tarifpolitische Dilemma zwischen Effektivität 
und Legitimität gleichermaßen durch Quasi-Partizipation zu lösen suchen^), so 
zeigt dies zwar, daß die Kapitalorganisationen offenbar in manchen Bereichen ähnli- 
chen Problemen ausgesetzt sind wie die Gewerkschaften, und daß sie auch ähnlich 
darauf reagieren. Die Gefahr liegt jedoch nahe, daß aus dieser Betrachtungsweise 
die Auffassung einer prinzipiellen Gleichrangigkeit beider Organisationstypen im 
gesellschaftlichen Machtgefüge entsteht. 22) 

Dagegen sind diejenigen Untersuchungen eher gefeit, die sich statt mit internen 
Organisationsstrukturen mit den Ideologien der Verbände von Kapital und Arbeit 
befassen, da hier im Untersuchungsgegenstand selbst die Gegensätze zwischen beiden 
Organisationen zur Sprache kommen. Aber wiederum erfolgt keine systematische Zuord- 
nung des Ergebnisses der Analyse zu gesellschaftstheoretisch zu ermittelnden Struk- 
turen von Macht, Herrschaft und Abhängigkeit - die Untersuchung bleibt bei der 
Konstatierung inhaltlich gegensätzlicher Ideologien, die eventuell sogar die glei- 
chen Funktionen für die Organisationen haben, stehen. 23) 

Selbstverständlich existieren Untersuchungen, die gesellschaftstheoretisch fundiert 
sind; so liegt etwa für den Bereich der Organisationsstrukturanalyse der Tarifpar- 
teien ein weit ausgreifender Beitrag Streecks vor. 24) Und ebenso selbstverständlich 
soll den vorgestellten Untersuchungen weder Berechtigung noch Relevanz abgesprochen 
werden. Hier geht es vielmehr um die These, daß die Betrachung von Unternehmerver- 
bänden im Rahmen des Tarifsystems jedenfalls für die Frage nach dem Wesen dieser 
Organisationen als solcher nicht besonders ergiebig ist, vielleicht sogar in die 
Irre führen kann. 

Denn innerhalb des Tarifsystems geraten Unternehmerverbände eben überwiegend nur 
unter denjenigen ihrer verschiedenen Aspekte in den Blick, die sie den Gewerkschaf- 
ten vergleichbar erscheinen lassen. Daß darin eine der Funktionen des Tarifsystems 
selbst besteht, den Eindruck zu erwecken, als ob die Arbeitsmarkt' Parteien' gleich- 
berechtigt um die gerechte Verteilung des erwirtschafteten Mehrproduktes miteinan- 
der rängen, sei hier nur am Rande erwähnt. 25) Aber die forschungsstrategische 
Entscheidung für einen Vergleich zwischen Unternehmerorganisationen und Gewerk- 
schaften führt nur dann nicht dazu, diesem ideologischen Gleichheitsanspruch aufzu- 
sitzen, wenn vorab bereits ein Begriff von Kapital Organisationen sui generis vor- 
handen ist. Dieser bzw. seine theoretische Entwicklung und Entfaltung sollte ebenso 
klären können, was es mit den offen formulierten und ausgetragenen Gegensätzlich- 
keiten zwischen den Verbänden von Lohnarbeit und Kapital auf sich hat und welche 
Reichweite solchen Konflikten zukommt. Vor allem jedoch muß er dem Anspruch genü- 
gen, die Einseitigkeiten sowohl der Pluralismustheorie mit ihrer Vernachlässigung 
gesellschaftlicher Ungleichheit26) als auch der zitierten Spielart marxistischer 
Theorie samt ihrer Verkürzung des Verhältnisses von Unternehmerverband und Staat zu 
überwinden. Schließlich ist der Etatozentrismus auch neuester empirischer Untersu- 
chungen27) ebenso zu vermeiden wie das - wohl schon apologetisch zu nennende - 
Aufsitzen auf dem ideologischen Selbstbild, das diese Organisationen von sich zu 
entwerfen bemüht sind. 28) Ein Versuch dazu soll nun unternommen werden. 
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1.4.2) Strategien unternehmerischer Interessenverfolgung 

Das Interesse des einzelnen Kapitals kann sehr einfach als das seiner eigenen 
Reproduktion auf inmer höherem Niveau, d.h. aber: möglichst mit wachsenden Profi- 
ten, definiert werden. 29) Jedoch täuscht diese innere Widerspruchslosigkeit kapita- 
listischer Interessen allzu leicht über die Probleme hinweg, die den Verbänden beim 
Versuch ihrer Zusammenfassung entstehen. Diese Schwierigkeiten sind vor allem in 
dem Zusammenhang zu sehen, daß Einzelkapitale stets autonome Wirtschaftssubjekte 
sind und dies auch in ihrem verbandsförmigen Zusamnenschluß bleiben, 30) damit aber 
irnner über Alternativen zur Verbandsorgnisation verfügen und diese flexibel kombi- 
nieren bzw. auch gegeneinander ausspielen können. 31) Um die Dimension und Grenzen 
verbandsförmiger Interessenrealisierung der Kapitale zu verdeutlichen, soll daher 
die Darstellung der Organisation kapitalistischer Interessen als Unternehmer-, 
speziell als Arbeitgeberverband, eingebettet werden in die verschiedenen Formen 
Unternehmer i sehen I nteressenverf o 1 gs . 

Aus dem Streben aller Einzelkapitale nach möglichst profitabler Selbstverwertung 
resultieren nach Karl Marx die Gesetze der Konkurrenz, des Akkumulationszwanges und 
des tendenziellen Falls der Profitrate. 32) Aus dem Zwang, gegenüber den konkurrie- 
renden Kapitalen zu bestehen, resultiert die wachsende organische Zusammensetzung 
des Kapitals, d.h., der zunehmende Einsatz von technischem Fortschritt in produkti- 
vitätssteigernden Maschinen, Anlagen, Produktionsverfahren etc., letztlich eine 
enorme Steigerung des Einsatzes an fixem Kapital. Dieser kann jedoch nur von irnner 
größeren Kapitaleinheiten bereitges teilt werden; die Konzentration seiner selbst 
ist daher dem Kapital als Folge der genannten Gesetzmäßigkeiten und Zwänge imma- 
nent. 

Dabei zielt die Zusamnenfassung mehrerer Kapitale zu einer einzigen großen 
Unternehmenseinheit oder das endogene Wachstum eines Unternehmens in erster Linie 
darauf ab, die Verschlechterung der eigenen Verwertungsbedingungen aufzuhalten, die 
unvermeidlich aus den oben erwähnten Entwicklungsgesetzen folgt: "Die Funktion des 

Monopols besteht darin, durch eine Erschwerung des Ab- und Zuflusses von Kapital in 
bestimmte Produktionszweige den Ausgleich der Profitrate zu verhindern (bzw. auf 
unbestimmte Zeit zu verschieben)."33) Dieses Ziel aber, die Dehnung und Glättung 
konjunktureller Schwankungen und zyklischer Verwerfungen des kapitalistischen Re- 
produktionsprozesses, beides nichts anderes als der empirische Ausdruck des Geset- 
zes vom tendenziellen Fall der Profitrate, wird hier als das Ziel aller unternehme- 
rischer Strategien des Interessenverfolgs behauptet. 

Im einzelnen bestehen vier strategische Alternativen, die miteinander kombiniert 
und flexibel auf den verschiedenen Ebenen des sozio-ökonomi sehen und politischen 
Reproduktionsprozesses der kapitalistischen Gesellschaft eingesetzt werden 
können34): 

(1) Auf Unternehmensebene kann durch Konzentration im engeren Sinne eine große 
Kapitaleinheit entstehen, die als alleiniger Handlungsträger nur relativ gerin- 
ge interne Widerstände aufweist und daher einen längerfristig angelegten Inter- 
essenverfolg ohne große Reibungsverluste planend anstreben und betreiben kann. 
Großbetriebe dieser Art vermögen weitreichenden Einfluß auf viele die Profit- 
entwicklung beeinflussende Faktoren zu nehmen; die Spannweite ihres auf lang- 
fristige Gewinnoptimierung ausgerichteten Handelns umfasst die Investitions- 
und Personalplanung ebenso wie die Einrichtung eigener Forschungszentren, den 
Zugang zu internationalen Kreditmärkten usw. 

Das Schwergewicht dieser Art kapitalistischer Interessenrealisation durch öko- 
nomische Konzentration liegt auf der Mikroebene (Betriebsebene); auf Mesoebene 
(Branchenebene) kann eine etwas lockerere Form der Kooperation mehrerer Groß- 
konzerne dazu führen, daß die Marktgesetze weitgehend außer Kraft gesetzt und 
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profitmindernde Entwicklungen damit durch Marktaufteilung und Gewinnoptimierung 
bzw. - in stagnierenden oder gar schrumpfenden Bereichen der Volkswirtschaft - 
durch Verlustminimierung aufgehalten oder wenigstens verlangsamt werden können. 
Auf Makroebene (Gesamtwirtschaft) dagegen spielt sie so gut wie keine Rolle, da 
die Durchmonopolisierung einer gesamten Volkswirtschaft, die dann als quasi 
monolithischer Block auf dem Weltmarkt aufträte, praktisch kaum realisierbar 
sein dürfte. 

Es wäre wenig sinnvoll, an dieser Stelle theoretische Überlegungen hinsichtlich 
der vielfältigen Bedingungen anzustellen, die Oligopolisierungsprozesse er- 
leichtern oder hemmen; sie reichen von kaum beeinflußbaren Faktoren wie dem 
regionalen Vorkommen bestimmter Rohstoffe bis hin zu Maßnahmen der staatlichen 
Wettbewerbspolitik. Wichtiger scheint demgegenüber der Hinweis, daß - da eine 
völlige Monopolisierung der Wirtschaft als rein theoretischer Modellfall ausge- 
schlossen werden kann - empirische kapitalistische Ökonomien stets in eine mehr 
und eine weniger hoch konzentrierte Fraktion zerfallen, denen in je unter- 
schiedlicher Intensität die Chance zur Verfügung steht, ohne Kompromisse er- 
zwingende Kooperation mit anderen Sektoren, Organisationen etc. ihre jeweiligen 
Interessen durchzusetzen. So kann wohl mit Recht vermutet werden, daß die 
beschriebenen Großbetriebe sowohl am Markt als auch gegenüber den Lohnabhängi- 
gen und gegenüber Parteien und Staat erheblich durchsetzungsfähiger sind als 
kleine und mittlere Betriebe, und zwar desto mehr, je günstiger ihre ökonomi- 
sche Position ist. 35) Dieser Gegensatz zwischen langfristig planenden, auf die 
Sicherung des Fortbestandes des Unternehmens auf lange Sicht orientierten und 
daher eine Politik der Gewin noptimierunq betreibenden Großkonzernen und den 
stärker dem Druck konjunktureller und struktureller Wirtschaftsentwicklungen 
ausgesetzten, über geringere finanzielle Ressourcen verfügenden Klein- und 
Mittelbetriebe, die demzufolge mehr auf eine Politik der Gewin nmaximierung 
angewiesen sind, spielt eine besonders große Rolle für das Ausmaß des materi- 
ellen Entgegenkommens gegenüber den Lohnabhängigen und ihrer Organisation. 
Während erstere über große Konzessionsspielräume verfügen und diese auch im 
Interesse der Pazifierung der Lohnabhängigen (-Organisation) und damit der län- 
gerfristigen Kalkül ierbarkeit der Lohnkostenentwicklung einzusetzen bereit 
sind, müssen letztere aus überlebensgründen auf möglichst niedrige Lohnkosten 
drängen. Auf diesen Interessengegensatz ist gleich noch einmal zurückzukomnen. 

(2) Durch Institutionalisierung streben die Kapital interessen nämlich nach der 
langfristigen Befriedung und Kalkül ierbarkeit des besonders problematischen 
' Kostenfaktors ' Lohnarbeit. Diese Strategie verfolgt auf der Mikro-, besonders 
aber auf der Mesoebene den begrenzten Interessenaustrag mit den Lohnabhängigen 
und ihren Organisationen, indem materielle Konzessionen zugestanden werden und 
damit die Bereitschaft der Lohnarbeiter aufrechterhalten wird, sich weiterhin 
als solche zur Verfügung zu stellen. Im Gegensatz zur Strategie der Konzentra- 
tion ist hier der Handlungsträger auf Mesoebene nicht mehr ein einzelnes Unter- 
nehmen, sondern der branchenspezifische Arbeitgeberverband , der mehrere oder 
alle Betriebe einer Branche in deren Eigenschaft als Ankäufer der Ware Arbeits- 
kraft zusamnenfasst und - zusammen mit den Gewerkschaften - über den Rahmen der 
materiellen Zugeständnisse entscheidet, die - mit gewissen Modifikationen - auf 
Betriebsebene zu machen sind. 

Diesen Unterschied festzuhalten, ist für die Analyse der Arbeitgeberverbände 
von zentraler Bedeutung. Denn solange sie als freiwillige Organisationen beste- 
hen, werden sie nicht umhin können, Rücksicht auf die verschiedenen, in ihrer 
jeweiligen Branche vertretenen Interessen zu nehmen. Deren Spektrum reicht von 
Groß- bis zu Kleinbetrieben, von personal- zu kapitalintensiven Unternehmen, 
von produktiven und rentablen zu Grenzbetrieben, von juristischen Personen zu 
eigentümer-geführten Unternehmen, usw., usf. Jeder dieser Faktoren wirkt auf 
die Gewinnentwicklung der einzelnen Unternehmen ein und beeinflußt damit auch 
den Umfang von Lohnkonzessionen, den die verschiedenen Unternehmensleitungen 
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jeweils für ihren Betrieb noch für akzeptabel und verkraftbar ansehen. 

Auf der anderen Seite sind die Arbeitgeberverbände aber auch gezwungen, jenes 
materielle Minimum zu gewähren, das die unbedingte Voraussetzung dafür dar- 
stellt, daß die Gewerkschaften im System des institutionalisierten Konflikt- 
austrags verbleiben. Zweifellos wäre die innerverbandliche Willensbildung in 
diesen Organisationen höchst unkompliziert, wäre dem Verteilungsspielraum nach 
unten keine Grenze gesetzt: auf wenig oder gar keine Lohnsteigerungen einigen 
sich Betriebe schnei 1.36) Aber damit wäre es den Gewerkschaften unmöglich 
gemacht, gegenüber ihrer eigenen Basis zu legitimieren, weshalb sie in einem 
Verhandlungssystem verharren, das keine akzeptablen Leistungen (mehr) erbringt. 

Aus diesem Grunde wird der Handlungsspielraum der Arbeitgeberverbände nach oben 
von jenem Maximum an Entgegenkommen begrenzt, das noch von den Betrieben akzep- 
tiert wird, ohne daß sie den Verband verlassen, und nach unten von dem Minimum 
an Entgegenkommen, das die Gewerkschaften davon abhält, das Tarifsystem zu 
verlassen. Damit aber bedeutet Selektivität der Interessenaufnahme und -Verar- 
beitung durch branchenspezifische Arbeitgeberverbände die Verallgemeinerung 
kapitalistischer Lohnkosteninteressen und Verte ilungsinteressen längs eines 
Branchendurchschnitts möglicher Verteilungsspielräume, nach oben und nach unten 
je spezifisch begrenzt. 

Dabei wird dieser jeweilige mittlere Konzessionsspielraum modifiziert sein um 
die Interessen der stärksten Unternehmen der Branche, an deren Machtposition 
kein Verband grundsätzlich vorbeikann, da er auf ihre Mitgliedschaft angewiesen 
ist, will er gegenüber seinen gesellschaftlichen Kontrahenten und der Politik 
repräsentativ und glaubhaft auftreten können. Es versteht sich von selbst, daß 
hier 'Durchschnitt' eine minimierende Tendenz beinhaltet, im Gegensatz zur 
gewerkschaftlichen 'Durchschnittsorientierung', die möglichst an die obere 
Grenze des Erreichbaren gehen will. Ebenso dürfte deutlich sein, daß quantita- 
tive Konzessionen (Monetarisierungspolitik) am ehesten an die einzelnen Mit- 
gliedsbetriebe zu vermitteln sind, die nur unter sehr viel größeren Schwierig- 
keiten bei qualitativen, d.h., in ihre interne Dispositionsfreiheit eingreifen- 
den Fragen vom Verband geeint werden könnten. 37) 

Eine letzte Analogie zu den Gewerkschaften dürfte darin bestehen, daß auch die 
Branchenarbeitgeberverbände sich relativ selten direkt an den Staat wenden 
werden, jedenfalls verglichen mit ihrem über fach liehen Dachverband, der gleich 
im Anschluß zu skizzieren ist. Denn auch hier ist interne Einigkeit wohl nur 
bei der gemeinsamen Ablehnung sozialpolitischer Mehrbelastungen zu erwarten^), 
positiv gewendete einheitliche Forderungen an den Staat sind auf diesem Gebiet 
wenig wahrscheinlich. 

Diese Analogien sollen aber nicht zu der oben skizzierten Auffassung zurückfüh- 
ren, letzten Endes seien die Tarif* partner' Arbeitgeberverband und Gewerkschaf- 
ten einander wesensgleich. Denn zum einen besteht die Basis des Arbeitgeberver- 
bandes aus autonomen Wirtschaftssubjekten, die der Gewerkschaften aus Lohnab- 
hänqiqen ; zum anderen bleiben den einzelnen Kapitalen neben dem Arbeitgeberver- 
band noch zahlreiche weitere Möglichkeiten, ihre Interessen zu realisieren, was 
dieser Organisation weit weniger Kontrolle und Disziplinierungsfähigkeiten 
gegenüber ihrer Basis verleiht als im Falle der Gewerkschaften, zu denen aus 
lohnabhängiger Perspektive - jedenfalls auf ökonomischer Ebene - nur noch die 
Alternative der ohnmächtigen Vereinzelung verbleibt. 39) Darin liegt - am Rande 
bemerkt - auch der Ursprung für die Annahme der Korporatisten, wenn, dann 
scheiterten korporatistische Arrangements am ehesten am unternehmerischen Wi- 
derstand.^) 

Diese Ähnlichkeiten, die sich auf einem höheren Niveau der Konkretion etwa als 
organisationsstrukturelle Angleichung zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerk- 
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schäften nieder sch lagen, sind Resultat der gemeinsamen Branchenorientierung 
beider Organisationstypen sowie der daraus systematisch entstehenden organisa- 
tionsinternen Integrations- und Selektivitätsproblematik, andererseits der 
gemeinsamen Ausfüllung der Funktion, selektiver Transmissionsriemen innerhalb 
des Kontinuums interessenverarbeitender Organisationen zu sein. Nur: die Ge- 
werkschaften bezahlen für diese Angleichung mit dem Verzicht auf die Vertretung 
bestimmter Interesseninhalte ihrer Basis, und das Ergebnis des Transmissions- 
prozesses dient nicht zuletzt deswegen weit eher dem Kapital als seiner Gegen- 
seite. 

Auf Makroebene schließlich agiert der Spitzenverband der Arbeitgeberorganisa- 
tionen^l) einerseits gegenüber dem gewerkschaftlichen Dachverband, andererseits 
gegenüber dem zur gesamtgesellschaftlichen Legitimation verpflichteten Staat 
und den ihn (potentiell) tragenden Parteien. Es ist daher wahrscheinlich, daß 
hier die am deutlichsten wahrnehihbaren Kontakte zwischen allgemeinster Arbeit- 
geberorganisation und Staat bestehen werden und daß es auf dieser Ebene auch am 
ehesten zu kämpferischen Auseinandersetzungen mit der gewerkschaftlichen Spit- 
zenorganisation kommt, die - wie oben gezeigt - noch am stärksten klassenkäm- 
pferische Positionen vertritt. Gegenüber beiden wird der Arbeitgeberspitzenver- 
band eher auf Unterlassung denn auf Aktionen drängen, organisiert er doch 
diejenigen gesellschaftlichen Interessen, die strukturell privilegiert sind und 
daher am Fortbestand des Status quo interessiert sind. Allerdings gilt auch 
hier wieder die Einschränkung, daß allzu weitgehende Intransingenz den Ausbruch 
der Gewerkschaften aus institutionalisierten Verhandlungs- und Integrations- 
strukturen nach sich ziehen müßte. 

Diese Politik der tendenziellen Verweigerung ist umso wahrscheinlicher, als die 
Spitzenorganisation der Arbeitgeber nunmehr alle höchst unterschiedlichen Bran- 
chen und Sektoren sowie die in ihnen angesiedelten Interessen umfaßt. In ihr 
treffen sich nun Groß- und Kleinbetriebe, export- und binnenmarktorientierte 
Bereiche, florierende und notleidende Branchen, usw., so daß der Dachverband 
noch mehr als die einzelnen branchenspezi fischen Arbeitgeberverbände sich an 
einem Mittelwert des für alle Branchen und Sektoren akzeptablen Verteilungs- 
und Veränderungsspielraums orientieren muß. Nicht umsonst ist er gerade nicht 
für Tarifverhandl ungen zuständig - auf dieser Ebene der Aggregation und Genera- 
lisierung dürfte eine interne materielle Einigung kaum noch zustandezubringen 
sein. Er dient vielmehr der Koordination der verschiedenen verteilungspoliti- 
schen Strategien der einzelnen branchenspezifischen Arbeitgeberverbände sowie - 
wie erwähnt - der Vertretung allgemeinster Arbeitgeberpositionen gegenüber der 
gewerkschaftlichen Dachorganisation, Parteien und Staat. Dabei ist anzunehmen, 
daß auch hier, wie schon beim branchenspezifischen Arbeitgeberverband, diese 
'mittlere Linie' gesamtwirtschaftlicher Orientierung modifiziert sein wird 
durch jene 'essentials', die die stärksten Unternehmen und Branchen als für sie 
unverzichtbar ansehen. Beispielsweise wird bei einer starken Exportorientierung 
wichtiger Sektoren der Volkswirtschaft ein nationaler Spitzenverband der Ar- 
beitgeber nicht umhin können, exportfördernde Argumentationen aufzunehmen^), 
selbst wenn die zahlenmäßige Mehrheit seiner Mitglieder binnenmarktorientiert 
ist und durch eine exzessive Freihandelspolitik direkt geschädigt würde. 43) Und 
ebenso wird die Kompromißbereitschaft der Spitzenorganisation gegenüber ge- 
werkschaftlichen und staatlichen Reformbemühungen ganz wesentlich von der Hal- 
tung abhängen, die ihre stärksten Mitglieder in diesen Fragen einnehmen. Sind 
diese nämlich besonders an pazifierenden Verhältnissen interessiert (und können 
sie sich auch materiell leisten), so werden sie auch ihre Dachorganisation zu 
Konzessionen veranlassen. Dominieren dagegen reformfeindliche Kapitalfraktio- 
nen, ist auch tendenziell mit einer harten Haltung der Spitze zu rechnen. 
Balanceakte zwischen der unvermeidlichen Übernahme bestimnter Positionen macht- 
voller Unternehmen, Branchen und Sektoren und der Rücksichtnahme auf die schwä- 
cheren Mitglieder, damit diese den Verband nicht verlassen - Balanceakte dieser 
Art sind das tägliche Brot unternehmerischer Spitzenorganisationen. 
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(3) Politisierung im engeren Sinne, d.h., der unmittelbare Zugang der Interessen 
zum Staat, stellt die dritte Variante kapitalistischen Interessenverfolgs dar. 
Auf Mikroebene findet dabei eine 'Direktschaltung' zwischen dem einzelnen 
(Groß-) Unternehmen und den verschiedenen Ebenen staatlicher Instanzen statt. 44) 
Dabei kann es inhaltlich sowohl um staatliche Förderungsmaßnahmen als auch um 
die Sanierung bankrotter Betriebe gehen. Auf der Mesoebene stellen die bran- 
chenspezifischen Wirtschafts verbände das organisatorische Bindeglied zur staat- 
lichen Politik bereit, die wiederum sowohl zum Krisenmanagement als auch zur 
Schaffung verbesserter Rahmenbedingungen der Kapitalverwertung aufgefordert 
werden kann. Auf Makroebene schließlich wird die Spitzenorganisation der fach- 
lichen Wirtschaf tsverbände mit den Spitzen des politischen Entscheidungszen- 
trums verhandeln, und zwar um die Durchsetzung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Interessen bzw. um ihren Schutz vor Veränderungen in negativer Hinsicht. 

Einige Bemerkungen zu den Unterschieden zwischen Wirtschafts- und Arbeitgeber- 
verband erscheinen hier angebracht. Es ist kein Zufall, daß die Organisation 
der Unternehmer zweistrangig verläuft, im Gegensatz zur Zusammenfassung der 
lohnabhängigen Interessen durch eine einzige gewerkschaftliche Organisation. 
Arbeitgeberverbände haben es mit einem gesellschaftlichen Kontrahenten zu tun, 
der sich auf ganz bestimmte, deutlich abgrenzbare Interessenpotentiale stützt, 
die er mehr oder weniger kämpferisch vertritt. Hier wird die unternehmerische 
Organisation eher verweigernd-defensiv45J auftreten, auch was die (potentielle) 
Einschaltung des Staates in diesen Problembereich betrifft; ebenso wird sie um 
Quantifizierung der unvermeidlichen Zugeständnisse bemüht sein, daß dies den 
einzelbetrieblichen Dispositionsspielraum gegenüber den Lohnabhängigen am we- 
nigsten einschränkt. 

Demgegenüber aggregiert der Wirtschaf tsverband die Interessen autonomer Kapi- 
tale vorrangig in Bezug auf erwartete, gewünschte oder befürchtete, interven- 
tionsstaatliche Handlungen. 46) D.h., er hat es mit dem zur gesamtgesellschaft- 
lichen Legitimation verpflichteten Staat zu tun, von dem er selbst nun vor 
allem qualitative Maßnahmen verlangt, sei es als strukturpolitische Förderung 
bestimmter Sektoren, sei es als Protektion oder Sanierung notleidender Bran- 
chen. Aber ob es nun um Forschungsförderung oder Krisenmanagment geht - stets 
müssen hier Entscheidungen getroffen werden, bei denen die jeweils Begünstigten 
sehr deutlich wahrnehmbar sind, d.h., bei denen ganz eindeutig seitens des 
Staates selektiv verfahren wird, und die damit sehr viel schwieriger zu vermit- 
teln und zu legitimieren sind als etwa sozialpolitische Gesetze, die alle 
Lohnabhängigen und alle Betriebe betreffen. 

Aus diesem Grund werden die Wirtschaf tsverbände einerseits bemüht sein, stark 
im Hintergrund des öffentlichen Bewußtseins zu bleiben, um desto mehr die 
direkte Verschränkung mit der staatlichen Bürokratie zu suchen47). Andererseits 
werden sie nicht umhin können, sowohl aus Gründen interner Interessendifferen- 
zierung als auch wegen verallgemeinerter staatlicher Legitimationszwänge, je 
nach der strukturellen Beschaffenheit der von ihnen erfaßten Branchen Forderun- 
gen aufzustellen, die einen branchenspezifischen Durchschnittsgrad an Be- 
troffenheit von bestimmten Problemlagen und ebenso einen durchschnittsorien- 
tierten Anspruch auf staatliche Problemlösungsmaßnahmen beinhalten. In diesem 
Sinne fügen sich auch die Wirtschaf tsverbände in die allgemeine Tendenz ver- 
bandsförmiger Interessenauswahl längs Durchschnitts-Maßstäben ein und tragen 
damit ebenfalls zu der Entzerrung bzw. Verstetigung gesellschaftlicher und 
politischer Prozesse der Interessenrealisierung bei. 

(4) Die vierte Variante, schließlich, der korporativistische Verfolg kapitalisti- 
scher Interessen, stellt im Grunde nur einen Sonderfall der Varianten (2) und 
(3) dar, insofern nämlich seitens der Kapitalorganisationen Verhandlungen mit 
dem Staat für erfolgversprechender gehalten werden, wenn sie gemeinsam mit dem 
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Gewerkschaften geführt werden. 48) Umgekehrt kann die Teilnahme von Unternehmer- 
verbänden an tripartistischen Arrangements des ' Interessen-Clearings ' auch so 
verstanden werden, daß man sich seitens dieser Organisationen darüber im klaren 
ist, anders bestinmte, von den Gewerkschaften geforderte und vom Staat in 
Angriff genommene Maßnahmen nicht verhindern oder wenigstens abmildern zu 
können. Da die Beteiligung der Gewerkschaften an solchen Verhandlungsstrukturen 
aus Unternehmers icht stets deren Kosten erhöhen muß, da sie anders als durch 
reale Zugeständnisse dazu nicht gewonnen werden können, ist - wie erwähnt - das 
Lager der Unternehmerverbände die eigentliche Schwachstelle korporativistischer 
Arrangements, da sie sich am ehesten daraus zurückziehen können. 

Es kann hier nicht abstrakt ein für alle Mal geklärt werden, wann welche Strategie- 
variante kapitalistischen Interessenverfolgs dominiert; vielmehr steht zu erwarten, 
daß unter den Rahmenbedingungen eines einigermaßen kontinuierlichen ökonomischen 
Reproduktionsprozesses, befestigter^) Gewerkschaften, parlamentarisch-demokrati- 
scher Verfassung und des interventionistischen Wohlfahrtsstaates alle vier Formen 
gleichermaßen nebeneinander bestehen und somit ein dichtes Netz von Verfahren und 
Instrumenten kapitalistischer Interessenanmeldung und -durchsetzung bilden werden. 
Dabei heißt Selektivität der Aufnahme kapitalistischer Interessen durch Unterneh- 
merverbände offensichtlich Verallgemeinerung längs eines vorrangig branchenspezifi- 
schen Durchschnitts an Verteilungs- und Veränderungsspielräumen sowie durch- 
schnittsorientierter Forderungen nach staatlicher Problemlösung, modifiziert um die 
'essentials' der stärksten Unternehmen, bzw. auf der Ebene der unternehmerischen 
Dachverbände die Orientierung am gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt, modifiziert 
um die Interessen der stärksten Branchen. In diesem Sinne betreiben die Unterneh- 
merverbände die generalisierende Aggregation und das Abschleifen extremer Forderun- 
gen einzelner Kapitale oder Kapitalfraktionen, mit dem Ziel, Störungen des Kapital- 
verwertung sprozesses bzw. Verschlechterungen seiner Rahmenbedingungen vor allem 
seitens der Gewerkschaften und des Staates zu verhindern, im Falle des Staates 
zusätzlich noch als das Bemühen, gezielte Verbesserungen der Produktionsbedingungen 
zu erreichen. Dabei stehen Verhaltensformen begrenzter Kooperations- und Kon- 
zessionsbereitschaft, Durchschnittsorientierung und - besonders gegenüber den Ge- 
werkschaften - Quantifizierung im Vordergrund des unternehmerverbandlichen Han- 
delns. Insofern leisten diese Verbände ihrerseits einen gewichtigen Beitrag zur 
Sicherung der Kontinuität und Stabilität des sozio-ökonomischen und politischen 
Prozesses und reihen sich damit in das generelle Bemühen des Kapitals ein, den 
tendenziellen Fall der Profitrate zu verhindern oder wenigstens zu bremsen. 

Für die Arbeitgeberverbände heißt das konkret, daß sie einerseits die Pazifierung 
der Gewerkschaften durch ihre Konzessionspolitik zu gewährleisten haben, allerdings 
nicht ohne Rücksicht auf die materielle Konzessionsfähigkeit ihrer schwächeren 
Mitglieder, andererseits allzu krasse Schwankungen im - konjunkturell bedeutsamen - 
Masseneinkorrmen durch ihr Eingehen auf gewerkschaftliche Lohnforderungen vermeiden 
helfen, wenn auch nicht ganz freiwillig; schließlich, daß sie begrenzt auch staat- 
liche sozialpolitische Reformen zulassen und an ihre eigene Basis vermitteln, die 
nicht selten von den Gewerkschaften gefordert werden und im Interesse der lang- 
fristigen Systemstabilisierung hingenorrmen werden müssen. In diesem Sinne stellen 
die Arbeitgeberverbände eine wichtige Schaltstelle auf Unternehmerseite dar, die 
für das staatliche Bemühen um die Selektion kapitalistischer Interessen längs des 
Maßstabes der "kapitalistischen Rationalität der 'bürgerlichen Gesellschaft' als 
Klasse"^ 0 ) unverzichtbar ist. Sie dienen der ersten Verallgemeinerung der kapitali- 
stischen Interessenvielfalt ebenso wie der Vermittlung gewerkschaftlicher Forderun- 
gen und der Implementierung staatlicher Interventionen an ihre Basis; aber es 
sollte deutlich geworden sein, daß die Grenzen ihres Entgegenkomnens im grundsätz- 
lichen kapitalistischen Interesse an der Erhaltung des sie privilegierenden Status 
quo einerseits, im organisatorischen Eigeninteresse an der Erhaltung der Mitglie- 
derbasis andererseits liegen. Es kann nur anhand historisch-empirischer Analysen 
geklärt werden, wann nach Auffassung der Arbeitgeberverbände ein solcher Zeitpunkt 
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gekormien und ihr Rückzug auf kompromißlose Positionen erforderlich ist. Hier ging 
es vielmehr um den Aufweis, welche Bedeutung die selektive Generalisierung auch von 
Kapital interessen durch die Verbände im Rahmen des Gesamtprozesses gesellschaft- 
licher und politischer Reproduktion hat. 

1.5) Legitimationsleistungen und -Probleme der Verbände von Lohnarbeit und Kapital 
- Das Herzstück des Tarifsystems 

An verschiedenen Stellen sind in den vorangegangenen Abschnitten bereits Hinweise 
auf die legitimierenden Fuktionen von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden er- 
folgt. Um jedoch die ganze Bedeutung des interverband liehen Konfliktaustrags für 
den gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß vor Augen zu führen, soll der legitima- 
torische Aspekt verbandsförmigen Handelns hier noch einmal systematisch entwickelt 
werden. 

Ramnstedt/Rönsch haben das Konzept eines "Legitimitätskontinuums''!) entwickelt, das 
als Zugang zur Rolle der Interessengruppen generell, der Tarifparteien im besonde- 
ren, innerhalb des Gesamtprozesses immer erneuter legitimatorischer Verankerung des 
kapitalistischen Gesellschaftssystems^) geeignet erscheint: "Legitimität ist zwar 
zuvörderst eine Eigenschaft staatlicher Herrschaftsordnung, verändert der Staat 
aber durch den vielgenannten Übergang von der Eingriffs- zur Leistungsverwaltung 
Aufgabengebiete, Funktionen, Zuständigkeiten und Einheitlichkeit sowie Abgrenzbar- 
keit von der Gesellschaft, so ist auch der dadurch entstehende Zwischenbereich 
zwischen einer sich verstaatlichenden Gesellschaft und einem sich vergesellschaf- 
tenden Staat zu erfassen. Legitimitatsbestimnend wird daher auch die Gesellschafts- 
ordnung, werden auch die Parteien, die Gewerkschaften und die 'Institution' Unter- 
nehmerschaft. "3) 

Ohne die unvermeidliche etatozentristische Wendung heißt dies doch: Von den Inter- 
essengruppen über die Parteien bis hin zu den staatlichen Institutionen leistet 
jeder interessenverarbeitende Organisationstyp einen Beitrag zur Legitimation der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung mitsamt dem ihr entsprechenden politischen 
System. Nach allem, was oben über die Verbände als eigentlichem Anker dieses orga- 
nisatorischen Kontinuums in der gesellschaftlichen Basis, über die Bedeutung mate- 
rieller Interessenrealisierung als Bindeglied zwischen Verband und Mitgliedschaft 
sowie über die für die Interessengruppen dominierende Form der Legitimation durch 
Leistung entwickelt worden ist^), dürfte es nicht schwerfallen, das Tarifsystem als 
das Herzstück interverband liehen Wirkens auch in legitimatorischer Hinsicht zu 
erkennen. 

Das Zusammenspiel von Gewerkschaften und Arbeitgebern im Rahmen der Tarif au tonomie 
bewirkt - wie ausführlich geschildert - 

-die vorrangige Aufnahme und Befriedigung der Interessen von Warenverkäufern , 
die als solche prinzipiell miteinander vereinbar sind; 

- die Ausklarrnieruna systemstabilisierender Interessen ; darüber hinaus aber auch die 
Zurückstellung derjenigen systemfunktionalen Interessen, die den Produktionsbe- 
dingungen konkreter Branchen und Sektoren widersprechen; 

- die vorrangig durchschnittsorientierte und quantitative Befriedigung der aufqe- 
griffenen Intereisen ,' bei Verallgemeinerung der zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Tarifvertrages bestehenden ökonomischen Situation und meist auch ohne inhaltliche 
Flexibilität gegenüber eventuellen Veränderungen der Wirtschaftslage während 
seiner Laufzeit; 

- die Stabilisierung der interkapitalistischen Profitratenhierarchie , insbesondere 
der Gegensätze zwischen hochkonzentrierten und Wettbewerbs intensiven Branchen und 
Sektoren durch die Rücksichtnahme auf die jeweils unterschiedlichen ökonomischen 
Rahmenbed i ngungen ; 

- damit auch die Aufrechterhaltung der Lohnhöhenh ierarch ie und der Konkurrenzsitua- 
tion innerhalb der Lohnabhängigen wie zwischen den Einzelgewerkschaften; 
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- die tendenzielle Auswanderung des Betriebes aus der Wahrnehmung der Verbandsmit- 
glieder, besonders der Lohnabhängigen, Bzw. aus dem Dispositionsspielraum der 
Tarifparteien, durch deren weitgehende Selbstbeschränkung auf die Branchenebene 
des Arbeitsmarktes; 

- schließlich die Entlastung der Parteien und des politischen Entscheidungszentrums 
von der Notwendigkeit des Eingriffs in den brisantesten Konflikt, den es im 
Rahmen der kapitalistischen Gesell schaf tsordung gibt: den solchermaßen erst her- 
gestellten Verteilungskonflikt . 

Die Tarifparteien leisten Pionierarbeit innerhalb des Gesamtprozesses der Umwand- 
lung antagonistischer Herrschafts interessen in ausgleichsfähige Ver- 
te ilungs'issues'. Damit legitimieren sie sich selbst, die sozio-ökonomische Grund- 
struktur der Gesellschaft und - in Teilen - auch deren politisches System. 

Sich selbst legitimieren sie zuvorderst durch materielle Leistung - die Gewerk- 
schaften, indem sie für ihre Mitglieder Lohnsteigerungen durchsetzen; die Arbeitge- 
berverbände, indem sie maximale Lohnkostenzuwächse verhindern und für die Aufrecht- 
erhaltung eines in seinen Auswirkungen kalkulierbaren institutionalisierten Ver- 
handlungssystems sorgen. Die Konseguenz dessen besteht in der stets neu bestätigten 
Auffassung der Lohnabhängigen, das ökonomische System des Kapitalismus habe auch 
ihnen 'etwas zu bieten', sei leistungsfähig und mithin akzeptabel - legitimiert 
also. Darüber hinaus geraten infolge des Verbändewirkens auch die Erfahrungen des 
Herrschaftscharakters dieses Systems guasi 'in Vergessenheit', jedenfalls in Gren- 
zen. 

Als Massenorganisation mit (binnen) demokratischem Anspruch müssen sich die Gewerk- 
schaften in Grenzen auch durch - partizipatorische - Verfahren legitimieren; für 
die Arbeitgeberverbände als 'Führungsverbände' entfällt dies weithin. 5) Dabei be- 
steht mittlerweile überwiegend Konsens in der Forschung darüber, daß die gewerk- 
schaftlichen Organisationen - neutral gesprochen - zwei voneinander getrennte 
binnenorganisatorische Stränge der Willensbildung und Entscheidungsfindung ausbil- 
den, um das Dilemma zwischen 'Effektivität und Legitimität der Tarifautonomie' 
( Weitbrecht ), zwischen 'Mitglieder interessen und ökonomischen Systemzwängen' 
( Bergmann u.a. ), zwischen 'Motivationsleistung und Verpflichtungsfähigkeit' 
( Streeck ) zu bewältigen. 6) Dieser Tatbestand ist von Sylvia und Wolfgang Streeck im 
Zusammenhang mit Parteienanalysen als ' Quas i -Part i z i pat i on ' beschr i eben worden : 
Danach könnt es darauf an, "durch organisatorische Vorkehrungen für die gesicher- 
te Folgenlosigkeit von Beteiligungsprozessen (zu) sorgen. Auch auf diese Weise wird 
die Politik der Organisation von den Motiven ihrer Mitglieder getrennt; im Gegen- 
satz zur Generalisierung der Mitgliedschaftsmotivation jedoch bleibt hierbei die 
Fähigkeit, Konflikte politisch zu integrieren, in gewissem Maß erhalten. "7) Mit 
anderen Worten: Besonders die Gewerkschaften müssen Verfahren entwickeln, mit denen 
sie die Resultate ihrer selektiven Interessendurchsetzung legitimieren lassen 
können; es versteht sich von selbst, daß damit der allzu krassen Selektivität 
(allzu 'maßvollem Verhalten') enge Grenzen gesetzt sind. Sie dürfen schon deshalb 
nicht jede Erfahrung sozialer Abhängigkeit im Bewußtsein ihrer Basis völlig elimi- 
nieren, weil sie den mobilisierenden Rückgriff darauf im Streikfall noch immer 
benötigen; zudem schlösse eine derartige massive Verdrängung stets die Gefahr 
unkontrollierter und unkontrollierbarer Basisausbrüche ein. 

Auch die Arbeitgeberverbände müssen selbstverständlich ihre Basis einigermaßen 
unter Kontrolle haben und auf die getroffenen Vereinbarungen verpflichten können, 
weshalb Analysen beider Tarifparteien - wie oben zitiert - häufig organisations- 
strukturelle Angleichungstendenzen feststellen, die in dem beschriebenen Dilemma 
der Tarif' Partner' ihre Ursache finden, Interessen gleichzeitig selektieren und 
generalisieren zu müssen, ohne einen Basisausbruch riskieren zu dürfen. Doch spie- 
len demokratische Verfahren bei den Unternehmerverbänden wie gesagt eine geringere 
Rolle als bei den Gewerkschaften.**) 
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Schließlich legitimieren die Tarifparteien auch die im engeren Sinne politischen 
Institutionen (Parteien, Staat) als leistungsfähig, indem sie diese schlicht von 
der Notwendigkeit der Regelung des Verteilungskonfliktes befreien. Es wird im 
Kapitel Liber die Parteien viel von 'Legitimation durch Nicht-Handeln' die Rede 
sein, was gerade für die Parteien so wichtig ist, weil sie viel weniger fest mit 
der gesellschaftlichen Basis verbunden und demzufolge eben weit weniger als die 
Verbände in der Lage sind, diesen Konflikt zu bändigen. An dieser Stelle soll daher 
nur der Hinweis auf diese Entlastungsfunktion der Tarifparteien erfolgen; welche 
enormen Dimensionen und Auswirkungen diese hat, kann erst an anderer Stelle in 
vollem Umfang deutlich gemacht werden. 

Auch die letzte Legitimationsfunktion der Gewerkschaften und Unternehmerverbände 
kann hier nur abstrakt formuliert werden: In ihrem Konfliktaustrag untereinander 
sowie in ihren expliziten Forderungen an Parteien und Staat signalisieren sie 
diesen, wo gesellschaftlicher Problem- und Interessendruck in einem Ausmaß besteht, 
das allgemeiner politischer Regulierung bedarf. Wann das konkret der Fall ist, und 
unter welchen Umständen jeweils der Weg des interverband liehen Konfliktaustrags 
oder der des direkten Staatsbezuges gewählt wird 9), dies zu klären ist die Aufgabe 
der empirischen Analyse wirtschaftspolitischer Stellungnahmen der Tarifparteien. 
Hier soll dagegen die Beschäftigung mit den Verbänden zunächst abgeschlossen werden 
und stattdessen der Frage nachgegangen werden, was im Vergleich und im Gegensatz zu 
ihnen selektive Interessentransmission und Legitimation durch die Parteien heißt. 
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2.) Zur Theorie der Parteien 



2.1) Entwicklung und Stand bisheriger Partei theoretischer (Verlegungen 

Während oben im Zusammenhang mit der Theorie der Interessengruppen ihre Geschichte 
einigermaßen verkürzt unter dem Blickwinkel der durchgängigen Reduktion ihres 
Gegenstandes auf den einen Hand lungs' Partner' Staat zusammengefaßt wurde, soll hier 
etwas ausführlicher auf die historische Entwicklung parteitheoretischen Denkens 
eingegangen werden. Denn im Gegensatz zu der fast vollständigen theoretischen 
Vernachlässigung der Frage, was die Verbände 'aus eigenem Recht' sind - die in der 
vorliegenden Arbeit als zentral betrachtet wird -, tauchen im Verlauf der Entfal- 
tung verschiedener partei theoretischer Ansätze*) viele Fragen schon auf, mit denen 
sich dieses Kapitel im einzelnen befassen wird. Woran es allerdings häufig fehlte, 
war die Herstellung eines systematischen Zusammenhanges zwischen den unterschiedli- 
chen partei theoretischen Fragestellungen bzw. Aspekten, d.h., die gesellschafts- 
theoretisch fundierte Analyse der Rolle der Parteien innerhalb des Reproduktionszu- 
sanmenhanges der kapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft schlechthin. 

Die bisherige Geschichte der Parteitheorie läßt sich in drei Phasen einteilen, 
deren erste den Versuch umschließt, das neue, eben erst entstehende Gebilde der 
Partei in seinen grundsätzlichen, internen und externen Dimensionen zu erfassen. 
Sie wurde abgelöst von einem zweiten Stadium, in dem - angesichts funkt ionieren- 
derw Parteiensysteme - sich die Forschung auf die Untersuchung der Bedingungen für 
den Erhalt (partei-)politischer Stabilität beschränkte. Seit dem erneuten Aufbre- 
chen sozio-ökonomi scher und in der Folge auch parteipolitischer Konflikte zu Beginn 
der sechziger Jahre wandte sich die theoretische Fragestellung dann dem "Parteien- 
system in der Legitimationskrise"^) zu. In dieser Phase befindet sich die partei- 
theoretische Diskussion noch immer; vom überleben einzelner Positionen aus dem 
zweiten Stadium abgesehen, ist sie derzeit damit befasst, die strukturellen Ursa- 
chen der Leistungs- und Legitimationsdefizite des Parteiensystems zu klären. Es 
wird sich zeigen, daß aus diesem Problem die Frage nach der Rolle der Parteien im 
gesamtgesell schaftl ichen Reproduktionsprozeß überhaupt konsequent resultierte. 
Zuvor soll jedoch die historische Entwicklung der Parteitheorie kurz nachgezeichnet 
werden, um im Anschluß daran die zentralen Fragen formulieren zu können, mit denen 
sich dieser Teil der Arbeit auseinandersetzen wird. 

2.1.1) Von den frühen Ansätzen der Parte itheorie bis zum 'Parteiensystem in der 
Leg i t i mat i on sk r i se ' 

Wie schon im Falle der Interessengruppen-Theorie, so entwickelte sich auch die 
parteitheoretische Diskussion aus einem angelsächsischen und einem deutschen 
Strang, wobei erneut auf der einen Seite pluralistische und später systemtheore- 
tisch-funktional istische Ansätze dominierten, während auf der anderen staatstheore- 
tische Positionen lange fortlebten und die Diskussion weitgehend beherrschten.^) 

Die amerikanische Auseinandersetzung um die Rolle von Parteien im politischen 
Willensbildungsprozeß nahm ihren Ausgang von der demokratietheoretischen Frage- 
stellung, ob derartige Organisationen die "Umsetzung des Volkswillens in Regie- 
rungshandeln" überhaupt leisten konnten oder nicht. 5) In diesem Zusammenhang ent- 
standen die sehr kritischen Schriften Ostrogorskis , der sich - zugespitzt formu- 
liert - mit dem Problem der Demokrat i everh i nderung durch die Parteien befaßte und 
dabei insbesondere dem Problem innerparteilicher Oligarchisierungsprozesse nach- 
ging. 1 6) 

Aber nicht alle amerikanischen Autoren hatten ein derart skeptisches Verhältnis zu 
ihrem Untersuchungsgegenstand. Auf die Dauer überwogen letztlich doch jene, "die 
die Parteien trotz ihrer verschiedenen Defekte für notwendige Organisationen des 
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demokratischen Systems" hielten und ihnen im wesentlichen Artikulations-, Integra- 
tions- und Kontrol Funktionen in bzw. gegenüber der Exekutive zuwiesen. ') Ähnlich 
wie bei der Verbandstheorie gewannen die pluralismusorientierten Ansätze Bentleys 
und Trumans immer mehr an Gewicht^); gegen ihre Defizite setzte sich auch hier 
später die funktionale Systemtheorie zu Wehr. 9) 

Bemerkenswert bleibt schon für den Beginn der partei theoretischen Diskussion, daß 
sie - zumindest im historisch weniger von autoritär-obrigkeitsstaatlichen Traditio- 
nen vorbelasteten amerikanischen Raum - von Anfang an im Grunde auf die Trans- 
missionsfunktion der Parteien abzielte und deren demokratietheoretische (und - 
praktische!) Probleme erkannte und ansprach. Das "Krisenbewußt sein" Qstrogorskis ^Q) 
bezüglich innerparteilicher Demokratiechancen sollte allerdings im Verlauf der 
Partei theoretischen Entwicklung ebenso verloren gehen wie die grundsätzliche Frage, 
ob Parteien überhaupt die geeigneten Medien zur Realisierung der Demokratie in 
ihrem eigentlichen Sinne als Volkes Herrschaft sein konnten. 

Wie nicht anders zu erwarten, bildete in der deutschen wissenschaftlichen Beschäf- 
tigung mit den entstehenden Parteien wieder der Staat den entscheidenden Bezugs- 
punkt für die Beurteilung des Untersuchungsgegenstandes.il) "So erscheint den 
liberalen Parte itheoreti kern (des frühen und hohen 19. Jahrhunderts, C.S.) die 
Selbstaufhebung der Parteien und ihr Einmünden in den Staat, der als mit den 
gesellschaftlichen Gesamt interessen homogen gedacht wird, als der optimale politi- 
sche Zustand." 12 ) 

Die bürgerliche Klasse, noch vor ihrer entscheidenden Auseinandersetzung mit den 
konservativen Kräften und noch nicht von einer umfassend organisierten Arbeiterbe- 
wegung bedroht, konnte die für sie zunächst typische Kampforganisation der Par- 
tei^) noch fraglos im Allgemeininteresse und dessen staatlicher Zusammenfassung 
aufgehen lassen. Dies wandelte sich nach 1848: Jetzt wurde der Gegensatz von par- 
teiförmig vertretenen 'Sonder interessen' der anderen um die politische Macht kon- 
kurrierenden sozialen Gruppen (vor allem konservativer und klerikaler Kreise) und 
der (angestrebten) Realisierung des Gemeinwohls der 'bürgerlichen Gesellschaft' als 
praktisch-politisches Problem erkannt und auch theoretisch erfaßt. 14) Diese Tren- 
nung von Sonder interessen, die in Parteiaktivitäten ihren Ausdruck finden, und 
staatlich herzustellendem und zu bewahrendem Allgemeininteresse, das von der Bour- 
geoisie fraglos mit ihrem Klasseninteresse in eins gesetzt wurde, bereitete dann 
aber den Weg für eine konservative Interpretation wie etwa die Stahls , der diese 
Unterscheidung zwar übernahm, jedoch die Ideologiehaftigkeit des bürgerlichen Ge- 
meinwohl-Anspruchs entlarvte, um dann an seine Stelle die gottgewollte Obrigkeit zu 
setzen, welche in der Staatsgewalt verkörpert werde. Folglich könnten nur jene 
Parteien legitim sein, die die Monarchie gegen den Ansturm der bürgerlichen Revolu- 
tion verteidigten. 15) 

Damit war theoretisch die Unterordnung der Parteien unter das Prinzip des autori- 
tär-obrigkeitlichen Staates geleistet, die sich realhistorisch als Folge der ge- 
scheiterten Revolution von 1848 bis zum Ende des 19. Jahrhunderts vollzog. Von nun 
an wurden die Parteien - ähnlich wie auch die Verbände - dem als privat gedachten 
Sektor der Gesellschaft zugewiesen, der übermächtig und dem 'großen Ganzen' ver- 
pflichtet der Staat gegenüberstand. Zwar folgte die theoretische Weiterentwicklung 
dem historischen Prozeß der Übernahme von Transmissionsfunktionen durch die Par- 
teien insofern, als die Auffassung von der Privatheit parteiförmiger Interessenver- 
tretung allmählich aufgegeben wurde. Aber ganz gleich, ob sie einem "'noch-nicht- 
staatlich(en)'" oder einem "'als-ob-staatlich(en)'" Bereich zugeordnet wurden oder 
ob ihnen eine "Doppelrolle" "sowohl im staatlichen wie im gesellschaftlichen Be- 
reich" zugeschrieben wurde oder schließlich, ob sie "vornehmlich im staatlichen 
(Herrschafts-)Bereich angesiedelt" wurden: Imner bildete die Trennung von Staat und 
Gesellschaft, gedacht als die Unterscheidung von Allgemeinem und Besonderem (und 
mit hinreichender Emphase auf ersterem!) den Bezugsrahmen für die Betrachung der 
Parteien. 16) 
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Also auch hier wieder stand (und steht teilweise noch immer) die Frage im Vorder- 
grund, welche Gefahren die Existenz parteiförmiger Organisationen für Autonomie und 
Souveränität staatlichen Handelns heraufbeschworen konnte. 17 ) Demgegenüber besaß 
der auf angelsächsischen Traditionen aufbauende partei theoretische Strang sehr wohl 
bereits Zugang zu transmissions- und demokratietheoretischen Fragestellungen, 
allerdings seinerseits belastet mit der Hypothek gesell schaf tstheoreti scher Defi- 
zite sowohl der Pluralismus-, als auch der funktional istischen Systemtheorie. 18 ) 
Beide Linien partei theoretischen Denkens verließen jedoch nur zu bald die grund- 
sätzliche Ebene der Frage nach Charakter und Aufgaben der Partei als solcher, als 
sich nämlich real historisch zeigte, daß - was immer die Parteien nun genau sein 
mochten -, sie jedenfalls ganz ausgezeichnet funktionieren, sofern man diesen 
Begriff überhaupt verwenden durfte, so lange noch gar nicht geklärt war, welche 
Funktionen ihnen überhaupt zuzuordnen waren. 

Denn solange Parteien sich eben erst entwickelnde Organisationen waren, die im bis 
dato gewohnten politischen Alltag eher Fremdkörper als in ihm verwurzelte Selbst- 
verständlichkeiten darstellten, konnte sich auch die Problematik ihrer Entstehung 
und Existenzweise Kritikern wie Ostrogorski und Michels relativ leicht erschließen. 
Diese Zugänglichkeit des Gegenstandes verlor sich aber, je mehr die Parteien ihren 
Platz in dem institutionalisierten Geflecht politischer Praxis in der bürgerlichen 
Gesellschaft einnahmen. Sie bewältigten - zunächst scheinbar problemlos - immer 
vielfältigere Aufgaben der Interessenartikulation und -integration sowie der Steue- 
rung gesellschaftlicher Prozesse als Träger der jeweiligen Regierung; ihre Anerken- 
nung durch den Wähler stand so außer Frage, daß sich die Parteienforschung immer 
stärker auf einzelne Bedingungen und Aspekte dieser vermeintlich stabilen Systemre- 
produktionsweise konzentrierte. 1 ^) 

Verschiedene Formen der Übersetzung sozialer Strukturen in Parteiensysteme, Wähler- 
verhalten, innerparteilicher Aufbau, Typisierung, internationale Vergleiche zwi- 
schen Parteiensystemen - dies waren die wesentlichen Themen und Verfahren, mit 
denen sich die Parteienforschung in den knapp zwei Jahrzehnten relativer ökonomi- 
scher und politischer Stabilität in den USA und Westeuropa nach 1945 befasste. Es 
wurde realisiert, daß die Parteien zu unverzichtbaren Mittlern zwischen ihrer 
massenhaft ausgedehnten Basis und der jeweiligen Exekutive geworden waren; sofern 
hieraus erwachsene Gefahren undemokratischer Entwicklungen konstatiert wurden, 
akzeptierte sie ein Großteil der Forschung, halb resignativ, halb affirmativ, als 
unvermeidliche Resultate der wachsenden Aufgabenfülle, die von den Parteien inzwi- 
schen zu bewältigen sei. 20) 

Nicht nur ging der z.T. radikal demokratische Impetus der frühen kritischen Partei- 
theoretiker verloren; an seine Stelle trat nur allzu häufig die sogenannte 'elitist 
theory of democracy', die in parteiförmiger Stell Vertreter politik, in einander 
wechselseitig kontrollierenden und mitunter auch ablösenden Oligarchien und in 
einer massenhaften 'funktionalen' politischen Apathie die beste Garantie stabiler 
politischer Verhältnisse erblickte. 21) Auch kritische oder spöttische Stimmen wie 
die S. Neumann s oder Kirchheimer s vermochten der Forschung keine grundsätzliche 
Wendung aufzuzwi ngen . 22} 

Stabilität und Effizienz des politischen Prozesses, getragen von den Parteien, 
waren die zentralen analytischen Kategorien23), die zugleich die Erwartungen re- 
flektierten, die an die reale Politik der Parteien gerichtet wurden. Organisation, 
Ideologie, Elitenbildung und innerparteiliche Partizipationsmuster, Wettbewerb 
innerhalb des Parte iensystems24) - derartige Topoi wurden (und werden oft genug 
noch immer) vorrangig abgehandelt, und in der Regel geschah dies vor dem Hinter- 
grund eines wissenschaftlichen Basiskonsenses, der sich mit den Schlagworten Einig- 
keit über Grundwerte, Pluralismus, Abbau von Links- und Rechtskategorien, Entideo- 
logisierung und Volkspartei als non plus ultra umreißen läßt. 25) 

Insofern sich die Wissenschaft von der Gesellschaft und der Politik nie gänzlich 
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von den objektiven Bedingungen lösen kann, die das historisch erreichte Entwick- 
lungsniveau ihres Gegenstandes bestirnnen, ist es nicht weiter verwunderlich, daß 
das Bild der Partei als "Schlichtungs- und -Ausgleichsinstanz zwischen den einzelnen 
gesellschaftlichen Formationen als funktionalen Machtgruppen"^) zu einer Zeit 
vorherrschte, als stetes Wirtschaftswachstum frühere Verteilungs- und Legitima- 
tionskonflikte wesentlich entschärft, scheinbar sogar endgültig beseitigt hatte. 
Ebensowenig aber erstaunt der rapide Themenwechsel der Parteienforschung nach dem 
Ende der westlichen Nachkriegsprosperität. Waren die zentralen offenen Fragen aus 
der Frühphase zugunsten der (wesentlich affirmativen) Analyse einzelner Trans- 
missions-, Selektions- und Legitimationsstrukturen bzw. -mechanismen vernachlässigt 
worden, so erwuchs jetzt, aus der Betrachtung des 'Parteiensystems in der Legitima- 
tionskrise', erneut und drängender der Versuch, die strukturelle Verankerung und 
Begrenzung der Parteien, ihre Genese, Funktion und Problematik schlechthin theore- 
tisch zu erfassen. 

Gesamtgesellschaftlich betrachtet, waren es vor allem zwei Prozesse, die dazu 
führten, daß der "seit Ende des Zweiten Weltkrieg prinzipiell kaum herausgeforderte 
Stabil itätsdemokratismus" und die ihm entsprechende Variante der Parteitheorie in 
eine "Existenzkrise" gerieten. 27) 

Zum einen wuchs das Spektrum von sozio-ökonomi sehen Steuerungsaufgaben, die der von 
den Parteien nun monopolartig besetzte Staat zu bewältigen hatte; parallel dazu 
vermehrten sich angesichts wachsender Krisenanfälligkeit des ökonomischen Prozesses 
die Legitimationsprobleme für Staat und Parteien. Zum anderen erzwangen die im 
Zusanmenhang mit dem Vietnamkrieg weltweit aufgeflammten Protestbewegungen Mitte 
bis Ende der sechziger Jahre den Abschied von der Illusion einer ein für alle Mal 
befriedeten Gesellschaft. Beides zusammen führte zum Verlust des Glaubens an die 
Parteien als omnipotente Konsensbildner; die Schwierigkeiten und Grenzen ihres 
Handelns traten deutlicher als seit Jahrzehnten wieder in das Blickfeld von Öffent- 
lichkeit und Wissenschaft. 28) 

Nun wurde die bislang erfolgreich ausgekl armierte Frage nach den Umwelteinflüssen 
auf ein gegebenes Parteiensystem gestellt, das Problem der Inhalte parteipoliti- 
scher Interessendurchsetzung aufgeworfen und "zunehmend deutlicher auch die Frage 
(behandelt, C.S.), welche Relevanz hier den gesellschaftlich-ökonomischen und poli- 
tischen Rahmenbedingungen zuzumes sen se i ."29} Infolge der Neuanknüpfung an die 
kapitalismustheoretischen Überlegungen von Marx weitete sich die partei theoretische 
Diskussion streckenweise zur Analyse der Staatstätigkeit im Kapitalismus schlecht- 
hin sowie ihrer strukturellen Begrenztheit aus; hierin steckte allerdings auch die 
Gefahr ihres Versandens in iimier neuen und irrnier noch subtileren und differenzier- 
teren 'Staatsableitungen aus dem 'Kapitalverhältnis', die die Realfunktionen von 
Parteien als einer spezifischen Organisationsform bürgerlicher Politik inrmer wieder 
in den Hintergrund drängen konnte. So muß trotz des theoretischen Neubeginns in 
einigen Forschungsbereichen festgestellt werden, daß eine systematische Theorie d 
e r Partei, ihrer Aufgaben im politischen Prozeß der Reproduktion der bürgerlichen 
Gesellschaft noch lanae nach der fälligen Destruktion liebgewordener Illusionen auf 
sich warten ließ. 20} Dieser Sachverhalt ist allerdings nicht allein den theore- 
tischen Verästelungen bestimmter marxistisch orientierter Ansätze anzulasten, son- 
dern vielmehr mindestens in gleichem Umfang verursacht von der selbstgenügsamen 
Beschränkung eines nicht unerheblichen Teils der Forschung auf tradierte Themen wie 
die oben geschilderten. 31) Wenngleich zwar einige Versuche unternommen wurden, 
Parteifunktionen zu benennen oder systematisch zu entwickeln^) , S o bestand doch 
lange Zeit gerade in diesem Themenbereich die gravierendste Lücke der parteitheore- 
tischen Diskussion. 

Sicherlich ist die Einschätzung Petersen s allzu einseitig, nach der die theoreti- 
sche Umorientierung in den späten sechziger Jahren vor allem der Versuch "bürger- 
lich-flexible^) und rechtssozialdemokratische(r) Ideologen" gewesen sei, "den sog. 
staatstragenden Parteien eine wirksame Hilfe bei ihrer Einstellung auf die einge- 
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tretenen Veränderungen zu geben. "33) inmerhin war die scheinbare Unabwendbarkeit 
von politischen Verkrustungen, Hirarchiesierungen, Oligarchiebildungen und massen- 
hafter politischer Apathie grundsätzlich und durchaus wirkungsvoll in Frage ge- 
stellt worden. Einschätzungen wie die folgende (die allerdings für das US-Parteien- 
system geäußert wurde): "Die Vielfalt der Interessen in der Partei wirkt also 
mäßigend auf die Ambitionen der Parteiführung"^), würden gewiß heute nicht mehr 
ohne Widerspruch hingenomnen werden, da gerade das Thema innerparteiliche Demo- 
kratie in den letzten Jahren häufig Gegenstand kritischer Untersuchungen war. 35) 
Diese gehen in ihrer Mehrzahl nach wie vor davon aus, daß die Partei als solche - 
vor allem unter dem Druck ihrer Basis - dazu gebracht werden könne, innerorganisa- 
torische Mißstände und Demokratiedefizite abzubauen. Diese Vorstellung war nicht 
nur die Grundlage neuer politisch-strategischer Konzeptionen wie etwa der Doppel- 
strategie der Jungsozialisten in der SPD, auf die Petersen wohl implizit zielt, sie 
spiegelte sich ebenso in wissenschaftlichen Arbeiten zur Rolle und Funktion inner- 
parteilicher Opposition wider: "Denn die Partei kann, bei gründlicher Basisarbeit 
und bei Fraktionsabsprachen vor Parteitagen, durchaus ein Instrument politischer 
Willensbildungsprozesse ‘von unten nach oben' werden, so daß es den Vorständen 
nicht mehr möglich ist, ihren Willen 'von oben nach unten' und gegen die objektiven 
Interessen der Mehrheit ihrer Mitglieder und Wähler durchzusetzen. "36 ) 

Damit standen nun sowohl die nähere Klärung der Transmissionsfunktion der Parteien, 
als auch deren selektiver Ausfüllung auf der Tagesordnung der Parteienforschung. 
Die Frage nach den externen sozio-ökonomi sehen wie sozio-poli tischen Rahmenbedin- 
gungen war gestellt, unter denen die Parteien zu agieren hatten; die Problematik 
ihrer binnenorganisatorischen Struktur wie auch der offenkundigen Defizite ihres 
internen, dem Anspruch nach demokratischen Willensbildungsprozess war aufgeworfen 
worden. Es bedurfte daher eines theoretischen Entwurfs, der all diese Funktionen 
und Rahmenbedingungen in einen stringenten Zusarmienhang brachte, - aus dem vorange- 
gangenen Kapite.l ist bekannt, daß dieser Entwurf hier in der Arbeit Grevens gesehen 

wird. 3') 

2.1.2) Zur Funkt ionsbestimmung der Parteien im politischen Reproduktionsprozeß der 
bürgerlichen Gesellschaft 

Die kürzlich erschienene Arbeit von Wiesendahl unternimmt den - wohl als gelungen 
zu betrachtenden - Versuch, die ganze Breite des Spektrums vorliegender partei - 
theoretischer Ansätze unter drei Paradigmen zusarmienzufassen und die für jedes 
Paradigma typischen Funktionszuschreibungen zu skizzieren. 

Er unterscheidet zwischen 

- dem Inteqrationsparadiqma , das die Partei als Instrument zur Sicherung der Kon- 
sens^ Funktions- und Überlebensfähigkeit des politischen Systems betrachtet. Je 
nachdem, ob auf der Theorie der stabilen Demokratie oder der Systemtheorie aufge- 
baut wird, schreiben die Autoren den Parteien die Aufgabe zu, stabilitätsge- 
fährdende Konfliktpotentiale aus der politischen Diskussion auszuschließen bzw. 
durch die Bereitstellung geregelter, formeller Verfahren der Entscheidungsfindung 
und das Angebot eines 'rationalen Nutzen-Opportunismus' anstelle von 'Gesinnung- 
sethik ' für die Legitimation des politischen Systems zu sorgen. 38) 

Innerhalb dieses Paradigmas werden als Funktionen der Parteien genannt: die 
Mobil isierungs- und Pufferfunktion gegenüber der gesellschaftlichen Basis; die 
Funktion der Rekrutierung politischen Personals; die 'Pförtnerfunktion' zur Ver- 
hinderung der quantitativen oder konf liktorischen Überlastung des politischen 
Systems; die Aggregat ionsf unk tion im Sinne der Reduktion von Komplexität durch 
Interessenbündelung, was die Entscheidungsfindung des politischen Systems erhal- 
ten bzw. erleichtern soll; sowie schließlich die Funktion der Integration und des 
Interessenausgleichs und der partiellen Innovation, alle drei zur Sicherung des 
gese 1 1 schaft 1 i chen Gesamtsystems . 39 ) 

- dem Konkurrenzparadiqma , das das Modell des 'politischen Gütermarktes' entwirft, 
auf dem die allein auf den Erwerb der politischen Macht ausgerichteten Parteien 
um Stimnenanteile konkurrieren. Dieses Paradigma umfaßt die Theorie der demokra- 
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tischen Elitenherrschaft sowie die ökonomische Theorie der Demokratie.^) 

Folgende Partei funkt ionen werden innerhalb dieser Ansätze definiert: Stirrmener- 
werbsfunktion; Maklerfunktion gegenüber den gesellschaftlichen Interessen( -grup- 
pen); sowie als Ausfluß des freien Wettbewerbs um die Wählerstimmen die Inter- 
essenregu 1 ierungsf unk t i on . ) 

- sowie dem Transmissionsparadigma . Dieses orientiere sich - so Wiesendahl - primär 
am gesellschaftlichen, nicht so sehr am politischen Umfeld der Parteien, deren 
Aufgabe in der unverfälschten Übermittlung des Willens der gesellschaftlichen 
Basis in die politische Willensbildung hinein bestehe.^) Dabei stünden diese 
Funktionszuschreibungen im Vordergrund: die Organisationsfunktion gegenüber dem 
für sich genommen artikulationsunfähigen Massenwillen; die in die gleiche Rich- 
tung zielende Sozialisationsfunktion; die parteiinterne Willensbildungsfunktion; 
sowie schließlich die politische Interessenreal isierungsfunktion.^) 

Wiesendahl kritisiert dieses letzte Paradigma besonders ausführlich, dem er wegen 
seiner identitätsdemokratischen und kapital ismuskritischen Voraussetzungen 
mangelnde Realitätsverpflichtetheit vorwirft: "Denn gerade weil die eben darge- 
stellten Parteifunktionen so fugenlos in die normativen Modellforderungen des 
transmissionsparadigmatischen Parteikonzepts passen, zeichnen sie sich zwar einer- 
seits durch ihren hohen normativen Standard hinsichtlich vorangestellter 
identitätsdemokratischer Leit vor stell ungen aus, doch andererseits ist hierin auch 
die Ursache dafür enthalten, daß sie mit ihrem Forderungscharakter weit über die 
tatsächliche und konkrete Funktionspraxis von demokratischen Parteien hinaus- 
schießen. "44) 

Die neueren theoretischen Entwicklungen innerhalb dieses Paradigmas, das unschwer 
auch als das dieser Untersuchung zugrundeliegende zu erkennen ist, beschreibt er 
quasi als Verlegenheitsreaktion auf die Irrtümer oder Einseitigkeiten seiner 
'Klassiker' von Marx bis Abendroth^ ): Einerseits seien Theorien vom historischen 
Funktionswandel der Parteien aufgestellt worden, "der mit dem Aufstieg eines neuen 
Parteientyps, der sogenannten Volkspartei, und der gleichzeitigen Abkehr der rele- 
vanten Parteien vom demokratischen Massenmitglieder-Parteienmodell einher" gegangen 
sei. 46) in diesen Entwicklungsstrang reiht er u.a. die Arbeiten von Basso , Narr und 
Schiller ein47), während ihm die in der vorliegenden Arbeit hinlänglich eingeführte 
Studie Grevens als typischer Fall der zweiten Entwicklungslinie transmissionspara- 
digmatischen Denkens gilt. Diese betrachte die Parteien nun grundsätzlich als 
"kapitalistische Systemerhaltungswerkzeuge", wodurch sie in die Nähe des Inte- 
grationsparadigmas gerate, aber ohne dessen affirmative Wendung: "Vor allen Dingen 
wandelt sich die abstrakte und ahistorische Kategorie des politischen Systems zur 
historisch und politisch-ökonomisch faßbaren Kategorie des spätkapitalistischen 
Staates, dessen Aufgabe es ist, nach den Imperativen des ökonomischen Systems 
optimale gesellschaftliche und politische Kapitalverwertungsbedingungen sicherzu- 
stellen und den kapitalistischen Profitmechanismus vor seinen ihm immanenten 
destruktiven Folgen zu beschützen. "48) 

Abgesehen von dem Vorwurf Wiesendahls , diese partei theoretischen Ansätze verge- 
waltigten die empirische Wirklichkeit, ist dieser Beschreibung nicht zu wider- 
sprechen.^) Sie wurde in solcher Breite hier eingeführt, ebenso übrigens, wie die 
historische Entwicklung partei theoretischen Denkens überhaupt, um deutlich zu 
machen, wie umfassend, komplex und vielseitig die Parteienforschung längst geworden 
ist und in welchen Traditionen und Zusammenhängen der hier gewählte Ansatz steht. 
Es sollte deutlich geworden sein, daß dieser Teil der vorliegenden Arbeit einge- 
bettet ist in einen bereits vorhandenen, sehr hohen Entwicklungsstand der Partei- 
theorie, und daß hier demzufolge in geringerem Ausmaß mit neuen Thesen zu rechnen 
ist, verglichen mit dem voranaegangenen Abschnitt über die Interessengruppen, für 
die der Transmissionsansatz (der für die Parteien bereits stark ausdifferenziert 
entwickelt worden ist) fruchtbar gemacht werden sollte. 
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Im vorangegangenen Kapitel ist die Parteitheorie Grevens bereits ausführlich vorge- 
stellt worden; daher kann hier auf die erneute Einführung und Erklärung seiner 
zentralen Kategorien der Transmission, Selektion und Legitimation verzichtet wer- 
den.^) Vielmehr soll nun im einzelnen entwickelt werden, worin die spezifische 
Selektivität parteiförmiger Interessenverarbeitung besteht, vor allem im Unter- 
schied zu den ausführlich erörterten Verbänden. Und in dies&n letzten Punkt, den 
Unterschieden und Gemeinsamkeiten zwischen Interessengruppen und Parteien, wird 
dann doch wieder ein Forschungsdefizit festzustellen sein, das erst in jüngster 
Zeit von der Parteienforschung überhaupt bemerkt und in ersten Ansätzen in Angriff 
genommen worden ist. 51) 

2.2) Gesellschaftlicher Grundkonflikt und Partei typen - Überlegungen zur Selek- 
tivität parteiformiger Interessenaufnafrüe 

2.2.1) Die Rolle der Parteien im Kontinuum interessenver arbeitender Organisationen 

'Politik', so war oben formuliert worden, besteht in der bürgerlichen Gesellschaft 
vorrangig in der 'Politisierung' gesellschaftlicher Herrschafts- und Abhängigkeits- 
interessen und der Konflikte zwischen ihnen im Sinne ihrer Umwandlung in aus- 
gleichsfähige 'issues', d.h. im wesentlichen: Verteilungsinteressen. 1) Damit steht 
im Mittelpunkt des politischen Prozesses ein Problem, das als solches weder erkannt 
noch ausgesprochen werden darf: Wie läßt sich wirkungsvoll und empirisch legiti- 
miert vom kapitalistischen Antagonismus zwischen Lohnarbeit und Kapital abstra- 
hieren und der gesellschaftlichen Basis dennoch der Eindruck vermitteln, ihre 
zentralen Bedürfnisse würden ernstgenomnen und aufgegriffen? 

Nach Greven ist die ideologische Trennung der real arbeitsteilig miteinander ver- 
bundenen Sektoren des öffentlichen (Politischen) und des Privaten (ökonomischen), 
besonders aber die Übernahme des Glaubens an diese Trennung bzw. an ihre reale 
Existenz durch die maßgeblichen Organisationen der Arbeiterbewegung "die eigent- 
liche Selektionsleistuna des politischen Systems der kapitalistisch-bürgerlichen 
Gesellschaft" gewesen. 2) Sobald die Partei der Arbeiterklasse sich darauf einge- 
lassen habe, diese Trennung nachzuvollziehen und ihren Tätigkeitsbereich nurmehr 
'politisch', d.h., außerhalb des eigentlichen ökonomischen Produktionsprozesses 
stehend, zu definieren, verliere sie ihren wirklichen Gegner, das Kapital, zwangs- 
läufig 'aus den Augen', da die politischen Sachverhalte, mit denen sie sich nun 
legitimerweise nur noch befassen darf, erklärtermaßen privatwirtschaftliche Pro- 
zesse, Mechanismen, Entscheidungen und Verträge eben nicht einschließen. 

Parteien stellen damit das 'M-ittelstück' des Kontinuums interessenver arbeitender 
Organisationen dar, das soziale Interessen unter der erklärten Stoßrichtung auf- 
greift, auswählt und zusanmenfasst, sie in den politisch-staatlichen Willensbil- 
dungsprozeß einbringen und innerhalb dessen - wenn möglich - realisieren zu wollen. 
Entsprechend der qesamtqesel 1 schaft 1 ichen Verankerung und Legitimation des bürger- 
1 ich-kapital istischen Staates, der in der Regel als parlamentarischer konstituiert 
sein wird, aggregieren, selektieren und übermitteln die Parteien eher breite als 
enge, eher generalisierte als partikularisierte und eher abstrakte als konkret 
erfahrbare soziale Interessen an die Organe der staatlichen Willensbildung und Ent- 
scheidungsfindung. Parteien sind damit eindeutig 'etatozentristische' Organisa- 
tionen; das Schwergewicht ihres Handelns liegt in der Tat auf der selektiven Trans- 
mission gesellschaftlicher Interessen in die staatliche Willensbildung hinein sowie 
in der Implementierung staatlicher Entscheidungen in ihrer jeweiligen gesellschaft- 
lichen Basis. 

Dabei besteht ihre Verbindung zur Basis einerseits in dem Angebot an einen engeren 
Kreis sozialer Interessenträger, als Mitglieder am innerparteilichen Prozeß der 
Interessenverarbeitung teilzunehmen, der die Voraussetzung für das Einbringen des 
umgearbeiteten und spezifisch priorisierten Interessenmaterials in die staatliche 
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Entscheidungsfindung bildet. Andererseits schlägt das mehr oder minder glaubwürdige 
Versprechen der Partei als ganzer an ihre potentiellen Wähler, deren soziale Inter- 
essen im 'politischen Raum' zu vertreten und auf ihre Realisierung zu drängen, eine 
Brücke zu den Gesellschaftsmitgliedern. In umgekehrter Richtung vermitteln die 
Parteien einmal getroffene staatliche Entscheidungen entweder als in ihrem Inter- 
esse erfolgt an ihre so. bestirrmte Basis oder als unvermeidbaren Kompromiß, als 
'kleineres übel', aber auch als kategorisch abzulehnende Maßnahme, gegen die zu 
opponieren, zu protestieren oder Widerstand zu leisten sei. Es wird noch ausführ- 
lich gezeigt werden, daß ihr Machtpotential allerdings relativ begrenzt ist, ver- 
glichen mit den Verbänden, aufgrund ihrer weniger engen Rückkoppelung an die ge- 
sellschaftliche Basis. 

Aufgrund ihrer mittleren Position auf der Stufenleiter Interessen verarbeitender 
und sie dabei selektiv generalisierender Organisationen reagieren die Parteien auf 
gesellschaftlichen Problem- und Interessendruck autonom erst dann, wenn er eine 
gewisse Breite, Allgemeinheit und Intensität erreicht hat. (Es sei denn, er würde 
an sie von Seiten der Verbände herangetragen, die sich dann allerdings auf partei- 
förmige General isierungs- und Legitimationsstrukturen einlassen müssen, was zur 
beschriebenen Abschleifung extrem partikularer Verbändeforderungen führt.) Sie 
bewältigen diesen Problem- und Interessendruck primär nicht durch die direkte 
autonome gesellschaftliche Aktion - Parteien verdienen, wie gesagt, mit vollem 
Recht die Anwendung etatozentri st i scher Ansätze -, sondern ihr Ziel besteht in der 
Erringung von genügend Einfluß auf den Staatsapparat (der Model lf al 1 dafür ist 
selbstverständlich die Übernahme der Regierunqsgewalt), um über seine Instrumente 
der Gesetzgebung, Verwaltung (und Repression!) die von ihnen erfaßten Interessen zu 
realisieren. 

Der Breite der erfaßten Interessen entspricht dabei die Tatsache, daß die Parteien 
- jedenfalls tendenziell - ganze Weltbilder aufbauen und vermitteln, da sie zumeist 
Interessen aus vielen Problembereichen gesellschaftlichen Zusammenlebens in sich 
zusammenführen und integrieren. Sie können sich schon deshalb schwerlich zum 
Sprachrohr ganz bestimmter, eng umgrenzter Interessenpakete machen, weil sie 'ein- 
geklemmt' sind zwischen den auf diesem Feld viel erfolgreicheren, weil direkter mit 
ihrer Basis verbundenen und zur autonomen gesellschaftlichen Aktion befähigten 
Interessengruppen und dem gesamtgesellschaftliche Legitimationsmuster verlangenden 
und benötigenden Staat. Umgekehrt können die Parteien allerdings auch versuchen, 
daraus ihre spezifische Stärke zu machen: Sie können sich nämlich darum bemühen, 
ganzheitliche und sinnstiftende Deutungen der äußeren Welt anzubieten und zu ver- 
mitteln, und ihre Basis darüber an sich zu binden, daß sie umfassende Interpreta- 
tionen und Deutungen für das gesellschaftliche und politische Leben bereitstellen, 
also Orientierungshilfen in der (wachsenden) Komplexität sozialer Existenz liefern. 
Kurz: Parteien vermögen weit mehr als die Verbände, ideologische Interessenbefrie- 
digung zu betreiben; sie müssen es aber auch können, weil ihnen vielfach der Zugang 
zur Interessenrealisierung durch materielle Leistungen fehlt. 

Selektivität partei förmiger Interessentransmission , soviel sollte bis jetzt deut- 
lich geworden sein, heißt global Generalisierung und Integration sozialer Inter- 
esseninhalte sowie vor allem Ausgrenzung des zentralen gesellschaftlichen Grund- 
widerspruchs^ ) aus dem unmittelbaren parteiförmigen Handeln. Die Parteien abstra- 
hieren von der primären gesellschaftlichen Verschiedenheit der Interessen dadurch, 
daß sie das Schwergewicht ihrer Tätigkeit auf die Zusarmienfassung gemeinsamer 
Interessengehalte und ihre Integration legen, statt auf die Abgrenzung voneinander 
verschiedener Interessenpakete; gleichzeitig liefern sie damit dem politischen 
Entscheidungszentrum Handlungsalternativen, deren 'Komplexität' hinreichend 'redu- 
ziert' ist. Gerade wegen dieser Generalisierungsfunktion ist es nicht - wie bei den 
Verbänden - möglich, an dieser Stelle konkrete Interessen inhalte aufzulisten, die 
von den Parteien bevorzugt vertreten werden. Es wird noch zu zeigen sein, daß diese 
Zusammenfassung in unterschiedlichen Formen erfolgt, die in der Tat je spezifische 
Bezüge zur gesellschaftlichen Interessenstruktur aufwiesen, denn auch die Parteien 
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können und dürfen sich nicht so weit von ihrer Basis lösen, daß sie deren innere 
Zersplitterung vollständig ignorieren. Ebenso wird - wie bei den Verbänden - der 
personelle, programnatische, organisationsinterne und praktisch-politische Ausdruck 
dieser grundsätzlichen strukturellen Selektivität nur konkret-historisch und em- 
pirisch analysiert werden können. Aber dennoch liegt der spezifische Akzent der 
parteiförmigen Interessenverarbeitung mehr auf der Generalisierung als auf der 
Partikularisierung, und dies nicht zuletzt aufgrund der besonderen, von den Par- 
teien zu erbringenden Legitimationsleistung. 

Denn die Leg i t i mat i onsf unk t i on der Parteien besteht darin, das im engeren Sinne 
politische System so an die gesellschaftliche Basis rückzukoppeln, daß es ein- 
schließlich des politischen Entscheidungszentrums und dessen konkreten Maßnahmen 
von dieser akzeptiert wird. Daß dies nie über Repression bzw. das staatliche Ge- 
waltmonopol allein geschehen kann, versteht sich in Anbetracht der dann unvermeid- 
lichen, durch gesellschaftlichen Widerstand bedingten 'Reibungsverluste' von 
selbst. Vielmehr liefern die Parteien durch ihr Angebot, als wählbare Instrumente 
der Interesssenbefriedigung Partizipationsmöglichkeiten zu schaffen, das ent- 
scheidende legitimatorische Bindeglied zwischen Staat und Gesellschaftsmitgliedern. 

Der moderne, bürgerlich-parlamentarische Staat basiert auf der quantitativen und 
territorial verankerten bzw. begrenzten Repräsentation der Gesellschaftsmitglieder, 
die, abstrakt als 'Staatsbürger' gefaßt, mehrheitlich darüber entscheiden, wer das 
politische Entscheidungszentrum besetzen und nach programmatisch formulierten 
Grundlinien der Politik führen soll. Nicht das funktionale , d.h., an inhaltlich 
bestirrmte soziale Interessen gebundene, sondern das quantitativ-territoriale Ver- 
tretungsprinzip bildet die Grundlage des neuzeitlichen Staates, weshalb die Par- 
teien und nicht die Verbände den Anker des politischen Entscheidungszentrums in der 
gesellschaftlichen Basis bereitstellen. (Allerdings wurde oben ausführlich be- 
schrieben, daß die Interessengruppen ihrerseits wiederum in gewisser Hinsicht als 
das Bindeglied des Parteien-Staat-Komplexes an die gesellschaftliche Basis betrach- 
tet werden müssen. Der Gedanke rivalisierender Rückkoppelungsstrategien, der sich 
hier sofort auf drängt, wird im historischen Kapitel der vorliegenden Arbeit an 
zentraler Stelle wiederaufgegriffen werden.) 

Nur wenn die Gesellschaftsraitglieder selbst das - durch welche parti zipatorischen 
Verfahren auch immer real abgestützte - Gefühl haben, mitbestimmen zu können, wer 
sie regiert und welche Politik betrieben wird, kann erwartet werden, daß die ein- 
zelnen Maßnahmen des Staates bzw. der Regierung akzeptiert, zumindest aber wider- 
standslos hingenommen werden. Dieses Instrument der Partizipation sind die Par- 
teien, die damit aber den letzten Bezugspunkt ihres Handelns in der Gesamtmenge der 
Staatsbürger und eben nicht in erster Linie in inhaltlich identifizierbaren so- 
zialen Gruppen von Interessenträgern finden. Von daher erklärt sich das eher gene- 
ralisierende als abgrenzende Moment ihrer spezifischen Form der Interessenverarbei- 
tung; sie sollen nicht den ohnehin interessenmäßig zersplitterten 'Gesellschafts- 
körper' als solchen verdoppeln, sondern die Vereinigung der Staatsbürger über die 
Interessengegensätze hinweg leisten. 

Nun wurde oben jedoch bereits ausführlich darauf hingewiesen, daß der Handlungs- 
spielraum des Staates, der 'Politik' in der bürgerlichen Gesellschaft, ganz be- 
stimmte Tätigkeitsfelder bewußt ausschließt, allen voran den privatwirtschaftlichen 
Sektor, den konkreten Produktions- und Kapitalverwertungsprozeß, das unmittelbare 
Kapitalverhältnis also. Dem entspricht die Inhaltsleere der Kategorie des 'Staats- 
bürgers' hinsichtlich seiner sozialen Stellung in bzw. gegenüber dem Produktions- 
prozeß; d.h., die Parteien tragen im Akt der Wahl ganz maßgeblich zum nächsten 
Schritt der Umarbeitung antagonistischer gesellschaftlicher Interessen in aus- 
gleichsfähige politische 'issues' bei, indem sie dem Staat ein insoweit abstraktes 
und generalisiertes Legitimationspotential zur Verfügung stellen, als es von 
Staatsbürgern und nicht von Lohnabhängigen, Kapitaleignern etc. gebildet und ge- 
schaffen wird. 
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An dieser Stelle muß die globale Skizzierung 'der Partei' als eines weiteren Typus 
interessenverarbeitender Organisationen notwendig enden, da - wie bereits erwähnt - 
auch sie sich trotz aller generalisierender Selektions- und Leg itimations verfahren 
nicht beliebig von den sozialen Interessen der gesellschaftlichen Basis lösen darf. 
Da ein 'Staatsbürger' nicht denkbar ist, der 'vergißt', wie und wovon er lebt, muß 
sie stets auch die Übersetzung gesellschaftlicher Strukturen in politisches Handeln 
leisten, wie sehr verallgemeinert, begrenzt, möglicherweise auch verzerrt auch im- 
mer. Dies läßt sich aber nicht mehr auf der analytischen Ebene der Partei schlecht- 
hin beschreiben, wie auch die Darstellung der Verbände irgendwann auf ganz be- 
stimmte Organisationen konkreter Interessen übergehen mußte, um die Spezifik ihres 
Handelns zu vedeutlichen. Mit anderen Worten: Auch die Parteien müssen sich jeden- 
falls teilweise gegenüber ganz bestimmten sozialen Interessen durch (materielle) 
Leistung legitimieren, d.h., sie müssen bestrebt sein, die Regierungsmacht zu 
erringen, um die von ihnen jeweils erfaßten sozialen Interessen mindestens partiell 
realisieren zu können. Im folgenden sollen daher verschiedene Parteitypen vorge- 
stellt werden, die sich danach unterscheiden, wie sie sich gegenüber dem zentralen 
Problem des Prozesses der Interessenverarbeitung verhalten, nämlich dem Gegensatz 
von Lohnarbeit und Kapital, der im Verlauf des sozio-ökonomi sehen Prozesses zum 
Verteilungskonflikt abgemildert werden soll. Hierbei stehen ihnen vier strategische 
Alternativen zur Verfügung: 

- Sie erkennen den Klassengegensatz als Antagonismus an und repräsentieren ganz 
bewußt eine seiner beiden Seiten in der politischen Sphäre ( K 1 assen i nteressenpar- 
tei ): 

- sie akzeptieren das Vorhandensein gesellschaftlicher Konflikte, ohne sie klassen- 
spezifisch als antagonistische zu fassen, ergreifen explizit Partei für jeweils 
eine Interessenfraktion und vertreten sie offensiv in der politischen Ausein- 
andersetzung ( Interessenpartei ) ; 

- Sie nehmen die Existenz von sozialen Interessengegensätzen als gegeben hin, 
halten sie jedoch für je konkret ausgleichsfähig und suchen einen möglichst 
großen Teil aller von ihnen betroffenen Schichten und Klassen in sich zu ver- 
einigen ( Volkspartei ); 

- sie leugnen das Bestehen von sozialen Konflikten oder gar Antagonismen und 
betreiben die Zusammenfassung von Interessen durch Ideologien, die jenseits 
konkreter gesellschaftlicher Widersprüche angesiedelt sind ( Ideenpartei ). 

Ein Blick auf die Realität des Parteiensystems in der Weimarer Republik und in der 
Bundesrepublik Deutschland genügt, um zu erkennen, daß es sich bei diesen Partei- 
typen offenbar um bestimmte, einander tendenziell ablösende Entwicklungsstadien 
handelt. Dennoch sollen sie hier zunächst ohne systematischen historischen Rückbe- 
zug nebeneinander entfaltet werden, um Grundprinzipien und -Probleme parteiförmiger 
Interessenselektion aufzuzeigen. Der historische Abriß ihrer jeweiligen Genese, 
Blütezeit und ihres Niederganges wird dann erweisen, daß Parteiensysteme nicht 
losgelöst von ökonomischen, verbandsförmigen und wirtschaftspolitischen Strukturen 
und Prozessen betrachtet werden können. 4) 

In ihrer Untersuchung der "Politik der Volkspartei" haben Kaste/Raschke vor einer 
Typologisierung von Parteien gewarnt, die "zu einer formalen Vereinheitlichung von 
Parteien unterschiedlicher gesellschaftlicher Voraussetzungen, Ziele und Funktionen 
unter einem gemeinsamen Merkmal" führet, und sie unternehmen den Versuch einer 
Begriffsbildung, die vor allem "die jeweils besondere Herkunft, den jeweiligen 
Klassenbezug und damit die jeweils spezifische Widerspruchsproblematik der Parteien 
im Blick behält. "°) Vor allem der Gedanke überzeugt, die soziale Verankerung der 
einzelnen Parteitypen zu beachten, um Fehldeutungen wie etwa die der totalitaris- 
mustheoretischen Gleichsetzung faschistischer und kommunistischer Parteien zu ent- 
gehen. Die folgende Beschreibung verschiedener Parteitypen unter dem Aspekt ihrer 
je besonderen Weise der Interessenselektion unterscheidet die vier genannten Aus- 
prägungen anhand der Kriterien: Stellung zum gesellschaftlichen Grundwiderspruch 
und soziale Basis voneinander. 
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Dieser Hinweis auf die je spezifische soziale Verankerung bestimmter Parteitypen 
ist dabei nichts anderes als die methodische Umsetzung der oben entwickelten Über- 
legung, daß auch die Parteien stets in gewissem Umfang die Übersetzung sozialer 
Interessenstrukturen in politisches Handeln gewährleisten müssen und immer eine 
Verbindung zu den inhaltlich bestimmten Problemen und Bedürfnissen eindeutig 
identifizierbarer Gruppen, Schichten und Klassen zu halten haben. Anders wäre es 
ihnen unmöglich, gesellschaftlichen Problem- und Interessendruck wirkungsvoll auf- 
zugreifen, zu bearbeiten bzw. an den Staat weiterzuleiten. Diese Aufgabe können sie 
nicht allein den Verbänden überlassen, denn dann entstünde ein offener Bruch inner- 
halb des Kontinuums interessenverarbeitender Organisationen, das seine Elastizität 
und Glaubwürdigkeit gerade der Tatsache verdankt, daß zwischen Verbänden und Par- 
teien ein deutlich wahrnehmbarer Unterschied besteht, beide jedoch erkennbar auf 
ihre Weise zur Realisierung gesellschaftlicher Interessen beitragen, wie begrenzt 
oder selektiv auch immer. 

Eine Bemerkung scheint jedoch noch angebracht, bevor die einzelnen Parteitypen 
beschrieben werden können, die Frage betreffend, weshalb hier nicht analog zu den 
interessengruppentheoretischen Überlegungen zunächst geklärt wird, welches Inter- 
essen' material ' die Parteien vorfinden und jeweils zu verarbeiten haben. Das Fehlen 
eines solchen Abschnitts an dieser Stelle hat zwei Gründe: Zum einen liegt es 
schlicht an der unzureichenden Forschungslage über Zusammenhänge, Strukturen, Ge- 
setzmäßigkeiten und Rahmenbedingungen der Entwicklung von 'politischem (Interessen- 
)Bewußtsein'7), die hier nicht mehr als Spekulationen zulassen würde. 

Die andere, sehr viel grundsätzlichere Ursache liegt darin, daß es keinen so strin- 
genten Zusammenhang zwischen parteiförmiger Organisation und gesellschaftlicher 
Basis gibt, wie er für die Interessengruppen gezeigt werden konnte. Eben weil die 
Parteien in dem Lebensbereich, der am dringlichsten empfunden und erlebt wird: dem 
der unmittelbaren materiellen Reproduktion, nicht selbst aktiv werden und nur 
hochgradig aggregierte (und im Laufe der historischen Entwicklung auch inhaltlich 
zunehmend breit gefächerte) Interessenpakete aufgreifen und unter Verwendung über- 
wiegend delegierender Verfahren verarbeiten, ist ihre Bindung an ihre Mitglieder 
und Wähler - wie ausführlich beschrieben - sehr viel lockerer als im Falle der 
Verbände. Damit ist es aber möglich, daß erstens ideologische Bewußtseinstrübungen 
entstehen bzw. erzeugt werden, die bestimmte soziale Gruppen an Parteien heranfüh- 
ren, die ganz und gar nicht ihre jeweiligen gesellschaftlichen Interessen zu reali- 
sieren suchen - in Fragen der unmittelbaren, handfesten, materiellen Reproduktion 
ist dies weitaus weniger denkbar, da hier sehr viel konkretere, fühlbare Er- 
fahrungen gemacht werden. Und zweitens resultiert aus diesem Verhältnis zwischen 
Organisation und Basis ein Reservoir an fundamentaler politischer Apathie, die 
nichts anderes als der Ausfluß des - höchst realistischen - Eindrucks der Gesell- 
schaf tsmitglieder ist, 'Politik' sei etwas von ihrem wirklichen Leben Abgehobenes, 
das Feld der 'Haupt- und Staatsaktionen', das mit ihren eigentlichen tagtäglichen 
Bedürfnissen nur wenig zu tun habe. Von daher haftet der Parteiorientierung der 
Individuen stets ein Moment der Beliebigkeit an, das wiederum die Möglichkeit der 
'Verirrung' eröffnet. 

Dennoch wird sich zeigen, daß bestimmte Parteitypen jeweils voneinander unter- 
scheidbare soziale Interessenpakete verarbeiten; nur können diese Zusammenhänge 
nicht allein und nicht stringent aus der Kategorie des 'politischen Interesses' 
abgeleitet werden. Der Bezugspunkt: Haltung zum gesellschaftlichen Grundkonflikt 
zwischen Lohnarbeit und Kapital erweist sich demgegenüber als wesentlich frucht- 
barer. 
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2.2.2) Partei förmige Reaktionstypen auf den gesellschaftlichen Grundkonflikt 

In diesem Abschnitt geht es darum, die oben aufgelisteten unterschiedlichen partei- 
förmigen Reaktionstypen gegenüber dem gesellschaftlichen Grundantagonismus von 

Lohnarbeit und Kapital näher zu beschreiben. 

- Interessenparteien sind Parteien, die die Existenz gesellschaftlicher Konflikte 
anerkennen, sich auf die Seite eines gualitativ von anderen verschiedenen Inte- 
resses stellen und seine Durchsetzung im politischen Raum betreiben. Kennzeich- 
nend für diesen Typus ist seine weitgehend homogene Interessenbasis, die jeden- 
falls keine bewußt antagonistischen Gegenspieler, in der Regel auch nur begrenzt 
im Wettbewerb untereinander stehende Interessenträger umfasst. Sozialstrukturen 
sind Interessenparteien vor allem in einzelnen Fraktionen der konkurrenzhaft 
zersplitterten Mittelschichten, z.T. auch des Kapitals selbst, verankert; sie 
formulieren die von ihnen vertretenen Forderungen explizit als Sonder interesse 
und suchen sie auch als solche zu realisieren. Aus diesem Grunde kornnt es 
(idealtypisch) bei ihnen kaum zu ideologischen öberformungen. 

- Die These, die Interessenpartei basiere vor allem auf den Mittel- und Zwischen- 
schichten, mag auf den ersten Blick Widerspruch auslösen, beziehen sich doch auch 
Arbeiterparteien deutlich auf bestirmite soziale Interessen. Es ist jedoch erfor- 
derlich, an der Unterscheidung zwischen Interessen- und Klasseninteressenparteien 
festzuhalten, und zwar aus zwei Gründen: 

Zum einen besteht zwischen den Angehörigen der Klasse der Lohnabhängigen, wie 
bereits ausführlich entwickelt, kein primäres Konkurrenzverhältnis wie zwischen 
Unternehmern, Kaufleuten, Handwerkern etc., sondern nur der aus ihrer Stellung im 
Produktionsprozeß abgeleitete Wettbewerb um Arbeitsplätze. Selbst wenn im voran- 
gegangenen Kapitel hinlänglich auf die Konsequenzen dieses Wettbewerbs für das 
lohnabhängige Bewußtsein hingewiesen wurde, so impliziert dieser Sachverhalt 
dennoch die potentielle Ausbildung solidarisch-kollektiven Klassenbewußtseins und 
dessen Aufnahme durch eine politische Partei. Diese würde als Organisation einer 
ganzen Klasse (und zwar derjenigen, deren lohnabhängige Existenzform objektiv 
über das bestehende sozio-ökonomische System hinausweist) sowohl qualitativ als 
auch quantitativ einen gänzlich anderen Stellenwert im Parteiensystem einnehmen 
als jede noch so mitgliederstarke Mittelstandspartei, deren Basis immer dem 
primären Konkurrenzverhältnis ausgesetzt bleibt (und damit entweder für eine zu 
schmale Basis der einzelnen Interessenpartei sorgt oder den inneren Zusammenhalt 
der Partei gefährdet, wenn sie doch mehrere Fraktionen der Mittelschichten in 
sich zusammenfasst) und darüber hinaus historisch dazu verurteilt ist, immer 
weiter vom Zentrum gesellschaftlicher Konflikte sowie staatlicher Regulierungs- 
versuche abgetrieben zu werden. °) 

Zum anderen erfüllen beide Parteitypen innerhalb des Prozesses der Interessenver- 
arbeitung sehr verschiedene Aufgaben; während die Interessenpartei lediglich die 
systemimmanente Realisation vornehmlich mittel ständischer bzw. Mittelschicht- 
Interessen betreibt, die vom institutionalisierten politischen System aufgrund 
seiner wachsenden Konzentration auf Bedingungen und Folgen des Kapitalverhält- 
nisses zudem immer weniger berücksichtigt werden^), dient die Klasseninteressen- 
partei letzten Endes vor allem der Kanalisierung und politischen Integration 
fundamentaloppositioneller Strömungen innerhalb der Klasse der Lohnabhängigen. 
Zweifellos ist dies einer der Kernpunkte der Greven 1 sehen Theorie, gewiß ist er 
der brisanteste: "Die Organisation der Arbeiterbewegung als politische Partei 
stellt sich insofern als ein epochaler Integrationsvorgang dar, durch den der 
gesellschaftliche Kampf um eine Veränderung der mit der Produktionsweise ge- 
setzten Herrschafts läge, also um eine Veränderung der Produktions- und Eigentums- 
bedingungen abstrahiert wird auf den politischen Kampf um die Verteilung der auf 
dieser Basis erarbeiteten gesellschaftlichen Werte. "10) Indem sie sich als poli- 
tische Partei konstituiert - so Greven -, verliert die revolutionäre Arbeiterbe- 
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wegung notwendig den Bezug zu ihrem eigentlichen Gegner, dem Kapital; ihr 
Schlachtfeld wird das Parlament, immer weniger der Betrieb, und es kommt zu einer 
Arbeitsteilung zwischen Partei und Gewerkschaft, die weiter unten noch zu disku- 
tieren sein wird. 11 ) 

Worin kann aber objektiv die Funktion einer Partei bestehen, die das Ziel des 
Sozialismus propagiert, ohne es materiell, d.h., machtmäßig einlösen zu können, 
die gesellschaftliche Kräfte an sich bindet, ohne sie in den entscheidenden Kampf 
fuhren zu können, wenn nicht in der Einbindung eben dieser Kräfte in das (subjek- 
tiv- durchaus abgelehnte) sozio-poli tische System? Die theoretische Analyse wie 
auch die historische Rolle von revolutionären Parteien 1 ^) können als Belege für 
Greven 1 s provokative These über die "'etablierten Feinde 1 des Kapitalismus" 15 ) 
dienen: "Die radikale Konkurrenz der kommunistischen Parteien innerhalb des par- 
lamentarischen Systems und im Kampf um Mehrheiten und Regierungsbetei 1 igungen 
erweist sich in solchen Situationen der gefährdeten gesellschaftlichen Integra- 
tion als ' konforme Konkurrenz 1 innerhalb einer bestehenden Gesellschaftsordnung , 
die selbst dazu beiträgt, jene grundsätzliche Opposition, wie sie in spontanen 
Bewegungen zum Ausdruck kommt, zu kriminalisieren."^) 

Allerdings ist auch hier wieder, wie oben im Falle der Gewerkschaften, davor zu 
warnen, kommunistische oder radikalsozialistische Parteien als 'Verräter' zu 
brandmarken. Denn wenn schon für diejenigen Organisationen, die am dichtesten an 
den realen materiellen Interessen und Lebensbedürfnissen sowie Reproduktionspro- 
blemen der Gesellschaftsmitglieder angesiedelt sind, gilt, daß sie nur über ganz 
begrenzte Möglichkeiten verfügen, sich vom gesellschaftlich vorherrschenden Be- 
wußtseinsstand und von der Macht der ökonomischen Rahmenbedingungen zu lösen, um 
wievieles mehr muß dies für Parteien zutreffen. Denn Parteien aggregieren Inter- 
essen viel breiter und auf höherer Generalisierungsebene, und sie verwirklichen 
sie vornehmlich nicht in der eigenen kämpferischen Aktion gegenüber dem ge- 
sellschaftlichen Kontrahenten, sondern in der parlamentarischen Auseinander- 
setzung, an deren Ende ein vom Staat erlassenes und durchgeführtes allgemeines 
Gesetz steht. 

Es ist evident, daß von daher den Parteien notwendig die tagtägliche enge gelebte 
Verbindung zu ihrer jeweiligen Basis fehlt, die allein Anstoß und ständiges 
Korrektiv des dialektischen Reflexionsprozesses über Zusammenhänge von Inter- 
essenbewußtsein und gesellschaftlichen Umweltbedingungen sein könnte, der oben 
als Möglichkeit organisatorischer Autonomiesteigerung eingeführt wurde. 15 ) Sicher 
trifft es zu, daß Parteien 'den größeren überblick haben', weil sie eher Inter- 
essengeneralisierung als -abgrenzung betreiben; aber sie können dies kaum in 
direkte Aktionen übersetzen, da ihnen - aus genau demselben Grund - die feste 
Verankerun in der gesellschaftlichen Basis fehlt, die die unabdingbare Voraus- 
setzung autonomer konf liktorischer Aktionen bildet. Diese wird - wie hinlänglich 
beschrieben - von den Verbänden für das gesamte Kontinuum interessenverarbeiten- 
der Organisationen zunächst besorgt und bereitgestellt, im Falle der Arbeiterpar- 
teien also von den ihnen vorgelagerten Gewerkschaften. Solange diese aber selbst 
zur Reproduktion des sozio-ökonomischen Systems aktiv beitragen, ist nicht er- 
kennbar, woher den revolutionären Arbeiterparteien die Macht zum Umsturz Zu- 
wachsen sollte - selbst wenn ihr Wille zum Umsturz brennend und ernsthaft ist. 

Zusammenfassend läßt sich die Klasseninteressenpartei daher charakterisieren als 
jener Typus, der miteinander auf Klassenbasis verwandte Interessen unter aus- 
drücklichem Bezug auf den gesellschaftlichen Grundantagonismus zusammenfasst und 
im politischen Sektor auch offensiv in Form systemüberwindender Forderungen 
vertritt, gerade dadurch aber objektiv als Kanalisierungsinstrument klassen- 
bewußter revolutionärer Strömungen innerhalb der Lohnabhängigen wirkt. 

- Stellen die beiden bislang skizzierten Parteitypen auf einer Skala möglicher 
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Interessenselektionsformen die extremen Pole expliziter Konti iktbezogenheit dar, 
so wird das entgegengesetzte Ende des Spektrums von der Ideenpartei besetzt, für 
die soziale Konflikte überhaupt nicht existieren. 

Der analytische Zugang zu diesem Typus gestaltet sich schwieriger, weil im Gegen- 
satz zur Interessenvertretung durch Verbände, aber auch durch (Klassen-) Inter- 
essenparteien, hier gerade nicht von einem - mehr oder weniger - direkten und 
offenen Zusammenhang zwischen Lebens- und Bewußtseins läge der Basis und der 
Interessenartikulation durch die Partei ausgegangen werden kann. 

Im Gegenteil aggregiert die Ideenpartei Interessen gerade durch Bewußtseinstrü- 
bung, ideologische Offensiven, sowie durch Verzerrung sozialer Perzeptionsmuster. 
Es bedarf nur des Hinweises auf den historischen 1 Idealfal 1 1 dieses Typus, die 
NSDAP, um deutlich werden zu lassen, daß die Bindung der Basis an die Ideenpartei 
eben nicht auf die Aufnahme und Durchsetzung authentischer Interessen gegründet 
ist, sondern vielmehr auf die systematische, mitunter bis ins Wahnhafte reichende 
Verfälschung ihrer Wirklichkeitswahrnehmung. Damit soll nicht behauptet werden, 
nur Extremfälle wie die faschistischen Parteien gehörten zum Typ der Ideenpartei; 
es soll an dieser Stelle lediglich die historische (und politisch-praktische!) 
Spannweite und Bedeutung dieser Kategorie mit allem Nachdruck festgehalten werden. 

Generell läßt sich die Ideenpartei beschreiben als eine, die sich äußerlich nicht 
vorrangig auf real existierende gesellschaftliche Konflikte bezieht und zu deren 
in sich widersprüchlicher Basis auch solche sozialen Interessen zählen, die sie 
in ihrer realen Politik nicht vertritt, deren Träger sie also in ihre Organisa- 
tion zu integrieren bzw. als Wähler zur Stirrmabgabe zu motivieren sucht durch die 
Propagierung transkonf liktorischer Ideologien der Nation, Rasse, etc.. Dadurch 
soll ein kollektives in-group-Bewußtsein erzeugt werden, das über wirklich vor- 
handene, handfeste Interessengegensätze hinwegtäuschen und insbesondere im Zu- 
sammenschluß gegen einen vermeintlichen äußeren Feind das Aufkommen interner 
Widersprüchlichkeiten verhindern soll. Bevorzugte Integrationsideologien sind 
daher Nationalismus, imperialistisch eingefärbte Deutungen der äußeren Wirklich- 
keit, Rassismus, forciertes Elitebewußtsein sowie sämtliche Formen des 'Klassen- 
kampfes von oben', also Antimarxismus, Antisozial ismus, Antikommunismus, etc.. 

Schon aus dieser Aufzählung wird deutlich, daß derartige Parteien ihr hauptsäch- 
liches soziales Hinterland schwerlich in der Klasse der Lohnabhängigen finden 
werden. Dabei soll nicht darüber hinweggetäuscht werden, daß alle diese ideolo- 
gischen Formen der Interessenaggregation auch die abhängig Arbeitenden 
erfassen können und historisch erfasst haben. Der Erklärung dieses Phänomens wird 
das Kapitel über historische Etappen des Zusammenwirkens von Verbänden und Par- 
teien unter anderen dienen. Dennoch ist an dieser Stelle ein Vorgriff vonnöten, 
um die schwergewichtige Verankerung von Ideenparteien in den Mittel- und 
Zwischenschichten verständlich werden zu lassen. 

Psychologisierende Ansätze in den Sozialwissenschaften bergen oftmals die Gefahr 
in sich, ihren Gegenstand eher notifizierend zu verschleiern, als ihn zu erklä- 
ren.^) Dennoch erweist es sich als sinnvoll, im hier vorliegenden Zusammenhang 
auf sozialpsychologische Deutungen kollektiver Bewußtseinstrübungen zurückzugrei- 
fen, um die besondere Anfälligkeit bestimmter Schichten für psychische Regres- 
sionen in krisenhaften oder als krisenhaft empfundenen Situationen zu erfassen. 
Einen solchen Versuch hat Leppert-Föqen mit ihrer Studie über die "deklassierte 
Klasse", das Kleinbürgertum, vorgelegt. *') Ausgehend von der bereits zitierten 
These, im Verlauf der kapitalistischen Konzentrationsprozesse gerate der Mittel- 
stand an den Rand der gesellschaftlichen Entwicklung, leitet sie aus diesem 
objektiven Sachverhalt massive Konsequenzen für die subjektive Bewußtseins läge 
dieser Schicht ab: Die "Deklassierung des Kleinbürgertums als Klasse " erzeuge 
"psych i sehe Vere 1 endung von so globalem Ausmaß, daß die unmittelbar Ökonomische 
als sekundär" erscheine. 18) Diese Verelendung nehme die Form kollektiver Ich- 
Schwäche an: "Die Ausbildung des Ichs ist ... an Aktivität geknüpft, an die 
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Möglichkeiten eines Individuums, auf seine innere wie äußere, es umgebende Reali- 
tät einzuwirken, sie zu beherrschen ... Das Kleinbürgertum aber, das am gesamtge- 
sellschaftlichen Produktionsprozeß irnner weniger teilhat, ninmt an der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte kaum noch Anteil und bleibt dem Wandel des ge- 
sellschaftlichen Gesamtsystems nur noch passiv, in Form des 'ungleichzeitigen 
Widerspruchs' unterworfen. Sofern die Ich-Bi ldung an jene Prozesse gebunden ist, 
sind ihre Chancen klassenmäßig bestimmt und verteilt - die Mechanismen der Ich- 
Bi ldung wären demnach im Kleinbürgertum kollektiv gestört. "19) 

Die Erkenntnis und das Durchschauen des irrnier komplizierter werdenden spätkapita- 
listischen Entwicklungsprozesses bleibt denjenigen Schichten verwehrt, die an 
ihrem Rande entweder um das ökonomische überleben und um ihren Sozialstatus 
ringen müssen oder infolge ihrer Ferne vom kapitalistischen Produktions- und 
Verwertungszyklus zur Ausbildung allzu harmonistischer, nahezu unbegrenzt auf- 
stiegsorientierter Vorstellungen neigen. 20) Aus Undurchschaubarke it resultieren 
das Gefühl des Ausgeliefertseins an blinde, schicksalhafte Mächte und daher Angst 
und Wut21); aus der in der Krise massenhaft auftretenden Zerstörung von Auf- 
stiegschancen folgt die Erschütterung zentraler bürgerlicher Wertvorstellungen, 
die bei traditionell anti proletarisch eingestellten Schichten gerade nicht zu 
Abwendung von der bürgerlichen Gesellschaft führt, sondern eher in die Forderung 
nach energischer Wiedereinsetzung ihrer Ideale in ihre Rechte einmünden kann. Von 
hier aus bis zu einer offenen Befürwortung autoritärer Staatsmaßnahmen ist der 
Weg nicht mehr weit, wenngleich alle diese Thesen nicht in mechanistisch-determi- 
nistischem Sinne mißverstanden werden sollten. 22) 

Derartige sozial psycho logische Dispositionen stellen ein aufnahmefähiges Poten- 
tial für verkürzende, Angst durch die Propagierung von Sündenböcken abbauende 
Interpretationen dar. Es waren historisch stets die Mittel- und Zwischen- 
schichten, die zuerst, wenn auch nicht gänzlich und nicht als einzige von aggres- 
siv-simplifizierenden Ideologien erfaßt wurden; sie stellen daher die primäre 
Basis der Ideenpartei dar. Als solche dienten sie in der Geschichte objektiv der 
Vertretung bestimmter, entweder spätfeudaler oder einzelkapitalistischer Inter- 
essen als Massenanhang23) # so daß die Ideenpartei abschließend folgendermaßen 
charakterisiert werden kann: 

Sie vertritt in ihrer realen Politik bestimmte Fraktionen herrschender Inter- 
essen, verschleiert diesen Sachverhalt aber durch aggressive Ideologien, für die 
insbesondere die Mittel- und Zwischenschichten anfällig sind, von denen aber je 
nach historisch erreichtem Stand der Vorherrschaft bürgerlichen Denkens und 
entsprechender Verhinderung der Ausbildung lohnabhängigen Klassenbewußtseins auch 
die abhängig Arbeitenden erfasst werden können. Interessenaggregation nimmt hier 
die Form der Abstraktion von sozio-ökonomi sehen Interessengegensätzen und ihrer 
Umdeutung in 'allgemein-menschliche' nationale, rassistische etc. Anliegen an. 

Es deutete sich bereits bei der Erklärung schichtenspezifischer Zugänglichkeit für 
die Propaganda der Ideenpartei an, daß besonders ökonomische Krisen günstige 
Rahmenbedingungen für das Erstarken dieses Parteientyps bereitstellen, da gerade 
in solchen Zeiten Angst, Wut, Nicht-Begreifen und das Gefühl des Ausgeliefertseins 
zunehmen. Aber auch die Interessen- und Klasseninteressenpartei finden in Krisensi- 
tuationen leichter einen größeren Anhang, da vorhandene Interessen- und Klassenge- 
gensätze jetzt deutlicher als in der Prosperität erfahrbar werden und daher leich- 
ter zu thematisieren sind. Wenngleich das Verhältnis von Konjunktur läge und Partei- 
typus nicht automatisch gedacht werden darf24), so soll doch an dieser Stelle die 
ökonomische Krise als eine wesentliche Rahmenbedingung für das Erstarken der 
(Klassen-) Interessenpartei und der Ideenpartei festgehalten werden. 

Eine zweite bildet die den Parteien vorgelagerte Interessengruppenstruktur . Es ist 
evident, daß Interessenparteien nicht auf einem harmonisierenden, hochgradig aggre- 
gierenden Großverbands-System aufbauen können, das die Erscheinungsform und Folge- 
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Wirkungen derjenigen Konflikte gerade dämpft, aus denen die Interessenpartei ihre 
Daseinsberechtigung ableitet. Ähnliches gilt für die Klasseninteressenpartei: Wenn 
schon die Organisationen von Lohnarbeit und Kapital selbst einander wesentlich 
kooperativ gegenüber stehen, dann werden die Möglichkeiten zunehmend geringer, im 
politischen Raum Klassengegensätze anzusprechen und auszutragen. Aber auch die 
Ideenpartei bedarf einer Verbändestruktur, in der starre weltanschauliche Fronten 
und ideologische Argumentationsweisen vorherrschen, da anderenfalls ihre Versuche, 
auf massenhafter Bewußtseinstrübung aufzubauen bzw. sie herzustellen, von der 
pragmatischen Austragung konkret erfahrbarer Konflikte an der ökonomischen Basis 
unterlaufen würden. Es versteht sich von selbst, daß derartige Verbändestrukturen 
und -Konstellationen wiederum nicht losgelöst von ökonomischen Entwicklungen be- 
trachtet werden dürfen: Je krisenhafter der Wirtschaftsprozeß verläuft, desto 
schärfer werden sich auch sozio-ökonomische Konflikte in dem Zusarmienspiel der 
Interessengruppen nieder sch lagen. 

Neben ökonomischen und interessengruppenspezifischen Voraussetzungen der Entfaltung 
der geschilderten Parteitypen spielt als dritter Bedingungskomplex Art, Ausmaß und 
Erfolg staatlicher Interventionspraxis in den Wirtschaftsprozeß eine wesentliche 
Rolle für die Entwicklung verschiedener Parteiensysteme. Je stärker und eindeutiger 
das politische Entscheidungszentrum zugunsten bestimmter Gruppen, Schichten oder 
Klassen im ökonomischen Bereich eingreift, desto massiver werden Interessenkonflik- 
te auftreten. Je mehr der Staat seine selektiven Eingriffe zu verschleiern sucht, 
desto fruchtbarer wird der gesamtgesellschaftliche Nährboden für die Aufnahme von 
Ideologien sein. Und je häufiger das eben gerade nicht interessenneutrale Krisenma- 
nagment versagt, desto schärfer werden Krisenfolgen erfahrbar - mit allen bereits 
beschriebenen Konsequenzen für das Parteiensystem. 

Diese dritte Bedingung muß deshalb zunächst als parteiunabhängige formuliert 
werden, weil Staat und Parteien nicht zu allen Zeiten kongruent waren: Es ist das 
Bestreben jeder Partei und des Parteiensystems insgesamt, den Staatsapparat mono- 
polartig zu besetzen, da anders die Ausschaltung der Parteien durch den direkten 
Zugang organisierter Interessen (gruppen) zur Exekutive und Administration nicht 
verhindert werden kann. Dieser Zustand der gegenseitigen Durchdringung von Staat 
und Parteien ist in der Gegenwart zwar in großem Umfang erreicht^), aber zur 
Erklärung der historischen Entwicklung einzelner Parteintypen muß berücksichtigt 
werden, daß früher der Staatsapparat personell auch von anderen als von den Par- 
teien rekrutierten Eliten getragen wurde. Mangelhafte Durchsetzung des allgemeinen 
Wahlrechts und das überdauern politischen Einflusses vorkapitalistischer Kräfte 
bildeten die Grundlage für die Entstehung einer Staatsadministration, die für den 
unmittelbaren Zugriff bestiinnter Verbände offen war. In der esprit-de-corps-Menta- 
lität des modernen Berufsbeamtentums, die sich trefflich mit der verband! icher 
Bürokratien vereinbaren läßt, leben derartige Tendenzen sehr zum Ärger der Parteien 
noch irnner fort. Heute sind jedoch wirtschaftspolitische Steuerungskonzepte der 
Parteien und auf die Ökonomie zielende Aktivitäten des Staates zumeist deckungs- 
gleich, was - wie gleich zu zeigen sein wird - Konsequenzen für die Durchsetzungs- 
und Überlebenschancen bestimmter Parteitypen hatte. 

Denn betrachtet man nun die für die Entwicklung von (Klassen-) Interessen- und 
Ideenparteien als förderlich genannten Bedingungen: 

- krisenhafter ökonomischer Prozeß; 

- stark konf liktorisches und ideologisch fixiertes Verbandssystem; 

- deutlich erkennbar interessengebundenes, versagendes staatliches Krisenmanagement 
mit stark ideologischer Bemäntelung; 

so zeigt sich, daß der historische Prozeß tendenziell zum Gegenteil führt: 

- Zwar treten Krisen noch irrnier auf, aber sie werden - jedenfalls in den hoch- 
industrialisierten Staaten - weniger dramatisch als früher erlebt; 

- dies resultiert zu einem wesentlichen Teil aus der säkular zunehmenden gegen- 
seitigen Anerkennung und Kooperation der Organisationen von Lohnarbeit und Kapi- 
tal 26)- 
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- diese wiederum gehen mit der staatlichen, jetzt von den Parteien infolge des voll 
durchgesetzten parlamentarischen Prinzips selbst umfassend zu gestaltenden Wirt- 
schaftssteuerung eine Art Bündnis ein, insofern die Milderung der Folgewirkungen 
des zyklischen Produktions- und Verwertungsprozesses auf beide Seiten des Grund- 
antagonismus in jedem Fall Vorrang vor allen anderen Staatsaufgaben erlangt, 
wofür beide Organisationen auf massive Behinderungen der staatlichen Aktivitäten 

verzichten. 27) 

Die logische und geschichtliche Konsequenz dieser Entwicklung besteht im Bedeu- 
tungsrückgang der geschilderten Parteitypen; an ihre Stelle trat das Thema unzähli- 
ger Parteianalysen: die Volkspartei. 

- Die Frage, wie aus Weimar Bonn werden konnte, d.h., wieso aus einer Parteienviel- 
falt, die bei den letzten Reichtstagwahlen im März 1933 mehr als zehn Organisa- 
tionen umfasste, das 'Zweieinhalb-Parteien-System' der Bundesrepublik Deutschland 
wurdet), wird heute eher umgekehrt als drohendes Menetekel dargestellt, Bonn 
dürfe nicht Weimar werden. 29) Eine derartige Argumentation ignoriert völlig das 
komplexe Bedingungsgefüge, das zur Entstehung und Durchsetzung des Typus der 
Volkspartei geführt hat. Säkulare Prozesse ökonomischer, verbandspezifischer und 
wirtschaftspolitischer Entwicklungen lassen sich nicht beliebig umkehren^), 
ebensowenig wie die Rückkehr zu parteipolitischen Konstellationen früherer Ent- 
wicklungsstadien ohne weiteres möglich ist. 31) 

Schon einige frühe Analysen der Volkspartei haben sich um eine multidimensionale 
Erklärung ihres Zustandeskorrmens wie auch um die Berücksichtigung der Konsequen- 
zen eines von diesem Typus dominierten Parteiensystems für den politischen Prozeß 
bemüht. 32) Kaste/Raschke haben dann vor einiger Zeit aus der Kritik bisheriger 
Erklärungsansätze, die oft genug entweder den parteiexternen oder den partei- 
internen Strukturwandel als Erklärungsursache verabsolutierten33) > einen Vor- 
schlag zu Vielfaktorenanalyse des Phänomens der Volkspartei entwickelt. 34) 

Danach sei die Volkspartei-Entwicklung "durch parteispezifische Strategieent- 
scheidungen" erklärbar, die dann fielen, "wenn Stimmenmaximierung Hauptmotiv der 
Partei" werde. Die Entscheidung hierfür müsse vor allem auf dem Hintergrund des 
steten Anwachsens der lohnabhängigen Mittelschichten gesehen werden, ohne deren 
Unterstützung heute keine Partei mehr mehrheitsfähig sei. 35) Wesentliche externe 
Faktoren, die zur Verabsolutierung des Zieles der Stimmenmaximierung geführt 
hätten, sind nach Kaste/Raschke die "Stabilisierung der parlamentarischen Demo- 
kratie bzw. des Systems der Parteien- und Wah Konkurrenz nach dem Ende der 
faschistischen Ära"; das neue "Bewußtsein von den Grenzen einer staatlichen Re- 
formpolitik mit weitreichenden Zielen bei Anwendung systemkonformer Mittel" sowie 
schließlich "die positive Erfahrung mit der Verteilungspolitik aus dem Staats- 
apparat heraus". 36; Innerparteilich sei das Vordringen von Funktionären aus der 
Mittelschicht, "die Sozialisation der Parteiführer durch Professional isierung und 
Parlamentarisierung und insgesamt der Komplex der Verselbständigung der Partei- 
führung gegenüber der Mitglieder- und Wählerbasis" für das Entstehen von Volks- 
parteien verantwortlich gewesen. 37) 

Durch eine Kombination von sozialstrukturellen, historischen, programnati sehen, 
strategischen und realpolitischen Kriterien gelangen Kaste/Raschke schließlich zu 
folgendem Begriff der Volkspartei. Sie 

"- sieht die Massen ausschließlich oder primär als Objekt der Wahlmobilisierung, 

- verschafft ihren Funktionsträgern im Staatsapparat eine hohe Autonomie gegen- 
über möglichen 'Einmischungen' der Massen und Parteimitglieder im politischen 
Ent sehe i dungsprozeß , 

- versucht gesellschaftlichen Wandel primär in Gestalt von Anpassungsreformen zu 
bewältigen, 

- steht permanent und prinzipiell in Widersprüchen zwischen ihrem Legitimations- 
prograrmi und ihrer realen Intesssenvertretungs- und Steuerungsfunktion, 

- ist durch eine ganz überwiegend individuelle Organisationsweise bestimmt. 

Dazu treten zwei interdependente, grundlegende Merkmale ... Die VP (Volkspartei, 
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C.S.) hat 

- eine breite, sozial strukturell heterogene Wählerbasis, 

- ein für jeweilige Situationen und Gruppen anpassungsfähiges Progranm, das 
primär der Integration vieler Tendenzen gilt. "38; 

Zweifellos erfaßt diese Darstellung zentrale historische und sozial strukturelle 
Wandlungen bestimmter Parteitypen auf dem Weg zur Volkspartei korrekt. Problema- 
tisch bleibt aber die - wohl aus der impliziten Auffassung der Autoren, durch 
geeignete Schritte diesen Prozeß revidieren zu können^), stamnende - Beurteilung 
der Funktionen und Strategien dieses Typs. 

Die hier vertretene These lautet demgegenüber: Aus der (zwangsläufigen)^) 
Selbstparlamentarisierung jeder Partei folgt die Wahlorientierung quasi natur- 
wüchsig, da politischer Einfluß ohne relevante tfählerunterstützung in einem 
parlamentarischen System nicht zu gewinnen ist. 41) Es ist die Funktion jeder 
Partei im Staatsapparat, Steuerungsmaßnahmen durchzusetzen und von ihrer jeweili- 
gen Basis mittragen und in der Gesellschaft verankern zu lassen (und sei es 
Steuerung im Sinne der Kanalisierung systemoppositioneller Bewegungen wider 
Willen) - nur nirrnit die jeweilige Basis und die je konkrete Weise der Implementa- 
tion unterschiedliche historische Formen an. Keine Partei kann gesellschaftlichen 
Wandel anders als systeminmanent verarbeiten, da sie Bestandteil des Kontinuums 
interessenverarbeitender Organisationen der bürgerlichen Gesellschaft zum Zweck 
der Reproduktion dieser Gesellschaftsformation ist. Nicht Widersprüche bestehen 
zwischen der Legitimations-, Steuerungs- und Interessenvertretungsfunktion jeder 
Partei, sondern ein arbeitsteiliges Verhältnis, das allerdings Probleme aufwerfen 
kann, wenn zu scharf selektiert oder Selektivität zu stark ideologisch ver- 
schleiert wird. 

Damit wird den Kriterien von Kaste/Raschke nicht ihre grundsätzlich vorhandene 
Aussagekraft für die Analyse von Parteien abgesprochen; bestritten wird nur, daß 
sie besonders typisch für die Volkspartei seien. Auf dem Hintergrund dessen, was 
oben Uber Partei funk tionen generell ausgesagt wurde, müssen sie eher als Kenn- 
zeichen jeder Partei angesehen werden, die lediglich erst bei der Volkspartei 
deutlich zutagetreten, weil andere, ihren Eindruck konterkarierende Aspekte der 
Parteipolitik inzwischen aufgrund struktureller Veränderungen im ökonomischen und 
politischen Bereich verlorengingen. 

In der Tat kennzeichnend für die Volkspartei sind dagegen der relative Bedeu- 
tungsverlust der Prograrrmatik, (verglichen mit der frühen Ideenpartei) und die 
breite sozialstrukturelle Verankerung (verglichen mit der ehemaligen Klassen- 
interessen- und Interessenpartei). Insofern stellt die Volkspartei einen histo- 
risch gewonnenen 'Mittelwert' zwischen ehedem weiter au seinander liegenden Par- 
teitypen dar, der sich allgemein durchsetzen konnte, weil er am ehesten mit den 
veränderten ökonomischen, verbandsstrukturel len und wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen harmonisierte und die je spezifischen Selektionsprobleme seiner 
Vorläufer zumindest partiell zu lösen vermochte. 

Denn sowohl der Typ der Ideen-, als auch der der Interessenpartei kann sich 
nämlich nicht dauerhaft in seiner 'reinen' Form halten. Wenn oben die ökonomische 
Krise als eine der wesentlichen Rahmenbedingungen für die Entfaltung beider Typen 
angeführt wurde, so stellt die lange internationale Prosperitäts phase nach 1945 
in den westlichen Industriestaaten eine maßgebliche Voraussetzung der Volkspartei 
dar. Dieser Typus integriert nämlich konkurrierende und z.T. auch antagonistische 
Interessen innerhalb seiner Basis, und dazu ist er auf abgemilderte Auswirkungen 
des zyklischen Kapitalverwertungsprozesses auf die Bevölkerung ebenso angewiesen 
wie auf das Vorhandensein materieller Ressourcen, die den Abbau der Erfahrbarkeit 
sozialer Interessengegensätze durch wohlfahrtsstaatliche Umverteilungspolitik 
ermöglichen. Weiterhin ist es bekannt, daß empirisch die Verbände von Lohnarbeit 
und Kapital in der Tat miteinander kooperieren, bei welcher aggressiven Begleit- 
rhetorik auch irrmer.42) Dadurch und durch ihr Zusarrmenspiel mit der expandieren- 
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den wirtschaftlichen Staatsadministration dämpften sie die Wahrnehmbarkeit ge- 
sellschaftlicher Interessenkonflikte ebenso, wie die zunehmend nüchterne gegen- 
seitige Anerkennung der Organisationen von Lohnarbeit und Kapital und deren eher 
technokr at i sehe Pol i t i k allzu n^ystif izierend-aggressiven Ideologien den Boden 
entzog. 43) Zugleich erzwang das wachsende Ausmaß immer schwieriger zu bewältigen- 
der staatlicher Interventionsaufgaben alle Parteien gleichermaßen dazu, sich als 
potentielle Träger der Regierung auf die Erbringung konkreter Steuerungslei- 
stungen für den gesamten kapitalistischen Wirtschaftsprozeß vorzubereiten (und 
eben nicht nur für die Bauern oder den Einzelhandel oder die Inflationsgeschädig- 
ten usw.). 

Diese Prozesse, zusammen mit der mehrheitsverschaffenden Rolle der kontinuierlich 
anwachsenden lohnabhängigen Mittelschichten, stellten die Interessen-, wie die 
Ideenpartei vor unlösbare Probleme: 

- Erstere stützt sich auf so eng begrenzte Interessenpakete, daß sie entweder 
nie mehrheitsfähig werden kann, da ihre Interessenbasis zu schmal ist (dies 
gilt letzten Endes, wenngleich auf viel höherem guantitativen Niveau auch für 
die Klasseninteressenpartei); oder daß sie gezwungen ist, sich Bündnis- und 
Koalitionspartner zu verschaffen. Dies muß aber ebenso zur Kompromißbildung 
und deren 1 eg itimatori sch- ideologischer Absicherung gegenüber der Parteibasis 
beitragen, wie die komplexe Gesamtverantwortung, die sie als Regierungspartei 
notgedrungen übernehmen muß. Beides führt aber zur Aufweichung dessen, was 
ihren Gehalt gerade ausmacht: die scharfe Abgrenzung und konf liktorische 
Vertretung von Sonder- bzw. Klasseninteressen. 

- Letztere dagegen kann zwar durch ihren ideologisch-propagandistischen Apparat 
die reale Selektivität ihrer Interessenaufnahme recht gut verschleiern. Aber 
sobald sie in der Regierung konkrete Maßnahmen trifft, deren Folgen für ihre 
jeweilige Basis fühlbar werden, muß sich die Bindekraft der Ideologie, jeden- 
falls auf die Dauer, lösen. Anspruch und Wirklichkeit der Ideenpartei klaffen 
so weit auseinander, daß das Charakteristikum dieses Typs, ihre Ideologie, 
tendenziell an Gewicht verlieren muß, wozu sie im übrigen auch durch die 
technokratische Rational ität staatlicher Interventionspraxis gezwungen 

wird. 44) 

Demgegenüber kann sich die Volkspartei als dominierender Typus etablieren, weil sie 

- von der langen internationalen Prosperitätsphase in den westlichen Industrie- 
staaten nach 1945 begünstigt wurde, aus der nicht unerhebliche materielle Kon- 
zessionsspielräume des Kapitals erwuchsen, die wiederum über die Konflikte pazi- 
fierende Umverteilungspolitik des von den Volksparteien wesentlich getragenen 
Staates den Zusarrmenhalt ihrer heterogenen Basis ermöglichte; 

- den kooperativen Tendenzen des Verbandssystems entspricht, diese sogar unter 
Verzicht auf partikularistische oder aggressiv-ideologische Propaganda als allge- 
meinwohl bezogene Integration weitertreibt und zu vollenden sucht; 

- durch ihre Verankerung in den verschiedensten sozialen Schichten die Allzu- 
ständigkeit der Regierung verkörpert und am ehesten die Gewähr dafür bietet, daß 
die Implementierung staatlicher Maßnahmen zur Sicherung des sozio-ökonomischen 
Gesamtprozesses gelingt. Gerade weil sie breit in der Gesellschaft verwurzelt 
ist, kann ihr Anspruch auf Konfliktausgleich unter Berufung auf das Gemeinwohl 
vordergründig berechtigt erscheinen. 

Damit stellt sie das (derzeit) geeignetste Bindeglied zwischen ökonomischer Inter- 
essenstruktur und Staat dar; daß auch sie nicht ohne Probleme funktioniert, ist an 
anderer Stelle noch ausführlicher zu zeigen. 45) Zunächst ist aber noch darauf 
hinzuweisen, daß bestirmite Relikte ihrer historischen Vorläufer durchaus in der 
Volkspartei fortleben, die sich je nach sozio-ökonomi scher Situation und sozialer 
Verankerung der Volksparteien einzeln oder miteinander kombiniert auch heute noch 
geltend machen können. 
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Der überzeugendste Aspekt der Parte ientypologie von Kaste/Raschke ist die Ein- 
führung einer historisch-sozialstrukturellen Variablen^ an der die Herkunft des 
jeweiligen Parteityps erkennbar wird. Die Autoren unterscheiden die "Bürgerliche 
Anpassungspartei", die "Sozialdemokratische Widerspruchspartei" sowie die 
"Sozial ist ische/Korrmun ist i sehe Mobilisierungspartei" 46 ), wobei hier nicht diese 
Einteilung übernommen werden soll, wohl aber die grundsätzliche Differenzierung 
zwischen Volksparteien, deren historisch gewachsener Wähler- und Mitgliederkern in 
der Arbeiterklasse liegt, und solchen, die ihren Massenanhang traditionell vor 
allem aus den Mittelschichten beziehen. 

Wichtig ist dabei, daß es sich hier um Gravitationszentren eines umfassenderen 
Feldes handelt; Zentren, die früher die eigentliche Basis der (Klassen-) Interessen- 
oder Ideenpartei ausmachten, allmählich aber von mehr oder weniger verwandten 
Interessen umlagert wurden und so ihren dominierenden Einfluß auf die Politik des 
jeweiligen Parteitypus verloren, der sich parallel zur Angliederung zusätzlicher 
Wähler- und Mitgliederpotentiale zur Volkspartei wandelte. 

Volksparteien, die aus Klasseninteressenparteien hervorgingen und ihren damaligen 
Wähler- und Mitgliederstarrm gehalten haben, sind gezwungen, immer wieder inter- 
essenparteiliche Elemente in ihre Politik aufzunehmen, um ihre soziale Verankerung 
nicht zu gefährden. Da ihr organisatorischer Schwerpunkt noch inmer bei den ab- 
hängig Arbeitenden liegt, können sie bei der Interessenaggregation und -harmo- 
nisierung nicht völlig von deren konkreten Konflikterfahrungen abstrahieren. Sie 
müssen deshalb generell in ihren Äußerungsformen noch auf die Durchsetzung sozial 
abgrenzbarer unterprivilegierter Interessen abheben, besonders aber derartige Argu- 
mentationsstränge reaktivieren, wenn ökonomische Krisen die prinzipiell unverändert 
vorhandenen Interessenkonflikte wieder deutlicher fühlbar werden lassen. Denn in 
solchen Situationen fehlen die materiellen Konzessionsspielräume, die den vorder- 
gründigen Interessenausgleich qua Umverteilungspolitik in Prosperitätsphasen er- 
möglichen. Es ist evident, daß hieraus ernste Steuerungs- und Legitimationsprobleme 
für die Partei erwachsen können, sofern sie regiert, da sie entweder schärfer 
selektiert, um soziale Interessen weiterhin ernsthaft an sich binden zu können - 
dann gerät ihre Steuerungsfunktion als Trägerin interventionsstaatlicher Maßnahmen 
zwecks Wiederherstellung einer reibungslosen Kapitalakkumulation in Gefahr. Oder 
sie betreibt die Reaktivierung interessenparteilicher Elemente rein verbalradikal - 
dann riskiert sie den Abfall ihrer Stammbasis, wenn die Selektivität ihres Re- 
gierungshandelns offenkundig wird. Tendenziell gelten ähnliche Probleme für diese 
Volkspartei auch dann, wenn sie nicht regiert: Selektiert sie zu deutlich im Ar- 
beiterinteresse, so läuft sie Gefahr, die mehrheitsverschaffenden Mittelschichten 
abzuschrecken; wirbt sie zu intensiv um diese, kann sie die Unterstützung ihres 
traditionellen Basiskerns einbüßen. 4 ') 

Volksparteien, die gewohnheitsmäßig in den Mittel- und Zwischenschichten verankert 
sind, können historisch sowohl aus Ideen-, als auch aus Interessenparteien hervor- 
gegangen sein. Daher ist bei ihnen das Wiederaufleben von Elementen beider Typen 
möglich, wobei die bisherigen Ausführungen über Krise und psychische Regression 
bestimnter Schichten darauf hindeuten, daß in wirtschaftlichen Abschwungs- und 
Depressionszeiten wohl vor allem die Aufwertung ideenparteilicher Argumentations- 
muster naheliegt. Aber ebenso ist die pointiertere Aufnahme beispielsweise mittel- 
ständischer Interessen denkbar, wenn die Partei ihren Rückhalt in dieser, in 
Krisenphasen besonders gefährdeten Schicht zu verlieren fürchtet. Ihr spezifisches 
Konfliktpotential enthüllt sich allerdings in der Opposition: Als Vereinigung 
konkurrierender Interessen unterliegt sie ständigen internen Richtungskämpfen und 
Personalauseinandersetzungen, die sie tendenziell besser ausgleichen oder ver- 
schleiern kann, wenn sie als Regierungspartei Zugang zur staatlichen materiellen 
Umverteilungspolitik hat. 

So wird am Ende deutlich, daß das Aufkonmen der Volkspartei zwar eine Wandlung 
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gegenüber der (Klassen-) Interessen- und Ideenpartei früherer Zeiten bedeutet, aber 
keineswegs eine qualitative Neuheit. 48) Ob als einzelne Partei betrachtet oder als 
Volksparteiensystem: Dieser Typus wird ältere Elemente (samt ihrer Problematik) 
nicht los, vermag sie nur relativ effektvoll mit neuen zu kombinieren, ohne jedoch 
die prinzipielle Begrenzung des Handlungsspielraumes aller politischen Parteien 
überwinden zu können. Es mag sein, daß die Volkspartei ihr eigenes Aktionsfeld 
mitunter durch zu starke Integrations- und Harmonisierungstendenzen sogar noch 
zusätzlich selbst weiter einengt; dauerhaft kann aber auch diese Selbstbescheidung 
angesichts der zunehmenden Aufgaben des (Parteien-)Staates nicht mehr sein. Es ist 
analytisch falsch und strategisch sinnlos, die Volkspartei lediglich als bedauer- 
liche und revidierbare Fehlentwicklung eines ehemals intakteren Parteiensystems zu 
betrachten, da sie das (vorläufige) Ergebnis von Wandlungen auch in solchen Be- 
reichen darstellt, in denen die Parteien wenig oder gar keinen Einfluß ausüben 
konnten und können. 

2.2.3) Legitimationsfunktion und -Probleme der Volkspartei 

Es scheint an dieser Stelle sinnvoll, das Legitimationsproblem gesondert im syste- 
matischen Zusarrmenhang zu entwickeln, da gerade die Parteien ganz offenkundig 
zentrale legitimatorische Funktionen übernehmen, die oben bereits angerissen wur- 
den. 49) So legt Greven sehr starkes Gewicht auf die Diskussion der parteiförmigen 
Legitimation durch Verfahren (innerorganisatorische Willensbildung, Wahlen) 5 0), 
wogegen er sich weniger mit dem Problem befaßt, daß auch die Parteien sich - 
spätestens an der Regierung - gegenüber den von ihnen erfaßten sozialen Interessen 
durch materielle Leistungen legitimieren müssen. Wenn in diesem Abschnitt eine 
Eingrenzung auf den Typus der Volkspartei vorgenorrmen wird, so deshalb, weil er 
historisch - wenigstens unter verschiedenen, in Westeuropa seit Jahrzehnten ge- 
gebenen Rahmenbedingungen - die die anderen überlebende Parteiformation zu sein 
scheint. 

- Allgemeine, freie, gleiche und geheime Wahlen sind, wie erwähnt, die Grundlage 
des demokratischen Legitimitäts-Anspruches des parlamentarischen Systems. Indem 
allen Gesellschaftsmitgliedern die Chance eingeräumt wird, über politische Par- 
teien als Regierungs träger und über deren allgemeine Prograrmie als Inhalte ihrer 
künftigen Politik zu entscheiden, wird dreierlei bewirkt: 

- Die Regierung als solche wird als von der Mehrheit gewählte Instanz akzeptiert, 
auch wenn sich einzelne Gruppen, Schichten oder größere Aggregate von Inter- 
essenträgern nicht mit ihrer konkreten Zusammensetzung identifizieren. 
Ähnliches gilt im Prinzip für die Inhalte der Regierungstätigkeit, nachdem 
einmal verallgemeinerte Programme der Parteien zur (Aus-)Wahl gestanden haben. 
Die Implementierung staatlicher Maßnahmen wird hierdurch dauerhaft überhaupt 
erst möglich, da das Gewaltmonopol des Staates allein dazu nicht ausreichend 
wäre. 

- In ihrem Glauben an den legitimierenden und Partizipation ermöglichenden Wahl- 
akt verzichten die Wähler auf andere Formen der sozio-poli tischen Auseinander- 
setzung und erkennen zugleich die vermeintliche Trennung von Politik und Ökono- 
mie/Gesellschaft immer wieder neu an. Die Folgen sind "der Rückfall in die 
Apathie, jedenfalls der Verlust an Bewußtheit, die sich nach dem Wahlakt pünkt- 
lich einstellen" sowie der "totale Verlust einer extrainstitutionellen Alterna- 
tive". 51 ) 

- In der formal -demokratischen Betonung der Gleichheit aller 'Staatsbürger' (one 
man - one vote) verbirgt sich die Abstraktion von ihrer sozialen Ungleichheit, 
wodurch die Illusion stets neu bestärkt wird, in einer Gesellschaft der Freien 
und Gleichen zu leben. 5 ^) 

Aus dieser legitimatorischen Verankerung in der Gesamtheit aller Staatsbürger durch 
den Wahlmechanismus, die den zentralen Unterschied zur Legitimationsweise der 
Verbände darstellt, leiten die Parteien heute ein globales politisches Mandat ab, 
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d.h., die politische Zuständigkeit für alle vom politischen System legitimerweise 
aufzugreifenden Probleme und die Pflicht zur Rechenschaftslegung vor der ganzen 
Gesellschaft, nicht etwa nur gegenüber bestimnten Schichten oder Klassen. Der 
Allgemeinheit und dem formalen Charakter des Wahlaktes entspricht daher der genera- 
lisierte Regierungsauftrag an die Parteien, dessen Offenheit durch die Vermeidung 
allzu präziser programnati scher Wahlaussagen von ihnen abgesichert wird. 53) Die 
"Illusion ..., als stünde mit dem einmaligen aber ideologisch-bedeutungsgeladenen 
Wahlakt alles grundsätzlich zur Entscheidungsdisposition des Souveräns, was an 
Entscheidungen überhaupt möglich ist", und das "Minimum an Festlegung, an Kon- 
tingenzverringerung" der künftigen Parteipolitik - beides wird durch die "hohe 
Generalität des Entscheidungs- und Betei ligungs Verfahrens" gesichert. 54) Angesichts 
der Funktionen, die die Parteien bei der Gewährleistung des gesamten Akkumulations- 
prozesses tendenziell erfüllen müssen, könnte jedes imperative Mandat seitens ihrer 
Basis auch nur dysfunktional wirken. 

- Gerade weil der Wahlakt derartig allgemeine Auswirkungen zeitigt, kann er allein 
nicht ausreichen, um das vielfältige Wirken der Parteien in den Augen der davon 
Betroffenen zu rechtfertigen. Er bildet zwar die unabdingbare Grundlage der 
Legitimation parlamentarisch-parteienstaatlicher Verhältnisse, aber die Mitarbeit 
in den Parteien selbst, zumindest das Angebot der innerparteilichen Partizipation 
am Zustandekommen der Parte iprogrammatik und -Politik tritt als zweites notwen- 
diges Moment hinzu. Erst wenn über die Erteilung eines generellen Auftrages, die 
Regierung zu übernehmen, hinaus auch die Gelegenheit perzipiert wird, auf die 
Inhalte der Parteipolitik Einfluß zu nehmen, kann die Bereitschaft der ge- 
sellschaftlichen und der Parteibasis erwartet werden, diese Inhalte auch dann zu 
akzeptieren, wenn sie sie nicht als in ihrem je eigenen Interesse liegend anse- 
hen. 

Nach allem, was oben über die Mechanismen der 'Quasi-Partizipation' ausgesagt 
wurdet), versteht es sich dabei von selbst, daß diese Mitarbeit ebensowenig über 
die wirklichen Grundlinien der sozio-ökonomi sehen Reproduktion der bürgerlichen 
Gesellschaft entscheidet wie die allgemeinen Wahlen, die ein politisches System 
legitimieren, das per definitionem nicht in diesen Reproduktionsprozeß eingreifen 
darf. 

Es kann angesichts dieser Bedeutung innerparteilicher Prozesse für die Legitimation 
parteiförmiger Politik kaum erstaunen, daß das Thema innerparteilicher Demokratie 
einen wesentlichen Schwerpunkt der gegenwärtigen Parteienforschung bildet. Dabei 
zentrieren sich die Beiträge häufig um Michels ' 'ehernes Gesetz der Oligarchie', um 
jene These also, nach der " 'die Organisation die Mutter der Herrschaft der Ge- 
wählten über die Wähler' " sei. 56) Diese Behauptung, die für die Beurteilung der 
Legitimität des Wirkens jeder Partei enorme Konsequenzen in sich birgt, wird von 
einem Teil der Forschung abgelehnt, entweder, da sie den realen innerparteilichen 
Verhältnissen nicht entsprechest), oder weil sie die Chancen der internen Demo- 
kratisierung bestimmter Parteien zu pessimistisch beurteile. 58) Derartige Argumen- 
tationen treffen aber immer wieder auf das Problem, "daß aber trotz alledem der 
empirische Gehalt seiner (Michels', C.S.) Theorie eine nach wie vor bedeutsame 
Tendenz beschreibt, die viel mehr als das vielfach widerlegte Konzept der innerpar- 
teilichen Demokratie mit der Wirklchkeit in den Parteien übereinstirrnit."59) 

Dabei wird hier nicht bestritten, daß es in den großen Volksparteien mehr oder 
weniger offen auftretende, gegen den Kurs der Parteiführung opponierende Gruppen 
gibt, die auch echte Artikulationsmöglichkeiten finden; nur scheint es zweifelhaft, 
darin den Beweis für das Vorhandensein oder wenigstens für die sich anbahnende 
Möglichkeit inhaltlich grundsätzlich offener interner Willenbildungs- und Entschei- 
dungsfindungsprozesse zu sehen. Denn die Integrationsfähigkeit der Partei zu si- 
chern, ohne ihre Funktionserfüllung im sozio-poli tischen Reproduktionsprozeß zu 
gefährden, ist die Aufgabe geduldeter innerparteilicher Oppositionsgruppen, die 
aufgrund oligarchi scher Partei Strukturen und weitgehender politischer Apathie der 
Parteibasis real kaum eine Durchsetzungschance haben, durch ihr Auftreten aber die 
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Verbindung zur außerparteilichen Interessenartikulation wahren und den Nimbus 
funktionierender innerparteilicher Demokratie sowie der Berücksichtigung von 
Minderheiteninteressen in der Partei erzeugen können. 60) Alles, was ihnen maximal 
gestattet bleibt, ist die "systemfunktionale begrenzte Regelverletzung"^), die das 
geeignete Mittel zur Integration divergierender Interessen und oppositioneller 
Randgruppen darstellt, die von der Überzeugung ferngehalteVi werden sollen, das 
etablierte politische System habe ihnen nichts (mehr) zu bieten. 

Allerdings sind auch hier wieder Bedenken gegenüber der Auffassung anzumelden, die 
innerparteilichen Oppositionsgruppen als eine reine Farce zu betrachten. Denn außer 
als organisatorisches Bindemittel in mehr oder weniger extremen Krisensituationen 
dient die innerparteiliche Gruppendiskussion nämlich auch ganz generell zur Infor- 
mation der Parteiführung über die von der Parteibasis und parteiextern artikulier- 
ten Interessen und der Vorbereitung der Kompromißbildung, die stets die 
partielle Realisierung dieser Interessen mit einschließt. Zwar sorgen Satzungsrege- 
lungen, die enorm angewachsene Parte iapparatur sowie die Machtmittel der Organisa- 
tionsspitzen und die Uninformiertheit und Inaktivität der Mehrheit der einfachen 
Parteimitglieder in der Regel dafür, daß derartige Auseinandersetzungen nicht aus 
den Fugen geraten und die Erfüllung zentraler Parteifunktionen nicht allzu sehr 
beeinträchtigt wird. Aber 'begrenzte Regelverletzung' impliziert als Begriff die 
begrenzte Durchsetzung der Ziele der innerparteilichen Opposition, und diene sie 
langfristig der Systemstabilisierung. Ähnlich wie bei der Inkorporierung der Ge- 
werkschaften in tripartistische Arrangents darf auch hier nicht übersehen werden, 
daß reale gesellschaftliche Interessen nicht beliebig lange in einer Organisation 
gehalten werden können, wenn ihnen nicht Befriedigung in wie begrenzter Form auch 
irrnier zuteil wird. 

Im übrigen ist es für die Parteien, die sich selbst und das politische System 
insgesamt neben der Erbringung materieller Leistungen vor allem durch Verfahren, 
nämlich Wahlen und andere Partizipationsformen legitimieren, erheblich schwieriger 
als für die Verbände, für die Begrenztheit innerorganisatorischer Beteiligungs- 
prozesse zu sorgen, da letztere sich von vornherein mehr durch Leistungen als durch 
demokratische Rituale von ihrer Basis rechtfertigen. Aus all diesen Gründen soll 
das Thema ' innerparteiliche Demokratie' hier nicht auf eine legitimatorische 
Fassade reduziert werden; denn Indikatoren echten inner- und außerparteilichen 
Interessen- und Problemdrucks sind parteiinterne Oppositionsgruppen und Ausein- 
andersetzungen irrmer, und es kann nur im organisatorischen Eigeninteresse der 
Partei als ganzer liegen, diesen Filter für die Interessenaufnahme unverstopft zu 
halten. Denn anders kann die Aufgabe auch der Parteien: die selektive Interessen- 
transmission und Legitimation Glicht erfüllt werden. Und es wird weiter unten noch 
zu überlegen sein, welche Bedeutung die Verbindung zwischen parteiinternen 
Gruppierungen und außerparteilichen, aber auf die Parteien einwirkenden Verbänden 
haben kann. 62) Auch die Betrachtung innerparteilicher Strukturen darf nämlich nie 
außer Acht lassen, daß die Parteien stets auf einer Verbandsebene aufbauen, die 
nicht ohne Einfluß auf sie selber bleibt. 

- In dem Ausmaß, in dem die vorbeugenden oder korrigierenden Eingriffe des poli- 
tischen Entscheidungszentrums in den sozio-ökonomischen Prozeß zahlreicher werden 
und in dem der Umfang der zu bewältigenden Folgelasten dieses Prozesses wächst, 
sowie parallel zur historischen Durchsetzung des Sozialstaatsprinzips erhöht sich 
die Verpflichtung, aber auch die Chance der Parteien, sich vor ihrer je eigenen 
Basis wie vor der Gesamtgese 11 schaft durch materielle Leistungen zu legitimieren . 
Damit ist weniger der Komplex der ' F i Izokratie ' gemeint als vielmehr die Politik 
der Volksparteien, vermittels der Konjunkturstabilisierung und einer begrenzten 
wohlfahrtsstaatlichen Umverteilungspolitik die Interessen breiter sozialer 
Schichten an Vollbeschäftigung und Dasei ns Vorsorge wenigstens teilweise real zu 
befriedigen. Während sich Interessenparteien zwar vor ihrer Basis durch die 
konsequente Propagierung ihrer Sonder interessen legitimieren konnten, aber als 
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potentielle Träger der Regierung vor der Gesamtgese 11 schaft in Legitimationspro- 
bleme geraten mußten, und auch die Ideenpartei sich die Folgebereitschaft ihrer 
Mitglieder und Wähler bei einer deren reale Interessen verletzenden Politik nur 
begrenzt durch ideologische Offensiven erhalten konnte, vermag die Volkspartei 
durch den Anspruch der Herstellung des Gemeinwohls und durch die (angestrebte) 
Sicherung des Produktionsprozesses mehr als nur eine Gruppe oder soziale Schicht 
von Wählern an sich zu binden. Denn die Leistung, die Chancen zum Verkauf der je 
eigenen Ware zu sichern, wird, wie hinlänglich beschrieben, in einer warenprodu- 
zierenden Gesellschaft naturwüchsig von der Mehrzahl der Gesellschaftsmitglieder 
anerkannt werden. So gelingt den Volksparteien tendenziell eine legitimatorische 
Absicherung in der Gesamtgesellschaft, deren Integration ja ihr explizites Ziel 
darstellt. Das Prinzip der Volkspartei, also des Ausgleichs eingestandenermaßen 
gegensätzlicher bzw. konfligierender Interessen durch die Politik einer sie 
umfassenden Partei, ist ohne die Erbringung materieller Leistungen nicht denkbar, 
damit aber auch existenziell verwiesen auf die Voraussetzung entsprechender 
Konzes s i ons sp i e 1 räume . 

Im Gemeinwohl bezug, in der Berufung auf ihre Verantwortung 'vor dem großen Ganzen', 
die ihren realen Kern in der Zuständigkeit für den ganzen Kapitalverwertungsprozeß 
und für die gesamtgesellschaftliche Reproduktion findet, besteht für die Volkspar- 
teien als Träger wohlfahrtsstaatlicher Regierungen eine zentrale Leitlinie zur 
Rechtfertigung der von ihnen vollzogenen Interessenauswahl. Sie ermöglicht es, 
systeminkonforme Bedürfnisse au szukl armier n, da ihre Befriedigung die als Sachzwänge 
deklarierten^) Imperative der Kapitalakkumulation verletzen müßte, ergo die rei- 
bungslose sozio-ökonomische Reproduktion der ganzen bürgerlichen Gesellschaft ge- 
fährden würde. Ebenso können aber auch systemimmanente Forderungen auf einen ge- 
sellschaftlichen Durchschnitt hin zusarrmengestrichen werden, da keine Schicht oder 
Gruppe mehr als ihren gerechten Anteil am gesamten gesellschaftlich erwirtschafte- 
ten Reichtum verlangen dürfe. Es muß an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, 
daß dieses Argument zwar besonders zur Begrenzung oder Zurückweisung lohnabhängiger 
bzw. gewerkschaftlicher Ansprüche geeignet ist, daß es aber auch dazu dienen kann, 
solche Maßnahmen notfalls gegen den Widerstand einzelner Kapitalfraktionen oder 
privilegierter Berufsgruppen durchzusetzen, die im Interesse der langfristigen 
Sicherung gesamtkapitalistischer Existenzbedingungen erforderlich sind. Das 'Allge- 
meinwohl' meint in dieser Form wiederum nichts anderes als das Interesse "der 
'bürgerlichen Gesellschaft' als Klasse". 64) Es ist daher, im Gegensatz zu be- 
stimnten früheren Ideen- und Interessenparteien falsch, in Bezug auf die heutigen 
Volksparteien von ihnen als 'Parteien des Kapitals' zu sprechen. 65) 

Insofern als zur Sicherung der Existenzbedingungen der bürgerlichen Gesellschaft 
immer auch das Fortbestehen einer zum Verkauf ihrer Arbeitskraft befähigten und 
gezwungenen Klasse gehört, findet sich in der Bereitstellung der notwenigen Voraus- 
setzungen für die Reproduktion aller Arten von Warenbesitzern jener gemeinsame 
parteipolitische Nenner, der bestimmte Interessen beider Klassen abdecken kann, 
ohne zugleich die Dominanz des kapitalistischen Interesses zu gefährden. Es wird 
sich zeigen, daß eine der wichtigsten Aufgaben des interventionistischen Wohl- 
fahrtsstaates und der ihn tragenden Volksparteien in der Sicherung des Waren- 
tausches samt seiner Voraussetzungen besteht. 66) 

Notwendige Konsequenz der durchgängigen Allgemeinwohl -Orientierung aller re- 
gierungsfähigen Parteien, die letztlich nur die Ausrichtung am Wohlergehen der 
Allgemeinheit von Warenbesitzern bedeutet, ist der Verzicht auf fundamentale poli- 
tische Konfrontationen, der Abbau ideologischer Polarisierung und die allseitige 
Kompromißbereitschaft. Zwar wird keine Partei umhin können, die Interessen ihres 
Wählerkerns besonders nachdrücklich in der Öffentlichkeit zu vertreten - aber dies 
ist keinesfalls zu verwechseln mit früheren Entwicklungsstufen, als sich bestimmte 
(Klassen-)Interessen- und Ideenparteien in der Tat unversöhnlich gegenüber- 
standen. 67) 
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Allerdings bildet dieses Angewiesensein der auf Allgemeinwohl und Wohlfahrtssiche- 
rung angelegten Politik der Volkspartei auf materielle Umverteilungsspielräume und 
damit auf ökonomische Prosperität auch die Wurzel ihres größten Legitimationsprob- 
lems: Handlungsunfähigkeit und der von innen her drohende Verfall der Partei in der 
ökonomischen Krise. Grundsätzlich können den Parteien Leg i t i mat i onsschwi er iqkei ten 
aus drei Problembereichen entstehen: 

- aus ihrer Verbindung mit dem Interessengruppen-System; 

- aus dem Verlauf des ökonomischen Prozesses; 

- aus den den Legitimationsverfahren notwendig irrmanenten Begrenzungen. 

Zum ersten: 

Es wurde bereits ausgeführt, daß die Struktur des Verbändesystems für die Parteien 
insofern von Bedeutung ist, als der Grad der Konfliktorientiertheit bzw. Koopera- 
tionsbereitschaft zwischen den Interessengruppen wesentlich darüber entscheidet, ob 
die Parteien zur Interessenaggregation fähig sind oder nicht. 68) So verlieren 
Interessenparteien in den Augen ihrer Anhänger, wie bereits beschrieben, die Da- 
seinsberechtigung, wenn die Vertretung von Sonderinteressen schlagkräftig und kon- 
sequent durch Verbände geleistet wird. Ebenso büßen Ideenparteien ihre ideologische 
Glaubwürdigkeit ein, wenn die Interessengruppen der pragmatischen Bedürfnisbefrie- 
digung den Vorrang vor weltanschaulichen Auseinandersetzungen geben. Die Volks- 
parteien aber geraten in Schwierigkeiten, die Notwendigkeit ihrer Existenz zu 
begründen, wenn kooperative Großverbände die Interessenaggregat ion unter Gemein- 
wohlbezug selbst schon betreiben. Umgekehrt kann aber auch die Polarisierung der 
organisierten sozio-ökonomi sehen Interessenstruktur jeden Versuch des sozialen 
Ausgleichs durch die Volksparteien zunichte machen und sie deshalb zur Reaktivie- 
rung ideen- bzw. interessenparteilicher Elemente zwingen. 

Zum zweiten: 

Während sich Ideen- und Interessenparteien wie gezeigt vornehmlich auf bestimmte, 
deutlich voneinander abgrenzbare soziale Gruppen oder Schichten beziehen und des- 
halb im Verlauf einer ökonomischen Krise durch die Verschärfung von Interessen- 
gegensätzen weniger gefährdet sind, kann die gleiche Situation für die Volkspar- 
teien enorme Sprengkraft entwickeln. Denn in diesem Fall bestehen keine materiellen 
Umverteilungsspielräume mehr, die den propagierten Interessenausgleich wenigstens 
teilweise real ermöglichen würden: Programm und Praxis der Volkspartei klaffen dann 
weit auseinander. 

Dies wird vor allem für jene Parteien äußerst problematisch, deren historischer 
Wähler- und Mitgliederkern in der Klasse der Lohnabhängigen angesiedelt ist. Denn 
als (potentielle) Träger der Regierung müssen sie bestrebt sein, den reibungslosen 
Akkumulationsprozeß wiederherzustellen, und bei allen wohlfahrtsstaatlichen Hemm- 
schwellen heißt dies doch immer: Priorisierung kapitalistischer Interessen in der 
Krise. Es ist evident, daß dies massive innerparteiliche und auf ihre Wählerbasis 
zurück schlagende Legitimationskrisen mit sich bringen muß. 

Zum dritten: 

Gerade in Krisenzeiten wird auch deutlich, wie begrenzt in Wirklichkeit die Parti- 
zipationsspielräume sind, die die Parteien ihren Wählern und Mitgliedern einräumen 
(können), da jetzt viel konsequenter auf die Verwirklichung der je eigenen Interes- 
sen gedrängt wird - und seien es die an der Wiederherstellung der Bedingungen für 
den Verkauf der Ware Arbeitskraft. Derartige Situationen implizieren immer auch die 
Gefahr, daß die gesellschaftliche Basis der wirklichen Rolle des sozio-poli tischen 
Organisationskontinuums gewahr wird und sich vor allem gegen die Herrschaft der 
Parteien auflehnt, an die sie ohnehin eine weniger enge Bindung hat als an die 
Verbände. Wahl und Parteiarbeit werden dann kaum mehr zur Kanalisierung eines 
Basisausbruchs ausreichen. 

Das gleiche Problem besteht für die Großparteien auch unabhängig von der ökono- 
mischen Entwicklung angesichts ihrer irrmanenten Oligarchisierungstendenzen. Sie 
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können nämlich zu einer derartigen Unsensibilität des unter der Kuppel der Gemein- 
wohl-Ideologie fast nahtlos verschweißten Volksparteien-Systems gegenüber sich 
veränderndem gesellschaftlichem Problem- und Interessendruck führen, daß die ge- 
sellschaftlichen Gruppen zur Durchsetzung ihrer Forderungen einen Weg nur noch 
jenseits der Parteien erblicken. 

So läßt sich denn festhalten, daß es keinem Parteitypus gelingt, die Funktionen der 
Transmission, Selektion und Legitimation reibungslos miteinander vermittelt durch- 
zuführen. Eine derartige Leistung kann auch auf dem Hintergrund einer Klassenge- 
sellschaft nur als Utopie betrachtet werden: Weit mehr noch als die Interessen- 
gruppen sind die Parteien den widersprüchlichen Folgen eines Konfliktes ausge- 
liefert, den sie nicht lösen können und dürfen. 

Diese Tatsache der Nicht- Intervention, der Abstrahierung vom unmittelbaren Kapital- 
verhältnis, hat diesem Kapitel viel von der Eindeutigkeit genommen, mit der hin- 
sichtlich der Verbände ganz bestimmte soziale Interessen und klar identifizierbare 
Organisationsleistungen und -Probleme einander zugeordnet werden konnten. Das 
gleiche gilt angesichts der vorrangigen Form parteiförmiger Interessenselektion, 
die in ihrer Generalisierung und Integration besteht, besonders im Falle der Volks- 
parteien. Vieles mußte hier vage bleiben, ausgeklammert oder durch Heranziehung 
historischen Materials verdeutlicht werden, weil es abstrakt-theoretisch nicht 
entwickelt werden kann. Darin eben besteht ein ganz wesentlicher Charakterzug der 
Parteien, der sie so sehr von den Verbänden unterscheidet: Infolge ihrer Ansiedlung 
im 'politischen Raum' und ihrer Offenheit gegenüber verschiedenen widersprüch- 
lichen, ja sogar antagonistischen Interessen kann hier eindeutig nur geklärt wer- 
den, was sie nicht tun: Sie greifen nicht direkt in das unmittelbare grundlegende 
gesellschaftliche Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital ein, sie konstituieren es 
nicht selbst und können es auch nicht selbst aufheben. Wohl vermögen sie als Träger 
der Regierung dessen Rahmenbedingungen zu verändern, auch das Machtgefälle zwischen 
den gesellschaftlichen Klassen zu modifizieren. Beseitigen können sie es nicht ; 
nicht sie schließen die Verträge, aufgrund derer die Ware Arbeitskraft sich 3ir 
Vernutzung im Produktionsprozeß überläßt; nicht sie treffen die Entscheidungen über 
Investitionen, Preise, Personal Planung, Exportstrategien und über alle anderen Fak- 
toren profitabler Kapitalverwertung, soweit sie innerhalb der Reichweite der ein- 
zelnen Kapitale als autonomer Wirtschaftssubjekte liegen. 

Was sie tun, welche Interessen sie aufgreifen und partiell auch realisieren, hängt 
von den Bedingungen ab, unter denen sie agieren. Diese sind vor allem der Verlauf 
des sozio-ökonomi sehen (Re-)Produktionsprozesses, die Verbändestruktur, die poli- 
tische Verfassung des Landes (Parlamentarisierungsgrad), sowie schließlich die 
politische Kultur der Nation und die Reichweite staatlicher Aktionsspielräume. Es 
ist evident, daß darüber sinnvoll nur verhandelt werden kann vor dem Hintergrund 
konkreten, historisch-empirischen Materials. Bevor jedoch ein historisches Kapitel 
die reale Entwicklung des Verhältnisses von Verbänden, Parteien und Staat skiz- 
ziert, soll zunächst als eine erste Zusammenfassung der bisher entfalteten theore- 
tischen Überlegungen noch ein Abschnitt über Zusammenhänge und Unterschiede zwi- 
schen Verbänden und Parteien als zwei verschiedener Typen interessenverarbeitender 
Organisationen folgen. 
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2.3) Verbände und Parteien: Zwei Typen interessenverarbeitender Organisationen 



2.3.1) Exkurs: Zur Frage nach dem Verhältnis von Staat und Gesellschaft 



So selten die Frage nach dem Verhältnis von Verbänden und Parteien in der Forschung 
auftauchtl), so häufig wird darüber diskutiert, wie die Beziehungen zwischen 
Staat und Gesellschaft sich gestalten. Vielleicht ist es kein Zufall, daß das 
Defizit auf der einen Seite einer mittlerweile fast schon ausgeuferten Debatte auf 
der anderen entspricht. 



Betrachtet man die historische Entwicklung des realen Verhältnisses von Staat und 
Gesellschaft sowie des Denkens über dieses Verhältnis, so wird erkennbar, daß mit 
zunehmender Reichweite und Intensität staatlicher Eingriffe in ehemals als privat 
definierte Bereiche die Schwierigkeiten wachsen, diesen Sachverhalt analytisch zu 
durchdringen. Abrome it hat jüngst gezeigt, daß schon die Frühliberalen, denen so 
oft die Politik des radikalen Laissez-faire zugeschrieben wird, sehr wohl staat- 
liche Interventionen in den privatwirtschaftlichen Bereich befürworteten, aller- 
dings ganz eindeutig funktional isiert auf die Interessen der Wirtschaft hin. 2) 
Diese bruchlose Identität von Staatshandeln und Wirtschafts interesse war den Libe- 
ralen schon deswegen kein Problem, da sie in ihren politischen Stellungnahmen 
"stets von der Beschränkung des Wahlrechts auf die Eigentümer" ausgingen. 3) 



Mit anderen Worten: Staat und Gesellschaft im Kapitalismus haben einander nie so 
getrennt gegenübergestanden, wie es eine bestimmte politische Theorie häufig be- 
hauptet (oder gewünscht) hat, denn zu keiner Zeit hat der Staat sich aus der 
Bearbeitung sozio-ökonomi sehen Problem- und Interessendrucks vollständig heraushal- 
ten können. Die Schwierigkeit besteht vielmehr darin, daß jeder Autor, der sich mit 
der Frage des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft befaßt, sich sofort auf die 
Alternative einläßt, ob nun eine Trennung beider bestehe oder nicht. Grundsätzlich 
keine Trennung oder historischer Prozeß der allmählichen Überwindung der ehemals 
vorhandenen Trennung - diese beiden Positionen markieren die Bandbreite der hierzu 
derzeit vorhandenen Ansätze. Aber im Hintergrund scheint häufig noch imn er die 
Auseinandersetzung mit der alten Staatslehre zu stehen, die - apologetisch genug - 
die gottgewollte Obrigkeit als aus den Niederungen gesellschaftlicher (Interessen-) 
Konflikte herausgelöst betrachtete und propagierte. Denn anders lassen sich Breite 
und Emphase der Debatte kaum verstehen, wenn nicht als das Bemühen, im stillen 
fortwirkenden Auffassungen vom 'richtigen' Verhalten des Staates gegenüber der 
Gesellschaft, nämlich seiner vollständigen Autonomie und Souveränität^), endlich 
den Boden zu entziehen. 



Als Vertreter der Position der historischen Auflösung der ehemals existierenden 
Trennung von Staat und Gesellschaft können hier Jaeggi , von Alemann/Heinze und - in 
Grenzen - Abrome it zitiert werden. Jaeggi kommt im Zusammenhang mit der Unter- 
suchung zunehmender Staatseingriffe in den wirtschaftlichen Bereich zu der Auffas- 
sung: "Die Trennung von Ökonomie und Politik ist nicht mehr haltbar. "5) Von 
Alemann/Heinze konkretisieren dies für die Beziehungen zwischen den Verbänden, die 
von traditionellen Theorien "weiterhin zur gesellschaftlichen Sphäre gerechnet" 
würden^), und Staat wie folgt: "Es gibt keine Einbahnstraße mehr von der Gesell- 
schaft über die Verbände zu den Parteien in die Exekutive. Es existiert vielmehr 
ein Netzwerk von Beziehungen; eine funktionale Verflechtung legt sich über die 
klassische Gewaltenteilung . Abromeit schließlich entwickelt ein "Konzept 
ungleichgewichtiger Interdependenz"^ beT dem der Staat zunehmend abhängiger von 
der Wirtschaft werde als diese umgekehrt von ihm bzw. seinen Aktivitäten. Er ver- 
liere dabei seine Autonomie in dem Ausmaß, "in dem a) inner-ökonomische Entwick- 
lungen den Staat nötigen, zunehmend in den Wirtschaftsablauf einzugreifen, b) Ziel- 
und Normensysteme aus dem ökonomischen Bereich sich in der Gesamtgese 11 schaft 
durchsetzen und c) die politische Legitimität des Staates in der Garantie störungs- 
freien Wohlstandswachstums liegt. "9) 
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Gerade bei Abrome it läßt sich aber zeigen, daß das klassische Modell der Trennung 
von Staat und Wirtschaf t/Gese 11 schaft implizit auch heute noch verteidigt wird, und 
zwar außer von den Konservativen von denjenigen Autoren, die damit mehr oder 
weniger bewußt die politisch-strategische Absicht verbinden, den Staat zum Zweck 
der Überwindung gesellschaftlicher Herrschafts- und Disparitätsstrukturen in seine 
alten autonomen Rechte einzusetzen. Denn Abrome it schließt ihre Überlegungen zum 
staatlichen AutonomieverlustlÖ) mit der These, wenn er seine 'Steuerungsressource 
Legitimitätserzeugung ' voll ausnutze, könne dies unter den Bedingungen "Loslösung 
der Bedürfnisstruktur vom ökonomischen Wachstums interesse und zunehmende(r) Kon- 
fliktbereitschaft der Bevölkerung" zu einer "nennenswerte(n) Ausweitung der staat- 
lichen Autonomie" gegenüber den Imperativen der Kapitalverwertung führen. 11 ) 

Diese Position hat besondere Bedeutung innerhalb der Parteitheorie erlangt, nämlich 
bei den Ansätzen, die eine Überwindung kapitalistischer Herrschaft durch die Über- 
nahme der Staatsgewalt durch eine revolutionäre Partei für möglich halten 1 ^) bzw. 
im Vorfeld dieses Prozesses die Umwandlung revisionistischer Parteien in re- 
volutionäre als realistisch ansehen, sofern nur die Parteibasis genügend Druck in 
dieser Richtung ausübt. 

Gegen diese Auffassung hat sich besonders scharf Greven ausgesprochen, der sie für 
illusionär hält und politische Bewegungen, die sich auf diese Vorstellung beziehen, 
als die 'etablierten Feinde des Kapitalismus' charakterisiert. 1 ^) Ihm zufolge ist 
die Trennung von Staat und Gesellschaft nicht historisch allmählich überwunden 
worden, sondern sie hat nie existiert, stellt vielmehr eine ganz zentrale ideolo- 
gische Stütze des kapitalistischen Gesamtsystems dar. Er stellt nämlich die These 
auf, "daß diese Trennung zuerst und zunächst nur eine ideologische darstellt, dann 
eine im Hinblick auf das grundlegende gesellschaftliche System der Bereitstellung 
und Beschaffung von Legitimation für gesellschaftlich relevantes Handeln, daß aber 
auf der Ebene der Realfunktionen und -prozesse der kapitalistisch-bürgerlichen 
Gesellschaft diese beiden Bereiche keineswegs getrennt sind, daß vielmehr ein 
realer und funktionaler Zusammenhang besteht, den die Ideologie verschleiert, um 
die Partial ität des Leg itimations Systems zu verbergen." 1 ^) Hierbei geht es ihm 
letzten Endes darum, daß mehrheitsdemokratische Partizipationsverfahren nur zur 
Delegation von Repräsentanten in das politische System dienen, das per definitionem 
nicht in der Kernbereich des als privat definierten ökonomischen Produktions- und 
Kapitalverwertungsprozesses e ingreifen darf. 1-6) 

Insgesamt scheint es so, als ob die ganze Diskussion um 'Staat und Gesellschaft' 
viel mit normativen Prämissen und politisch-strategischen Optionen zu tun hat. 
Entweder wird an dieser Dichotomie festgehalten, dann ist zu unterscheiden, welcher 
Inhalt - konservativ oder revolutionär - der autonomen staatlichen Politik zuge- 
schrieben werden soll. Oder diese Betrachtungsweise wird mit viel Kraftaufwand 
kritisiert, was nicht unbedingt den Verzicht auf normative Voraussetzungen bedeu- 
tet, aber auf die Auffassung hinausläuft, mit dem Staat des bürgerlichen Systems, 
mit einer wie immer gearteten politischen Partei, könne das zugrundeliegende Ziel: 
die Überwindung kapitalistischer Herrschafts- und Abhängigkeitsstrukturen jeden- 
falls nicht erreicht werden. Hier soll nun dieser emanzipatori sehen Option kei- 
neswegs die Berechtigung abgesprochen werden; es dürfte nicht schwer zu erkennen 
sein, daß sie auch dieser Arbeit zugrundeliegt. Aber die Frage ist doch, inwieweit 
es sinnvoll ist, sich vorab auf die Kontroverse überhaupt einzulassen, ob eine 
Trennung zwischen Staat und Gesellschaft besteht oder nicht, ob sie historisch 
überwunden wurde oder nie existiert hat. Vielleicht ermöglicht eine etwas anders 
gewendete Fragestellung einen Blickwinkel, der sich um die realistische Zusammen- 
stellung derjenigen Bedingungen bemüht, die dazu geführt haben und inmer wieder neu 
dazu führen, daß kapitalistische Herrschaftsverhältnisse eben kein (relevantes) 
Thema des Reproduktionsprozesses der bürgerlichen Gesellschaft insgesamt werden. 
Hier wird die Auffassung vertreten, daß die Analyse des Verhältnisses von Staat und 
Gesellschaft auf einer zu abstrakten Ebene angesiedelt ist, um diese Frage wirklich 
beantworten zu können. Das Modell eines hierarchischen Kontinuums von interessen- 
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verarbeitenden Organisationen erscheint hierzu geeigneter, weil es seine Strukturen 
nicht daraus ableitet, wo die 'Gesellschaft' aufhört und der 'Staat' anfängt. 
Vielmehr werden seine verschiedenen organisatorischen Stufen von der Nähe bzw. 
Ferne zur primären gesellschaftlichen Interessenstruktur und vom Ausmaß der Genera- 
lisierung der erfaßten Interessen bestimmt. D.h., im Mittelpunkt der vorliegenden 
Arbeit steht nicht die Frage nach dem Verhältnis Staat und Gesellschaft, sondern - 
etwas 'kleinergearbeitet' - die nach Zusammenhängen und Unterschieden zwischen 
Verbänden und Parteien. 

2.3;2) Verbände und Parteien - Eine erste Zusammenfassung 

"Die Parteien- und Verbandsforschung als Teildisziplinen der Vergleichenden Regie- 
rungslehre haben sich weitgehend isoliert voneinander entwickelt"^) - dieses Ver- 
dikt von Köser muß auch für den gegenwärtigen Forschungsstand noch immer als zu- 
treffend angesehen werden. Zwar liegen verschiedene Versuche vor, Parteien und 
Verbände in ihrem Zusammenwirken zu betrachten^) bzw. einzelne Aspekte ihrer 
Strukturen miteinander zu vergleichen.^) Insbesondere die Verbindungen zwischen 
sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften haben immer wieder die wissen- 
schaftliche Aufmerksamkeit auf sich gezogen. 20) 

Mit alldem aber ist die Forschung kaum über einen gegebenen konsensuellen Grundbe- 
stand hinausgekommen. Dieser umfasst einerseits die Erkenntnis der immer schwieri- 
geren Abgrenzung zwischen Verbänden und Parteien, da beide im Zuge der Ausbildung 
des interventionistischen Verteilerstaates zunehmend enger miteinander kooperieren 
und auch partiell ähnliche Binnenstrukturen ausbilden. So schreibt Varain in seiner 
(noch immer einzigen!) empirischen Studie über Verbände und Parteien (aus dem Jahre 
1964!): "In den Staat, der schrittweise immer mehr Ordnungs- und Verteilungsaufga- 
ben im wirtschaftlichen und sozialen Leben übernommen hat, versuchen die gesell- 
schaftlichen Mächte nun ihrerseits selbst einzudringen. Im Zustand einer fast 
durchgängigen Regelung des gesellschaftlichen Lebens durch politische Instanzen muß 
das bedeuten, daß sie zu den politisch legitimierten Kräften, den Parteien, stre- 
ben. Diese wiederum werden zu den gesellschaftlichen Mächten gezogen, da sie - auf 
Kampf und Werbung um Mehrheit angewiesen - dort auf die in Interessen gebundene 
Bevölkerung treffen... "21) Die traditionelle Unterscheidung zwischen verbandsförmig 
vertretenen Sonderinteressen und von den Parteien herzustellendem Allgemeininter- 
esse22) ist im großen und ganzen aufgegeben worden; so schreibt Massinq , es wäre 
"falsch zu glauben, Verbände hätten nur den beschränkten Zweck, partikulare Inter- 
essen zu artikulieren. "23) Sie brächten stattdessen "die Gesamtgese 11 Schaft in den 
Staat qua Verteil er apparatur ein, wie sie umgekehrt der 'Politik' keinen gesell- 
schaftlichen Schonraum mehr vorenthalten. "24) 

Dennoch soll hier zunächst auf einer allgemeinen Ebene festgehalten werden, daß die 
Generalisierung und Integration von Interessen durch die Parteien als deren eigent- 
1 icher Aufgabenschwerpunkt anzusehen ist, gegenüber der konflTk torischen Inter- 
essenabqrenzunq und -Vertretung durch die Verbände . Gewiß überlappen sich auch hier 
Funktionen beider Organisationstypen, insbesondere dann, wenn die Interessengruppen 
in Gestalt hochkonzentrierter und Interessen umfassend vertretender Großverbände 
auftreten und die Parteien zu Volksparteien geworden sind. Aber insofern die Ver- 
bände von Kapital und Arbeit nur je eine Seite des gesellschaftlichen Grundantago- 
nismus repräsentieren, die Parteien dagegen als potentielle Träger der Regierung 
für den gesamten Produktions- und Verwertngsprozeß zuständig sind, erscheint diese 
Differenzierung angebracht und tragfähig. Darauf ist im folgenden im Zusammenhang 
mit der Wahl als zentralem Unterscheidungskriterium beider Organ isationstypen näher 
einzugehen. 

Bei Massing findet sich nämlich auch die zweite These über Verbände und Parteien, 
die derzeit in der Forschung auf allgemeine Zustimmung trifft: die Unterscheidung 
beider hinsichtlich ihrer vorrangigen Legitimationsformen. Da die Parteien ihr 
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Machtstreben mit dem Gemeinwohl -Anspruch zu legitimieren suchen, werden sie "zu 
Gefangenen des eigenen Selbstverständnisses. Weil sie von nun an öffentliche Ver- 
antwortung tragen, vermag eine funktionierende Öffentlichkeit sie mit Sanktionen zu 
belegen... Einem vergleichbaren, mit Sanktionen in ähnlicher Weise (z.B. Abwahl, 
C.S.) ausgestatteten Urteil sind die Verbände nicht unterworfen, zumal dann nicht, 
wenn in ihnen innerorganisatorische Demokratie, wie es die Regel ist, allenfalls 
rudimentär ausgebildet ist."«) 

Massing gelangt zu dem Schluß, die Parteien seien heute "in die Rolle politischer 
Verteilungsorgane gerückt"26) und bildeten als solche zusammen mit der staatlichen 
Bürokratie, deren Handlungspielraum enorm angewachsen sei, und den Großverbänden, 
die sich im Tarifsystem gegenseitig bändigen, dadurch aber zugleich den Anspruch 
auf die Übernahme öffentlicher Funktionen erheben könnten, ein Verteilungsoligopol, 
das keine anderen als den kapitalistischen Interessen prinzipiell konforme Forde- 
rungen sich artikulieren lasse. 

Mit diesem Entwurf liegt in der Tat ein Versuch vor, auf gesellschaftstheoretischer 
Grundlage zu einer integrierten Theorie des verbandlichen und parteiförmigen Han- 
delns zu gelangen, die weit über konventionelle Einschätzungen hinausreicht. Pro- 
blematisch bleibt aber auch dieser Ansatz in einer Hinsicht: Er weist den Parteien 
die strategisch entscheidende Stelle in der 'Verteilerapparatur' zu, wogegen hier 
die These vertreten wird, daß die Parteien im wesentlichen nur das verteilen 
können, was die Verbände ihnen übriglassen. Insofern als Interessengruppen weit 
dichter als jede noch so volkstümliche politische Partei an der primären gesell- 
schaftlichen Interessenstruktur angesiedelt sind, kommen die Parteien ohne die 
verbandsförmige Interessentransmission und -Selektion nicht aus. Versuche der Par- 
teien, die Macht der Verbände gesetzlich in den Griff zu bekommen^?), ebenso wie 
die Anläufe bestimmter Parteien, an den Interessengruppen vorbei direkt in die 
gesellschaftliche Basis vorzustoßen und deren - bemerkenswerterweise gerade nicht 
aus dem Warenverkäufer-Status erwachsende - Bedürfnisse aufzugreifen«), belegen 
diese These eben durch den sich darin abzeichnenden Widerstand der Parteien gegen 
ihre zwischen Abhängigkeit von und Konkurrenz mit den Verbänden schwankende Situa- 
tion. Es dürften dieser Gegenwehr allerdings recht enge Grenzen gesetzt sein, da 
die Konfliktfähigkeit, mithin das Drohpotential der Organisationen von Lohnarbeit 
und Kapital das jeder anderen gesellschaftlichen Gruppe bei weitem in den Schatten 
stellt.«) 

Auch das immer engere Zusammenspiel von Interessengruppen und staatlicher Bürokra- 
tie, das sich mitunter durchaus auch an den politischen (also stark legitimations- 
bedürftigen) Parteien vorbei vollziehen kann, engt den Handlungsspielraum der 
Parteien errpfindlich ein. Im Grunde verfügen sie allein über eine Ressource, aus 
der politischer Einfluß erwachsen kann und die den Verbänden nicht zugänglich ist: 
die Legitimation durch Wahl. 30) Dieser Unterschied zwischen Parteien und Verbänden 
ist inzwischen die einzige klare Trennungslinie zwischen beiden Organisationstypen; 
er ist zugleich Ausdruck der verschiedenen Aufgaben, die Verbände und Parteien 
innerhalb des sozio-politischen Kontinuums interessenverarbeitender Organisationen 
übernehmen und die die unterschiedliche Intensität, Reichweite und Problematik 
ihrer jeweiligen Interessenselektion bedingen. Daher sollen im folgenden verschie- 
dene Dimensionen der Selektion von Interessen durch Verbände und Parteien einander 
gegenübergestellt werden. Dieser Versuch wird erneut zeigen, daß die Kategorie der 
strukturellen Selektivität der Dreh- und Angelpunkt einer systematischen Verbände- 
und Parteientheorie darstellt. 

Damit ist der Sachverhalt gemeint, daß schon allein die Organisationsebene - unab- 
hängig von dem personellen, programmatischen, organisationsinternen und politisch- 
praktischen Ausdruck von Selektivität - grundsätzlich über das Spektrum der aufzu- 
nehmenden Interessen und über die Art ihrer jeweiligen Verarbeitung entscheidet. 
Wenn die Struktur des Interessengruppen-Systems von Dach- und Industrieverbänden - 
wie gezeigt - die Orientierung an den Endprodukten jedes Wirtschaftszweiges mit 
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sich bringt, so wird quasi naturwüchsig jener Bereich sozio-ökonomi scher Interessen 
ausgekl armiert, der über die Interessen von Warenbesitzern am Verkauf ihrer Ware 
hinaus die antagonistischer gesellschaftlicher Klassen umfasst. 31) Ähnliches gilt 
für die Ausbildung von Branchen- und Großver bänden, die zwar über eine erhebliche 
Schlagkraft verfügen, aber die Interessen einzelner Betriebe und der in ihnen 
Arbeitenden, das ganze Konfliktpotential der individuell erfahrenen Berufs- und 
Arbeitssituation aussparen. Das gleiche könnte schließlich auch für die regionale 
bzw. nationale Organisationsebene nachgewiesen werden. In jedem Falle zielt die 
strukturelle Selektivität des Verbändesystems tendenziell darauf ab, den gesell- 
schaftlichen Grundantagonismus nicht mehr als soziales Machtverhältnis, sondern 
nurmehr als mit quantifizierbaren Methoden regulierbaren Verteilungskonflikt in 
Erscheinung treten zu lassen . 

über die strukturelle Selektivität des Parteiensystems als Teil des ausdifferen- 
zierten politischen Systems, das sich a priori nicht auf ökonomische Grundtatbe- 
stände bezieht, ist hinlänglich viel ausgesagt worden. Die N i ch t-Themat i s i er ung 
fundamentaler sozio-ökonomi scher Konflikte im Sinne ihrer Nicht-Regulierung bzw. 
der Beschränkung auf die Gestaltung ihrer Rahmenbedingungen und Folgen durch das 
politische System muß als entscheidende Selektionsleistung dieses Teils des Konti- 
nuums zur Reproduktion der bürgerlichen Gesellschaft betrachtet werden. 

Darüber hinaus hat die konkrete Struktur des Verbände- und Parteiensystems Bedeu- 
tung für die Art und Weise, in der die einzelnen Parteien die Aggregation und 
Integration von Interessen betreiben. Dies wird reflektiert von der anhaltenden 
wissenschaftlichen Debatte über die jeweiligen Vorzüge und Nachteile des Zweipar- 
teien- bzw. des Mehrparte insystems.^) Letzten Endes geht es hierbei um die Frage, 
welches Parteiensystem welcher sozialen Konfliktstruktur am ehesten gewachsen ist, 
d.h., das Auftreten systemoppositioneller Bewegungen verhindern oder zumindest 
kanalisieren kann. 33) 

Selektivität der Verbände- und Parteiensystemstruktur kann in diesem Zusarrmenhang 
zweierlei bedeuten: 

- Entweder es besteht ein Viel Parteiensystem mit relativ eindeutig abgegrenzten 
Interessenbasen und entsprechend schroffen Argumentations- und Konfrontations- 
mustern. Dies setzt ein stark fragmentiertes Verbandssystem voraus34), dessen 
zahlreiche, wenig integrierte Interessen' pakete' von einzelnen Parteien mehr oder 
weniger authentisch aufgenorrmen und im politischen Raum konf liktorisch vertrete- 
nen oder ideologisch überhöht werden. Daraus resultiert zwar eine engere Bindung 
zwischen der Partei und ihrer Basis, der ihre politische Organisation ganz beson- 
ders glaubwürdig erscheint; diese Gesamtsituation aber führt auf die Dauer zu 
schweren Steuerungsproblemen des politischen Entscheidungszentrums infolge 
mangelnder Integrations- und Generalisierungsfähigkeiten des Parteiensystems. Die 
Folge sind Legitimationskrisen und die Gefährdung des sozio-poli tischen Reproduk- 
tionsprozesses, dessen Garanten ihre Daseinsberechtigung nicht mehr länger durch 
materielle Leistungen unter Beweis stellen können. 

- Oder ein Zweiparteiensystem , das infolge der sozialstrukturellen Heterogenität 
der Basis nur aus Volksparteien bestehen kann, baut auf einer stark aggregieren- 
den Großverbandstruktur auf. In diesem Fall werden soziale Interessen, sofern sie 
in den politischen Raum weitergegeben werden, unter Gemeinwohl bezug aufeinander 
zugetrieben, d.h., es erfolgt ihre Umformulierung auf einen gesellschaftlich 
durchschnittlichen Grad an Betroffenheit und Anspruch auf Problemlösung hin . 
Dabei kornnt es sehr wohl zu einer strukturellen Privilegierung von Kapitalinter- 
essen, da anders die zentrale parteienstaatliche Aufgabe der Sicherung des Akku- 
mulationsprozesses nicht bewältigt werden kann. Aber dies muß iirmerhin den An- 
schein tragen, im allgemeinen Interesse zu liegen, d.h., Zweiparteiensysteme sind 
auf die Erhaltung eines hohen gesellschaftlichen Konsensniveaus angewiesen. 35) 
Bei massivem Aufbrechen sozialer Konflikte müßten sie nämlich von innen heraus 
gesprengt werden, da sie allzu viele gegensätzliche Interessen in sich umfassen. 
Folglich müssen sie Kapital interessen als Sachzwänge an ihre Basis vermitteln. 
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die im Interesse der Allgemeinheit zu beachten seien. Darüber hinaus kann vermu- 
tet werden, daß eine bruchlose Vertretung ausschließlich kapitalistischer Inter- 
essen keiner Volkspartei möglich sein dürfte, da sie dadurch einen (wenn auch 
unterschiedlich großen) Teil ihrer Mitglieder und Wähler abschrecken würde und 
als Regierung enorme Widerstände von Teilen der gesellschaftlichen Basis induzie- 
ren müßte. Zweifellos müssen gerade Volksparteien materielle Leistungen für ihre 
jeweilige Basis erbringen, da die in ihnen zusarrmengefaßten heterogenen sozialen 
Interessen schwerlich ohne konkrete Wohlfahrtsstaat! iche Umverteilungs- und Re- 
formpolitik zusammengehalten werden können. Die bruchlose Umsetzung einzel- bzw. 
großkapitalistischer Interessen können sie legitimatorisch kaum verkraften; sie 
müssen sie auf eine 'mittlere Linie' abschleifen. So kann für das Zweiparteien- 
system ähnliches wie für die Kooperation der Industrieverbände formuliert werden: 
Es tendiert zur Dehnung und Glättung konflikterzeugender Verwerfungen, allerdings 
nun nicht mehr am Grundantagonismus selbst, sondern an seinen gesamtgesellschaft- 
lichen Bedingungen und Folgen, soweit sie als Gegenstand der Politik anerkannt 
werden. 

Es dürfte deutlich geworden sein, daß die Struktur eines gegebenen Parteiensystems 
immer im Zusammenhang mit dem ihm vorgeschalteten Interessengruppensystem betrach- 
tet werden muß, da die Selektionswirkungen beider Ebenen unauflöslich miteinander 
verknüpft sind. Dabei können die Parteien kaum anders, als auf das Interessenmate- 
rial zurückzugreifen, so wie es ihnen von den Verbänden geliefert wird. Je nachdem, 
ob die sozio-ökonomische Organisationsform von Interessen stark konflik torisch oder 
hochgradig aggregierend angelegt ist, (was selbstverständlich seinerseits wiederum 
wesentlich vom Grad der Stabilität des ökonomischen Reproduktionsprozesses abhängig 
ist), wird auch das Parteiensystem zersplittert oder konzentriert sein. In jedem 
Falle geht es dabei um die Verkürzung von Interessen, die aus dem sozialen Grund- 
widerspruch erwachsen, um eben diesen antagonistischen Charakter: Im Zusammenwirken 
von Verbänden und Parteien werden aus ihnen mehr oder weniger scharf voneinander 
abgrenzbare und abgegrenzte, durch systemkonforme Methoden zu bewältigende vertei- 
lungs- und reformpolitische 'issues'. 

Es wäre nun allerdings ein Irrtum, betrachtete man die Parteien nur als hilflos dem 
Handeln der Verbände ausgelieferte 'Fortsetzung der Interessengruppen-Politik mit 
anderen Mitteln'. Stattdessen muß das Verhältnis beider als eines von Kooperation 
und Konkurrenz, Arbeitsteilung und Rivalität gesehen werden, in dem beide über ganz 
spezifische Machtres sourcen verfügen. Wenn die Macht der Verbände in ihrer Nähe zur 
gesellschaftlichen Basis besteht, in der relativen inneren Widerspruchsfreiheit der 
jeweils zusammengefassten Interessenpotentiale und in der Dringlichkeit der vertre- 
tenen Interessen für die Interessenträger selbst, so liegt die Stärke der Parteien 
in ihrem Monopol des Staatszuganges über den Wahlakt, an dem sie, nicht aber die 
Verbände, teilnehmen und in ihrem Angebot ganzheitlicher sinnstiftender Weltbilder, 
Orientierungen und Interpretationen der äußeren Realität, das der Ausdruck ihrer 
vorrangig generalisierenden Interessenverarbeitung ist. Hierauf geht im übrigen 
auch die traditionelle Unterscheidung zwischen konservativen, liberalen und sozial- 
demokratischen sowie sozialistischen und kommunistischen Parteien zurück, die an 
anderer Stelle noch genauer zu betrachten sein wird. Diese unterschiedlichen par- 
teipolitischen Strömungen resultieren aus der historisch eingebundenen, je spezi- 
fisch bestimmten Integrationsleistung der Parteien gegenüber den heterogenen ge- 
sel lschaftl ichen Interessenpotentialen. 

Geraten die Verbände unter Druck, weil die sehr konkret erfahrbaren Interessen, die 
sie zu realisieren haben, auf materielle Leistung drängen, mit allen Konsequenzen 
für die legitimatorische Verankerung der Organisationen, so riskieren die Parteien 
stets den Verlust von Teilen ihrer Basis, die sich in den hochgradig generali- 
sierten, aggregierten und integrierten Interessenpaketen nicht mehr wiederfinden, 
mit denen die Parteien umgehen. Wenn die sozio-ökonomi sehen Hauptverbände über die 
Aushandlung des Preises der Ware Arbeitskraft die Dominanz von Warenverkäufer inter- 
essen stets neu sicherstellen und den materiellen Rahmen stecken, innerhalb dessen 
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die Parteien als Träger der Regierung im wesentlichen nur noch agieren können^), 
so treffen dennoch die Parteien im Staat qua Gesetz allgemeinverbindliche Rege- 
lungen, deren Reichweite Liber die tarif vertraglicher Vereinbarungen deutlich hin- 
ausgehen kann und entsprechend breite Legitimation nach sich ziehen wird. Selekti- 
vität im Sinne von Abgrenzung einerseits, Generalisierung andererseits, stellt 
somit das Charakteristikum der Verbände und Parteien dar, das sie vor allem unter- 
scheidet, aus dem ihre je spezifischen Stärken, aber auch Schwächen resultieren. 
Diese Selektivitätsstrukturen wirken komplementär, betrachtet man den Gesamtprozeß 
der Umarbeitung von Herrschafts interessen in Verteilungs' issues' : Die sozio-ökono- 
mischen Großverbände leisten den ersten Schritt der Reduktion von antagonistischen 
Konfliktgegnern auf verschiedene Fraktionen von Warenbesitzern; die Parteien tun 
ein übriges und ordnen die so umgeformten Interessen in noch größere, umfassendere 
Aggregate von (Umverteilungs-)lnteressen ein, bis am Ende der Staat, von ihnen 
besetzt und geführt, die Gewährleistung ökonomischer Kontinuität und sozialer 
Befriedung durch Wohlfahrtsmaximierung möglichst aller gesellschaftlicher Gruppen 
unter Gemeinwohl bezug betreiben kann. Zweifellos werden dabei die konfliktfähigsten 
Gruppen auch die größten Wohlstandssteigerungen durchsetzen können; aber sie treten 
eben nurmehr als Gruppen neben anderen Gruppen auf, als besonders mächtige viel- 
leicht, aber jedenfalls nicht mehr als Repräsentanten eines fundamentalen Kon- 
flikts, der eines Tages Staat und Gesellschaft von innen heraus auseinanderreißen 
könnte. 37) 

Aber Verbände und Parteien sind nicht nur gemeinsame Bestandteile eines organisato- 
rischen Kontinuums der Interessenverarbeitung; sie sind als Organisationen Rivalen 
um organisationserhaltende Ressourcen^), d.h. für Massenorganisationen ohne 
Zwangscharakter aber inmer: um die ‘Ressource Legitimation'. Was Wunder, daß sie 
einander stets auch die je spezifische Stärke des anderen streitig zu machen 
suchen. 

Konkret bedeutet das, daß die Verbände auch Interessen generalisieren, die Parteien 
auch voneinander abgegrenzte besondere Interessen aufgreifen und gezielt reali- 
sieren. Denn gerade die Dachverbände von Lohnarbeit und Kapital bieten umfassende 
Deutungsmuster der gesellschaftlichen Realität an, in denen das Verhältnis beider 
Gegenspieler in ein Gesamtbild sozio-ökonomi scher und sozio-politischer Zustände 
eingeordnet und der je eigenen sozialen Basis ein gesellschaftliches Selbstbild, 
soziale Identität als Gruppe, Schicht oder Klasse, vermittelt wird. Sinnstiftung, 
Tradition und Zukunftsvorstellungen der Großverbände werden als integrierte soziale 
Perzeptionsmuster an ihre jeweiligen Mitglieder weitergegeben, nicht zuletzt in der 
Hoffnung, benachbarte, 'angrenzende' soziale Interessenträger möchten sich darin 
wiederfinden und sich dem Verband anschließen, mindestens aber als Bündnispartner 
zur Verfügung stehen. D.h., auch den Interessengruppen wohnt eine gewisse Tendenz 
inne, ihre je eigene Basis auszuweiten, nicht zuletzt in Rivalität zum immer weiter 
ausgreifenden interventionistischen Sozialstaat, der sich gegenüber großen Teilen 
der Gesellschaft infolge seiner Umverteilungspolitik eben auch durch Leistung 
legitimieren kann und damit das Existenzprinzip der Verbände möglicherweise be- 
droht.^) 

Es ist evident, daß ein zu breites 'Ausufern' der Verbände ihr spezifisches Charak- 
teristikum gefährdet, nämlich die Erfassung und (partielle) Realisierung klar 
abgrenzbarer sozialer Interessenpakete. Ebenso eindeutig ist aber auch, daß ihr 
Wandel zu aggregierenden und selbst schon teilweise integrierenden und generali- 
sierenden Großorganisationen den Daseinszweck der Parteien erschüttert, der gerade 
in der Generalisierung und harmonisierenden Befriedigung von Durchschnittsinter- 
essen besteht. Dem entspricht das umgekehrte Bestreben der Parteien, an den Verbän- 
den vorbei direkt in die gesellschaftliche Basis vorzustoßen und sich dort autonom 
zu verankern, sei es in Gruppen, die von den Verbänden vernachlässigt werden (vor- 
zugsweise Nicht-Warenverkäufer, deren Interessen allerdings auch weniger organisa- 
tions- und konfliktfähig sind), sei es durch das Angebot globaler gesellschaft- 
licher Reformen, deren Allgemeinheitsgrad und Reichweite Innovationen seitens der 
Verbände bei weitem über treffen. 40) Schließlich können sie sich auch darum bemühen. 
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ihren Zugang zum Staat so auszubauen, daß die Verbände an ihnen als den 'Pförtnern 
zur Staatsgewalt' wirklich nicht vorbeikorrmen. 

Besonders ein Teilbereich des Verhältnisses von Verbänden und Parteien steht - wie 
bereits erwähnt - im Mittelpunkt des Forschungsinteresses, soweit es sich mit 
diesen Fragen überhaupt befaßt: die Beziehungen zwischen Gewerkschaften und (sozi- 
aldemokratischen) Arbeiterparteien. Bemerkenswerterweise herrschen dabei Tendenzen 
vor, die Gewerkschaften als den unterlegenen Teil dieses Bündnisses zu betrachten. 
So untersucht von Beyme die Faktoren gewerkschaftlicher Konfliktfähigkeit gegenüber 
der regierenden Sozialdemokratie und postuliert, selbst bei gelockerten Beziehung 
zwischen beiden Organisationen sei eine gewerkschaftliche Autonomiesteigerung nicht 
gewährleistet, da die Regierung neuartige Integrationsinstrumente wie etwa die 
Konzertierte Aktion bereitstelle. 41) Ebenso wie Hartwich hält er eine 'dritte Säule 
der Arbeiterbewegung' für erforderlich, die räteförmig strukturiert sein müsse. 42) 
Ähnliche Überlegungen klingen auch bei Raschke an, wenn er schreibt, im Gegensatz 
zu den Unternehmerverbänden, die höchst erfolgreich den direkten Zugang zur Exeku- 
tive und Administration suchten, seien die Gewerkschaften auf den 'Umweg' über die 
Mobilisierung befreundeter Parteien und der öffentlichen Meinung für ihre Forde- 
rungen angewiesen. 43) Grundsätzlich vertritt er die Überzeugung, die Verbände zögen 
es vor, außerhalb der Parteien zu bleiben, um nicht deren Spielregeln unterworfen 
zu werden; eine Ausnahme bestehe eventuell in der Kooperation von innergewerk- 
schaftlichen und innerparteilichen Oppositionsgruppen. Davon abgesehen habe der 
institutionalisierte innerparteiliche Gewerkschaftseinfluß in der Regel der Stabi- 
lisierung der Parteiführung gedient. 44) 

Demgegenüber entwickelt Deppe eine Konzeption des Verhältnisses von ökonomischem 
und politischem Kampf, die auf ganz grundsätzlicher Ebene die Beziehungen zwischen 
Gewerkschaft und Arbeiterpartei(en) klären will: 

"Die gewerkschaftliche Autonomie ist prinzipiellen Schranken unterworfen, weil die 
Vertretung der unmittelbaren ökonomischen Interessen der Lohnarbeiter die Gesetze 
der kapitalistischen Ökonomie nicht außer Kraft setzt, sondern selbst noch zu einer 
Bedingung ihrer Durchsetzung wird. Das überschreiten dieser Schranken - die Konsti- 
tution von Autonomie - vollzieht sich in dem Maße, wie der antagonistische Charak- 
ter der Interessenvertretung praktisch und bewußt wird und wie - in der Konsequenz 
- der Kampf der Gewerkschaften sich einfügt in die Gesamtbewegung der Arbeiter- 
klasse, allgemein wird, und darin die Trennung des ökonomischen und des politischen 
Kampfes der Arbeiterbewegung überwindet, ohne daß damit z.B. die organisatorische 
Besonderung von Parteien und Gewerkschaften aufgehoben werden müßte. Die selbstän- 
dige Existenzberechtigung und-notwendigkeit der Gewerkschaften ergibt sich aus 
ihrer Aufgabe, die Reproduktionsinteressen der Arbeitskraft gegenüber dem Kapital 
und dem Staat zu vertreten und dabei ihre Macht zu stärken, indem sie einen 
möglichst hohen Anteil der Lohnabhängigen organisieren. Diese Aufgabe kann den 
Gewerkschaften nicht von einer anderen Organisation abgenonmen werden. Ebensowenig 
sind die Gewerkschaften aufgrund dieser Aufgabenstellung in der Lage, anstelle der 
politischen Parteien der Arbeiterbewegung die Repräsentanz der Gesamtheit der 
Interessen der Lohnabhängigen - im gesamtpolitischen Bereich, auf der Ebene der 
staatlichen Entscheidungen und Institutionen, in der Auseinandersetzung um die 
Herstellung sozialer und politischer Bündniskonstellationen, in der Vermittlung der 
nationalen und internationalen Politik - zu übernehmen. "45) 

Zwar formuliert Deppe an anderer Stelle ganz klar: "Dieses Verständnis von Klassen- 
autonomie schließt aber zugleich den Anspruch der Autonomie der Gewerkschaften 
gegenüber den politischen Parteien der Arbeiterbewegung ein. Der 'Führungsanspruch' 
der Partei gegenüber der Gewerkschaftsbewegung wird... ebenso abgelehnt wie die 
Konzeption des 'Transmissionsriemens', derzufolge den Gewerkschaften die Aufgabe 
zufalle, die politische Linie der Partei (der 'Avantgarde') an die Massen zu ver- 
mitteln.'^) Aber es wird im Verlauf seiner Studie nie so recht deutlich, wie die 
Gewichte zwischen beiden Organisationstypen denn nun wirklich verteilt sind und 
weshalb es unnötig, vielleicht sogar falsch sei. "die organisatorische Besonderung 
von Parteien und Gewerkschaften" aufzuheben. 47) Denn prinzipiell ist zunächst 
einmal nicht einzusehen, weshalb nicht auch die Gewerkschaften die ganze Bandbreite 
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lohnabhängiger Klasseninteressen einschließlich ihrer systemtranszendierenden Di- 
mension gegenüber Staat und Kapital vertreten können sollen. 

Auch hier, wie im Falle der Diskussion um das Verhältnis von Staat und Gesell- 
schaft, scheint im Hintergrund der Auseinandersetzung eine Auffassung zu stehen, 
die entweder abgelehnt oder angenonmen, selten aber offen thematisiert wird: die 
lange Tradition speziell der deutschen Organisationsgeschichte der Arbeiterbewe- 
gung, in der die Gewerkschaften als relativ begrenzte Instrumente des ökonomischen 
Tageskampfes betrachtet wurden, die sich der überlegenen, weil umfassend formulier- 
ten und zukunftsweisenden Progranmatik der Partei zu unterwerfen hätten. Die Revo- 
lution sei die Sache der Partei - die extreme Fassung dieses Konzepts besteht in 
der Lenin schen Partei- und Revolutionstheorie (und -praxis!).^) Ob diese Ein- 
schätzung richtig oder falsch ist, soll hier nicht erörtert werden; denn sie be- 
zieht sich auf die Prämisse, daß die gesamte Arbeiterbewegung eine revolutionäre 
Stoßrichtung verfolgt. Diese Voraussetzung, so wird an dieser Stelle behauptet, 
existiert für die bestehenden Gewerkschaften und sozialdemokratischen Arbeiterpar- 
teien jedenfalls der westeuropäischen Industriestaaten derzeit nicht. 49) D.h., es 
führt mindestens für die Geschichte dieses Jahrhunderts in die Irre strategischer 
Option statt zu analytischer Klarheit, das Verhältnis dieser beiden Organisations- 
typen unter dem Blickwinkel ihres je spezifischen möglichen Beitrags zu einem wie 
imner gearteten revolutionären Prozeß zu betrachten; vielmehr scheint es sinn- 
voller, ihren jeweiligen Beitrag zu dem spezifischen Prozeß der Reproduktion der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft in Form der Umarbeitung von Interessen zu 
untersuchen. 50) Und in dieser Hinsicht zeigt sich das Verhältnis beider Organisa- 
tionen in einem ganz anderen Licht. Denn in Anbetracht dessen, was über die je 
unterschiedliche Nähe zu und Bindung an die gesellschaftliche Basis von Verbänden 
und Parteien entwickelt wurde, liegt die Vermutung nahe, daß die Gewerkschaften 
zunächst einmal der dominierende Teil dieser Beziehung sind. Zum einen, weil sie 
die materiellen Reproduktionsinteressen der Lohnabhängigen sehr viel konkreter 
durchsetzen können (im Tarifsystem) als eine sozialdemokratisch geführte Regierung; 
zum anderen, weil sie durch ihr Zusammenwirken mit den Organisationen des Kapitals 
den Umverteilungsspielraum abstecken, der den sozialdemokratischen Parteien noch 
verbleibt. Gewiß verfügt auch die sozialdemokratische Partei über den Zugang zum 
Staatsapparat, der den Gewerkschaften fehlt; aber in Anlehnung Wiesenthals exit- 
voice-Theorie51) wird hier gefragt: Wer verfügt in dieser Bündniskonstellation über 
die weitreichenderen Alternativen? Die Gewerkschaften haben sicherlich größere 
Schwierigkeiten, ihre Forderungen gegenüber einer konservativen Regierung anzumel- 
den und durchzusetzen als im Falle sozialdemokratischer Regierungsführung. Aber 
worin bestünde der gesellschaftliche Unterbau der sozialdemokratischen Partei und 
wie wäre es um ihre Chancen, überhaupt an die Regierung gewählt zu werden, be- 
stellt, würden sich die Gewerkschaften ernsthaft von -ihr abwenden? 

So erweist es sich denn als sinnvoll, abschließend die Fragestellung dieses Teils 
der vorliegenden Arbeit noch einmal zu differenzieren, und zwar danach, wie sich 
das Verhältnis bestimmter Verbände zu bestimmten Parteien unter je spezifischen 
ökonomischen Rahmenbedingungen gestaltet. Dazu kann der Begriff der 'Geschlossen- 
heit', als Appell von Parteiführungen an ihre Mitglieder, gute Dienste leisten. 

Er taucht in neueren Analysen der SPD52) und der CDU53) auf, sobald es um Offenheit 
und Transparenz des parteiinternen Willensbildungsprozesses sowie um das Zulassen 
innerorganisatorischer (Interessen-)Gruppenkonflikte geht. Dies führt zu der Über- 
legung, ob nicht für das spezielle Verhältnis zwischen Verbänden und Parteien 
'Geschlossenheit' den Versuch bedeutet, über den engen Zusammenhalt der Parteimit- 
glieder als Parteim itglieder Einbrüche der Interessengruppen zu verhindern. In 
diesem Zusammenhang ist der Hinweis Knorrs^) von Interesse, wonach die christlich 
orientierten CDU-Abgeordneten, die zugleich Gewerkschaftsmitglieder waren, sich 
während der Großen Koalition eher partei loyal verhielten, während SPD-Abgeordnete 
mit gewerkschaftlicher Mitgliedschaft eher gewerk Schafts loyal auftraten. Dies ver- 
weist auf die unterschiedliche Auswirkung einerseits konfessionell geprägter, 
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andererseits religiös nicht gebundener Gewerkschaftszugehörigkeit: Die erstere kann 
sich über den speziellen, nämlich religiösen Filter der Interessenwahrnehmung und - 
auswahl leichter von unmittelbar-materiellen Reproduktionsbedürfnissen und -forde- 
rungen lösen und besitzt damit größere Affinität zu den im 'politischen Bereich' 
angesiedelten Parteien als letztere. 'Geschlossenheit' im beschriebenen Sinne wäre 
demnach in ihrer Funktion als Abwehr von Interessengruppen am ehesten in solchen 
Parteien zu finden, die - als Nachfolger früherer Ideenparteien - noch ideologische 
Deutungsmuster, welcher Art auch immer, anbieten und vermitteln können, über deren 
Aktivierung wohl in der Tat zumindest befristet ein Abschotten der Partei gegenüber 
externen Interesseneinflüssen erreicht werden könnte. Damit aber ist gerade die 
Chance zum rationalen Umgang mit den Verbänden verspielt, mit denen es entweder zu 
offenen und dauerhaft nicht lösbaren Konflikten kommt oder die ihren Weg auf die 
Dauer trotzdem in die Partei finden, aufgrund ihrer faktischen Macht, aber auch 
wegen der im Zeitalter des hochtechnisierten und durchrationalisierten Spätkapita- 
lismus tendenziell geringer wordenen Bindekraft irrationaler Ideologien. Demge- 
genüber bedeutet 'Geschlossenheit' für sozialdemokratische Parteien einerseits eine 
lange historische Tradition und das Wissen, anders keinerlei Veränderungen gegebe- 
ner Strukturen erzwingen zu können, aber andererseits ganz sicher auch einen Fil- 
ter, der das überhandnehmen allzu systemkritischer Orientierungen, heutzutage oft 
schon deren allzu vernehmliches Auftreten in der Öffentlichkeit, verhindern soll. 
Dabei wird die Partei von denjenigen Gewerkschaftsströmungen unterstützt werden, 
die ihrerseits klar für kooperatives, systemintegriertes Handeln votieren - und 
selbst sehr viel Wert auf 'Geschlossenheit' in den eigenen Reihen legen. Somit 
stellt sich das 'Prinzip Geschlossenheit' für sozialdemokratische Parteien und 
Gewerkschaften sowohl als Filter innerhalb der je eigenen Organisation als auch als 
nicht zu unterschätzendes Bindeglied zwischen beiden Organ isationstypen dar. 55) 

Was den Einfluß der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen auf das Verhältnis ver- 
schiedener Interessengruppen zu den unterschiedlich ausgerichteten Parteitypen 
betrifft, so hat Knorr aus einer Analyse des wachsenden Verbändeeinflusses in den 
Fraktionen von SPD und CDU in den Jahren der Großen Koalition die These abgeleitet, 
die Macht der Interessengruppen sei grundsätzlich nicht von parlamentarischen 
Konstellationen abhängig, sondern von der jeweiligen ökonomischen Lage: Praktisch 
nur während einer Rezession bestehe Einigkeit zwischen allen Interessengruppen, die 
Regierung zu unterstützen, bzw. zu dieser Einsicht könnten sie nur in diesen Zeiten 
genötigt werden. Bei Hochkonjunktur dagegen, gar in Zeiten des latenten Dauerwahl- 
kampfes, sei der Einfluß der Interessengruppen in der Reihen der Parteien kaum noch 

zu beschnei den. 56) 

Die These von der Einigkeit der Interessenten in der Rezession dürfte sich auf die 
Erfahrung von 1966/67 stützen, aber wohl auch darüber hinaus kaum haltbar sein. Je 
länger die Krise der siebziger und frühen achtziger Jahre anhielt, desto schärfer 
wurden die Gegensätze zwischen den Organisationen von Lohnarbeit und Kapital, und 
es dürfte sich wohl auch für andere Interessengruppen das Bemühen zeigen lassen, 
wenigstens die eigene Haut zu retten, die eigenen Schafe ins Trockene zu bringen. 
Eine derartige Konkordanz im Sinne der Unterstützung der Regierung liegt auch 
dauerhaft gar nicht in der Macht der Interessengruppen, die von der Wucht der 
Krise, von den wachsenden Schwierigkeiten des Geschäfts, Interessen zu vertreten 
und auch durchzusetzen, gegenüber einer Vielfalt konkurrierender Interessengruppen, 
quasi automatisch auseinandergetrieben werden. 

Und auch die Annahme Knorrs , die Hochkonjunktur stelle die günstigste Voraussetzung 
für die Durchsetzung von Verbandsforderungen dar, dürfte nur für bestimmte Organi- 
sationen gelten: Ganz sicher für die Gewerkschaften, die für strukturverändernde 
Reformen jedenfalls zum Teil ebenso auf die finanziellen Polster der Hochkonjunktur 
angewiesen sind wie für verteilungspolitische Ziele, und die in dieser Zeit selbst 
auch über das größte Drohpotential verfügen. Sicher gilt diese These auch für jene 
Interessengruppen, die finanzielle Zuwendungen vom Staat verlangen und auch erhal- 
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ten (Bauern, mittel ständische und Großindustrielle Subventionsempfänger usw.). 
Ungünstiger dagegen wird die Lage für jene Gruppen, denen an der Erhaltung des 
Status quo gelegen ist, allen voran den Unternehmern, insbesondere in ihrer Eigen- 
schaft als Arbeitgeber, aber gewiß auch anderen privilegierten Gruppen. Sie alle 
geraten möglicherweise gerade in der Hochkonjunktur, wenn der Staat endlich über 
finanzielle Ressourcen und größere Handlungsspielräume verfügt, unter den Druck 
seiner Reformversuche, die möglicherweise von anderen, durch den ökonomischen 
Aufschwung direkt begünstigten Gruppen gefordert und erzwungen werden. Und die 
Unternehmer können jedenfalls gegenüber einer (struktur-)reformorientierten Regie- 
rung eigentlich nur an einer wirtschaftlichen Krise interessiert sein, da nichts 
den Handlungsspielraum und -willen von Regierungen so nachhaltig beschneidet wie 
diese. (Damit soll allerdings nicht der These von der gewollten und gemachten 
Rezession das Wort geredet werden, die faktischen Zusammenhänge dürften komplizier- 
ter sein.) Daher soll hier die Auffassung vertreten werden, daß - für die zu 
untersuchenden Organisationen von Lohnarbeit und Kapital - ökonomische Situations- 
veränderungen unterschiedliche Konsequenzen hinsichtlich der Durchsetzungschancen 
gegenüber Staat und Regierung zeitigen: 

Auf der Grundlage einer unbestritten disparitären Verteilung struktureller Chancen 
der Ausübung von Dispositions- und Einflußmacht zugunsten der Unternehmer favori- 
siert dennoch der Aufschwung latent die Gewerkschaften, zumal dann, wenn die Regie- 
rung sozialdemokratisch geführt ist, bei dem Versuch, inhaltliche, den Status quo 
verändernde Reformen zu fordern und zu initiieren. Demgegenüber stellt die ökono- 
mische Krise eine maßgebliche Rahmenbedingung für das unternehmerische Bemühen dar, 
Erfolge der Gewerkschaften auf diesem Gebiet wieder rückgängig zu machen oder 
gänzlich vorab zu verhindern. 

Im übrigen läßt sich die Fragestellung auch für den umgekehrten Blickwinkel der 
Abgrenzungschancen der Parteien gegenüber den Verbänden ausdifferenzieren: Sozial- 
demokratische Regierungen haben in der Hochkonjunktur die meisten Chancen, aktiv- 
reformierend tätig zu werden (aber auch: tätig werden zu müssen!) und damit sowohl 
ihre eigene Basis als auch die Gewerkschaften an sich zu binden und zu pazifieren. 
Sie induzieren damit allerdings den Widerstand derjenigen, die an der Erhaltung des 
Status quo interessiert sind, möglicherweise sogar bis hin zur Krise, die dann 
nicht nur ihre sämtlichen Veränderungsabsichten konterkariert, sondern auch in der 
Regel zu massiven Spannungen zwischen Parteispitze und -basis sowie den Gewerk- 
schaften führt. Von bürgerlich-konservativen bzw. -liberalen oder beiden geführte 
Regierungen hingegen, zumal dann, wenn sie parteiintern, historisch, organisato- 
risch und programmatisch (noch) keine entschiedene Trennungslinie zu den verschie- 
denen Interessengruppen gezogen haben, geraten in der Hochkonjunktur in Gefahr, 
Politik als das Ausleeren von Fortuna' s Füllhörnern mißzuverstehen und damit auch 
die eigenen Handlungschancen drastisch zu beschneiden. Für sie stellen im Grunde 
die ökonomischen Krisenzeiten günstigere Rahmenbedingungen, was die Abwehr struk- 
turverändernder Forderungen und die Erhaltung des Status quo betrifft; allerdings 
dürften sie dann relativ rasch an Unterstützung sowohl seitens der Interessengrup- 
pen als auch ihrer eigenen Basis verlieren; dies umso schneller, je weniger pro- 
grammatische (selegierende, aggregierende) Zwischenstufen zwischen Interessen- 
gruppenforderung und Parteipolitik in der Regierung liegen. 

Damit nun ist ein Niveau der Konkretion der Darstellung erreicht, das es sinnvoll 
erscheinen läßt, auf die historisch-empirische Analyse überzugehen, um das bisher 
entwickelte theoretische Gerüst mit Leben zu erfüllen. Selbstverständlich kann es 
dabei nicht um die vollständige Beschreibung der Entwicklung des Verhältnisses von 
Verbänden und Parteien in den letzten hundert Jahren gehen. Vielmehr sollen Grund- 
strukturen dieser Beziehung und deren allmählicher Wandel nachgezeichnet werden; am 
Schluß dieses nächsten Kapitels soll eine knappe Skizze des organisationsinternen, 
personellen, thematischen und politisch-praktischen Ausdrucks der ausführlich be- 
schriebenen strukturellen Selektivität des Verbände- und Parteiensystems, nun kon- 
kret bezogen auf die Bundesrepublik Deutschland, stehen, so wie es sich dem Be- 
trachter westdeutscher Verhältnisse heute darbietet. 
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3.) Verbände, Parteien und Staat in Deutschland 1871 bis 1980 - Eine historische 



Skizze 



Wie bereits erwähnt und wie auch aus der Kapitelüberschrift ersichtlich, kann an 
dieser Stelle nur in groben Umrissen nachgezeichnet werden, welchen Weg die histo- 
rische Entwicklung des Verhältnisses der in der vorliegenden Arbeit im Mittelpunkt 
stehenden Organisationstypen zueinander im Rahmen des sich allmählich entfaltenden 
parlamentarisch-demokratischen interventionistischen Sozialstaats nahm. Es wird 
rasch deutlich werden, daß dieser Weg von der Zersplitterung der wesentlichen, den 
Organisationen jeweils zugrundeliegenden Interessenpotentiale und der Rivalität 
aller gegen alle über die zunehmende Strukturierung der gesellschaftlichen Inter- 
essenträger und ihre Konstituierung als klar abgrenzbare Bündnispartner bzw. Gegner 
zu einem arbeitsteiligen Zusammenwirken von Verbänden und Parteien führte, dem 
jedoch noch immer Elemente des Konkurrenzkampfes um die Ressource 'Massenlegitima- 
tion ' und damit um die Macht anhaften, die aber beide infolge der wachsenden Fülle 
staatlicher Aufgaben ebenso zur internen Veränderung gezvwngen wurden, wie sie 
diesen Aufgabenzuwachs selbst im jeweils eigenen organisationsinternen Interesse 
betrieben und gefördert haben. Am Ende steht die Beschreibung des Kartells von 
Großorganisationen, das gegenwärtig den Prozeß der Interessenverarbeitung in der 
Bundesrepublik leistet - mit charakteristischen Schwächen, Lücken und interen Um- 
brüchen. 1) 

3.1) Jeder gegen jeden - Antagonismen im Kaiserreich (1871 bis 1918) 

Die These von der historischen Verspätung Deutschlands ist inzwischen wissenschaft- 
liches Allgemeingut geworden^); das Zurückbleiben der Industrialisierung und Demo- 
kratisierung des Landes gegenüber seinen westlichen Nachbarn zeitigte besonders für 
die Entwicklung der Verbände- und Parte ien-struktur fatale Konsequenzen. 

Infolge der unvollständigen Durchsetzung industriekapitalistischer Produktionsver- 
hältnisse und des entsprechend stark erhaltenen Gewichts agrarisch-feudalistischer 
Interessen entstand im Kaiserreich ein Verbandssystem, das durch tiefgreifende 
ökonomische und ideologische Gegensätze gekennzeichnet war. Alte und neue Indu- 
strien organisierten sich getrennt voneinander im Central verband Deutscher Indu- 
strieller (CDI) und im Bund der Industriellen (Bdl), groß- und kleinagrarische 
Verbände entstanden im Bund der Landwirte (BdL) und im Zentral verband der Bauern- 
vereine (ZdB); die Arbeiterklasse schließlich wurde nach ersten Ansätzen der Ge- 
werkschaftsgründung zunächst durch das Wechselbad von staatlicher Repression und 
Sozialpolitik an der Selbstorganisation gehindert, um nach dieser Erfahrung stets 
drohender II legal isierung verbal radikale, dabei aber an ihrer Verankerung im 
System existentiell interessierte Gewerkschaften zu bilden. 3) 

Wesentliche Ursache für die Ausbildung dieser Verbändestruktur waren der relativ 
späte, dafür aber um so rapidere Industrialisierungsschub, der ein ökonomisch 
starkes Bürgertum erst entstehen ließ, als der Entwicklungsstand der Produktivkräf- 
te sowie der internationale Konkurrenzdruck dieses bereits zur Spaltung in alte und 
neue Industrien sowie in export- und binnenmarktorientierte Branchen zwang; die 
fortbestehende scharfe Ausdifferenzierung einzelner "Sozialmil ieus"4), innerhalb 
derer Faktoren wie Religion, regionale Traditionen etc. eben aufgrund der verspäte- 
ten Durchkapitalisierung der Wirtschaft das allgemeine Interesse am Verkauf der je 
eigenen Ware überlagern und so die rational -kooperative Haltung aller Verbände 
zueinander verhindern konnten, sowie schließlich die enorm tiefgehende und langan- 
haltende Wirtschaftskrise ab 1873, die zum Einsatz staatlicher Schutzmittel der 
nationalen Wirtschaft führte. 5) 

Betrachtet man die unterschiedliche Entwicklung der Verbändeentstehung in den 
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Lagern von Lohnarbeit und Kapital sowie bei den damals noch ökonomisch wie poli- 
tisch höchst relevanten Agrariern, so gewinnt man fast den Eindruck, als ob eine 
Zeitlang auf seiten der im Kaiserreich Herrschenden die Hoffnung bestanden habe, 
den modernen Prozeß der gesellschaftlichen und politischen Organisierung überhaupt 
auf (Groß-)Landwirte und Unternehmer beschranken zu können, einschließlich der aus 
ihm erwachsenden Machtgewinne gegenüber gesellschaftlichen und politischen Kontra- 
henten und dem Staat. 6) So schreibt Kaelble über den Schwerindustrie 11 dominierten 
CDI: "Der Patriarchal ismus blieb selbst dann noch Ideologie auch des liberalen 
Flügels der CVDI-Leitung, als er von einem Teil der Mitglieder schon aufgegeben 
worden war ... Deshalb sollte auch die Grundlage des Patriarchalismus, die privat- 
rechtliche Regelung der Arbeitsverhältnisse, gewahrt bleiben". ') 

So zeigt auch die Geschichte des Entstehens von Arbeiterorganisationen, wie lange 
die Lohnabhängigen selbst zum Bündnis mit ihrem Klassengegner bereit waren, ange- 
sichts der Fortdauer vorkapitalistischer Strukturen in Wirtschaft, Gesellschaft und 
Staat. Die frühesten Verein igungen^) von Arbeitern in den dreißiger und vierziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts fanden ihren Ausgangspunkt in der beginnenden Indu- 
strialisierung, die mit der Pauper isierung breiter Bevölkerungsschichten einher- 
ging, und sie kristallisierten sich von Anfang an um das Kampfmittel des Streiks. 
Aufgrund des Fortbestehens halbabsolutistischer Zustände in Deutschland waren diese 
Organisationen zunächst begehrte Bündnispartner des Bürgertums, das noch um seine 
volle politische Emanzipation zu kämpfen hatte. In diesem Bündnis verfolgten die 
Arbeiterorganisationen Ziele, die die ökonomische Besserstellung der Arbeiterschaft 
eng mit politischen Forderungen wie Koalitions- und Wahlrecht verknüpften. In der 
1848er Revolution konnten sowohl das Koalitions- als auch das Streikrecht als auch 
Arbeitszeitverkürzungen erkämpft werden; letztere hatte Marx imner für einen der 
wichtigsten Hebel zur Verbindung des ökonomischen mit dem politischen Kampf gehal- 
ten. 9) In der Berliner 'Arbeiterverbrüderung' war eine Organisation entstanden, die 
in der Revolution um ökonomische und weitreichende politische Umwälzungen 
zugleich kämpfte. 10) 

Aber das Scheitern der Revolution und das folgende Zusammengehen von Bürgertum und 
spätfeudalen Kräften machte diese Ansätze des umfassenden Kampfes um soziale und 
politische Emanzipation der Arbeiterklasse zunichte. Die stufenweise Lösung vom 
ehemaligen Bündnispartner geschah in der folgenschweren Gründung zweier Organisa- 
tionen, die beide auf den im engeren Sinne politischen Kampf zielten und in sich 
zerstritten waren, was die Einschätzung der Bedeutung der gewerkschaftlichen Bemü- 
hungen um die Besserstellung der Lohnabhängigen für die Gesamtbewegung der Arbei- 
terklasse betraf. Der von Lasalle 1863 gegründete Allgemeine Deutsche Arbeiterver- 
ein (ADAV) wurde von dem Gedanken der Bedeutungslosigkeit des politischen und 
tendenziell auch des ökonomischen Kampfes der Gewerkschaften beherrscht und fand in 
der 1869 von Bebel und Liebknecht geschaffenen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
(SAP) einen orgnisatorischen Widerpart, der in dem Ausmaß zur Massenbewegung an- 
schwoll, in dem der ADAV durch den lassalleanisch begründeten Zentralisierungsdruck 
den Kontakt zur unmittelbaren gesellschaftlichen Interessenentstehung und -artiku- 
lation verlor. Lassalleaner und Eisenacher fanden sich zwar angesichts des Bünd- 
nisses von Bürgertum und Junkern 1875 in der Sozialistischen Arbeiterpartei zusam- 
men. Aber der inhaltliche, strategisch entscheidende Konflikt, welche Rolle die 
Gewerkschaften im Kampf der Arbeiterbewegung insgesamt spielen sollten, war un- 
gelöst geblieben, und so existierten keine klaren Konzepte zum Einsatz der bislang 
entstandenen Fachvereine und Berufsverbände, als 1878 das Sozialistengesetz zum 
zweiten Mal die organisatorischen Fundamente der Arbeiterbewegung zerschlug. 

Im Rückblick scheint es so, als ob die Zeit der Illegalität entscheidende Weichen 
für die Entstehung von überwiegend ökonomisch orientierten Gewerkschaften gestellt 
hätte. 11) Nach 1878 erlangte die Sozialistische Arbeiterpartei nämlich aufgrund 
ihrer relativ weiterentwickelten organisatorischen und ideologischen Konzeptionen 
eine Führunqsrolle innerhalb der Arbeiterbewegung, und dieser Partei verblieb das 
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Parlament als einzige legale Aktionsmöglichkeit. Solcherart zur Selbstparlamentari- 
sierunglw gezwungen, half sie mit bei der Ausdifferenzierung berufsspezifischer 
Gewerkschaften, die erst allmählich durch das rasanter werdende Tempo der Indu- 
strialisierung vereinheitlichenden Tendenzen unterlaßen. Die Partei wurde unter der 
Erfahrung staatlicher Repression zur Massenbewegung^), als die Notwendigkeit des 
forcierten politischen Kampfes deutlich wurde. Die Gewerkschaften aber, zumeist auf 
berufsständischer Grundlage rekonstruiert und damit tendenziell ohnehin schon öko- 
nomistisch orientiert, nahmen aus dieser Zeit die Erkenntnis mit, daß die Ver- 
knüpfung ökonomischer und politischer Ziele die Kriminalisierung und Zerschlagung 
ihrer eigenen Organisation erheblich erleichtert hatte. 

So erreichte Bismarcks Repressionspolitik zwar nicht ihr eigentliches Ziel der 
Eliminierung der organisierten Arbeiterbewegung insgesamt - so weit zurück konnte 
das Rad der Geschichte nicht mehr gedreht werden. Aber sie bewirkte die folgen- 
schwere Arbeitsteilung zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD; 
seit 1890/91) und den Gewerkschaften, von denen sich erstere in zunehmendem Maße 
auf die Gesetzmäßigkeiten der Politik in der bürgerlichen Gesellschaft einließ, 
während letztere - in den neunziger Jahren nun selbst zur Massenbewegung werdend - 
sich irrmer stärker auf den ökonomischen Tageskampf fixierten. 14) Die Bedingungen 
für diesen Durchbruch zur Organisierung großer Teile der Arbeiterklasse waren mit 
der weitgehenden Industrialisierung in Deutschland nun endlich gegeben, die zu 
einer umfassenden, wenn auch noch keineswegs vollständigen Nivellierung der bislang 
noch stark ausdifferenzierten Lebens- und Arbeitssituationen der Lohnabhängigen 
führte. 

Von hervorragender Bedeutung war die organisatorische Struktur, die diese Massenbe- 
wegung auf Betreiben der 1892 eingerichteten Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands annahm: Auf dem Halberstedter Gewerkschaftskongreß desselben Jahres 
nämlich wurde dem Versuch der sogenannten Lokal isten, ökonomische und politische 
Interessenvertretung miteinander zu verknüpfen, eine endgültige Absage erteilt. 
Zugleich überließ der Kongreß die Entscheidung, wie bald das grundsätzlich akzep- 
tierte Industrieverbandssystem von den Berufsverbänden übernormien werden sollte, 
diesen selbst. 15) Diese Zentralisierung bei noch nicht gebrochener berufsständi- 
scher Gliederung erhöhte zwar die ökonomische Schlagkraft der Gewerkschaften und 
verhalf ihnen so zum Ausbau ihrer Basis. Aber es waren eben rein ökonomisch orien- 
tierte Organisationen, die allmählich der SPD an quantitativem Gewicht gleichkamen 
und sie bis 1914 darin sogar übertraf en.16) Die Partei, hin- und hergerissen zwi- 
schen dem revolutionären Attentismus Kautskys und dem Revisionismus Bernsteins ^), 
vermochte keine Einordnung ökonomischer Kämpfe in eine Gesamtstrategie mehr zu 
leisten, und spätestens mit dem Ausgang der Massenstreikdebatte^) war die Aufspal- 
tung der Arbeiterbewegung in einen politisch und einen ökonomisch ausgerichteten 
Strang vollzogen worden. 

Es wäre sinnlos, diese Aufsplitterung dem Fehlverhalten einzelner Gewerkschafts- 
oder Parteiführer zuzuschreiben und so die 'Schuld' an einer säkularen Entwicklung 
bestirrmten Individuen anlasten zu wollen. Die späte, aber umso forciertere Indu- 
strialisierung Deutschlands, die Selbstaufgabe des Bürgertums in seinem politischen 
Kampf um die endgültige Verdrängung feudaler Relikte, das lange Fortwirken vor indu- 
strieller Orientierungen in weiten Teilen der Arbeiterschaft, die Existenz konkur- 
rierender Gewerkschaften besonders innerhalb der christlichen Arbeiterbewegung, die 
staatliche Repressionspolitik - alle diese und weitere Faktoren bildeten Rahmenbe- 
dingungen, die einer anderen Entwicklung zwar nicht grundsätzlich im Wege gestanden 
hätten, sie aber doch extrem erschwerten. Nun aber, da der Zustand der Arbeitstei- 
lung zwischen Partei und Gewerkschaften einmal hergestellt worden war, konnte das 
Bestreben letzterer - wie oben ausführlich theoretisch entwickelt - nur noch im 
Ausbau ihrer Stellung als ökonomische Interessenvertretung der Arbeiterklasse im 
Kapitalismus bestehen; alles andere wäre der Selbstaufgabe als Organisation gleich- 
kommen. 
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Aber nicht nur die Entscheidung für einen ökonomisch und einen politisch agierenden 
Teil der organisierten Arbeiterbewegung war bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
gefallen. Auch das zweite, oben theoretisch entfaltete Strukturprinzip des Verhält- 
nisses von Verbänden und Parteien, nämlich das ihrer Rivalität untereinander, wird 
für die Klasse der Lohnabhängigen bereits faßbar. Schmidt/Seichter betonen für die 
Zeit der Sozialistengesetzgebung besonders die "vereinheitlichende Wirkung, die 
durch den Verzicht (der Gewerkschaften, C.S.) auf ausschließliche Bindung an eine 
der beiden Arbeiterparteien erzielt wurde. "19) Hier wird hingegen die Auffassung 
vertreten, daß mindestens ebenso bedeutsam für das Verhältnis von Gewerkschaften 
und Sozialdemokratie die Tatsache wurde, daß erst die Verbindung zur Partei krimi- 
nalisiert war, d.h., daß partei - unabhängige gewerkschaftliche Organisationen eher 
Überlebenschancen besaßen als eng und solidarisch mit der Partei verknüpfte.^) Es 
ist nicht unwahrscheinlich, daß aus dieser Erfahrung die Geburtsstunde des bewußten 
organisatorischen Selbsterhaltungsinteresse der Gewerkschaften entstand, das 1933 
dann so groteske und tragische Ausdrucksformen finden sollte. 

Deutlicher erkennbar wurde die Rivalität beider Organisationen dann in der bereits 
erwähnten Massenstreikdebatte, in der sich die Generalkomnission der Gewerkschaften 
Deutschlands erfolgreich jeden politisch-strategischen Führungsanspruch der Partei 
verbat. 22) Die Gewerkschaften hatten ihr oberstes Ziel in der Verankerung und 
Sicherung ihrer selbst als autonome Organisationen gefunden, und sie kämpften 
ebenso erbittert wie erfolgreich darum. Die Hauptetappen dieser Befestigung der 
gewerkschaftlichen Position bildeten das Vaterländische Hilfsdienstgesetz vom 
2 . 12 . 191623 ) das Zentralarbeitsgemeinschaftsabkommen mit den Arbeitgebern vom 
15 . 11 . 191824 ), die Verankerung der Tarifparteien und ihrer Autonomie in Artikel 165 
der Weimarer Reichsverfassung25) und das Betriebsrätegesetz von 192026 ). Die not- 
wendige Ergänzung dieses Prozesses bestand jedoch in der Verhinderung des Sieges 
der Rätebewegung in der Revolution von 1918, die auf ein erneutes Zusarnnenfuhren 
des ökonomischen mit dem politischen Kampf abzielte2'), und im Abbruch des General- 
streiks gegen Kapp, bevor die Neun-Punkte-Forderungen eine Chance zur Verwirk- 
lichung gehabt hätten. 28) 

Aber zurück zum Kaiserreich. Es bedurfte erheblicher Veränderungen innerhalb des 
unternehmerischen Lagers, bis an gemeinsame autonome Tarifverträge auch nur gedacht 
werden konnte. Entscheidend für die Verbandsbildung innerhalb dieser gesellschaft- 
lichen Klasse war nämlich, daß sie sich durch die ganze Zeit des Kaiserreichs 
hindurch keineswegs darüber einig war, welche gesellschaftlichen und politischen 
Verhältnisse sie anstreben sollte. Dabei erfolgt hier eine Eingrenzung des 'Unter- 
nehmerlagers* auf die verschiedenen industriekapitalistischen Fraktionen, die öko- 
nomisch den Kern des Produktions- und Verwertungsprozesses verkörperten und poli- 
tisch dominierten gegenüber anderen Kapital Sektoren und deren Organisationen. 

In den letzten Jahren sind drei sozialgeschichtliche Studien veröffentlicht worden, 
die hervorragende Informationen über die drei wichtigsten Unternehmerorganisationen 
dieser Zeit liefern: Kaelbles Arbeit über den CDl24a) ^ uilmanns Untersuchung über 
dessen Konkurrenzorganisation, den Bdl25a) # sowie die Studie von Mielke über den 
Hansa-Bund für Gewerbe, Handel und Indurstrie (HB)26a). faßt man die Befunde aller 
drei Arbeiten zusammen und zieht noch die detaillierte Global Untersuchung 
Blaichs 2 ?*) hinzu, so bietet sich das Bild eines zutiefst zerstrittenen und frak- 
tionierten Unternehmerl agers. Die alten Grundstoff-, Schwer- und Textilindustrien 
kämpften im und durch den CDI um Schutz vor der Weltmarktkonkurrenz und um die 
Sicherung ihres Herr-im-Hause-Status in Betrieb und Gesellschaft, zu keinerlei Kon- 
zessionen an die Arbeiterbewegung bereit und zur Stabilisierung ihrer Position auch 
zum Zusammengehen mit den Junkern entschlossen. Damit stand ihnen im BdL ein höchst 
schlagkräftiger und gerade im Umgang mit den politischen Parteien außerordentlich 
geschickter Bündnispartner zur Seite, der sich blendend der modernen Hebel der 
Massenorganisation und -Propaganda zu bedienen wußte. Betrachtet man diese beiden 
Organisationen jedenfalls bis zum Ende des 19. Jahrhunderts, so möchte man glauben. 
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daß die alten gesellschaftlichen Mächte zunächst am erfolgreichsten neue politisch- 
strategische Mittel zur Sicherung ihrer Herrschaft anzuwenden verstanden. 

Angesichts dieses Kartells, das sich gegenüber und im Rahmen der sich ausweitenden 
staatlichen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik sehr erfolgreich durchsetzen 
konnte 28 *), fanden sich 1895 die fertigindustriellen Branchen im Bdl zusammen, um 
sich gegen ihren relativen wirtschaftlichen und politischen Bedeutungsverlust zur 
Wehr zu setzen, der aus dem Zusarrmenspiel zwischen hochkonzentrierter Grundstoff- 
und Produktionsmittelindustrie und staatlicher Bürokratie entstanden war. 29) Der 
Bdl umfasste vor allem kleinere und mittlere Unternehmen der exportorientierten 
Leichtindustrie, die weder an staatlichem Protektionismus noch an kompromißlosen 
Positionen gegenüber den Lohnabhängigen interessiert sein konnten, da ihre Betriebe 
sehr viel stärker auf kooperativen Beziehungen zwischen (Familien-) Unternehmer und 
relativ kleiner, oft recht hoch qualifizierter Belegschaft basierten. 30 / 

Stellte der Bdl somit den "Versuch" dar, "durch eine Schaukelpolitik zwischen 
Schwerindustrie auf der einen, Wachstumsbranchen, dem Bank- und Handelskapitel auf 
der anderen Seite die eigenen Interessen zur Geltung zu bringen" 3 !), und verstand 
er sich als solcher "als schutzbedürftiger industrieller Mittelstand, als aus- 
gleichendes Element zwischen den Extremen von links und rechts" 3 ^), so stellte der 
1909 ins Leben gerufene Hansa-Bund für Gewerbe, Handel und Industrie ein Bündnis 
von Großindustrie, aber auch kleineren leichtindustriellen Betrieben. Banken, Han- 
del, Handwerk und - als angestrebter Massenbasis - Angestellten dar. 33 ) Hier waren 
nun diejenigen Kräfte vereinigt, die auf die Dauer Junkern und Schwerindustrie 
Paroli bieten konnten, aufgrund der objektiven Begünstigung dieser Branchen und 
Sektoren durch die kapitalistische Entwicklung. Daß dies im Kaiserreich nicht mehr 
gelang, wegen der noch inrner zu starken ökonomischen, sozialen und politischen 
Differenzierung des Bürgertums, in dessen heterogener Struktur auch der HB noch 
ungenügend verankert war, hat Mielke zu Recht hervorgehoben. 3 ^) Aber mit seiner 
Gründung war das unternehmerische Lager voll durchorganisiert, die interfraktionel- 
len Gegensätze wurden durch - mehr oder weniger stark konzentrierte - Organisa- 
tionen bestritten, und es zeichnete sich ab, daß auch die interne Einigung der 
Kapitalseite auf organisatorischer Ebene nicht mehr fern war. 33 ) 

Wie in der Einleitung begründet, konzentriert sich die vorliegende Arbeit im Be- 
reich der Verbände auf Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen. Wenn hier 
dennoch der historische überblick über die unternehmerische Verbandsbildung mit der 
Erwähnung von Wirtschaftsverbänden eröffnet wurde, die gerade nicht vorrangig 
Institutionen des innergese 11 schaft liehen Konfliktaustrags waren, sondern ihre 
Aktivitäten weit mehr auf den Staat und dessen spezifisch bestimnte Eingriffe in 
den Wirtschaftsprozeß richteten, so deshalb, weil ihre Entstehung eine frühe Phase 
der Herausbildung unternehmerischer Organisationen überhaupt darstellt, auf die 
über mehrere Stufen erst als letzte die Gründung von Arbeitgeberverbänden 
folgte. 36 ) 

Gerade durch die breitere Darstellung der Wirtschafts verbände wird nämlich deut- 
lich, wie lange die Arbeitgeberorganisationen nur Appendices von CDI und Bdl waren, 
deren Aufgabe im wesentlichen in der Verhinderung des Aufkorrtnens autonomer tarif- 
fähiger Gewerkschaften bestand. Dies wird etwa deutlich, wenn der Bdl zwar 1903 
angesichts des Crimmitschauer Streiks eine gemeinsame Abwehrfront mit dem Rivalen 
CDI bildete, unmittelbar danach aber den Versuch einer eigenen, vom CDI unabhängi- 
gen Arbeitgeberverbandsbewegung unternahm, der erst 1913 sein Ende fand. 3 ') Die 
Arbeitgeberverbände waren zunächst häufig genug "Schutzverbände", deren "Grundten- 
denz der Kampf gegen die Gewerkschaften und für den individuellen Arbeitsvertrag" 
war. 38 ) Es bedurfte der förmlichen Legalisierung der Gewerkschaften und ihrer 
indirekten Stärkung durch sozialpolitische Maßnahmen des Staates 3 ^), zunehmender 
staatlicher Aktivitäten im wirtschaftlichen Bereich sowie der Erfahrung, daß die 
nationale Solidarität der Arbeiterklasse das Konzept des 'individuellen Arbeitsver- 
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träges' ad absurdum führen konnte^), um den Widerstand der auf eine rein regionale 
Abwehrhaltung orientierten Teile der Arbeitgeberverbandsbewegung gegen eine Zentra- 
lisierung der bestehenden Organisationen und gegen die allmähliche Ausweitung ihrer 
Aufgaben zu überwinden. In den Jahren nach 1903 erfolgte sowohl die Konzentration 
der bereits entstandenen Organisationen, wenn auch zunächst - wie erwähnt - noch in 
zwei Dachverbänden (die sich dann aber im Jahre 1913 zur "Vereinigung Deutscher 
Arbeitgeberverbände" - VDA - Zusammenschlüssen), als auch die Erweiterung der ver- 
bandlichen Zielsetzungen.41) Leckebusch schreibt zu diesem Wandel: "Die Definition 
des Arbeitgeberverbandes muß deshalb neu formuliert werden, insofern als sich die 
Arbeitgeberverbände nun darstellen als 'Vereinigungen der Unternehmer in ihrer 
Eigenschaft als Arbeitgeber zum Zwecke ihrer Vertretung in allen Fragen der Sozial- 
politik und der Gestaltung der sozialen Verhältnisse', wobei allerdings die Ziel- 
setzung der Interessenvertretung gegenüber den Arbeitnehmerverbänden bei der Rege- 
lung der Arbeitsbedingungen bestehen bleibt. Die Interessenvertretung wird aber 
durch die Übernahme neuer Aufgaben angestrebt, so z.B. durch die Mitarbeit in 
Ausschüssen der Regierung und Behörden, die Maßnahmen der sozialpolitischen Gesetz- 
gebung entweder anordnen oder ausführen . . . "42) 

Mit anderen Worten: Eigenständige Bedeutung und Gewicht gegenüber den Wirtschafts- 
verbänden erlangten die Arbeitgeberverbände erst im Zuge der Entstehung und Befe- 
stigung autonomer machtvoller Gewerkschaften und im Laufe der Entfaltung sozial- 
staatlicher Aktivitäten, die es zu beeinflussen, verändern oder verhindern galt. 
Von daher wird verständlich, weshalb die Arbeitgeberverbände im Kaiserreich eine 
nur untergeordnete Rolle spielten, war dies doch erst die Zeit der Entstehung der 
verschiedenen Organisationen und des Beginns interventions- und sozialstaatlicher 
Politik. 

Und noch aus einem weiteren Grund bietet sich die detaillierte Betrachtung von CDI, 
Bdl und HB an: Sie liefert nämlich Material für die hier vorgetragene These von der 
Rivalität zwischen Verbänden und Parteien als zweier verschiedener Typen inter- 
essenverarbeitender Organisationen. 

Gegenseitige Nicht-Anerkennung der (noch dazu z.T. in sich gespaltenen) Organisa- 
tionen von Lohnarbeit und Kapital, heftige ideologische Kontroversen besonders 
unter dem Einfluß agrarischer Verbände^) und die zumindest teilweise erreichte 
Direktschaltung zwischen Interessengruppen und obrigkeitsstaatlicher Wirtschafts- 
politik^) - dies waren die Bedingungen, denen die gerade erst sich formierenden 
Parteien ausgesetzt waren, als ihnen die Reichsgründung von 1871 erstmals einen 
nationalen Handlungsspielraum verschaffte. 

Es gehört zum Konsens der historischen Parteienforschung, die Herauskristallisie- 
rung politischer Organisationen um die drei wichtigsten ideellen Strömungen des 18. 
und frühen 19. Jahrhunderts herum anzunehmen: Liberalismus, Konservativismus und 
Sozialismus. 45) Diese "grundlegende(n) Ideenkreise" entsprachen "anfänglich weni- 
ger, dann zunehmend mehr einem genau zu umreißenden Interessenhintergrund."46) sie 
konnten als Ausdrucksformen konkreter Interessen bestimmter Klassen und Schichten 
aber erst dann gelten, als den Parteien verfassungsrechtliche oder mindestens 
gesetzliche Kompetenzen zur Übernahme von Transmissionsfunktionen zwischen dem als 
privat geltenden und dem öffentlichen Sektor der Wilhelminischen Gesellschaft 
zugestanden wurde. 47) Dieser historische Zeitpunkt stellt eine Wendemarke der 
Entwicklung dar, jenseits derer Ideen-, Interessen- und in ersten Ansätzen auch 
schon Volksparteien als unterschiedliche parteiförmige Versuche der Ausfüllung 
dieser Funktionen auszumachen sind. Verbändevielfalt, Ideologiehaftigkeit ihrer 
Auseinandersetzungen und ökonomische Krisen - die oben theoretisch entwickelten 
Rahmenbedingungen für die Dominanz von Ideen- und Interessenparteien innerhalb des 
Parteiensystems waren gegeben. Und so zeichnet sich denn die kaiserzeitliche Par- 
teienlandschaft auch durch imner neue Zersplitterungen verschiedener Lager, 
wachsende Interessenintegration durch Ideologie und zunächst massive Ablehnung der 
politischen Arbeiterbewegung durch die bürgerlichen und agrarischen Parteien aus. 
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Die rechts- und linkskonservativen sowie die rechts- und links liberalen Parteien 
vertraten teils offen interessengebundene Positionen 48), teils betrieben sie die 
Zusanmenfassung von Interessen durch nationalistische, imperialistische und rassi- 
stische Ideologien. 49) Gerade diese Form der umfassenden Interessen integration mit 
dem Ziel der Sicherung einer Massenbasis von Bauern und Kleinbürgern war die Anwort 
zunächst vor allem feudalistischer Kreise auf den Durchbruch der SPD zur Massenbe- 
wegung in den Jahren des Sozialistengesetzes, 50) das wiederum - wie erwähnt - die 
Selbstparlamentarisierung der politischen Organisation der Arbeiterbewegung er- 
zwungen hatte. 51) Aber nicht nur die Wahlerfolge der Sozialdemokratie, sondern auch 
die Tatsache, daß durch die Kontroversen der Verbände immer umfangreichere und 
komplexere Interessenpotentiale aufgegriffen und in die ökonomische und politische 
Auseinandersetzung eingebracht wurden, zwangen den bürgerlichen Parteien den "Über- 
gang von der Honoratiorenpolitik zur Politik mit Massenorganisationen" auf. 52) 

In der SPD und dem Zentrum bestanden zwei Massenparteien, deren organisatorische 
Verankerung bereits über die Erfassung eng begrenzter Sonderinteressen hinausging. 
Die SPD des Kaiserreichs kann - mit einigen Einschränkungen - als Klasseninter- 
essenpartei im oben definierten Sinne betrachtet werden, sie begann allerdings 
schon damit, an die eigentliche Arbeiterklasse angrenzende Interessen mit zu aggre- 
gieren. 53) Das Zentrum verfügte in der Religion über ein wirksames Medium der 
Vereinbarung höchst gegensätzlicher sozio-ökonomi scher Positionen, das aufgrund des 
Fortlebens vorkapitalistischer Traditionen auch in der Zeit des sich voll ent- 
faltenden Kapitalismus starke Integrationswirkungen ausstrahlte. 54) Beide Parteien 
stellen somit auch schon Frühformen der Volkspartei dar, die aber angesichts der 
geschilderten ökonomischen und verbändespezifischen Rahmenbedingungen sowie wegen 
der zeitweiligen Diskriminierung beider Organisationen durch den Staat ihr volles 
politisches Gewicht noch nicht erreichen konnten. 

Wie gestaltete sich nun das- Verhältnis zwischen dieser Parteien- und der zuvor 
beschriebenen Verbändestruktur? Beide Organisationstypen sahen sich mit folgenden 
Tatsachen konfrontiert: 

- Die Massen der Bevölkerung begannen, sozial und politisch in Bewegung zu geraten, 
ein - wie irrtn er begrenztes - Interessenbewußtsein zu entwickeln und auf die 
Realisierung ihrer materiellen Reproduktionsbedürfnisse wie ihrer politischen 
Partizipationsforderungen zu drängen (Massenorientierung). 

- Fast zwanzig Jahre ökonomischer Depression mit nur kurzen Unterbrechungen durch 
schwach ausgeprägte Aufschwungphasen55) forcierten - allgemein gesprochen - den 
Kampf um die Befriedigung der jeweils eigenen, vorrangig ökonomischen Interessen 
ohne Kompromißfindung mit gesellschaftlichen und/oder politischen Kontrahenten. 
Konkret bedeutete dies die tiefgehende Fraktionierung des Kapitals selbst ein- 
schließlich fehlender Einigkeit über ein gemeinsames Vorgehen gegenüber der 
Arbeiterbewegung und dem Staat sowie die erbitterte Ablehnung jeglicher förm- 
lichen Anerkennung der Gewerkschaften durch die ökonomisch und innenpolitisch 
mächtigste Kapitalfraktion. Daraus und aus der erwähnten Massenorientierung wird 
verständlich, daß ökonomische Fragen generell die innenpolitischen Auseinan- 
dersetzungen der Kaiserzeit beherrschten (Ökonomisierung). 

Beide Bedingungen lassen zunächst vermuten, daß die Verbände des Kaiserreichs die 
Parteien überwiegend oder sogar vollständig dominierten, aufgrund ihrer - hinläng- 
lich oft erwähnten - größeren Nähe zur primären gesellschaftlichen Entstehung 
materieller Reproduktionsinteressen. Für die Beziehungen zwischen einzelnen Inter- 
essengruppen und bestirmiten Parteien läßt sich dies auch nachweisen56); aber Blaich 
irrt dennoch nach der hier vertretenen Auffassung, wenn er global formuliert, die 
Geschichte des Verhältnisses von Verbänden und Parteien enthülle "das Bild einer 
mit der Gründung des Deutschen Reiches beginnenden und sich bis 1933 allmählich 
verfestigenden Herrschaft der Verbände über den Staat"57), W as angesichts der bis 
1918 nur unvollständigen Parlamentarisierung des deutschen Staates vollends die 
Machtlosigkeit der Parteien implizieren müßte. 
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Demgegenüber wird hier darauf verwiesen, daß es sehr wohl Tendenzen der Begrenzung 
verband li eher Macht gab: 

- So zeigen die Auseinandersetzungen um die Bismarck 'sehe Sozialgesetzgebung 
zwischen 1878 und 1889, daß die Kompetenzen der Parteien im Reichstag groß genug 
waren, um Maximalforderungen des CDI abzu schmettern und einen verbandsförmigen 
Lernprozeß zu erzwingen, der auf die Aufstellung von Forderungen mit deutlich 
geringerer Reichweite hinauslief. 58) 

- Die stufenweise, immer wieder unterbrochene und durchaus widerwillig betriebene 
Annäherung des CDI an die National liberale Partei, die sowohl durch die völlige 
Inbesitznahme eines möglichen anderen parlamentarischen Ansprechpartners, der 
Deutsch-Konservativen Partei, durch den BdL und dem daraus resultierenden Bedeu- 
tungsverlust der Freikonservativen Partei ebenso erzwungen wurde durch die Auf- 
wertung der Nationalliberalen Partei selbst infolge ihrer guten Verbindungen zum 
Bdl und dem HB, belegt, daß die Verbände auf die Dauer nicht umhinkamen, sich mit 
den 'Pförtnern zur Staatsgewalt' auseinanderzusetzen und sich ihnen teilweise 
auch anzupassen, auch wenn ihnen nach wie vor der direkte Zugang zur staatlichen 
Exekutive und Bürokratie noch möglich war. 59) 

- Das Verhältnis zwischen der von Stresemann stark beeinflußten National liberalen 
Partei und dem Bdl wiederum verdeutlicht ebenfalls, daß weniger von einer pressu- 
re-Beziehung vom Verband zur Partei hin die Rede sein konnte, als vielmehr von 
einer instabilen Kooperation, bei der die Partei immer wieder Vorstöße zur Siche- 
rung eines autonomen Handlungsspielraumes durch die Ausweitung ihres Wählerpoten- 
tials in den Reihen der Arbeiter unternahm. Der Bdl konnte sie daran nicht 
hindern, weil er weder über genügend Finanzmittel verfügte, mit deren Angebot 
(bzw. der umgekehrten Entzugsdrohung) er die Partei hätte disziplinieren können, 
noch eine hinreichend starke Verankerung in der gesellschaftlichen Basis besaß, 
die er in zuführbare oder vorenthaltbare Wählerstinrmen hätte umnünzen können. 50) 

- Schließlich sei noch der Hinweis Mielkes erwähnt, daß auch der Hansa-Bund sich 
gegenüber den National liberalen keineswegs immer durchsetzen konnte, beispiels- 
weise bei der Kandidatenaufstellung, da der Verband über keinen alternativen 
parteiförmigen Ansprechpartner verfügte, den er gegen die National liberale Partei 
hätte ausspielen können. 51) Zwar strebte der HB auch Kontakte zum revi- 
sionistischen bzw. reformistischen Flügel der SPD an, besonders um sein Ziel 
einer Massenbasis von Angestellten verwirklichen zu können^); aber hier rächte 
sich die Stigmatisierung der Sozialdemokratie, die die Partei noch immer aus den 
Reihen der 'etablierten Parteien' verbannte und eine Kooperation, die zugleich 
die Monopolstellung der bürgerlichen Parteien als potentielle Bündnispartner der 
Verbände gewaltig geschwächt hätte, verhinderte. 

Selbstverständlich soll hier weder bestritten werden, daß die großen Unternehmer- 
und Agrar ierverbände die Innenpolitik der Kaiserzeit ganz wesentlich in ihrem Sinne 
beeinflussen konnten, noch, daß einer der wirksamsten Kontrollmechanismen gegenüber 
ausuferndem Verbändeeinfluß, die volle Parlamentarisierung des Staatswesens, damals 
keineswegs vorhanden, die Parteien mithin beileibe noch nicht auf dem Höhepunkt 
ihrer verfassungsmäßigen und realpolitischen Macht angelangt waren. Hier ging es 
vielmehr darum, nachzuzeichnen, daß der Beginn industriekapitalistischer und parla- 
mentarischer Entwicklungen in Deutschland charakterisiert war von einer unab- 
lässigen Rivalität zwischen Interessengruppen und Parteien, anders ausgedrückt, 
zwischen dem qualitativ-funktionalen und dem quantitativ-territorialen Vertretungs- 
prinzip gesellschaftlicher Interessen . Noch schien historisch nicht entschieden, 
welches der beiden sich endgültig durchzusetzen vermochte; die enorme Machtstellung 
einiger Verbände während des Ersten Weltkrieges belegte noch einmal eindrucksvoll, 
wie fruchtbar die Direktschaltung zwischen Verband und Staat ohne den lästigen 
Mittler der Parteien für die Realisierung des Verbandsinteresses sein konnte. 53) 
Noch waren die Unternehmer nicht bereit, sich auf den parteiförmigen Filter ihres 
Staatszuganges einzulassen, seine politischen Gesetzmäßigkeiten der Massen 1 eg itima- 
tion und damit unvermeidlich der Abschleifung von Maximalforderungen für sich 
selbst zu akzeptieren und folglich das Schwergewicht ihrer eigenen Aktivitäten 
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endgültig auf den autonomen gesellschaftlichen Konfliktaustrag mit den Gewerkschaf- 
ten zu verlegen. Denn auch gegenüber der organisierten Arbeiterbewegung hatte sich 
noch keinesfalls die Überzeugung der Unternehmer(verbände) durchgesetzt, man müsse 
mit ihnen leben. So läßt sich die kurze Geschichte der Weimarer Republik als den 
Versuch der Unternehmer und Großagrarier begreifen, den Gang der Geschichte aufzu- 
halten, vielleicht sogar zurückdrehen, und den Siegeszug des Parlamentarismus und 
der organisierten Arbeiterbewegung zu begrenzen, vielleicht sogar wieder zunichte 
zu machen. Hinzu trat verschärfend die Tatsache, daß auch das Unternehmer lager im 
Kaiserreich noch keineswegs 'zu sich selbst gefunden' hatte: Die Fraktionierung 
lebte fort und begünstigte das Bestreben bestimmter Kapital gruppen und ihrer Orga- 
nisationen, zur Politik der Maximalforderunaen zurückzukehren bzw. sie gar nicht 
erst aufzugeben - koste es, was es wolle. (Ähnliches gilt, ohne daß es hier aus- 
führlicher hätte gezeigt werden können, für das Handwerk.) 

Es scheint fast so, als ob 'Etatozentrismus' die Herrschenden ihrerseits beherrscht 
habe; die Orientierung auf den bewahrenden, schützenden und Privilegien sichernden 
starken Staat wurde nicht losgelassen. Man überließ sich nicht der eigenen Macht in 
der Gesellschaft und am Markt, sondern klammerte sich geradezu regressiv an die 
Hilfe des Staates (der sich längst auch für andere gesellschaftliche Gruppen, 
Schichten und Klassen öffnen mußte, wollte er selbst seine notwendigen Legitima- 
tionsgrundlagen erhalten und erweitern). Von autonomem gesellschaftlichem Selbstbe- 
wußtsein gerade der mächtigsten Verbände konnte - bei all ihrer real vorhandenen 
Macht - keine Rede sein. 

3.2) Intransinqenz und Schwäche - Konflikte und Ausbrüche in der Weinarer Republik 
(1918 bis 1952) 



Zunächst sah es jedoch so aus, als ob sowohl das Prinzip des Parlamentarismus als 
auch die organisierte Arbeiterbewegung den Durchbruch erzielt hätten, wenngleich, 
was die Arbeiterorganisationen betrifft, auf eine spezifisch gebrochene Weise. 

Wie die Entwicklung der innenpolitischen Verhältnisse während des Ersten Welt- 
krieges für die Verbändestruktur der Weimarer Republik, insbesondere für die (zu- 
mindest zeitweilige) Anerkennung der Gewerkschaften durch die Unternehmerverbände, 
von zentraler Bedeutung wart), so entschied sich unter dem Druck des Krieges auch 
das Schicksal des Parteiensystems. Die SPD fand endlich die lang geforderte Aner- 
kennung und erreichte die Kooperation mit dem Zentrum und den Linksliberalen. 2) 
Allerdings zahlte sie einen nicht geringen Preis für ihre Zusammenarbeit mit dem 
Bürgertum und der politischen Spitze des Reiches: Im Januar 1916 bildete sich die 
Spartakusgruppe unter der Führung von Luxemburg und Liebknecht , die sich zunächst 
als Teil der 1917 aus Protest gegen die anhaltende Unterstützung der Kriegspolitik 
durch die SPD gegründeten Unanhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
(USPD) verstand, Ende 1918 aber dann eine Fusion mit den Internationalen Kommuni- 
sten Deutschlands einging und die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) grün- 
dete. 3) 

So bestand folgende Lage, als 1918 die ganz wesentlich von der Rätebewegung getra- 
gene Revolution ausbrach: Die Arbeiterbewegung war politisch gespalten in eine 
reformistische, eine zentralistische und eine revolutionäre Partei, die sich gegen- 
seitig die Vertretung der 'wahren' Interessen der Arbeiterklasse streitig machten, 
sich jedoch in der Abwehr der das parlamentarisch-parteienstaat liehe Prinzip im 
Kern bedrohenden Rätebewegung einig waren^); diejenigen Teile des bürgerlichen 
Lagers, denen an der vollen politischen Emanzipation des Bürgertums ebenso wie an 
der endgültigen Brechung der agrarisch-schwerindustriellen Vormachtstellung gelegen 
war, sahen sich zur Kooperation mit den nicht-revolutionären Organisationen der 
Lohnabhängigen genötigt, um sich gegen die alten Herrschaftsstrukturen durchzu- 
setzen 6 ); die schwer industriellen und agrarischen Interessenträger schließlich 
waren angesichts der drohenden Revolutionsgefahr zur vorläufigen taktischen Aner- 
kennung der Republik, ihrer Verbände, Gewerkschaften und Parteien gezwungen. 6 ) 
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Damit waren sich alle maßgeblichen sozio-poli tischen Organisationen im Prinzip (im 
Falle der KPD sozusagen hinter ihrem eigenen Rücken) darüber einig, die Revolution 
zu verhindern oder ihr zumindest durch die Zerschlagung der Rätebewegung die sozia- 
listische Spitze zu nehmen. Angesichts der langen Fortdauer vordemokratischer 
Traditionen auch in der Klasse der Lohnabhängigen kann es daher kaum erstaunen, daß 
es - wie bekannt - 1918 nur zur "Vollendung der bürgerlichen Revolution durch die 
Sozialdemokratie" kam.?) Das Zusamnenwirken der Verbände und Parteien hatte seine 
erste systemsichernde Feuerprobe erfolgreich bestanden - soviel läßt sich in Anbe- 
tracht des Ergebnisses der Revolution auch ohne den Nachvollzug der historischen 
Hauptetappen festhalten. Mit der Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung 
(WRV), die, wenn auch nicht die Parteien selbst, so doch deren unbedingte Voraus- 
setzung: den Parlamentarismus, sowie die Organisation sozio-ökonomi scher Interessen 
von Lohnarbeit und Kapital in Verbänden verbindlich festschrieb, 8 ) waren endlich 
die Voraussetzungen für das Wirksamwerden des verbände- und parteienpolitischen 
Kontinuums gegeben. 



Die Gewerkschaften waren nicht nur vom Staat, der erstmals durch allgemeine, freie 
und gleiche Wahlen legitimiert war und deshalb an keiner gesellschaftlichen Massen- 
organisation mehr vorbeikonnte, darüber hinaus aber ganz wesentlich geprägt und 
getragen wurde von ihrem Bündnispartner SPD^), sondern auch von den Unternehmeror- 
ganisationen als legitime Interessenvertretung der Lohnabhängigen anerkannt worden, 
über die Etappen der staatlich beeinflußten Kriegswirtschaft mitsamt der erzwunge- 
nen Zusammenarbeit von Unternehmern und Gewerkschaften in paritätischen Aus- 
schüssen^), der drohenden Revolution im Gefolge der deutschen Niederlage und des 
von dieser Gefahr bewirkten Abschlusses des Zentralarbeitsgemeinschaftsabkommens 
geriet der - vornehmlich schwerindustrielle - Widerstand gegen die Anerkennung und 
Institutionalisierung der Gewerkschaften als Verhandlungskontrahenten allmählich in 
den Hintergrund. Allerdings betrachtete die Schwerindustrie diesen Zustand durchaus 
nur als von der Situation erzwungen!!), die Zielsetzungen der Arbeitgeberverbände - 
wiewohl "äußerlich den Gegebenheiten und Anforderungen des Krieges angepaßt" - 
waren im Grundsatz 1918 keine anderen als 191412 ), und die Zentral arbeitsgemein- 
schaft zerbrach denn auch, als die "zusarrmenzwingende Kraft des Umsturzes, der 
Revolution, verschwand..."! 8 ) Dennoch blieb es bis zum Ruhreisenstreit des Jahres 
192814) in etwa bei der Existenz eines autonomen und einigermaßen funktionierenden 
Tarifsystems, wenngleich die Formen des Konfliktaustrags noch weit entfernt von den 
überwiegend pragmatischen Verfahrensweisen der 50er und 60er Jahre in der Bundesre- 
publik waren. 15) Eine Besonderheit dabei stellte allerdings des staatliche Schlich- 
tungswesen dar, das Hartwich als Schutz der Arbeitnehmer begreift, als "die Anwen- 
dung staatlichen Zwanges im Dienste einer sozialen Idee".)- 8 ) Er betont den verhäng- 
nisvollen Irrtum der Gewerkschaften, zu glauben, mit dem Hebel des kollektiven 
Arbeitsrechts ihre Unterprivilegierung ohne Rückgriff auf ihre eigene autonome 
Kraft abbauen können!?), wie sie überhaupt in den Jahren der Weimarer Republik auf 
zuletzt tragische Weise etatozentristisch dachten, wenn es eigentlich um gesell- 
schaftliche Machtfragen ging. 



Schneider hat den Prozeß wachsender Verselbständigung der Gewerkschaften gegenüber 
der SPD in jüngster Zeit ausführlich beschrieben! 8 ), der irnner mehr auf eine prag- 
matisch-ökonomische Orientierung ersterer und ihrer wachsenden Ablehnung der ver- 
balradikalen prograrmiati sehen SPD-Positionen hinauslief. Die interorganisatorischen 
Auseinandersetzungen um die Arbeitslosenversicherungsfrage und das Reparationspro- 
blem machen deutlich, daß der ADGB auf die Verbesserung der materiellen Lebenslage 
seiner Mitglieder zielte, die SPD dagegen auf den Erhalt sowohl ihrer Regierungsbe- 
teiligung als auch der Handlungsfähigkeit der Regierung schlechthin.!^) 



Es ist eine der bittersten Lehren aus dem Untergang der Weimarer Republik, daß 
diese interorganisatorische Rivalität, die am Ende das Selbsterhaltungsinteresse 
der Gewerkschaften über das Überlebensinteresse der Arbeiterklasse und ihrer Funk- 
tionäre stellte, keinem der beiden Beteiligten genutzt, aber allen - außer den 
Nutznießern des Faschismus - auf tödliche Weise geschadet hat. Wie selten ist im 
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Zusamnenhang mit gewerkschaftlichem, sozialdemokratischem und kommunistischem Wi- 
derstand gegen die 'Machtergreifung' der Nationalsozialisten die Rede davon, daß 
der ADGB-Vorstand am 14.2.1933 dazu riet, "'die Verbindung mit der KPD oder ihren 
Unterverbänden nicht so weit zu treiben, daß dadurch den Gewerkschaften schließlich 
unüberwindliche Schwierigkeiten erwachsen. '"20) wie selten wird der Satz Lei parts 
von der "'Bereitschaft des ADGB zur Lösung aller Verbindungen zur SPD und zur 
Zusammenarbeit mit den Unternehmern'" erwähnt. 21) Noch am 13. April 1933 bekundeten 
Vertreter des ADGB in einer Besprechung mit der Nationalsozialistischen Betriebs- 
zellenorganisation (NSBO) ihre Bereitschaft, sich in eine von den neuen Machthabern 
zu schaffende Einheitsgewerkschaft einzufügen. Am 2. Mai hatten die freien Gewerk- 
schaften aufgehört zu existieren, noch vor dem Parteiverbot vom 22. Juni, dem SPD 
und KPD zum Opfer fielen. 

Wenn dies hier so ausführlich zitiert wurde, so nicht deshalb, um daraus moralische 
Vorwürfe gegen die Gewerkschaften ableiten zu können, zumal auch in der SPD ganz 
ähnliche Tendenzen zu finden waren23). (Mit einer Ausnahme: Moralisch verwerflich 
war und bleibt das Angebot der Entlassung von Gewerkschaftsfunktionären, die den 
Nationalsozialisten "'aus rassischen oder politischen Gründen' "24) nicht genehm 
waren. Was immer man auch hierfür an Erklärungen Vorbringen können mag: dies war 
die bewußte Freigabe zum Abschuß.) Vielmehr soll diese historische Lektion dem 
Nachweis dienen, wie tiefgreifend Konkurrenz und jeweiliges organisatorisches 
Selbsterhaltungsinteresse das Verhältnis auch zwischen solchen Verbänden und Par- 
teien bestimmen, die eigentlich an derselben Klassenfront für die Verwirklichung 
derselben organisatorischen Ziele angetreten waren. Dies im Auge zu behalten ist 
auch außerordentlich wichtig, will man eine realistische Analyse gegenwärtiger 
politisch-strategischer Orientierungen von DGB und SPD leisten. 

Wie verhielten sich nun die Verbände des Kapitals? Im Gegensatz zur Kaiserzeit 
waren die industriellen Unternehmer nun in einem einzigen Dachverband, dem Reichs- 
verband der Deutschen Industrie (RDI), vereinigt, der 1919 aus der Zusanmenführung 
von CDI und Bdl entstanden war. Ein zweiter wichtiger Unterschied zu der innenpoli- 
tischen Situation vor dem Krieg bestand in der Aufsplitterung der ehemals so 
schlagkräftig organisierten Agrarier, deren Spitzenorganisation, der Reichslandbund 
(RLB), nurmehr ein schwerfällig agierendes "Sammelbecken vielschichtiger und vor 
allem selbständiger Landes- und Provinzial verbände" darstellte.25) Von daher hatte 
einer der schärfsten Konkurrenten des Industriekapitals im Kampf um den direkten 
Zugang zur Staatsmacht deutlich an Einfluß verloren; dafür war ihm in der jetzt 
voll anerkannten und zeitweilig sogar innenpolitisch dominierenden organisierten 
Arbeiterbewegung ein neuer, langfristig gefährlicherer Gegner entstanden. Wie er- 
wähnt, sahen die Unternehmer sich zunächst genötigt, mit den Gewerkschaften zu 
kooperieren und auch das neu geschaffene Tarifsystem mitzutragen. Aber die internen 
Gegensätze zwischen der Schwerindustrie, die weiterhin für eine protektionistische 
Zol Ipol itik26) unc j einen harten 'Herr-im-Hause'-Standpunkt27) eintrat, und den 
exportorientierten und sowohl materiell kompromißfähigen als auch kompromißbe- 
reiteren neuen Wachstumsindustrien28) waren keineswegs beigelegt worden. Zwar gab 
es erste Ansätze autonomer inter- industrieller Einigung29) un d staatsfreier inter- 
verbandlicher Konfliktbewältigung im Tarifsystem^O); aber die gesellschaftliche und 
politische Macht derjenigen Kapitalfraktionen, denen 'die ganze Linie' nicht paßte, 
die glaubten, zum Status quo ante ohne starke und von der Verfassung geschützte 
Gewerkschaften zurückkehren zu können, war noch immer groß genug, um in der ökono- 
mischen Krise ab 1928/29 den Ausbruch aus dem neuen sozio-politischen System insge- 
samt zu unternehmen. 21) 

Denn nicht nur die neuen Verbandsstrukturen der Kooperation mit den Gewerkschaften 
waren der krisengeschüttelten Schwerindustrie zu teuer; auch die Erfahrung (die sie 
mit den Agrariern teilte), keinen ungehinderten Zugang zum Staat mehr zu besitzen, 
schuf eine tiefgreifende Feindseligkeit gegenüber der parlamentarischen Demokratie 
mit all ihren Legitimationszwängen. Denn nun verfügten die Parteien, auch und 
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gerade die der lohnabhängigen Massen, über mehr Kompetenzen als je zuvor in 
Deutschland. 

Die wenigen Jahre, die dem sozio-poli tischen System der Weimarer Republik beschie- 
den waren, bevor es am Widerstand historisch rückwärts gewandter Kräfte zerbrach, 
zeigen also insgesamt das Bild einer Verbändestruktur, in der Konflikte zunehmend 
schärfer akzentuiert ausgetragen wurden. Solange die Reproduktion des Kapitals 
gesichert war und der internationale Konkurrenzdruck nicht übermächtig wurde, waren 
die verschiedenen Kapitalfraktionen zur Kooperation mit den Gewerkschaften bereit, 
und sie nahmen mehrheitlich auch die gestiegene sozialpolitische Kostenlast hin, 
die ihnen der allmählich expandierende Interventionsstaat zur Dämpfung gesellschaf- 
tlicher Konflikte auferlegte. Die Gewerkschaften beharrten zwar verbal auf dem Ziel 
des Sozialismus, aber ihre konkrete Politik beschränkte sich auf die Absicherung 
bzw. in der kurzen Prosperitätsphase zwischen 1924 und 1926/27 auf den Ausbau der 
materiellen Position der Lohnabhängigen im gegebenen System. Die Unternehmerver- 
bände artikulierten einen deutlichen Herrschafts-Standpunkt, und von den Agrarver- 
bänden ging ein zusätzlicher aggressiver Ideologisierungsschub aus. über dieser 
Interessengruppenstruktur erhob sich nun ein Parteiensystem, das in drei Lager 
zerfiel: Die Fraktion der konservativen und extrem nationalistischen Kräfte, zu- 
nächst zu keinerlei politischer Mitarbeit bereit, konnte in der Zeit des Auf- 
schwungs diese Abstinenz nicht länger von den in ihr organisierten Interessen 
rechtfertigen und beteiligte sich aktiv an der politischen Auseinandersetzung. Es 
waren vor allem Parteien wie die Deutsch-Nationale Volkspartei (DNVP) und später 
auch die NSDAP, die die Interessenintegration durch Ideologie betrieben. 

Das bürgerliche Lager der Mitte, zu Anfang der Republik zusammen mit der SPD 
teilweise Träger der 'Weimarer Koalition' (Deutsche Demokratische Partei -DDP -, 
nicht dagegen die rechts von ihr stehende Deutsche Volkspartei -DVP-), zerfiel 
rapide angesichts der Interessenperzeption seiner vornehmlich mitte Isländischen 
Basis, die sich vom Zusanmenspiel zwischen lohnabhängigen und Kapital verbänden 
unter Druck gesetzt fühlte und schnell wechselnden Interessenparteien zulief. Wie 
oben ausführlich entwickelt, mußte dieser Versuch der direkten politischen Einfluß- 
nahme gerade des alten Mittelstandes scheitern; aus der massenhaften Verzweiflung 
und Empörung, an den Rand der Ereignisse in Staat und Gesellschaft gedrängt zu 
werden, erwuchs in ihm ein wesentlicher Teil der Basis der Faschisten, deren Ver- 
sprechen einer Zerschlagung der etablierten sozio-poli tischen Strukturen vornehm- 
lich die Mittelschichten erlagen. 32) 

Einzig das Zentrum als bürgerliche Volkspartei konnte aufgrund der noch immer 
starken Bindekraft seiner konfessionellen Orientierung in etwa seine Basis halten. 

Mit der Arbeit von Döhn33) liegt eine detaillierte und material reiche Studie über 
die Beziehungen zwischen dem RDI und der rechts liberalen DVP vor, die deutlich 
werden läßt, daß auch für die Weimarer Republik die These von der Konkurrenz 
zwischen Verbänden und Parteien zutrifft. Der DVP-Vorsitzende Stresemann selbst 
hatte eine politische Konzeption entwickelt, die ganz klar auf die Sicherung eines 
autonomen Handlungsspielraumes der Partei gegenüber den mit ihr verbündeten Inter- 
essengruppen hinauslief. 34) Die DVP als ganze war zwar eng mit dem RDI verknüpft, 
von dessen Mitgliederfraktionen wiederum am engsten mit der Schwerindustrie35), 
bemühte sich jedoch parallel dazu um den Ausbau ihrer Massenbasis durch feste 
Verbindungen zum Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfenverband (DHV). der größten 
nicht-sozialistischen Arbeitnehmerorganisation der Weimarer Zeit. 36) Gerade das 
Verhältnis von DHV und DVP zeigt aber auch ganz deutlich, wie wenig Widerstand die 
Interessenparteien zu leisten vermochten, als die selbständigen und unselbständigen 
Mittelschichten sich in der ökonomischen Krise durch die vorhandenen politischen 
Organisationen nicht mehr vertreten sahen und für die Propaganda einer mit allen 
strategischen und taktischen Wassern gewaschenen Ideenpartei anfällig wurden. 37) 

Das Schicksal der DVP, die im 1. Reichstag von 6.6.1920 als viertstärkste Fraktion 
65 von 459 Abgeordneten stellte und in den 8. Reichstag von 5.3.1933 noch ganze 2 
von 647 Abgeordneten entsandte^), zeigt ganz klar, daß der Zugriff der Verbände um 
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eine Partei für diese tödlich werden kann, sofern sie sich nicht genügend Freiraum 
gegenüber den organisierten Interessen verschafft. Die DVP war zuletzt kaum mehr 
etwas anderes als das parlamentarische Sprachrohr der schwerindustriellen RDI- 
Fraktion^), und diese zögerte keinen Augenblick, ihren politischen Bündnispartner 
ins Bodenlose fallenzulassen, als sich in der NSDAP ein neuer Stoßtrupp anbot, der 
versprach, sowohl die Gewerkschaften als auch das parlamentarische System als 
ganzes zu liquidieren. Gerade aus der Geschichte der bürgerlichen Parteien in der 
Weimarer Republik wird faßbar, daß die Organisationsform der Partei nur lebensfähig 
ist, wenn sie ihre Funktion der übergreifenden Interessenintegration auch wirklich 
übernimmt. Macht sie sich selbst zur 'Interessengruppe im Parlament '40), so ist sie 
rasch und hoffnungslos den wirklichen Interessengruppen unterlegen, die konsequen- 
ter und kompromißloser, weil den Gesetzen der Mehrheitsdemokratie nicht unterwor- 
fen, Vorgehen können. Schon die innenpolitisch vergleichsweise ruhigen Jahre der 
ökonomischen Krise von 1925/26 ließen die Hilfslosigkeit des zersplitterten, zur 
Interessenaggregation und globalen Steuerung des ökonomischen Reproduktionsprozes- 
ses in keiner Weise fähigen Parteiensystems erkennbar werden. 41j Blaich hat für 
diese Zeit zu Recht die These aufgestellt, "die schwelende Regierungskrise" im 
Oktober 1925 habe "eine erhebliche Schwächung der Staatsgewalt" bedeutet. 42) "Das 
Erlahmen staatlicher Aktivitäten in diesem (wirtschaftspolitischen, C.S.) Sektor 
ermunterte die Wirtschaftsverbände, den entstehenden Freiraum mit eigener Tätigkeit 
auszufüllen "43), wobei zur Verdeutlichung hier für 'Staatsgewalt' zu lesen ist: die 
Macht des Parte ien- Staates. Diese ihre genuine Macht ließen die Parteien verfallen; 
in der zweiten ökonomischen Krise wenige Jahre später standen andere Kräfte bereit, 
sie ihnen gänzlich aus den Händen zu nehmen. 

Die parteipolitische Vertretung der Arbeiterklasse schließlich war nach der Auf- 
lösung der USPD in SPD und KPD gespalten. Durch die ständige Konkurrenz an ihrem 
linken Rand wurde die Sozialdemokratie daran gehindert, ihre längst vorhandenen 
volksparteilichen Ansätze voll zu entfalten; ihrer in Worten systemkritischen 
Politik gelang die Bindung der Mehrheit der Arbeiterklasse an die wesentlich defen- 
sive Partei auch dann noch, als innerhalb der Verbändestruktur ein Teil der Unter- 
nehmer den Gewerkschaften die Zusammenarbeit aufgekündigt und damit begonnen hatte, 
durch die Unterstützung der NSDAP das gesamte sozio-poli tische System zu bedrohen. 
Denjenigen Angehörigen der Lohnabhängigen, die ihre (Klassen-) Interessen von der 
Kooperation der Gewerkschaften mit den Kapitalorganisationen und der SPD mit den 
bürgerlichen Parteien nicht als adäquat vertreten ansahen, stand in der KPD ein 
Auffangbecken zur Verfügung, das in Krisenzeiten rapide anschwoll, ohne doch zu 
einer wirklichen Klassenpolitik imstande zu sein. 44) 

Die völlige Unfähigkeit von SPD und KPD, angesichts der immer drohender werdenden 
faschistischen Gefahr zu einer echten Aktionseinheit zu finden und zusammen mit den 
Gewerkschaften die Lohnabhängigen offensiv zur Verteidigung des parlamentarischen 
Systems zu führen, das doch ihre eigene existentielle Voraussetzung darstellte, ist 
einer der tragischsten Belege für die Richtigkeit der These Greven s von der die 
kapitalistische Herrschaft letztlich stabilisierenden Konkurrenz linker Par- 
teien. 45) Die allzu lang durchgehaltene Tolerierungspolitik der SPD gegenüber den 
Präsidialkabinetten, stets noch in der Hoffnung, das 'kleinere übel' zu unter- 
stützen, sowie ihr Verzicht auf den Aufruf zum offenen Kampf gegen die Nationalso- 
zialisten führte ebenso wie die verhängnisvolle 'Sozialfaschismus '-These der KPD 
dazu, daß beide Parteien einander noch immer als Rivalen bekriegten, als sdie aus 
Überlebensinteressen heraus längst hätten fest zusammenstehen und die Kriegserklä- 
rung der Faschisten offensiv hätten annehmen müssen. 45) 

Bevor schwerindustrielle, großagrarische und einer massenhaften, gleichsam wahnhaf- 
ten Fehl Orientierung verfallene mittel ständische Interessen sich in der ökono- 
mischen Krise zur Beseitigung des sozio-poli tischen Systems vereinigten, dessen 
Folgelasten nunmehr endgültig als zu hoch angesehen wurden bzw. dem man generell 
feindselig und ablehnend gegenüberstand, waren folgende Ansätze des Zusammenspiels 
von Verbänden und Parteien bei erstmaliger voller Übernahme ihrer selektiven Trans- 
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missions- und Legitimationsfunktionen sichtbar geworden: 

- Die Verteilungskonflikte wurden von Gewerkschaften und Unternehmern zwar real 
gemildert, aber beide Seiten bedienten sich eines wachsend konf liktorischen Stils 
der Auseinandersetzung. Hinzu trat die noch immer erhebliche Macht agrarischer 
Interessen, die von jeher die aggressiv-ideologische Form der Interessenaggrega- 
tion betrieben und befürwortet hatten. 

- Zentrum und SPD entwickelten ihre aus der Kaiserzeit übernommenen volkspartei- 

lichen Tendenzen weiter, was vor allem der SPD durch die kooperative Haltung der 
Gewerkschaften zum Weimarer System erleichtert wurde, die die wesentlichste 
Voraussetzung zur Harmonisierung proletarischer, kleinbürgerlicher und neu- 
mittel ständischer Interessen bildete. Beider Integrationsbestrebungen wurden 
allerdings begrenzt: Im Falle der SPD durch die Existenz einer Klasseninteressen- 
partei, der KPD, für das Zentrum durch die allmähliche Unterhöhlung 

konfessioneller Bindungen infolge der unaufhaltsam fortschreitenden Industriali- 
sierung Deutschlands. 47] 

- Bestimmte bürgerliche Parteien gingen sehr enge Bindungen mit einzelnen Kapital- 
fraktionen ein^Ö) bzw. betrieben die explizite Aufnahme von Partikularinteressen 
der Mittelschichten. In diesem Lager versammelten sich demzufolge Ideen- und 
Interessenparteien, die einen immer schneller zerfallend, je mehr sie zwischen 
die Mühlsteine der Auseinandersetzungen zwischen alt- bzw. vorkapitalistischen 
und lohnabhängigen Interessen gerieten, die anderen immer schärfer ideologisch 
orientiert, je fundamentaler die Ablehnung des sozio-poli tischen Systems durch 
die von ihnen organisierten (und anders kaum mehr an die jeweilige Partei zu 
bindenden) Interessen geriet. 

Unter diesen Bedingungen konnte dem Parteiensystem die Integration antagonistischer 
und konkurrierender Interessen spätestens dann nicht mehr gelingen, als eine tief- 
greifende ökonomische Krise die gesellschaftlichen Widersprüche auf die Spitze 
trieb. In der von bestimmten Kapitalfraktionen und Verbänden unterstützten NSDAP 
stand die Partei bereit, die sich selbst als Aufhebung des Parteienstreits ausgab 
und Interessen integration durch Herstellung nationaler und rassischer Interessen- 
identität propagierte. 

Der erste Anlauf des Kontinuums war gescheitert. 

3.3) Herrschaft auf Zeit - Der vorläufige Sieg des qualitativ-funktionalen 
Interessenvertretunqsprinzips im Nationalsozialismus (1933 bis 1945) 

Wenn, wie oben formuliert, die deutsche innenpolitische Geschichte seit 1871 auch 
als die der Rivalität zwischen der verbandsförmigen und parteiförmigen, d.h. der 
einerseits qualitativ-funktionalen, andererseits quantitativ-territorialen Interes- 
senvertretung betrachtet werden kann, so stellen die zwölf Jahre nationalsoziali- 
stischer Herrschaft in Deutschland in gewisser Weise die Durchsetzung des ersteren 
Prinzips dar. Dies scheint auf den ersten Blick widersprüchlich, war doch die NSDAP 
oben als der klassische Fall der Idee npartei bezeichnet worden. Jedoch stellt sie 
keine Partei wie die anderen dar, spätestens nicht mehr seit der Vernichtung der 
parlamentarischen Demokratie. Denn Parteien sind in der vorliegenden Arbeit bislang 
als Organisationsform von Politik unter der Bedingung wenigstens teilweiser, in der 
Regel aber vollständiger Parlamentarisierung des politischen Systems verstanden 
worden. Nicht zufällig begann die historische Darstellung in diesem Kapitel mit dem 
Jahr 1871, in dem die Verfassung des Deutschen Reiches einschließlich des allgemei- 
nen, gleichen, freien und geheimen Wahlrechts zum Reichstag in Kraft trat. Nun aber 
gab es keine Parteien mehr neben der NSDAP, es gab keine allgemeinen und freien 
Wahlen mehr, damit entfiel aber auch der Zwang zur quantitativen Legitimation des 
Staates und seines Handelns. Die NSDAP war nunmehr der einzige 'Pförtner zur 
Staatsgewalt', die sie fest, wenn auch keineswegs monolithisch geschlossen, in 
Händen hielt. Und dennoch waren diese Jahre nicht die der absoluten Herrschaft 
einer keine Alternativen zu sich selbst duldenden Partei; infolge der Angewiesen- 
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heit jedes neuzeitlichen Staates auf Informationen über gesellschaftlichen Problem- 
druck waren gerade jetzt jedenfalls ganz bestirrmte Verbände außerordentlich erfolg- 
reich im Bemühen um Interessenrealisierung, von der Notwenigkeit dabei endlich 
befreit, um konkurrierende Parteien werben und sich den Gesetzmäßigkeiten parlamen- 
tarisch-demokratischer Politik anpassen zu müssen. Damit soll nicht der Auffassung 
das Wort geredet werden, die Zeit der faschistischen Herrschaft in Deutschland sei 
nichts anderes als die tyrannische Herrschaft des Kapitals gewesen - faschistische 
Partei und Kapitalfraktionen waren weder identisch, noch hatten sie stets dieselben 
Ziele oder bedienten sie sich imner derselben Mittel. Nur: Unter der Bedingung 
faschistischer Herrschaft ließen sich bestimmte Interessen bestimmter Kapitalfrak- 
tionen bruchloser denn je realisieren, und das Interesse des Kapitals schlechthin 
an der Schwächung oder gar Zerschlagung der organisierten Arbeiterbewegung (d.h. 
aber: an der beliebigen Reduzierbarkeit des Preises der Ware Arbeitskraft) wurde so 
vollständig und so rasch befriedigt, wie es in keinem anderen politischen System 
denkbar gewesen wäre.*) 

So kann in diesem Abschnitt keine Rede. sein von den Gewerkschaften, auch nicht von 
der SPD und anderen Parteien, denn Kenntnisse über verschiedene Entwicklungen 
einzelner Organisationen im Exil dienen nicht zur Erhellung des Gegenstandes der 
vorliegenden Arbeit: eben der Beziehungen zwischen Verbänden und Parteien jm poli- 
tischen System. Aber die Rede muß sein vom Verhältnis der organisierten Industrie 
und der faschistischen Partei, die hier - der Einfachheit halber, wenn auch histo- 
risch nicht ganz korrekt - mit dem Staatsapparat in eins gesetzt wird. 2) 

Die Schwerindustrie begrüßte alsbald die dem RDI anempfohlene Übernahme des Führer- 
prinzips, die nun weit stärker als die Betrauung der Verbände mit hoheitlichen 
Funktionen während des ersten Weltkrieges die These bestätigte, daß staatlicher 
Organisationszwang mitunter sehr wohl im Interesse gesellschaftlicher Gruppen lie- 
gen und diese unmittelbar stärken kann, nicht zuletzt durch die Vernichtung konkur- 
rierender Organisationen. 3) Blaich hat betont, daß trotz der Gründung der Reichs- 
gruppe Industrie im November 1934, die formell das Ende jeglicher autonomer Ve- 
rbandsbildung bedeutete, der Einfluß der Industrie als Informationslieferantin auf 
die Wirtschaftsgesetzgebung, speziell der rüstungswichtigen eisenschaffenden Indu- 
strie auch noch in der Zeit der Vi er jahrespl anpol itik, bedeutend blieb. 4) Dieser 
Einfluß wuchs weiter nach Kriegsbeginn; zwar umfaßte er nicht die grundlegenden 
politischen und militärischen Entscheidungen, aber auf dem Gebiet der Rüstungswirt- 
schaft dominierten die sogenannten Lenkungsverbände. Auf diesem Gebiet herrschte im 
Grunde - so Blaich - eine Art der "'Industriellen Selbstverwaltung'" in Form der 
eigenverantwortlichen Erfüllung staatlicher Vorgaben durch die Unternehmer bei 
zurückgedrängter Staatsaufsicht. 5) Blaich schließt seine Ausführungen über die 
Wirtschaftsverbände im Nationalsozialismus wie folgt: "Obgleich diese Lenkungsver- 
bände zweifelsohne wirtschaftspolitische Instrumente des nationalsozialistischen 
Staates verkörperten, schuf das System der Selbstverwaltung und der Eigenverantwor- 
tung doch andererseits auch innerhalb einer totalitären Diktatur einen beachtlichen 
Freiraum für die rüstungswichtige Industrie. Daß diese Verbände nicht ausschließ- 
lich die Ziele der politischen Führung verfolgten, sondern auch umgekehrt - in 
bestimmten Grenzen - Interessen der Rüstungsindustrie gegenüber dem Staat geltend 
machen konnten, verbürgte bereits die personelle Verflechtung in ihren Führungspo- 
sitionen. "6) 

Gewiß waren diese keine freien Verbände mehr, sondern staatliche Zwangskörperschaf- 
ten; aber es kann kein Zweifel daran bestehen, daß sie dennoch - in Grenzen, wie 
gesagt - nach wie vor als selektive Transmissionsriemen für Informationen über 
gesellschaftlichen Problem- und Interessendruck zwischen Ökonomie und Staat fun- 
gierten. Mit anderen Worten: Die Kapitalorganisationen sind für die Ausfüllung von 
Aufgaben des Interventionsstaates derart unentbehrlich, daß sie unbeschadet eines 
Wandels der politischen Verfaßtheit der bürgerlichen Gesellschaft bestehen bleiben; 
in ihrer "Funktionsweise" bestehen offensichtlich "nur graduelle, also keine 
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wesentlichen Unterschiede, wenn sie in einer freien oder in einer staatlich ge- 
lenkten Ordnung des Wirtschaftsgeschehens zu agieren haben." 7 ) Als Instanzen der 
Interessenartikulation, -aggregation und -transmission verschiedener Fraktionen des 
Kapitals, dessen prinzipielle ökonomische Herrschaft auch vom Faschismus nicht in 
Frage gestellt wird, können sie unter allen politischen Verhältnissen überleben und 
handeln, während gewerkschaftliche Massenorganisationen auf unbehinderte politische 
Verkehrsformen angewiesen sind. Nur dann nämlich können sie ihre Waffen um die 
Realisation des vollen Wertes der Ware Arbeitskraft einsetzen; eine der hauptsäch- 
lichen Aufgaben des Faschismus bestand aber gerade darin, die Ausbeutung der Ar- 
beiterklasse mit allen Mitteln zu forcieren. 

Die Kosten dieses Versuchs, der notwendig in den Krieg führte^), waren hoch - auch 
für das Kapital, das nicht nur in Teilen gewaltsam vernichtet wurde, sondern vor 
allem durch die Niederlage des Jahres 1945 noch einmal in existentielle Gefahr 
geriet. Aber wenngleich ihre Verbindung mit dem faschistischen Terror die kapita- 
listischen Produktionsverhältnisse im Bewußtsein nicht unerheblicher Teile der 
Bevölkerung kompromittiert hatte, so waren doch - wie gleich zu zeigen sein wird - 
die Bedingungen ihrer Rettung und Restauration in den Westzonen günstiger als 1918 
im Reich. Es ist aber e i n wichtiges Ergebnis der faschistischen Erfahrung des 
Kapitals für seine Neuorganisation in Verbänden festzuhalten: Die Anerkennung der 
Notwendigkeit freier politischer Verkehrsformen und der Gewerkschaften als festem 
Bestandteil eines Systems gesellschaftlicher Konfliktregulierung war in den Reihen 
des Kapitals nach 1945 eine wesentlich grundsätzlichere als nach dem Ersten Welt- 
krieg. Nicht nur die Organisationen der Lohnabhängigen hatten es am eigenen Leibe 
erfahren müssen, daß die 'Folgekosten' des kanalisierten Austrags von Klassenkon- 
flikten in der bürgerlichen Demokratie niedriger sind als unter diktatorischen 
Herrschaftsformen, sondern auch die Unternehmer waren durch die historische Ent- 
wicklung zu der Einsicht gezwungen worden, daß institutionalisierte und massenhaft 
legitimierte Formen der Bestandssicherung kapitalistischer Systeme der lang- 
fristigen Erhaltung ihrer Existenzgrundlagen am ehesten dienen konnten. Die Entste- 
hung bzw. Fortdauer von Wirtschafts verbänden in nicht-demokratisch verfaßten 
Systemen dokumentiert gegenüber der Herausbildung von Arbeitgeberverbänden jeweils 
parallel zur (Re-)Parlamentarisierung Deutschlands, daß gerade auch das Eigen- 
interesse letzterer an ihrer Existenz weit mehr auf die Sicherung repräsentativ- 
demokratischer Verhältnisse gerichtet sein muß als das von branchenspezifischen 
Organisationen zur Beeinflussung der staatlichen Wirtschaftspolitik, die grund- 
sätzlich unentbehrlich sind. 

Mit diesen Erkenntnissen stand daher der Übernahme umfassender Funktionen im sozio- 
politischen System und Prozeß der bürgerlichen Demokratie auch seitens der Arbeit- 
geberverbände nichts mehr im Wege. Fast möchte man formulieren: Ihre Systemintegra- 
tion war endlich gelungen. 

Oder anders ausgedrückt: Erst jetzt hatte die Stunde der Arbeitgeberverbände 
wirklich geschlagen, nun erst konnten sie mehr werden als bloße Anhängsel von 
Wirtschaftsverbänden, die am liebsten ihren Existenzgrund: das Tarifsystem und die 
Gewerkschaften beseitigt hätten und dann diese Beseitigung selbst mit befördert 
hatten. Es ist nicht zufällig, daß bislang wenig die Rede von Arbeitgeberorganisa- 
tionen war, denn historisch-gesellschaftliche Bedeutung konnten sie erst erlangen, 
als alle Kapitalfraktionen sich untereinander über dreierlei einiggeworden waren: 

- über die Notwendigkeit, die Existenz autonomer und starker Gewerkschaften zu 
akzeptieren; 

- über die Vorteile des autonomen, staatsfreien gesellschaftlichen Konfliktaustrags 
mit diesen Gewerkschaften; 

- und damit zumindest implizit über die 'Freigabe' des Staates für die unter indu- 
striekapitalistischen Bedingungen insgesamt geeignetste Konstitutions- und Legi- 
timationsform der parlamentarisch-parteienstaatlichen Demokratie samt ihrer Ge- 
setze begrenzter Autonomie. 

Der Preis für diesen Lernprozeß war hoch, der zeitweilige und partielle Sieg funk- 
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tionaler Interessenrealisation blutia. Aber das Jahr 1945 und die ihm folgenden 
markieren den Zeitpunkt der Einsicht^), daß ein Zusarmienspiel von Verbänden und 
Parteien, bei dem keiner dem anderen die Existenzgrundlage zu entziehen bestrebt 
war, letzten Endes den Interessen auch des Kapitals an seinem langfristigen Fortbe- 
stand dienlicher war als der Versuch maximal istischer Interessenbefriedigung. Die 
Zeiten der Intrasingenz waren vorbei. 

3.4) Der große Konpromiß - Kooperation und Desensibilisierung in der Bundesrepublik 
(1945/49 bis zum Beginn des ühtersuchungszei trauwes ) 

Es empfiehlt sich, in diesem Abschnitt Gewerkschaften, Arbeitgeberverband, das 
westdeutsche Tarifsystem sowie das Parteiensystem getrennt voneinander ausführl- 
icher zu beschreiben, um jene im ersten Kapitel kurz erwähnten konkreten Dimensio- 
nen des Selektivitätsbegriffes in thematischer, personeller und organisationsinter- 
ner Hinsicht deutlich zu machen. Daher erfolgt jeweils zunächst ein knapper Aufriß 
der (Wieder-)Entstehung der verschiedenen Organisationen, um anschließend einige 
ihrer wichtigsten Strukturen etwas näher zu beschreiben. 

3.4.1) Der Deutsche Gewerkschaftsbund 

Wie schon erwähnt, hatte nicht nur im Lager der Unternehmer ein letztlich systemin- 
tegrativer Lernprozeß stattgefunden, sondern auch die gewerkschaftlich organisierte 
Arbeiterbewegung entwickelte sich in den Jahren nach 1945 zu einem eindeutig prag- 
matisch-kooperativen Faktor der deutschen Innenpolitik, der auf höchstmögliche 
Löhne und die Reduzierung von lohnabhängiger Unterprivilegierung im System selbst - 
also auf den oben theoretisch beschriebenen Abbau von Verkürzungen des Status des 
freien und gleichen Warenbesitzers - hinarbeitete. 

Wenn schon 1918, angesichts einer revolutionären innenpolitischen Situation und 
weitgehender Freiheit des Reiches von militärischer Besatzung das Bestreben der 
Gewerkschaftsführung nur auf die Etablierung einer bürgerlich-parlamentarischen 
Demokratie und auf die Verankerung der lohnabhängigen Organisationen selbst als 
einem von zwei Tarif'partnern' gerichtet gewesen war, um wievieles weniger konnte 
1945 von einer konsequent systemtranszendierenden und darin auch noch erfolgreichen 
Gewerkschaftspolitik ausgegangen werden.!) Folgende Rahmenbedingungen waren von 
Anfang an der Entstehung einer integrierten und auf die Errichtung sozialistischer 
Produktions- und Herrschaftsverhältnisse zielenden Organ isationsfonm der Arbeiter- 
bewegung hinderlich und führten letzten Endes zum Wiederanknüpfen an die Arbeits- 
teilung zwischen SPD und Gewerkschaften mitsamt der erneuten Aufnahme des Weimarer 
Konzepts der Wirtschaftsdemokratie^) 

- Die Tatsache, daß der Faschismus nicht von innen zerschlagen wurde, sondern große 
Teile der Bevölkerung - von seiner Ideologie nicht unberührt geblieben - den Mai 
1945 als bittere Niederlage empfanden, führte zu einer Bewußtseins läge breiter 
Schichten, die eher auf Rückzug aus der Politik und auf schnellstmöglichen 
Wiederaufbau gerichtet war als auf einen langen Kampf um die grundsätzliche 
Neuordnung der gesellschaftlichen Verhältnisse. 3) Diese Haltung sollte dann durch 
den nach 1950 einsetzenden rasanten Wirtschaftsaufschwung quasi belohnt und 
dadurch weiter befestigt werden. 

- Die Politik der Westalliierten konnte grundsätzlich nicht darauf ausgerichtet 
sein, die Entstehung eines sozialistischen Deutschlands zuzulassen; spätestens 
mit dem Beginn des Kalten Krieges im Frühjahr 1947 war offenkundig geworden, daß 
sie aktiv auf die Restauration kapitalistischer Verhältnisse hinarbeiteten. 

- Angesichts dieser Lage, unter dem Einfluß ideologischer Traditionen der Weimarer 
Zeit zwischen Wirtschaftsdemokratie und Antikomnunismus stehend^), noch der kol- 
lektiven traumatischen Erinnerung verhaftet, der physischen Liquidierung nur 
knapp entgangen zu sein, und massiven Behinderungen durch die Westalliierten 
ausgesetzt^), reagierten die Gewerkschaftsleitungen defensiv. Sie konzentrierten 
sich in zunehmendem Maße auf den Kampf um die Wiederherstellung ihrer Position 
von 1918, und sie überließen wiederum der SPD vertrauensvoll die Aufgabe, im 
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Parlament grundsätzliche Neuordnungen der gesellschaftlichen Beziehungen durchzu- 
setzen, die sie im Prinzip durchaus wünschten. Diese Hoffnung wurde noch weit 
mehr enttäuscht als nach 1918°); nach allem, was über die Aktionsmöglichkeiten 
der Arbeiterparteien gesagt wurde, mußte sie auch enttäuscht werden, aber der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) blieb dabei, die ökonomische Interessenvertre- 
tung der Arbeitnehmer zu sein, und im Grunde, trotz aller programmatischen Be- 
schwörungen, sonst nichts. w Allerdings stellte er auch die erste wirkliche 
gewerkschaftliche Monopol Organisation in der deutschen Geschichte dar; in (par- 
teipolitischer Hinsicht war der Zustand der Einheitsgewerkschaft endlich er- 
reicht. 

Etappen des Zurückweichens und der Selbstbeschränkung lassen sich wieder - wie zu 
Anfang der Weimarer Republik - klar identifizieren. 8) Der Weg führte von der abso- 
luten Priorisierung des Zieles: schneller Wiederaufbau im Jahre 1945 über die 
Einrichtung von Industriegewerkschaften, deren Macht die Schwäche des Dachverbandes 
entsprach, die Hinnahme der Spaltung Deutschlands - manifest geworden seit der 
Währungsreform von 1948 -, die Unterstützung des Marshall -Planes, den Verzicht auf 
eine Konfrontation mit den Westmächten, als diese die Verankerung von Soziali- 
sierungsforderungen in einzelnen Länderverfassungen zu verhindern suchten, die 
Selbsteinbindung in die Adenauer sehe Politik der Westintegration und Remilitarisie- 
rung, die Entkoppelung der Forderungen des Münchner Programms von 1949 nach gleich- 
zeitiger Sozialisierung von Schlüsselindustrien und Mitbestimmung in der Auseinan- 
dersetzung um das Montan-Mitbestimnungsgesetz von 1951 bis hin zur Einstellung 
außerparlamentarischer Aktionen im Kampf gegen das geplante Betriebsverfassungsge- 
setz von 1952, die allein auf die Zusicherung von Verhandlungen mit der Regierung 
hin erfolgte. 

Ergebnis dieses siebenjährigen Prozesses war, daß die DGB-Gewerkschaften, die nach 
der unmittelbar voraufgegangenen Erfahrung des Faschismus noch ein deutliches 
Bewußtsein von der destruktiven Kraft kapitalistischer Verhältnisse besessen 
hatten, sich auf die resignativ-pragmatische Orientierung zurückzogen, aus diesen 
Verhältnissen an materiellen Vorteilen für die Lohnabhängigen (und an gesellschaft- 
licher Macht und politischem Einfluß für sich selbst) herauszuholen, was sie zu 
bieten hatten. In den fünfziger und frühen sechziger Jahren war dies in der Tat 
nicht wenig, und der Übergang von der "expansiven" zur "aktiven" Lohnpol itik^) 
schien sich zu rechtfertigen. Erst seit der Rezession 1966/67 enthüllte sich in 
zunehmendem Maße, daß sich an der strukturellen Unterprivilegierung der Lohnab- 
hängigen und ihrem Unterworfen-Sein unter die zyklischen Schwankungen des Kapital- 
verwertungsprozesses nichts grundsätzliches geändert hatte. 

Es wird Aufgabe des empirischen Teils der vorliegenden Arbeit sein, zu untersuchen, 
welche Veränderungen dies für die Politik der Gewerkschaften mit sich brachte. Hier 
soll zunächst entwickelt werden, was thematische Selektivität der Gewerkschaften 
heißt, welche Elemente 1 ohnabhäng i gen I n teres senbewußt se i ns und lohnabhängiger 
Interessenpotentiale sie aufgriffen und welche nicht. Dabei ist das Ziel der Dar- 
stellung, ein Bild des DGB zu zeichnen, wie er sich etwa bis zum Beginn des Unter- 
suchungszeitraums im wesentlichen entwickelt hatte, allerdings ergänzt um einige 
notwendige Vorgriffe auf die Jahre nach 1966. 

Das Aktionsprogramm des DGB von 1955 gilt als Wendepunkt zur "programmatische(n) 
Anpassung" und zum Rückzug der Gewerkschaften "auf das Gebiet der Tarifpolitik". 10) 
Anders ausgedrückt läßt sich das Feld ihrer Aktionen definieren als jener Bereich, 
in dem um den Preis der Ware Arbeitskraft, die unmittelbaren Bedingungen ihrer 
Vernutzung im Produktionsprozeß, die Bereitstellung der langfristigen Voraussetzun- 
gen ihrer (Re-) Produktion sowie um die paritätische Mitbestimmung verhandelt werden 
sollte. 11) Von diesem Forderungskatalog zielte nur der letzte Punkt tendenziell 
über die gewerkschaftliche Rolle als Verkaufsagentur der Ware Arbeitskraft hinaus 
auf die Herstellung voller Gleichheit und Freiheit aller Warenbesitzer, nahm also 
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die unmittelbare Erfahrung sozialen Ausgeliefertseins der Lohnabhängigen in Betrieb 
und Produktion auf - allerdings in spezifisch gewendeter Form.12) 

Dieser gewandelten Programnatik entsprach eine veränderte lohnpolitische Konzep- 
tion, die als 'aktive Lohnpolitik' bezeichnet, aber tunlichst nicht näher von den 
Gewerkschaftsführungen konkretisiert wurde. Sie beinhaltete, "die Tarifpolitik den 
Systemerfordernissen anzupassen", und zwar in Gestalt einer de-facto-Hintansetzung 
von Umverteilungszielen, die bei konsequentem Verfolg Stabilität und Wachstum des 
ökonomischen Prozesses hätten gefährden müssen^). Dabei sicherte die "inhaltliche 
Unbestimmtheit" dieses Konzepts den einzelnen Gewerkschaftsleitungen "jenen hohen 
Grad an Elastizität, der erforderlich war, um zwischen den Ansprüchen der Mitglie- 
der und den Stabilitätserfordernissen der Wirtschaft zu balancieren."^) Die Formel 
von der aktiven Lohnpolitik, die bei allen prograrmiatisch-verbalen Differenzen 
zwischen den Einzelgewerkschaften auch heute als die dominierende Leitlinie der Ta- 
rifpolitik gelten muß^), kann folglich als einer der frühesten und kontinuier- 
lichsten Filter der innergewerkschaftlichen Interessenaufnahme und -Umformulierung 
betrachtet werden. Er lieferte das Raster, das die Gewerk Schafts spitzen benötigten, 
um aus den an der Basis entstehenden Forderungen nur jene aufzugreifen, die länger- 
fristig den Akkumulationsprozeß nicht gefährdeten und damit zugleich die Verkaufs- 
chancen der Ware Arbeitskraft erhalten halfen. Zugleich räumte er den Einzelgewerk- 
schaften den erforderlichen Hand lungs spiel raum bei der Anpassung ihrer jeweiligen 
Tarifpolitik an die ökonomischen Bedingungen innerhalb 'ihrer' Branchen und Sekto- 
ren ein. 16) 

Mit dem Düsseldorfer Programm des DGB von 1963 wurde aus der pragmatischen die 
ideologische Anpassung an das sozio-ökonomische und politische System der Bundesre- 
publik.! 7 ) In diesem Dokument bezeichneten sich die DGB-Gewerkschaften als "gemein- 
same Organisation der Arbeiter, Angestellen und Beamten", welche "die wirtschaftli- 
chen, sozialen und kulturellen Interessen aller Arbeitnehmer und ihrer Familien" 
wahrnehme, "den Erfordernissen des Gesamtwohls" diene, deren Aufgabe es bleibe, "am 
Ausbau des sozialen Rechtsstaates und an der demokratischen Gestaltung der Gesell- 
schaft mitzuwirken" und die daher "zum entscheidenden Integrationsfaktor der Demo- 
kratie und zur unentbehrlichen Kraft für eine demokratische Fortentwicklung auf 
politischem, wirtschaftlichem und kulurellem Gebiet" werde. 18) Bei aller Anerken- 
nung der "allgemeine(n) Anhebung des Lebensstandards" beharrten die Gewerkschaften 
auf der Erkenntnis: "Aber die Ungerechtigkeit der Einkommens- und Vermögens Vertei- 
lung, die Abhängigkeit vom Marktgeschehen, von privater Wirtschaftsmacht und die 
Ungleichheit der Bildungschancen sind nicht überwunden." Ihre Gegenstrategie 
schließlich lautete: "Die Gewerkschaften kämpfen um die Ausweitung der Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer. Damit wollen sie eine Umgestaltung von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft einleiten, die darauf abzielt, alle Bürger an der wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Willensbildung gleichberechtigt teilnehmen zu las- 
sen."^) 

Damit waren die Maßstäbe thematischer Interessenselektion verbindlich formuliert: 
Sozio-ökonomische Interessenvertretung von Warenbesitzern, Herstellung ihrer vollen 
Gleichberechtigung innerhalb des Systems und Selbsteinbindung der Gewerkschaften in 
dessen ökonomische und politische Formen. 20) Auch in den beiden folgenden Aktions- 
programmen von 1965 und 1972 sollte sich daran nichts Grundsätzliches ändern; 
lediglich der Umfang der Forderungen betreffs der allgemeinen (Re-)Produktionsbe- 
dingungen der Arbeitskraft wurde erweitert, und mit der Neuaufnahme des Zieles 
einer besseren Vermögensverteilung im Jahre 1965 wurde etwas intensiver noch auf 
die Erfahrungen sozialer Disparitäten zu Lasten der Lohnabhängigen zurückgegrif- 
fen. 21) Der wachsende Einbezug von Problemen der allgemeinen Lebenslage der Lohnab- 
hängigen reflektierte dabei, daß im Zuge der immer weiter gehenden Vergesellschaf- 
tung des Produktionsprozesses Lohn-, Arbeits- und Reproduktionsbedingungen immer 
enger zusammenwachsen22). in ihrer Aufnahme in die Programnatik der Gewerkschaften 
hat man daher keine Wandlung in der Stoßrichtung ihrer Politik zu erblicken; es 
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geht nach wie vor um die Sicherung der Bedingungen eines kontinuierlichen Verkaufs 
der Ware Arbeitskraft, nur haben sich diese eben verändert. 23) 

Das neue DGB-Grundsatzprograirm aus dem Jahre 1981 setzte diesen Trend insoweit 
fort, als es besonderes Gewicht auf die Aufstellung und Durchsetzung qualitativer 
Forderungen gegenüber quantitativen issues legte. So stand das Recht auf sichere 
Arbeitsplätze nun auf dem ersten Platz der Ziel 1 iste, die Folgen der von den 
Unternehmern seit Ausbruch der Krise 1973/74 enorm intensivierten Rationalisie- 
rungsprozesses für die Lohnabhängigen wurden verstärkt thematisiert, und die Forde- 
rungen nach einer Verbesserung der gesellschaftlichen Infrastruktur zugunsten der 
abhängig Arbeitenden erhielten noch mehr Gewicht. 24) Der empirische Teil der vor- 
liegenden Arbeit und ihr Schlußabschnitt werden deutlich machen, wie kompliziert, 
in sich widersprüchlich und fortlaufend von Rückschlägen bedroht dieser graduelle 
Wandel war, ebenso wie die teilweise Rückbesinnung auf die eigene, gesellschaft- 
liche, autonom einsetzbare Macht gegenüber dem Appell an den Staat, die ebenfalls 
in diesem neuen Programn zu finden ist. 25) Denn bei dem Versuch der Durchsetzung 
der genannten Forderungen stehen den Gewerkschaften grundsätzlich zwei Wege offen: 
Ihre Erfüllung kann entweder in direkter gesellschaftlicher Auseinandersetzung mit 
den Unternehmern im Wege des Tarifvertrages angestrebt werden26); oder die Gewerk- 
schaften suchen durch Einflußnahme auf das politische Entscheidungszentrum eine 
öffentliche Maßnahme zu bewirken. Abgesehen davon, daß auch und gerade die deut- 
schen Gewerkschaften nicht frei von der bereits diskutierten Tradition dieses 
Landes geblieben sind, die Lösung fast aller Probleme vom Staat zu erwarten27), 
bietet sich prinzipiell der zweite Weg mit wachsendem Allgemeinheitsgrad der Forde- 
rung und zunehmendem Umfang des Kreises der Betroffenen in immer stärkerem Maße 
an. 28) Welche Strategie die Gewerkschaften je konkret wählen, dürfte auch in ihren 
eigenen Reihen nicht unumstritten sein. Während Seitenzahl als einer der wissen- 
schaftlichen Funktionäre des DGB für eine i nhal t 1 iche Auswe i tung des Aktionsfeldes 
der Tarif au tonomie plädiert, die - bei Erfolg - die Chance gewerkschaftlicher 
Selbstlegitimation durch Leistung unmittelbar vergrößern würde29), tendieren die 
Einzelgewerk schäften - wohl vor allem aufgrund ihrer Branchenorientierung - zum 
Teil weit mehr dazu, die Tarifverträge von allem freizuhalten, was sich nicht 
direkt auf den Verkauf der Ware Arbeitskraft bezieht. 30) 

Welche Personengruppen wurden nun von dieser thematischen Auswahl stärker angespro- 
chen und welche schwächer; welche Fraktionen der lohnabhängig Arbeitenden rekru- 
tierte der DGB vorrangig, und welche traten eher in den Hintergrund? Mit anderen 
Worten: Welche personelle Selektivität entsprach diesem thematischen Angebot? Diese 
Fragen besitzen nicht unerhebliche Bedeutung auch für die Klärung des Problems, 
weshalb sich der DGB so nahtlos in die sozio-politische Landschaft der Bundesrepu- 
blik eingefügt hat. Denn eine Möglichkeit, zu verhindern, daß potentiell dysfunk- 
tionale Interessen31) zum Störfaktor verbandlicher Politik werden, besteht darin, 
die Träger solcher Interessen tendenziell weniger stark zu organisieren als dieje- 
nigen, deren subjektive Ziele mit den objektiven Funktionen und dem Selbsterhal- 
tungsinteresse des Verbandes eher übereinstimnen. Im Falle der Gewerkschaften 
bestünde eine derartige personelle Selektivität darin, vor allem aus jenem Teil der 
Lohnabhängigen die eigene Basis zu rekrutieren, der sich selbst am widerspruchs- 
freiesten als freier und mehr oder weniger gleichberechtigter Warenbesitzer empfin- 
det und auch die geringsten Schwierigkeiten hat, seine Ware am Arbeitsmarkt zu 
verkaufen. Wenn im folgenden einige sozialstrukturelle Daten der DGB-Mitglieder 
unter diesem Aspekt betrachtet werden, soll aber nicht der Eindruck erweckt werden, 
als ob bewußt bestimmte Statusgruppen stark oder schwach organisiert würden. Viel- 
mehr setzen sich Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Verankerung mehr oder weniger 
unabhängig vom Wollen ihrer Führung durch als Folge der Übernahme der Funktion als 
Transmissionsmedium und als Verkaufsagentur der Ware Arbeitskraft. Als solche sind 
die Gewerkschaften eben für manche Berufsgruppen besonders attraktiv und für andere 
weniger, so daß sich in der Mitgliederstruktur objektive Gesetzmäßigkeiten verband- 
licher Politik wider spiegeln. 
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Grundsätzlich ist die Mitgliederstruktur des DGB (d.h., der in ihm zusanmengeführ- 
ten Einzelgewerkschaften insgesamt) von einer Überrepräsentation der Arbeiter und 
entsprechend geringerer Vertretung von Angestellten gekennzeichnet. 1969/70 waren 
58% aller abhängig Beschäftigten Arbeiter, die aber 76% aller DGB-Mitglieder aus- 
machten. Die Vergleichszahlen für die Angestellten belaufen sich auf 35,3% bzw. 
14,3%, für die Beamten auf 6,7% bzw. 9 , 7 %. 32 ) insbesondere die Angestellten , die in 
dem sozialstrukturellen Schema von Bierbaum u.a. unter die Kategorie des aggregier- 
ten Personals und der kommerziellen Lohnarbeiter fallen^) sind den Vorstellungen 
von Gleichheit, Freiheit und Leistung so stark verhaftet^), daß ihre daraus resul- 
tierende individuelle Aufstiegsorientierung die notwendige innergewerkschaftliche 
Solidarität im Konfliktfall beeinträchtigen könnte. Bei der Organisation der Ange- 
stellten wirkt sich die personelle Selektivität damit zugunsten der Aufrechterhal- 
tung gewerkschaftlicher Konfliktfähigkeit als einer wesentlichen Voraussetzung der 
Selbstlegitimation durch (erkämpfte) Leistung aus. Ähnliches gilt für die starke 
Unterrepräsentation von Frauen^ ; , die aufgrund geschlechtsspezifischer Sozialisa- 
tion und Rollenteilung zumeist weit weniger konfliktbereit sind als Männer. 
Gleichzeitig ist der DGB damit auch in der Kerngruppe der lohnabhängigen Klasse am 
festesten verankert; jener Kerngruppe, über deren Bewußtsein(sentwicklung), Forde- 
rung und Widerstandspotentiale Klarheit bei Unternehmern, Parteien und Staat beste- 
hen muß, soll nicht durch allzu einseitig selektive Maßnahmen der Aufstand dieser 
außerordentlich droh- und konfliktfähigen Gruppe provoziert werden. 

Für die oben hinsichtlich der inneren Widersprüchlichkeit gewerkschaftlicher Poli- 
tik aufgestellten Thesen ist aber bedeutsamer die anteilig schwache Vertretung 
derjenigen Gruppen von Lohnabhängigen, die potentiell deutlicher als andere zur 
Thematisierung sozialer Abhängigkeit neigen, da sie sie entweder täglich massiv 
erfahren oder aber sich lebensgeschichtlich noch nicht passiv-resignativ mit ihr 
abgefunden haben. Diese letzte Gruppe der Jugendlichen und jungen Lohnabhänfligen 
ist im DGB deutlich unterrepräsentiert: Im April 1963 waren 21 % aller abhängig 
Beschäftigten 24 Jahre alt oder jünger; ihr Anteil an den DGB-Mitgl iedern betrug im 
Herbst 1964 aber lediglich 9%.36) während der Organisationsgrad der verschiedenen 
Altersgruppen ab 35 Jahren von 43% auf 62% (65 Jahre und älter) steigt, bewegt er 
sich für die unter 20jährigen bis zu den 34jährigen zwischen 11% und 24%. 37) 
Diejenigen Lohnabhängigen also, die erstmals oder erst seit kurzem mit der Tatsache 
allseitigen Ausgeliefertseins in der Arbeitswelt konfrontiert werden, sind nur zu 
einem Viertel höchstens organisatorisch erfaßt; es dürfte kein Zufall sein, daß das 
tendenziell stärkere Engagement dieser Gruppe in konf liktorischen Situationen, das 
aus der noch fehlenden eindeutigen Identifikation mit einer gegebenen Lebenslage 
erwachsen kann, dem gewerkschaftlichen Handeln entgeht, dieses Potential folglich 
in weiten Teilen dem Desinteresse an der gewerkschaftlichen Politik überhaupt ver- 
fällt. 

Die zweite Gruppierung, die über starke Erfahrungen der Abhängigkeit im und vom 
Produktionsprozeß verfügt, sind die an- und ungelernten Arbeiter , die im Schema von 
Bierbaum u.a. wohl den größten Teil der Kategorie des Maschinenpersonals ausmachen 
dürften. 38) über dessen Bewußtsein schreiben die Autoren, daß es zwar einerseits 
tendenziell illiberaler geprägt ist und eher zur Zustimmung zu autoritären Parolen 
neigt als das anderer Teile der Lohnabhängigen39J. Aber andererseits läßt die 
besonders weitgehende Unterwerfung dieser Gruppe unter den krisenhaften Kapitalver- 
wertungsprozeß sie "die sozialen Gegensätze deutlicher wahrnehmen, so daß der 
Widerspruch im Bewußtsein von der Gesellschaft (bei ihr, C.S.) ganz unmittelbar und 
krass hervortritt", wodurch nach Meinung von Bierbaum u.a. in der ökonomischen 
Krise seit 1974 ein "Prozeß der Auflösung illusionärer, nTr^ mehr zeitgemäßer 
Vorurteile" über die bürgerliche Gesellschaft bis zu einem gewissen Grad tatsäch- 
lich eingeleitet worden sei. 40) 

Wie steht es nun mit der organisatorischen Erfassung dieses Personenkreises durch 
die Gewerkschaften? 1964 waren 20% der ungelernten, 35% der angelernten und 48% der 
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Facharbeiter Mitglieder im DGB. Die Zahlen für 1961 lauten 325», 39# und 50#. 41) Die 
an- und ungelernten Arbeiter stellen mit 43# nach den Arbeiterinnen (56#) den 
weitaus höchsten Anteil von an den Gewerkschaften uninteressierten Lohnabhängi- 
gen42), so daß folgende These plausibel erscheint: Die an- und ungelernten Arbeiter 
stellen im wesentlichen das Potential von abhängig Beschäftigten, dessen Bewußtsein 
am widersprüchlichsten, daher im Falle eines kollektiv-solidarischen Lernprozesses 
tendenziell am ehesten radikal isierbar ist. Gerade diese Gruppe aber wird von den 
Gewerkschaften relativ wenig organisiert und bleibt so dem Ausweichen in die Re- 
signation bzw. in eine kompensatorische Konsumorientierung überlassen, dem das 
Desinteresse am Gewerkschaftsbeitritt entspricht. Die Gewerkschaften vermeiden 
damit ihrerseits die Aufnahme von allzu vielen Interessenträgern, deren Ware am 
Arbeitsmarkt vor allem in ökonomisch schlechten Zeiten nur schwer abgesetzt werden 
kann und die damit die immanenten Grenzen des sozio-ökonomischen Systems am ehesten 
aufzeigen könnten. 

Im Umkehrschluß und anhand der sozialstrukturellen Daten, die Nickel als die häu- 
figsten bei Gewerkschaftsmitgliedern angibt43), läßt sich der 'typische Gewerk- 
schafter' wie folgt beschreiben: Er ist ein männlicher, nicht mehr ganz junger 
Facharbeiter, der mithin über ein beachtliches Qualifikationsniveau und Berufser- 
fahrungen verfügt, die ihm den Verkauf seiner Ware Arbeitskraft nicht unerheblich 
erleichtern. Er arbeitet vornehmlich in Großbetrieben, in denen der geringere 
Spielraum in der individuellen Arbeitsgestaltung44) das Entstehen arbeitsinstrumen- 
teller und konsumorientierter Haltungen begünstigt ^) % was wiederum die thematische 
Interessenselektion und gewerkschaftliche Konzentration auf quantitative Lohnfragen 
enorm erleichtert. Auch traditionell und parteipolitisch ist er der Denkwelt der 
DGB-Gewerkschaften eng verbunden, denn er entstammt häufig Familien, die seit 
Generationen gewerkschaftlich organisiert sind, und die SPD ist oft die von ihm 
favorisierte Partei. 

Die Skizze der gewerkschaftlichen Tarifpolitik nach dem Ende des hier betrachteten 
Untersuchungszeitraums im Schlußteil der vorliegenden Arbeit wird deutlich zeigen, 
wie dominierend die Interessen dieses Mitgliederpotentials für die Politik des DGB 
in der ökonomischen Krise der späten siebziger und frühen achtziger Jahre waren. 
Man kann dies in der Tat auf die Formel reduzieren: Rationalisierungsfolgen und 
Arbeitslosigkeit, die beiden bedeutendsten qualitativen issues dieser Jahre, wurden 
Thema der Gewerkschaftspolitik erst dann, als sie ihr Stamipotential, die Fachar- 
beiter, ernsthaft zu bedrohen begannen. 46) 

Mit diesem Mitgliedstypus also läßt sich am ehesten die Übernahme der beschriebenen 
Funktionen durch die Gewerkschaften vereinbaren, aber weder ist er der einzige, der 
in der gewerkschaftlichen Organisation vertreten ist, noch ist auch er bereit, 
beliebig weit im konsequenten Verfolg seiner materiellen Interessen zurückzu- 
stecken. In einer Umfrage unter Gewerkschaftsmitgliedern votierten 51# der Befrag- 
ten für eine ausschließlich partikulare Interessenvertretung seitens ihrer Organi- 
sation, wobei aber 84# davon überzeugt waren, daß die Gewerkschaften dies eben 
nicht real täten, sondern das Allgemeinwohl bei ihren Aktionen imner auch im Auge 
behielten. 47) wie aus dieser Einschätzung das spontane Aus-dem-Ruder-Laufen der 
Basis werden kann, wenn der Eindruck zu stark wird, das Allgemeinwohl stehe im 
Vordergrund der gewerkschaftlichen Politik, haben die Septemberstreiks des Jahres 
1969 schlagend gezeigt. Zwar ist zu betonen, daß diese Streiks eine rein ökonomi- 
sche Ausrichtung hatten und in der Phase des Aufschwungs allein auf die Beseitigung 
des starken Lohn-lags zielten, der von den allzu kooperativen Gewerkschaften mit 
verursacht worden war4Ö), mithin nur um den vollen Preis der Ware Arbeitskraft 
gekämpft wurde. Dies ändert aber nichts an der Tatsache, daß spontane Streiks zu 
den "Indikatoren für Legitimationsschwächen und Regul ierunasdefizite des traditio- 
nellen Verhandlungssystems und der Gewerkschaften" gehören49). Als solche erzwangen 
sie denn auch prompt ein härteres Auftreten der Organisation der Lohnabhängigen in 
den folgenden Tarifrunden und längerfristig auch den Austritt der Gewerkschaften 
aus der Konzertierten Aktion. 
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Wenn also das Mitgliederpotential des DGB widersprüchlich ist und bleibt (wie es 
unter den Bedingungen des segmentierten kapitalistischen Arbeitsmarktes auch nicht 
anders sein kann), wenn folglich zwar die Facharbeiter im Mittelpunkt der gewerk- 
schaftlichen Organ isations- und Forderungspolitik standen, aber minder qualifizier- 
te, jüngere, weibliche und ausländische lohnabhängige Arbeitende auch erfaßt werden 
mußten, sowohl aus Kanal isierungs- wie aus Legitimationsgründen und zur Sicherung 
der gewerkschaftlichen Konfliktfähigkeit, so bleibt zu fragen, über welche inneror- 
ganisatorische Wi 1 lensbi ldungs- und Entscheidungsstruktur der DGB (und die in ihm 
vereinigten Einzelgewerkschaften) verfügen, um dieses widersprüchliche Mitglieder- 
potential in der Organisation zu halten und gleichzeitig auf die geschilderte 
thematische Selektivität einstirrmen und einschworen zu können. 

Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß der DGB jenen oben theoretisch entwickel- 
ten Typus des gewerkschaftlichen Dachverbandes verkörpert, der auf mehreren, seine 
Politik inhaltlich dominierenden Industriegewerkschaften basiert, deren unter- 
schiedliche Strategien miteinander zu vermitteln sucht und das wesentliche Organ 
für die öffentliche Auseinandersetzung mit Unternehmerspitzenverbänden, Parteien 
und Staat darstellt. 50) 

Der Grundstein für die organ isations interne Selektivität gewerkschaftlicher Inter- 
essenvertretung wurde unter starker Einwirkung der Westalliierten schon 1946 ge- 
legt, als die "zunächst nur als Übergangsmaßnahme vorläufig gegründeten Industrie- 
gewerkschaften" einen derartigen Grad an Konsolidierung erreicht hatten, daß der 
Zweiten Zonenkonferenz im britischen Sektor im August 1946 nichts anderes übrig- 
blieb, als den Aufbau von zwölf zonalen Industrieverbänden zu empfehlen. 51) Dies 
war der Ausgangspunkt für die Entstehung starker Einzelgewerk schäften, denen gegen- 
über die Spitze des Gewerkschaftsbundes "mehr ein Repräsentationsorgan, also ver- 
hältnismäßig schwach" geblieben ist. 52) Die 1972 verabschiedete neue Satzung des 
DGB veranschaulicht dies ebenso in hohem Maße wie sie den inzwischen erreichten 
Grad an innerer Zentralisierung und Abschottung gegenüber der Basis deutlich 

macht. 53) 

Nach dieser Satzung wird die Ebene der Kreiseinteilung von der Bundes- und Landes- 
ebene beherrscht, letztere wiederum von der Bundesebene allein. 54) Diese wird 
ihrerseits dominiert von der überragenden Stellung des Bundesausschusses55), in dem 
die großen Einzelgewerkschaften über starke Machtpositionen verfügen, welche zudem 
gegenüber der Stellung des Bundesvorstandes in der neuen Satzung noch ausgebaut 
wurden. 56) Die Exekutivorgane sind auf keiner Ebene mehrheitlich mit direkt gewähl- 
ten Personen besetzt57), wodurch der Einfluß der gewerkschaftlichen Basis ebenso 
eingeschränkt wird wie durch die Tatsache, daß diese weder zum Bundeskongreß, noch 
zur Landesbezirkskonferenz, noch auch nur zur Kreisdelegiertenversammlung unmittel- 
bar Anträge stellen kann. 58) Diese Organe sind in ihren Kompetenzen überdies auf 
die Beschlußfassung über. allgemeine Regularien und auf Wahlen von Teilen der Exeku- 
tivgremien beschränkt. 59) 

Die organisatorische Struktur des DGB ist mithin charakterisiert durch die Dominanz 
des Willensbildungsstranges von oben nach unten gegenüber dem in umgekehrter Rich- 
tung, womit die Durchsetzung eventuell dysfunktionaler Basisinteressen zur allge- 
meinen Politik des Verbandes verhindert werden kann, sowie durch die Abhängigkeit 
der Gewerkschaftsvereinigung selbst von den starken Einzel Organisationen. Letztere 
besetzen den machtpolitisch zentralen Bundesausschuß gemäß ihrer Mitgliederzahpö); 
diese bildet zugleich die Bemessungsgrundlage für die Entrichtung der Beiträge an 
den Bund und für den Solidaritätsfonds. 51) 

Diese Regelungen könnten nun noch inmer als demokratisch betrachtet werden, wenn 
die Willensbildung innerhalb der Einzelgewerkschaften deren Basis so starke Parti- 
zipationsrechte einräumte, daß die Gewerkschaftsmitglieder über das Instrument der 
von ihnen formal und inhaltlich bestimmten Politik der Einzelorganisationen letzten 
Endes die Politik des Bundes doch bestimmten. Daß davon jedoch keine Rede sein 
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kann, hat Buchholz schon vor einiger Zeit anhand einer Analyse von Gewerkschafts- 
satzungen umfassend empirisch nachgewiesen62). Er kommt zu folgendem Ergebnis: 
"Ständig zunehmendem Dezentral ismus und Gewerkschaftspartikularismus im DGB stand 
und steht ein meist um so konsequenter praktizierter und vielfach auch schon weit- 
gehend konstitutional isierter Zentralismus in den DGB-Gewerkschaften gegenüber. . . 
Der Ersatz der Mitgliederversammlung durch die Vertreterversammlung - zusammen mit 
den längeren Wahlperioden und der permanenten Aushöhlung der Mitgliederrechte - 
macht eine kontinuierliche Ermittlung des tatsächlichen Mitgliederwillens für den 
1 Verbandsbetrieb ' irnner überflüssiger: Die Funktionäre 'interpretieren' den Willen 
der Mitglieder nicht einmal, wie sie sagen, sondern sie bestimmen ihn, denn alle 
wesentlichen Entscheidungskompetenzen über die internen und externen Verbandsmaß- 
nahmen sind so vollkommen von den Funktionärstäben annektiert, daß die Mitglieder 
die als Verbandswillen ausgegebenen Entscheidungen meist nur noch nachträglich 
billigen können. "63) 

Wenn Buchholz gleich anschließend feststellt, daß Mitgliederapathie und zahlreiche 
gewerkschaftsexterne Faktoren zur Entstehung dieser Situation maßgeblich beigetra- 
gen haben 64), S o verweist diese Aussage auf den oben postulierten prinzipiellen 
Zusammenhang zwischen der Übernahme bestimmter Verbandsfunktionen und der Entste- 
hung massiver innergewerkschaftlicher Probleme, vor allem bei dem Versuch der 
parallelen Mobilisierung, Kanalisierung und Pazifizierung widersprüchlicher Basis- 
interessen. Die eine Seite des Problems besteht dabei darin, daß die nahezu perfek- 
te Abschottung der Gewerkschaftsspitzen gegenüber ihrer Basis zu wachsender Desen- 
sibilisierung gegenüber sich veränderndem oder wachsendem Problem- und Interessen- 
druck führen kann. Insofern organisationsinterne Willensbildungsstrukturen stets 
auch Kanäle des Transports von Informationen über diesen Problem- und Interessen- 
druck sein müssen, soll die Organisation ihrer Aufgaben noch gerecht werden können, 
stellt ein Übermaß von Abgrenzungen zwischen Gewerkschaftsspitze und -basis stets 
eine Gefahr für die Ausfüllung gewerkschaftlicher Transmissions-, Selektions- und 
Legitimationsfunktionen dar. Die andere Seite desselben Problems manifestiert sich 
im potentiellen Basisausbruch; gerade die spontane Streikwelle des Jahres 1969 
machte seinerzeit deutlich, daß auch nach fünfzehn Jahren kooperativer Gewerk - 
schaftspolitik und deren Akzeptierung, oder besser: Hinnahme durch die Basis der 
Organisation Ausbrüche und jäh ansteigende Mitgliedermilitanz nach wie vor möglich 
waren, die ihrerseits nichts anderes als die Rückseite der Medaille weitverbreite- 
ter Mitgliederapathie darstellten. 

Streeck hat die Reaktion der Gewerkschaftsführungen auf diesen - wohl für alle 
Beteiligten überraschenden - Ausbruch der Basis aus den institutionalisierten und 
kooperativen Formen des Verteilungskampfes mit der bereits erwähnten Formel des 
Ausbaus der "Quasi -Partizipation" umschrieben. 65) Dieses Konzept besagt: Die Orga- 
nisation muß "zwei verschiedene Willensbildungsprozesse aufbauen, von denen der 
eine öffentlich stattfindet, auf breiter Beteiligung aufbaut und sich in Diskussio- 
nen, Wahlen, Richtungskämpfen äußert, während der andere hinter geschlossenen 
Türen, in Expertendiskussionen, Spitzengesprächen, internen Absprachen, persönli- 
chen Loyalitäten usw. abläuft. "66) Einen klassischen Fall derartiger Schein-Betei- 
ligung, die zugleich die Nähe der Gewerkschaften zur ursprünglichen gesellschaftli- 
chen Interessenartikulation gewährleistet, stellt der betriebliche Vertrauens leute- 
Körper dar. Dieser greift "Konfliktstoffe auf und führt mit einzelnen Kollegen oder 
mit mehreren Diskussionen und macht sie dabei auf die Notwendigkeit gewerkschaftli- 
cher Interessenvertretung aufmerksam. "67) Eine solche Instanz, die dem sozialen 
Antagonismus am nächsten ist und an seinen unmittelbaren Erscheinungsformen in den 
Betrieben ansetzt, wäre allerdings ein explosiver Faktor der innergewerkschaftli- 
chen Willensbildung, besäße sie formale Einwirkungsmöglichkeiten auf die Politik 
der Organisation. Es spricht daher für sich, daß allein die IG Chemie, Papier, 
Keramik ihr einen Platz in der Satzung zugewiesen hat6Ö), der inzwischen innerge- 
werkschaftlich bereits wieder heftigst umstritten ist. 
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Das alternative Dilenrma gewerkschaftlicher Politik zum Basisausbruch stellt die 
"Krise der Mitgliedermotivation" dar69), das Problem der Apathie der Mitglieder, 
die zum Abbröckeln gewerkschaftlicher Schlagkraft gegenüber den Unternehmerverbän- 
den führen kann. Angesichts eines enormen bürokratischen Apparats, dem Transparenz 
seiner Verfahrensweisen ebensowenig eignet wie Kontrollmöglichkeiten durch die 
Basis, angesichts der schier undurchbrechbaren Einbindung der Gewerkschaften in 
Institutionen, Gremien, Ausschüssen, Beiräten usw., usf., deren Zweck allemal die 
Pazifierung des Verteilungskampfes ist, und angesichts der suggestiven Kraft, die 
vom konsumtiven Bereich der Gesellschaft auch auf die Lohnabhängigen ausstrahlt - 
angesichts alles dessen ist es nicht weiter erstaunlich, daß die Gewerkschaften 
seit Jahren mit der Passivität ihrer Basis zu kämpfen haben. Je kooperativer die 
Organisation - das zeigt das Beispiel der IG Bau, Steine, Erden - desto schwieriger 
wird es, den Mitgliederstand zu halten und Mobilisierung für konkrete Auseinander- 
setzungen zu bewerkstelligen.?^) Der Versuch der Gewerkschaften, durch Erweiterung 
der internen Dienstleistungsangebote ihre Anziehunskraft zu erhöhen, ist bislang 
nicht von durchschlagendem Erfolg belohnt worden?!). Zudem kann eine allzu aus- 
schließliche Orientierung der Mitglieder auf Serviceleistungen ihrer Organisation 
erst recht die erforderliche Solidarität und Konfliktbereitschaft gefährden, die es 
doch gerade zu intensivieren gilt: Für einen traditionell und emotional verankerten 
Kampfverband setzt man sich leichter auch persönlich ein als für ein gigantisches 
und anonymes Versicherungsunternehmen. 

So geraten die Gewerkschaften letzten Endes immer wieder beim Versuch der Bewälti- 
gung eines Problems in das nächste, und ihre Verstrickung in die Dilemmata verband- 
licher Politik in der bürgerlichen Gesellschaft wird desto tiefer, je krisenhafter 
sich der Prozeß der Reproduktion dieses Systems gestaltet. Es ist zu hoffen, daß 
aus der theoretischen und historischen Analyse der Gewerkschaften im Kapitalismus 
hinlänglich deutlich wurde, daß diese Entwicklung weder auf das Versagen einzelner 
Individuen zurückgeführt werden kann, noch sich durch etwas patentere Rezepte zur 
gewerkschaftlichen Neubesinnung als das des ‘ Soli darbe i träges für Nichtorganisier- 
te' aus der Welt schaffen läßt. Vielmehr findet in ihr jener Prozeß der Ausbildung 
selektiver Transmissions- und Legitimationsfunktionen seinen Ausdruck, der aus 
einer um die volle ökonomische und politische Emanzipation der Arbeiterklasse 
kämpfenden Bewegung einen Interessenverband innerhalb des sözio-poli tischen Systems 
der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft werden ließ; einen Interessenverband 
im übrigen, der im dauernden Konflikt mit einem anderen liegt: der Bundes Vereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, die nun als nächste zu untersuchen ist. 

3.4.2) Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

Wieder, wie schon oben bei der theoretischen Behandlung der Unternehmerverbände, 
steht der überfülle gewerkschaftsorientierter empirischer Untersuchungen ein bemer- 
kenswertes Defizit hinsichtlich der konkreten Kapital Organisationen gegenüber. 
Wenig genug ist bekannt über interne Struktur und Mitgliederverhalten, Finanzgeba- 
ren und Verfahrensusancen der BDA; daher findet sich an dieser Stelle nur ein 
äußerst knapper, fragmentarischer Abriß einiger wichtiger Merkmale des Aufbaus, der 
Ideologie und der Politik dieser Organisation. Allerdings wird dieses forschungs- 
strategische Manko ein wenig dadurch relativiert, daß die BDA im Gegensatz zum DGB 
keine Massenorganisation ist, weshalb bestimmte Mechanismen der Willensbildung und 
Legitimation der Verbandspolitik hier nicht so stark ausgebildet sind wie im Falle 
der Gewerkschaften und sich die Analyse in diesem Bereich daher beschränken kann. 

Nach 1945 entstanden die unternehmerischen Organisationen in exakt der gleichen 
Reihenfolge wieder neu, in der sie sich im Verlauf des 19. Jahrhunderts erstmals 
herausgebildet hatten: Auf die relativ rasche Einrichtung von Industrie- und Han- 
delskamnern folgte die Bildung erster wirtschaftlicher Fachverbände, während die 
Rekonstituierung der Arbeitgeberorganisationen am längsten auf sich warten ließ?2). 
Darin liegt ein historischer Beleg für die These, daß die unternehmerische Ver- 
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bandsbi Idung in der Tat zunächst stark 'etatozentristische' Züge aufweist und sich 
erst nach Abschluß der Entstehung national staatlicher Identität und parlamenta- 
risch-demokratischer Verhältnisse verstärkt auf den autonomen gesellschaftlichen 
Konfliktaustrag verlegt. 

Die BDA als Dachorganisation der bundesdeutschen Arbeitgeberverbände wurde 1949 
gegründet; ihr gehören ca. 750 Verbände aus allen Wirtschaftsbereichen an (außer 
den öffentlichen Arbeitgebern und dem Arbeitgeberverband Eisen- und Stahlindustrie 
wegen der Geltung des Montan-Mitbestimnungsgesetzes in diesem Sektor), darunter 12 
überfachliche Landes-, und 44 fachliche Spitzen verbände. 78 ) Laut § 1 ihrer Satzung 
hat die BDA ,M solche gemeinschaftlichen sozialpolitischen Belange zu wahren ..., 
die über den Bereich eines Landes oder den Bereich eines Wirtschaftszweiges hinaus- 
gehen ,,,7 4); $ie ist nicht tariffähig, und Eingriffe in die Tarif autonomie ihrer 
Mitglieds verbände sind ihr untersagt. 7 $) Mit anderen Worten: Die BDA ist jene 
unternehmerische Organisation, deren Hauptaufgabe in der Herstellung eines allge- 
meinen Kapital interesses jenseits spezifischer Konkurrenzverhältnisse sowohl gegen- 
über den Gewerkschaften betreffs des Preises der Ware Arbeitskraft (dazu gleich 
noch näheres) und der Bedingungen ihres Einsatzes in der Produktion besteht, als 
auch gegenüber dem politischen Entscheidungszentrum bezüglich verallgemeinerter 
sozial- und gesellschaftspolitischer Maßnahmen. Diese Funktion erklärt, weshalb sie 
über den 'Ausschuß zur Koordinierung der Lohn- und Tarifpol itik* hinaus nicht 
selbst in die Tarifverhandl ungen eingreift 78 ): Mehr als einen allgemeinen Rahmen 
des lohn- und sozialpolitischen Aktionsfeldes würden die unter höchst verschiedenen 
ökonomischen Bedingungen wirtschaftenden Branchen und Regionen weder hinnehmen 
können noch wollen. Dabei dürfte der tarifpolitische Koordinierungsausschuß zu- 
gleich jenes Gremium sein, in dem der durchschnittliche, gesamtwirtschaftliche, für 
alle Branchen mehr oder weniger akzeptable materielle Konzessionsspielraum abge- 
steckt wird, der die Tarifverhandl ungen mit den Gewerkschaften gleichzeitig ermög- 
licht und begrenzt. 77 ) 

Aus dieser Aufgabenstellung ergibt sich bereits, daß neben der Konfrontation mit 
den Gewerkschaften und dem Staat als externen Problemen der Verbandspolitik die 
Hauptschwierigkeit der BDA in ihrer innerorganisatorischen Struktur und in der 
stets neu zu leistenden Vermittlung außerordentlich widersprüchlicher Mitglieder- 
interessen zu suchen sein wird. Buchholz hat aus der Analyse von Satzungen zahlrei- 
cher Wirtschaftsverbände 78 ) geschlossen, daß sie sich "viel eindeutiger als Füh- 
rungs- denn als Massenverbände darstellen" 7 ^). Dabei lassen sich zusätzlich noch 
wachsende Zentralisierungsbestrebungen in den letzten fünfzehn Jahren nachweisen, 
die tarifpolitische Kompetenzen von den Einzelorganisationen hin zur Verbandsspitze 
verlagerten 80 ) und die - allerdings nur begrenzt erfolgreich - auch die BDA selbst 
mit mehr Entscheidungsbefugnissen auszustatten suchten. 8 !) 

Aber derartige Bemühungen, die Schlagkraft der Organisationen nach außen zu erhöhen 
durch eine autoritäre Willensbildung im Inneren, finden notwendig eine frühe Grenze 
in der Tatsache der fortbestehenden Konkurrenz zwischen den Einzelkapitalen aller 
Produktionssektoren, aller Größenordnungen, export- oder binnenmarktorientiert, 
hochtechnisiert oder lohnintensiv, außerhalb des Verbandes. Simon hat die These 
aufgestellt, daß die BDA insgesamt von Großunternehmen kontrolliert werde, deren 
Vertreter in dem einflußreichsten Organ, dem Präsidium, weit stärker repräsentiert 
seien als im - größtenteils weisungsgebundenen - Vorstand, 88 ) und diese Auffassung 
wird auch von anderen BDA-Analysen geteilt. 88 ) Auf dem Hintergrund der kapital- 
imnanenten Konzentrat ionstendenz, die auch ihren empirischen Niederschlag im konti- 
nuierlichen Rückgang des Anteils der Selbständigen an der Zahl der Erwerbstätigen 
findet 8 ^), kann dieser Befund nicht überraschen, aber es wird zugleich deutlich, 
wie problematisch sich die Entscheidungsfindung einer Organisation gestalten muß, 
die die Interessen der kleinen und mittleren Betriebe immerhin stets noch so weit 
zu berücksichtigen hat, daß diese nicht den Verband verlassen. 
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Eines der Kernstücke des Willensbildungsprozesses innerhalb der BDA stellen die 
dreiundzwanzig internen Ausschüsse dar, die mit Unternehmern und Verbandsver-tretern 
der Mitgliederorganisationen beschickt werden und entscheidungsreife Stellungnahmen 
zu den einzelnen Sachfragen erarbeiten, über die dann das Präsidium, mitunter auch 
der Vorstand, Beschlüsse fassen. 85) Es kann vermutet werden, daß Angehörige dieser 
Ausschüsse in aller Regel wiederum mehrheitlich von Großkonzernen gestellt werden, 
da "Eigentümer-Unternehmer häufig unabkömmlich sind, während Großbetriebe oft ein 
Vorstandsmitglied für die Verbandsarbeit abstellen können. "86) Eine Untersuchung 
der Bewußtseins läge von Managern hat ergeben, daß diese mehrheitlich Selbständig- 
keit als ökonomische Existenzform prinzipiell geringer einschätzen als ihre eigene 
Tätigkeit in zwar formal lohnabhängiaen Stellungen, aber mit real weit größeren 
Dispositions- und Machtbefugnissen. 8?; Es sind diese leitenden Angestellten, die 
eine bedeutende Rolle in der Verbandspolitik spielen, und ihre subjektive Einstel- 
lung garantiert ebenso wie die objektive ökonomische Entwicklung die vorrangige 
Einlösung der Interessen von großen und größten Kapitaleinheiten und eine in diesem 
Sinne technokratisch-rationale Politik des Verbandes. 

In einer neuen Zusammenfassung des Standes der wissenschaftlichen Literatur zur 
Organ isations- und Entscheidungsstruktur in westdeutschen Unternehmer verbänden^) 
wird der innerverbandliche Konflikt zwischen Betrieben unterschiedlicher Größenord- 
nung an zentraler Stelle abgehandelt. 89) Daneben treten in den Arbeitgeberverbänden 
zusätzliche Schwierigkeiten auf, wenn in ihrer Forderung "nach gesamtwirtschaftli- 
cher Verantwortung ihrer Mitglieder, mit der gegenüber der Öffentlichkeit und den 
Mitgliedsunternehmen die Notwendigkeit der Unternehmersolidarität begründet wird, 
ein Wandel des Verbandswesens insgesamt vom reinen Interessenverband zu einem 
Verband, der dem Staat als Helfer zur Seite tritt, gesehen werden muß. "90) Abgese- 
hen von der erneuten Staatsfixiertheit der Betrachtungsweise heißt dies doch nichts 
anderes, als daß die BDA bei dem Versuch der Abschleifung von Maximalforderungen 
ihrer Basis im Interesse der Sicherung des Tarifsystems und einigermaßen entspann- 
ter Beziehungen zum (Parteien-)Staat mit nicht unerheblichen organisationsinternen 
Widerständen rechnen muß. 

Weiterhin führt Rampelt als innerverbandliche Konfliktursachen Beitragsprobleme 
während einer wirtschaftlichen Krise sowie den steigenden Einfluß hauptamtlicher 
Funktionäre auf die Verbandspolitik an, deren "'überbetriebliche' Sicht Anlaß 
solcher Differenzen sein" könne - auch dies erneut ein Hinweis auf die Schwierig- 
keiten von Unternehmerverbänden bei der Interessenaggregation und -general isie- 
rung.91) Dies W1 * r( j auch besonders deutlich, wenn Rampelt gleich mehrere Autoren als 
Belege dafür zitiert, daß Unternehmerverbände ohnedies nur das mittelbare Interesse 
ihrer Mitglieder organisieren könnten, "die Gesamtheit der von außen gesetzten 
Bedingungen und Voraussetzungen (ihres, C.S.) Wirtschaftens für sich günstig zu 
beeinflussen" - direkt am Markt konkurrierende Interessen dagegen seien unbedingt 
"außerhalb der Organisation zu halten. "92) 

Als letzte hier zu erwähnende Konfliktursache innerhalb von Arbeitgeberverbänden 
führt Rampelt "die zwischen Eigentums- und Manager-Unternehmern" an: "da der Eigen- 
tums-Unternehmer vorrangig Vermögensinteressen vertritt, wird er in Lohnverhandlun- 
gen weniger leicht zu Zugeständnissen bereit sein als der Manager, der in erster 
Linie Einkommensinteressen vertritt und zur Abwendung eines Streiks bereitwilliger 
auf Gewinne verzichten kann. "93) 

Also wieder steht das Problem des Interessengegensatzes zwischen kleineren Selb- 
ständigen und Großkonzernen samt deren eher pragmatisch-technokratisch orientiertem 
und längerfristig denkendem Personal im Mittelpunkt. Es ist in der Tat zu vermuten, 
daß hierin das zentrale Konfliktfeld bei der Interessenaggregation und -integration 
seitens der Arbeitgeberverbände besteht. 

Koehnes Hinweis, daß diejenigen Unternehmer, die zugleich Mitglieder in weltan- 
schaulich orientierten Verbänden seien, über eine relativ stabile berufliche Iden- 
tität^ 4 ), stark traditionalistische Anschauungen95) und am ehesten über ein Feind- 
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bi Id der Gewerkschaften verfügen 96 ), beleuchtet schlaglichtartig die zentrale be- 
wußtseinsbildende Rolle von Unternehmer-, besonders aber von Arbeitgeberverbänden, 
die selbst eine autonome Konfliktpartei sind. Wenn Koehne feststellt, daß gerade 
verbandsförmig organisierte Unternehmer ihre vermeintlich schwindende gesellschaft- 
liche und politische Macht beklagen und ihre Gegner als dominierende Kräfte be- 
trachten 9 ?), so greift sein Schluß nach der hier vertretenen Auffassung zu kurz, 
daß hier "einzelne Verbände der Versuchung erliegen, ihren Existenz- und Effi- 
zienznachweis dadurch zu erbringen, daß sie sich als Sammelbecken für Unternehmer 
anbieten, deren Unzufriedenheit mit den Gesellschaftspolitischen Verhältnissen sie 
wenn nicht wecken, so doch verstärken." 96 ) Gewiß wird jeder Arbeitgeberverband auch 
darum bemüht sein, nachzuweisen, daß er ein unverzichtbares Instrument unternehme- 
rischer Problemlösung ist. Aber Koehne selbst verleiht seiner Argumentation dann 
die entscheidende Wende, wenn er näml ich schreibt: "In ihren 'ordnungstheoreti sehen 
Grundlagen' zeigt die Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände den breit 
angelegten Versuch sowohl einer konkreten Leitbildausgestaltung als auch eines 
Beitrages zur Überwindung des oft beklagten 'Theoriedefizits' der Unternehmer. 
Indem sie sich über die Tagesproblematik stellen, scheinen die Verbände als 'mate- 
rieller Apparat' für das institutionelle Unternehmertum an Gewicht zu gewinnen." 99 ) 

Genau darum geht es: Die BDA hat einen enormen ideologischen Apparat entwickelt, 
der ein Unternehmer-Selbstbild schafft und propagiert, das einerseits den internen 
Konflikt zwischen Groß- und Kleinunternehmen mildern, andererseits nach außen legi- 
timatorische Positionsgewinne gegenüber Gewerkschaften, Parteien und Staat erzeugen 
soll. 

Wenn die kleineren Selbständigen nämlich weder bei den großen Abstimmungen, in 
denen die Mitgliedsverbände über Stimmen gemäß der von ihnen erfaßten Beschäftigten 
verfügen, wodurch die hochkonzentrierten und beschäftigungs intensiven Branchen 
begünstigt werden! 66 ), noch auch durch die Vertretung in den anderen zentralen 
Willensbildungsinstanzen entscheidende Einwirkungen auf die Politik ihrer Organisa- 
tionen durchzusetzen vermögen und schon gar nicht über den Hebel der Verbandsfinan- 
zierung Einfluß nehmen können! 6 !), so müssen ihnen dafür Kompensationen angeboten 
werden. Deren vielleicht wichtigste besteht in der kontinuierlichen Propagierung 
eines Unternehmerbildes durch die BDA, das zwar realhistorisch längst zum Untergang 
verurteilt ist, das aber - sofern es von den Adressaten der Ideologie rezipiert 
wird - sowohl gesamtgesellschaftlich die Stellung der Kapitaleigner und -Verwalter 
legitimieren kann als auch das Selbstbewußtsein der mittel ständischen Teile der 
Verbandsbasis bestärkt, ohne ihnen dabei echte Handlungsmöglichkeiten innerhalb der 
Organisation einzuräumen. 

Raehlmann hat in einer Analyse der "Gesellschaftsbilder von DGB und BDA"! 62 ) ge- 
zeigt, wie stark die Ideologie des Arbeitgeberverbandes noch immer von Elementen 
des Konkurrenzkapitalismus geprägt ist, obgleich dieses Entwicklungsstadium der 
kapitalistischen Gesellschaftsformation längst überwunden ist. Der "freie, schöpfe- 
rische Unternehmer"! 66 ) . der zugleich der "'erste Diener seines Betriebes'", "'Die- 
ner der Gesellschaft '"IM) und der '"Garant der Freiheit* "105) ist, unterliegt dem 
"'freie(n) Wettbewerb'"! 66 ), ringt um die "'Gunst des Verbrauchers'"! 6 '); er si- 
chert so die umfassende Befriedigung der Bedürfnisse aller Gesellschaftsmitglieder 
und .erhält damit gleichzeitig wesentliche Grundlagen des christlichen Abendlan- 
des. lö 8) 

Dieses Portrait ist zwar geeignet, das Gefühl der eigenen gesellschaftlichen Bedeu- 
tung aufzuwerten, es erzeugt aber durchaus auch potentiell die Gefahr, daß die 
Ideologie ernstgenommen werden könnte. Die BDA geriete in größte innere Schwierig- 
keiten, würden die in ihr organisierten Verbände der kleinen und mittleren Eigentü- 
mer-Unternehmer darauf beharren, diesen Stellenwert in der Wirtschaft wie in der 
Politik der Spitzenorganisation real auch einnehmen zu wollen. Der rationale, auf 
Durchschnittslösungen und längerfristige Sicherung der Kooperation mit den Gewerk- 
schaften und dem (Parteien-)Staat angelegte Konfliktaustrag wäre aufs höchste 
gefährdet, würden die auf kurzfristige Gewinnmaximierung angewiesenen und von der 
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Ideologie der BDA selbst in ihrem Selbstbewußt sein aufgewerteten kleineren und 
mitt^r^n Eigentümer-Unternehmer die Politik der Organisation wirklich kontrollie- 

Um sie davon abzulenken, aber auch, um ganz allgemein die eigene legitimatorische 
Verankerung in der Basis zu verfestigen, haben die BDA und ihre Mitgliedsverbände - 
wie alle wichtigen Unternehmerorganisationen - ein Netz von Service leistungen zu- 
gunsten ihrer Mitglieder geschaffenHO). Bemerkenswerterweise haben sich dabei der 
Aufbau eines breiten Dienstleistungsangebots und die gleichzeitige Zentralisierung 
tarifpolitischer Kompetenzen in einer Art und Weise ergänzt, die es berechtigt 
erscheinen läßt, auch für die Arbeitgeberverbände von einer internen Quasi -Partizi- 
pationsstruktur auszugehen: Infolge der “Verlagerung der (tarifpolitischen, C.S.) 
Entscheidungs- und Aktionsebene von unten nach oben“, so Rampelt , entstehe nämlich 
bei den unteren Organisationsmitgliederungen "mehr Raum für eine intensivere Bera- 
tung der Mitgliedsfirmen sowie die Aufgabe, die nur noch mittelbar am tarifpoliti- 
schen Entscheidungsprozeß beteiligten Mitgliedsbetriebe durch die Bereitstellung 
unentbehrlicher praktischer Hilfen sowie durch die umfassende Information und 
funktionierende Konmunikation zu solidarischem Verhalten und Identifikation mit dem 
Verhandlungsergebnis zu veranlassen. "Hl) 

Neben diesen internen Aufgaben von Verbands ideologie und Dienstleistungen ist noch 
die externe Funktion der Propagierung eines ganz spezifischen Unternehmer- und 
Gesellschaftsbildes zu berücksichtigen. Der empirische Teil der vorliegenden Arbeit 
wird sich damit vor allem zu befassen haben, so daß an dieser Stelle nur einige 
kurze Hinweise erfolgen sollen. Raehlmann hat die Bemühungen der BDA ausführlich 
dokumentiert, das Bild einer ausgewogenen ökonomischen und gesellschaftlichen 
Machtverteilung zu zeichnen, demgegenüber gewerkschaftliche Umverteilungs- und 
Strukturreformforderungen dann als illegitimer Versuch erscheinen müssen, sich ein 
Übergewicht in Gesellschaft und Staat zu verschaffen. H2) Zwar $ind die Gewerk- 
schaften in diesem Verständnis notwendige (Tarif-)Partner, aber das Bestreben 
überwiegt, sie "auf den Status einer bloßen Tarif Organisation" zu reduzieren.H-3) 
Dies bestätigt die oben entwickelte These, wonach die Arbeitgeber an einer Begren- 
zung der Tarifkonflikte auf quantitative Fragen außerordentlich interessiert 

sind.IM) 

Bezüglich der Staatsauffassung der Unternehmer- und Arbeitgeberverbände hat die 
jüngst erschienene Arbeit von Abrome itH S) umfangreiches Material zu sanmenget ragen, 
das hier etwas ausführlicher dargestellt werden soll, weil es die oben vorgetrage- 
nen Überlegungen zur internen Widersprüchlichkeit der Kapital interessen ebenso 
stützt wie die These, daß es eben gerade keine Identität von Kapital interesse und 
Staatshandeln gibt. 

- Jenseits ganz grundsätzlicher Topoi wie der Abwehr eines den Status quo verän- 
dernden staatlichen Handelns, des eigenen Führungsanspruchs innerhalb der Gesell- 
schaft und gegenüber dem Staat sowie des sogenannten Primats der Sachlichkeit vor 
'politischen' Entscheidungen (die als wertend im Gegensatz zur Befolgung ökonomi- 
scher Imperative betrachtet werden), sind sich die Unternehmer nämlich keineswegs 
einig in ihren Forderungen an den Staat. Beispielsweise hinsichtlich der Stel- 
lungnahmen zur Konjunkturregelung unterscheiden sich die Positionen stark je nach 
Branchenzugehörigkeit; das wichtigste Unterscheidungsmerkmal ist dabei bemer- 
kenswerterweise erneut die Betriebsgröße. Je notleidender und je kleiner ein 
Unternehmen bzw. ein Wirtschaftszweig ist, desto schneller ruft er nach dem 
helfendem Staatseingriff, und umgekehrt. Ho) 

- Offenbar weit gravierender als die jeweilige ökonomische Situation scheint sich 
die Perzeption der politischen Großwetterlage auf die Einstellungen der Wirt- 
schaf tsverbände gegenüber dem Staat niederzuschlagen. Abrome it diagnostiziert 
einen jähen Wandel der Tonart nach der Bildung der ersten sozial-liberalen Koali- 
tion (und nicht etwa nach dem Ausbruch der tiefen Wirtschaftskrise 1973/74), auf 
die mit Mißtrauen, verstärkter Staatsabwehr und vermehrter Anmeldung eines eige- 
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nen il75 rUn 9 SanS P rUC h eS S ° Wie mit zune * imen< ^ en Leistungsanforderungen reagiert wur- 

Nach der hier vertretenen Auffassung drückt sich darin das Wissen der Unternehmer 
aus, daß sie in der 'politischen Sphäre', d.h., dort, wo Mehrheitsentscheidungen 
mit Allgemeinverbindlichkkeitsanspruch fallen, eben nicht von einer bruchlosen 
Realisierung ihrer Interessen ausgehen können. Sie sind eben keine Mehrheit, 
sondern müssen sich diese irrmer wieder erst verschaffen, und damit sind sie zur 
Entwicklung generalisierter Legitimationsmuster gezwungen, die immer auch Abstri- 
che von der ursprünglichen Forderung enthalten müssen. 

- Die unternehmerischen Erwartungen an den Staat sind dabei nicht nur je nach 
Branche und Betrieb verschieden, sondern sie sind auch in sich widersprüchlich, 
so etwa in dem gleichzeitigen Verlangen nach staatlicher Zurückhaltung und nach 
staatlicher Leistung. Hierin spiegelt sich - so Abrome it - die Widersprüchlich- 
keit des Kapitals selbst, das als jeweiliger teil des Gesamtkapitals an der 
Bereitstellung von Rahmenbedingungen der Produktion interessiert sein muß, zu- 
gleich aber als konkurrierendes Einzelkapital jedes interventionsstaatliche Henrn- 
nis und eine ständig steigende Steuerbelastung ablehnen muß.HS) 

- Schließlich stellt Abrome it fest, daß kein einheitliches und konsistentes Staats- 
bild der Wirtschaftsöffentlichkeit besteht, sondern vielmehr je nach Interessen- 
lage entweder der 'Nachtwächter'- oder der Verteilerstaat, der patriarchalische 
oder der in einzelne Adressaten unternehmerischer Forderungen aufgesolitterte 
Staat, dem gegenüber man die Führung beansprucht, angesprochen wird.H9) Offen- 
sichtlich kommt es im Bereich der Großunternehmen dabei immer mehr zu einer 
Direktschaltung mit dem zuständigen Staats segment, so daß die Verbände in diesem 
Gebiet nurmehr einen öffentlichen Flankenschutz zu leisten scheinen. 120) 

So bleibt am Ende der Eindruck empirisch vorhandener interner Widersprüchlichkeit 
gerade auch der Arbeitgeberseite bestehen, der oben im bewußten Gegensatz zu 
staatsmonopolistischen Ansätzen theoretisch formuliert worden war. 121) Das Problem 
aber, Solidarität zwischen prinzipiell Konkurrierenden stets neu stiften zu müssen, 
kann auch die BDA nie ein für alle Mal lösen: "Der hohe Organisationsgrad der 

Arbeitgeberverbände würde demnach mit einem relativ geringen Verpflichtungsgehalt 
der Mitgliedsrolle erkauft sein, was den Verband zu erheblichen Anstrengungen 
zwingt, wenn er seine interne Steuerungsfähigkeit erhalten will. Die Grenze, an die 
dabei jeder Arbeitgeberverband stößt, ist zugleich die Grenze jeder Wirtschaftspo- 
litik im Kapitalismus: die autonome Entscheidung des privaten Unternehmers, orien- 
tiert an einem utilitaristischen Nutzenkalkül. "122) 



3*4.3) Betriebsratswesen und Tarifsystem 



Unter welchen rechtlichen und institutioneilen Rahmenbedingungen gestaltet sich nun 
das Zusammenwirken der Tarifparteien? Es liegt in der Natur der Sache, daß hier die 
Bedeutung juristischer Einschränkungen des tarifpolitischen Gegenstandsbereichs wie 
auch der Bandbreite von anwendbaren Verfahrensweisen in erster Linie bezogen auf 
die Gewerkschaften erörtert wird. Sie sind der fordernde Teil des Tarif Systems, sie 
ergreifen die Initiative, um bestimmte Interessen zu realisieren und andere nicht. 
Welche Interessen dies sind, wird Gegenstand des empirischen Teils der vorliegenden 
Arbeit sein; an dieser Stelle geht es um die Klärung der Frage, wie die Beziehungen 
zwischen der Agentur zum Verkauf der Ware Arbeitskraft und der Vereinigung derjeni- 
gen, die die Arbeitskraft vernutzen, formell gestaltet sind. Es wird sich zeigen, 
daß auch diese Regeln ihren Teil zur Selektivität der Interessenverarbeitung im 
Tarifsystem beitragen; zentrale Bedeutung kommt dabei der Gelenkstelle des Be- 
triebsrates zu. 



Lange Zeit war es gängiger Topos einer sich den Gewerkschaften verbunden fühlenden 
sozialwissenschaftlichen Diskussionsrichtung, die 'Verrechtlichung' der interver- 
bandlichen Auseinandersetzung, die in der Bundesrepublik in der Tat ein besonders 
großes Ausmaß erreicht hat 3-23) ^ a i$ illegitime, weil den gewerkschaftlichen Hand- 
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lungsspielraum absichtlich und einseitig beschneidende Verschiebung der gesell- 
schaftlichen Machtverhältnisse zugunsten der Unternehmer zu betrachten. 124) Gegen- 
über einer solchen Auffassung hat in jüngster Zeit Erd die These aufgestellt: 
"Nicht die Schwäche der Gewerkschaften im Ensemble gesellschaftlicher Kräftever- 
hältnisse und Interessenartikulationen war die entscheidende Bedingung der Ver- 



rechtl ichung gewerkschaft 1 i eher Interessenvertretung , 
oder gerade wegen des Rechts. "125) 



sondern ihre Stärke trotz 



Folgende rechtlichen Regelungen sorgen für eine Begrenzung des tarif politischen 
Themenkreises sowie für die Ausschaltung oder jedenfalls die Minimierung des Ein- 
satzes bestimnter Strategien und Waffen: 

- Das Betriebsverfassungsgesetz vom 15. Januar 1972 überläßt die Bewältigung inner- 



betriebl icher Probleme dem Betriebsrat, dessen Handlungsfreiheit weit mehr als 
die der Gewerkschaften eingeschränkt ist. 126) Vor allem unterliegt er der Frie- 
denspflicht: "Maßnahmen des Arbeitskarrpfes zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 

sind unzulässig... "127) 

- Das Arbeitsschutz- und Sozialrecht entzieht den Tari Verhandlungen die Möglich- 
keit, um Vereinbarungen bezüglich des Minimalschutzes der Arbeitskraft zu kämp- 
fen. Bei aller Sicherheit, die derartige Gesetze unbestrittenermaßen den Lohnab- 
hängigen bieten, haben sie doch auch problematische Wirkungen auf die gewerk- 
schaftliche Tarifpolitik. Schacht/Unterseher schließen beispielsweise aus der 
Verankerung allgemeiner Kündigungsschutzbestirmiungen auf die Konsequenzen für die 
Gewerkschaftsstrategie: "Wenn Nichtmitglieder und Mitglieder prinzipiell das 
gleiche Risiko haben, wird eine Gewerkschaft eher Strategien wählen, die Arbeits- 
platzsicherung für alle zum Ziel haben": mithin werde sie gezwungen sein, "die 
Lohnforderungen flexibel zu halten... "129) Die Gewerkschaften können sich daher 
in diesem Bereich nicht mehr selbst konfliktorientiert durch Leistung legitimie- 
ren. 

- Eine ähnliche Beschränkung der gewerkschaftlichen Schlagkraft ergibt sich aus 
$ 5 des Tarifvertraqsqesetzes , der die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von 
Tarifverträgen auf den Antrag nur einer Partei hin vorsieht, worauf unter anderem 
auch das Problem der "Trittbrettfahrer" für die Gewerkschaften zurückzuführen 

ist. 130) 

- über die Ausgrenzung betrieblicher, bestimmter sozialpolitischer und prozeduraler 
Themen hinaus sorgt das den Tarifparteien auferlegte "Verbot, 'Politik' zu ma- 
chen " dafür, daß der reale Zusamnenhang von Ökonomie und Politik nicht umgesetzt 
wird in Kämpfe zwischen Lohnarbeit und Kapital, die beide Ebenen miteinander zu 
verbinden suchen. 131) 

- Das arbeitsrechtliche Richterrecht schließlich umfasst jenen Bereich, "in dem 
Spielraum und Gegenstandsregelungen für kollektive Auseinandersetzungen formu- 
liert und richterlich verwaltet werden. "132) Gerade hier wird deutlich, wie sehr 



die tarifpolitischen Kontrahenten selbst "einer Institution ... bedürfen, die 
auch im Kollektivbereich Streitigkeiten letzl ich verbindlich entscheidet und sie 
damit den Kontroversen der Organisationen entzieht. "133) Durch diese rechtlichen 
Regelungen wird der Katalog von Strategien des Austrags sozio-ökonomi scher Kon- 
flikte weiterhin begrenzt; die Stichworte: Verbot 'wilder' Streiks, Sozialad- 
äquanz- und ultima-ratio-Prinzip legaler Streiks, Friedenspflicht während der 
Laufzeit des Tarifvertrages und freiwilliges Schlichtungswesen^) mögen genügen, 
um zu verdeutlichen, daß hier vor allem das gewerkschaftliche Kampfmittel Streik 
in seiner Wirksamkeit eingeschränkt werden soll. 

- Hinzu tritt schließlich noch die Ausklammerung des Konfliktfeldes Betrieb aus der 
gewerkschaftlichen Politik, zumindest jedoch seine Verdrängung in dem Hintergrund 



der Tarifpolitik, durch das bereits ausführlich erörterte Industrieverbandsprin- 
zip. 135) 



Und doch läßt sich für fast jeden der hier aufgeführten Bereiche zeigen, daß die 
Begrenzung von Handlungsspielräumen keineswegs inmer den Gewerkschaften nur zum 
Schaden gereichte. Dabei soll vor allem auf einige neuere Überlegungen zum Verhält- 
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nis von Gewerkschaften und Betriebsrat ausführlicher eingegangen werden. 

Erd hat mit Recht darauf hingewiesen, daß die Gewerkschaften schon 1952, bei der 
Verabschiedung des Betriebsverfassungsgesetzes, nur halbherzig gegen den rechtli- 
chen Ausschluß der betrieblichen Ebene aus dem Geltungsbereich gewerkschaftlicher 
Interessenvertretung protestiert hatten. Realiter habe dieses Gesetz den Organisa- 
tionen der Lohnabhängigen die alleinige Zuständigkeit für die Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen via Tarifvertrag sowie vor allem das Monopol auf Kampfmaß- 
nahmen zugesprochen und sie außerdem durch sein sozialpartnerschaftliches Grundkon- 
zept in der Auseinandersetzung mit demjenigen linken Gewerkschaftsflügel gestärkt, 
der eine räteförmige konfliktorientierte Betriebspolitik angestrebt habe. 136) 

Diesen Gedanken einer faktischen Unterstützung der Gewerkschaften durch die Errich- 
tung des dualen Systems betrieblicher und überbetrieblicher Interessenvertretung 
hat Streeck weiterverfolgt, der zunächst feststellt, daß trotz aller gesetzlich 
formulierter Trennung von Betriebsrat und Gewerkschaften jener zu achtzig Prozent 
von gewerkschaftlich organisierten Lohnabhängigen besetzt werde und damit sehr wohl 
als Verlängerung der Gewerkschaften in die Betriebe hinein aufzufassen sei - wenn 
auch unter spezifischen Bedingungen. 13') 

Folgende Faktoren wertet Streeck als Stärkung der Gewerkschaften: 

- Infolge der Unfähigkeit des Betriebsrates, Tarifverträge abzuschließen und zur 
Durchsetzung seiner Forderungen streiken zu lassen, sei die Kontrol lmacht der 
überbetrieblichen Instanzen über die Politik auf der Betriebsebene gesichert; 

- da er mit allgemeiner Mehrheit gewählt werde, sei der Betriebsrat zur Aggregation 
der verallgemeinerbaren Interessen auf betrieblicher Ebene gezwungen und nehme 
mithin den Gewerkschaften einen Teil ihrer Arbeit ab; 

- das Betriebsrätesystem und die Mechanismen seiner Wahl und Entscheidungen 
schließe andere als gewerkschaftliche Konkurrenzorganisationen faktisch aus, was 
den Zugang zum Betriebsrat betreffe, und verhindere unter anderem dadurch die 
vorgängige Einigung der Arbeitgeber mit einzelnen Fraktionen der Lohnabhängigen; 

- schließlich garantiere die Wählbarkeit des Betriebsrates die Möglichkeit der 
Sanktionierung der ihn maßgeblich tragenden Gewerkschaften, was wiederum dem 
Aufkomnen von Konkurrenzorganisationen der Lohnabhängigen entgegenwirke. 138) 

Zwar konzediert auch Streeck , daß aus diesem Dualismus Probleme erwachsen, insbe- 
sondere die Chancen einer betriebsnahen, qualitativ orientierten Politik der Ge- 
werkschaften begrenzt seien. 139) j m Grunde scheint er diese Konsequenz jedoch nicht 
als allzu gravierend zu betrachten, da er die Notwendigkeit der Industriegewerk- 
schaften an den Anfang seiner Überlegungen stellt, den Einfluß der von ihnen erfaß- 
ten heterogenen Betriebe zu neutralisieren, um einheitlich handlungsfähig zu blei- 

Demgegenüber hat Müller-Jentsch nach der hier vertretenen Auffassung richtig ge- 
zeigt, daß die Folge dieses Dualismus unter anderem darin besteht, daß vornehmlich 
die quantitativen (und daher leichter general isierbaren) Interessen der betriebli- 
chen Basis vom Betriebsrat zusarmiengefasst und an die Gewerkschaften weiter geleitet 
werden, während die qualitativen Forderungen auf der Betriebsebene verbleiben und 
dort dann allerdings zumeist durch Monetär isierung entschärft werden. 141) 

In umgekehrter Richtung hilft das betriebliche Interessenvertretungssystem durch 
die Konkretisierung vereinbarter tarif vertraglicher Regelungen unter Berücksichti- 
gung betriebsspezifischer Bedingungen mit, einen autonomen und flexibel ausnutzba- 
ren John- und personalpolitischen Handlungsspielraum der Arbeitgeber zu erhal- 
ten. 142) Müller-Jentsch schließt mit der Feststellung, auch in Krisenzeiten bleibe 
dieses duale System der Interessenvertretung stabil, wenngleich beide Organisa- 
tionsstrukturen mit zunehmenden Aufgaben konfrontiert würden. Zwar kämen angesichts 
des gestiegenen Problemdrucks auch die Gewerkschaften nun nicht mehr umhin, ver- 
mehrt qualitative Forderungen in ihre Politik aufzunehmen, aber sie 'bewältigten' 
die hinter ihnen stehenden Probleme unverändert mittels ihrer herkömmlichen sektio- 
nalen, auf Sozialpläne oder Monetarisierung ausgerichteten Strategien. 143) 
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In einem zweiten Beitrag zu dieser Debatte hat Streeck den Versuch unternomnen, 
seine These der gewerkschaftlichen Begünstigung durch das duale System der Inter- 
essenrepräsentation dahingehend zu konkretisieren, daß neben anderen gewerkschafts- 
internen und -externen Faktoren auch und gerade die Novellierung des Betriebsver- 
fassungsgesetzes im Jahre 1972 zu einem steigenden Organisationsgrad der DGB- 
Gewerkschaften bei getragen- habe. Das neue Gesetz erweitere einerseits die Mitbe- 
stimnungsmöglichkeiten des Betriebsrates erheblich, schreibe auf der anderen Seite 
die Beziehungen zwischen diesem und den Gewerkschaften fest und institutionalisiere 
damit das Recht der gewerkschaftlichen Organisationen auf Zutritt zum Betrieb 

förmlich. 144) 

Ohne Zweifel ist die institutioneile Verbindung zwischen Gewerkschaften und Be- 
triebsrat) eine zentrale und zugleich hochsensible Nahtstelle innerhalb des selek- 
tiven Interessentransmissionsprozesses, denkt man nochmals an die oben vorgestell- 
ten Überlegungen zur notwendigen Ausklanmerung des Erfahrungsfeldes 'Betrieb' aus 
den (potentiell militanten) tarifpolitischen Auseinandersetzungen zurück. 145) £$ 
soll an dieser Stelle festgehalten werden, daß das duale System der Interessenag- 
gregation, -Selektion und -general isierung ganz entscheidend zur Quantifizierung 
der Tarifpolitik beiträgt; allerdings zahlen die Gewerkschaften für diese relative 
Entkomplizierung ihrer Politik mit der Existenz eines äußerst gewichtigen Macht- 
faktors in ihren eigenen Reihen: der Phalanx der Betriebsräte, deren Interessenbe- 
wußtsein in erster Linie durch ihre betrieblichen Erfahrungen geprägt ist. 

Mit der empirischen Untersuchung Kotthoffs ^) liegen neuere Daten vor, die sehr 
deutlich zeigen, daß zu den objektiven, durch Betrieb(sgröße), Branche und jewei- 
lige ökonomische Lage vorgegebenen Selektivitätskriterien gewerkschaftlicher Inter- 
essenverarbeitung das subjektive Moment eines Spannungsverhältnisses zwischen Be- 
triebsrat und Gewerkschaften hinzutritt. Denn nach Kotthoff ist das Handeln einer 
großen Mehrheit der von ihm befragten Betriebsräte auch und vor allem geleitet 
durch 

- Angst vor Repressalien seitens der Geschäftsleitung; i4/ J 

- Angst^v^r dem Verlust eigener Privilegien beim Konflikt mit der Geschäftslei- 

- Glaube an die Richtigkeit sozialpartnerschaftlicher Vorstell ungen; 149) 

- Überzeugung von der Inkompetenz 'betriebsfremder' Gewerkschaften bei der Lösung 
betr i ebsspez i f i scher Prob 1 eme ; 150 ) 

- Zorn über das Ansinnen der Gewerkschaften, verstärkt an den betrieblichen Be- 
langen beteiligt zu werden bzw. ihre Bestrebungen, mehr Mitbest inmungsmöglichkei- 

ten für sich selbst durchzusetzen. 151) 

Damit korrmt es aber bei der Betrachtung gewerkschaftlicher Interessenvertretung im 
Tarifsystem nicht nur auf die Konflikt linien zwischen ihnen und der Kapitalseite 
sowie zwischen den Einzelgewerkschaften untereinander, sondern zusätzlich ganz 
massiv auf die Konfliktlinien zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten an, wenn es 
um die Frage geht, ob die gewerkschaftliche Assoziation der Lohnabhängigen alles im 
Kapitalismus ihr Mögliche dem ökonomischen Antagonisten abringt (oder diesen etwa 
sogar in seiner bloßen Existenz bekämpft). Zwei Hinweise von Kotthoff sollen dies 
verdeutlichen: 

- Die Betriebsräte dominieren unter anderem häufig die Tarifkormrissionen, die über 
die Annahme oder Ablehnung tarifpolitischer Einigungen mit den Arbeitgebern 
befinden. 152) Damit korrmt hier aber nicht nur die auf Branchenebene verallgemei- 
nerte Rücksichtnahme auf die Kapitalverwertungsbedingungen zum Tragen, sondern - 
so darf wohl vermutet werden - auch bereits betriebsspezifische Einschränkungen, 
die auf die Begrenzung tarifvertraglicher Lohnerhöhungen hinauslaufen - sei es, 
um den 'eigenen' Betrieb zu schützen, sei es, um sich einen autonomen Handlungs- 
spielraum in der betrieblichen Lohnpolitik zu erhalten. 

- Kotthoff ermittelte mehrfach, daß für das Ausmaß wirtschaftsfriedlicher und 
betr i ebsego i st i scher Einstellungsmuster der Betriebsräte vor allem das jeweilige 
Sei bst Verständnis der Gewerkschaft ausschlaggebend war, in der die Betriebsräte 
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organisiert waren. 153)o.h., je nachdem, wie kooperativ oder konf liktorisch sich 
die Organisation gegenüber dem gesellschaftlichen Kontrahenten selbst einschätzt 
und verhält und je nachdem, wie sehr sie bereit ist, die Auseinandersetzung mit 
den Betriebsräten aufzunehmen und die gewerkschaftlichen Elemente ihres Bewußt- 
seins zu stärken - je nach dem konkreten Zusamnenspiel dieser Bedingungen kann 
eine Gewerkschaft ihren Handlungsspielraum gegenüber dem Kapital erweitern oder 
begrenzen. 

Was das Arbeitsschutz- und Sozialrecht als thematische Begrenzung des tarifpoliti- 
schen Themenkataloges betrifft, so ist dies einer jener Bereiche, in dem Verbände 
und Parteien teilweise miteinander rivalisieren, da jeder sich hier durch materiel- 
le Leistungen legitimieren kann. Aber selbst wenn die Gewerkschaften auf diesem 
Gebiet bestimmte Maßnahmen nicht (mehr) selbst durchsetzen bzw. durchführen, so 
können sie doch auch wiederum stets vor ihrer Basis darauf verweisen, anderen, 
nämlich Parteien und Staat, diese Aktivitäten abgerungen zu haben. 

Zum Verbot des politischen Steiks schreibt Erd, es sei von den Gewerkschaften 
hingenommen worden, weil es ihren wirtschafts- und sozialdemokratisch geprägten 
Vorstellungen durchaus entsprach und außerdem die Auseinandersetzung mit der Ge- 
werkschaftslinken erleichterte.!^) Zudem wurde bereits hinlänglich erörtert, wie 
wenig die Gewerkschaften selbst an einer (Wieder-)Zusammenführung ökonomischer und 
politischer Kämpfe der Arbeiterklasse interessiert sein können, müßte dies doch 
ihre Selbstauflösung als Verband implizieren. 

Gegen die Rechtsprechung zu spontanen Steiks, Sozialadäquanzprinzip, Streikbeginn 
und -risiko sowie zur Betriebsrisikolehre und zur Aussperrung, die teilweise ganz 
eindeutig repressiven Charakter aufweist^), protestierten die westdeutschen Ge- 
werkschaften ebenfalls nur halbherzig, da ihre Streikpraxis ohnehin gegenüber 
anderen Industriestaaten höchst zurückhaltend war und ist.!56) Erd weist zu Recht 
darauf hin, daß das formelle Verbot spontaner Streiks von Gewerkschaften und Ar- 
beitgebern gemeinsam insofern unterlaufen wird, als die gewerkschaftlich initiier- 
ten Warnstreiks das Interesse beider Parteien an zügigen Tarifverhandlungen beför- 
dert.!^) Zudem dient das Verbot 'wilder' Streiks insoweit den Gewerkschaften ganz 
direkt, als es diese Form des Legitimationsentzugs seitens ihrer Basis jedenfalls 
erheblich erschwert.!^) Daß der DGB im übrigen wenig Grundsätzliches gegen den 
Versuch des Gesetzgebers und der Jurisdiktion einzuwenden hat, den Einsatz der 
Streikwaffe vorab zu begrenzen, zeigt sein Richtlinienbeschluß, nach dem die Ein- 
zel gewerkschaften vor jeder Arbeitsniederlegung eine Urabstimmung durchführen 
müssen, bei der mindestens 75 % aller stimmberechtigten Gewerkschaftsmitglieder 
positiv votieren müssen. !59) 

Damit ist die Frage angesprochen, welche Verfahrensweisen die Verbände selbst zur 
Ausfüllung jenes Raumes entwickeln, der ihnen nach allen Ausgrenzungen als mate- 
riale Tarif au tonomie noch verbleibt. Nach allem, was über das Selbstverständnis vor 
allem der Gewerkschaften als Interessen verband und über das Ausmaß ihrer Selbst- 
integration als Transmissions- und Selektionsinstrument zur Verarbeitung sozio- 
ökonomischer Interessen in der bürgerlichen Gesellschaft ausgeführt worden ist, 
steht zu erwarten, daß auch in diesem Bereich Konfliktvermeidungs- und -pazifie- 
rungsverfahren im Vordergrund stehen werden. 

Weitbrecht hat in einer umfassenden Analyse am Beispiel der beiden Tarifkontrahen- 
ten Gesamtmetall und IG Metall die Strategien aufgeschlüsselt, die beide Seiten 
ausgebildet haben, um dem "Dilemma von Legitimität und Effektivität" zu entge- 
hen. 160) Dieses beschreibt er wie folgt: "Zwischen der Forderung nach Verhandlungs- 
freiheit und der Forderung nach Legitimität, daraus folgend Verpflichtung, besteht 
also ein Widerspruch, weil beide erwünschten Ziele sich nur bei unterschiedlichem 
Grad der Beteiligung der Mitglieder verwirklichen lassen." Die Lösung des Problems 
bestehe in der "Trennung der Entscheidungsprozesse von den Prozessen, die primär 
der Mitglieder-Verpflichtung dienen"!^!) - dies ist wieder jenes Konzept der Quasi- 
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Partizipation, das in der vorliegenden Arbeit bereits mehrfach aufgetaucht ist. 162) 
Bei der IG Metall übernimmt nach Weitbrecht die Tarifkommission die Aufgabe, als 
"Diskussionsorgan mit breiter Repräsentation "163) für die Verpflichtung der Mit- 
glieder auf das Verhandlungsergebnis zu sorgen, während die Kompetenzen real beim 
Vorstand und dem von ihm abhängigen Bezirksleiter konzentriert sind. 164) 

Bei Gesamtmetall verlor der Ausschuß, der ursprünglich "Organ ausgedehnter Dis- 
kussion" gewesen war, mit den auf Zentralisation zielenden organisatorischen Verän- 
derungen Anfang der sechziger Jahre fast alle Entscheidungsbefugnisse, weshalb nun 
durch "verstärkte Aktivität der lokalen Organe" für die Folgebereitschaft der Basis 
gesorgt werden muß. 165) Zentren der Willensbildung sind aber faktisch der Tarifpo- 
litische Ausschuß und die Kernkonmission, über denen sich der massive Einfluß des 
Vorstandes von Gesamtmetall erhebt. 166) 

Folgenlose Beteiligung der Mitglieder und Konzentration der Entscheidungskompeten- 
zen bei der Spitze der Organisationen waren und sind also als wichtigste Bedingun- 
gen für die effiziente und zugleich legitimierte Handhabung der Tarif au tonomie 
durch die Verbände anzusehen. Weitbrecht kommt zu dem Schluß, daß die Tarifautono- 
mie nur unter diesen Voraussetzungen ihrer eigentlichen Aufgabe nachkomnen könne, 
da nur dann ein "offene(s) Aufeinanderprallen von Interessengegensätzen" möglich 
werde, (dies ist der Bestandteil 'Autonomie'), und da nur "so ein Kompromiß zustan- 
de kommen (könne, C.S.), der bei einem ständig wachsenden Sozialprodukt die 
Vorstellung eines Abbaus der sich ständig erneuernden relativen Deprivation 
einzelner Gruppen hervorbringen kann. "167) Die Erzeugung dieser Vorstellung, der 
eben keine Realität entspricht (erst recht nicht mehr, seitdem nicht mehr 
über ein 'ständig wachsendes Sozialprodukt' verhandelt werden kann), dienen die 
geschilderten Ein- und Ausgrenzungen ebenso wie der verbleibende Handlungsspielraum 
der Organisationen. Sie tragen in der Tat einen Kampf untereinander aus, aber ihr 
Waffenarsenal ist eng begrenzt, und der Hauptkriegsschauplatz wird sorgfältig 
ausgespart. 

Die Tatsache, daß das Konzept der Quasi -Partizipation von beiden Verbänden 
übernommen wurde, verweist dabei auf einen bemerkenswerten Sachverhalt: Obgleich 
die gesellschaftliche Stellung der Gewerkschaftsmitglieder von existentieller 
Abhängigkeit von den Besitzern der Produktionsmittel gekennzeichnet ist, hat sich 
ihre Assoziation in ihren eigenen organisatorischen und prozeduralen Strukturen den 
Vereinigungen des Kapitals immer stärker angenähert. Dieser Befund wird bestätigt 
vom Ergebnis der Analyse von Buchholz , der sich mit den Willensbildungsformen in 
Gewerkschaften und Arbe i tgeberverbanden befasst: "...es bringt den DGB und einige 
seiner Mitglieder ... in die unmittelbare Nachbarschaft der Unternehmensverbän- 
de ... Nicht nur, daß 'die Großen' auf beiden Seiten die Herrschaft in den Verbän- 
den für sich reserviert bzw. annektiert haben..., sie scheinen sich auch unter 
anderen Aspekten aufeinanderzu zu entwickeln: so nirrmt etwa die traditionelle 
Autorität der DGB-Kongresse ab, die einiger Unternehmerverbände dagegen zu; auch 
öffnen sich die Unternehmerverbände immer mehr zur Öffentlichkeit hin, während die 
Gewerkschaften in zunehmendem Maße Entscheidungen, die stets den öffentlichen 
Kongressen Vorbehalten waren, in die Beiräte und Vorstände verlegen; und schließ- 
lich öffnen sich Unternehmensverbände und Gewerkschaften sogar füreinander. "168) 

Nimmt man zu diesen wechselseitigen Angleichungstendenzen noch Streecks Aussage 
hinzu: "Während sich das Zielsystem der Arbeitgeberverbände offenbar kontinuierlich 
ausgeweitet hat, hat das Wachstum des politischen Systems die Ziele der Gewerk- 
schaften offenbar an manchen Stellen erheblich beschnitten "*69) , so läßt sich 
folgende These über die Auswirkung des Systems der Tarifautonomie auf die an ihm 
Beteiligten aufstellen: Der Komplex institutionalisierter, nur begrenzt aktiv wer- 
dender und tendenziell gesellschaftliche Konflikte pazifierender Instanzen und 
Verfahren zur Bewältigung verteilungspolitischer Auseinandersetzungen zwingt den 
sozialen Kontrahenten unabhängig von ihren je subjektiv angestrebten Zielen ganz 
bestimmte interne Strukturen und nach außen gerichtete Handlungsformen auf. Um 
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durch den partiellen und selektiven, zugleich aber immer noch auch kämpferischen 
Konti iktaustrag Legitimation ihrer selbst, des sozio-ökonomi sehen und indirekt auch 
des politischen Systems erzeugen zu können, übernehmen die Verbände prinzipiell die 
gleichen Funktionen der Selektion und Transmission, weshalb sie als Organisationen 
grundsätzlich ungleich gestellter Gesellschaftsmitglieder tendenziell gleiche 
Strukturen ausbilden. 

Dies kann letzten Endes auch nicht verwundern, leisten sie doch inhaltlich im 
Verlauf dieses selektiven Transmissionsprozesses die Umformung antagonistischer 
Interessen in ausgleichsfähige ‘ issues', wie oben theoretisch entwickelt. 170) Der 
empirische Teil der vorliegenden Arbeit wird ausführlich zeigen, mit welchen kon- 
kreten Ergebnissen sie dies tun. 

Insgesamt gesehen, so kann hier zusammengefaßt werden, leistet das westdeutsche 
Betriebsratswesen einen maßgeblich Beitrag zur Entschärfung und gleichzeitig zur 
Quantifizierung des Tarifkonflikts, der seinerseits durch zahlreiche Verfahrens- 
regeln auf das mehr oder minder friedfertige jährliche Aushandeln der Preise für 
die jeweilige Ware Arbeitskraft auf Branchenebene reduziert wird. Im empirischen 
Teil wird detailliert vorgeführt werden, welche Schwierigkeiten gerade den Gewerk- 
schaften aus diesem ritualisierten und zumeist lediglich verbalradikal geführten 
Schlagabtausch erwuchsen, als eine Zeit zunehmender ökonomischer Turbulenzen begann 
und die Arbeitgeber ihre Chance erkannten und wahrnahmen, Langfristigkeit und 
Kalkül ierbarkeit des Tarifsystems gegen die gewerkschaftlichen Organisationen 
selbst zu wenden und unter dem Druck steigender Arbeitslosenzahlen ininer weniger 
konzessionsbereit aufzutreten. Aber auch bei der Betrachtung dieser Schwierigkeiten 
wird man nicht in den Fehler verfallen dürfen, die Gewerkschaften nur als Opfer 
dieser Entwicklungen zu sehen; sie haben sich diesen vielmehr auf spezifische Weise 
angepaßt und sie sogar zum Teil für die Auseinandersetzung mit ihren internen 
Kritikern genutzt. 

Bevor diese Prozesse jedoch im einzelnen nachgezeichnet werden können, bleibt 
zunächst noch zu beschreiben, wie das Parteiensystem aussieht, das sich über diesen 
sozio-ökonomi sehen Großverbänden erhebt. Dies soll nun im letzten Abschnitt des 
vorliegenden Kapitels geschehen. 

3.4.4) Das Parteiensystem 

Zur Entstehung, Entwicklung, Erscheinungsform und Problematik des Volksparteiensy- 
stems in der Bundesrepublik liegt eine schier unüberschaubare Fülle von Literatur 
vor, deren auch nur ansatzweise Darstellung einen allzu umfangreichen Raum einneh- 
men müßte, ohne doch für die zentrale Fragestellung der vorliegenden Arbeit nach 
dem Verhältnis von Verbänden und Parteien besonders ertragreich zu sein. Daher 
beschränkt sich die Untersuchung in diesem Abschnitt auf die stichpunktartige 
Skizzierung der hauptsächlichen Forschungsschwerpunkte bezüglich der Analyse der 
westdeutschen Parteien und schließt mit einigen Thesen über ihr Zusamnenwirken mit 
den wirtschaftlichen Interessengruppen ab, deren Verhältnis untereinander gerade 
geschildert wurde. 

Die zeitgeschichtliche Forschung hat schon seit langem den zentralen Einfluß der 
Alliierten auf die Neubildung der politischen Parteien im besiegten Deutschland 
erkannt und belegt. 171) Es bestand Einigkeit zwischen allen vier Siegermächten, die 
Parteienkonzentration bewußt zu fördern, um eine "Parteienauffächerung ähnlich der 
Weimarer Konstellation zu verhindern"^). $ 0 entstanden in relativ kurzer Zeit die 
SPD und die KPD, die beide an ihre früheren Organisationsformen und teilweise auch 
an ihr jeweiliges Weimarer Basispotential anknüpften!73). ihnen folgte die Gründung 
der CSU und - erheblich später - der CDU, die vor allem die Wähler des Zentrums und 
der Bayrischen Volkspartei, aber auch Stimnen der ehemaligen DNVP an sich zogen, 
sofern die vor allem aus der Landwirtschaft stamnenden Anhänger dieser letztgenann- 
ten Partei nicht durch die Teilung Deutschlands in der SBZ/DDR verblieben wa- 




- 123 - 



ren.174) Daneben konstituierte sich schließlich noch die FDP als Nachfolgerin 
sowohl der DDP als auch der DVPl75) j die sich selbst als einzige der Neugründungen 
von Anfang an "prinzipiell als 'Ideenpartei einordnete. 176) CDU und CSU traten 
sehr bald als Volksparteien auf^), während die SPD in Grenzen und die KPD grund- 
sätzlich zunächst die Politik der Klasseninteressenpartei betrieben, deren Erfolg- 
losigkeit angesichts wachsender Kooperation zwischen den ökonomischen Groß verbänden 
auf der Basis eines enorm expansiven ökonomischen Akkumulationsprozesses und im 
Rahmen des Kalten Krieges die KPD rasch zur Bedeutungslosigkeit verurteilte (wobei 
allerdings nicht vergessen werden darf, daß diesem Prozeß amtlicherseits durch 
massive Repressionen nachgeholfen wurde), und die SPD auf den - von ihren Weimarer, 
ja sogar zum Teil bereits kaiserzeitlichen Traditionen her längst vorgezeichneten - 
Weg zur Volkspartei trieb. 178) 

Bemerkenswert an diesen Entwicklungen nach 1945 war aber nicht nur die Tendenz zur 
Konzentration des Parteiensystems auf wenige Großparteien, die seit Beginn der 
sechziger Jahre als zunächst vollendet betrachtet werden kann, 179) sondern ebenso 
die Tatsache, daß in den Nachkriegsjahren die kleineren Parteien auf der Rechten 
ihren Stimnenanteil bis zur Bundestagswahl von 1949 gegenüber 1946/47 "von einem 
guten Viertel auf vier Zehntel, 39, 8$, zu steigern" vermochten. 180) Berücksichtigt 
man die Behinderungen, denen die kleineren Parteien vor allem durch die Alliierten 
ausgesetzt waren, so kann dieser beachtliche Stimnenanteil als Beleg für die These 
gewertet werden, daß es erst das Zusammenwirken von störungsfreiem ökonomischem 
Prozeß, kooperativen Großverbänden und hochkonzentrierten Volksparteien war, das 
zur Verdrängung expliziter Interessen- und Ideenparteien führte. Solange nämlich 
weder über den territorialen Rahmen noch über die Produktionsweise grundsätzlich 
entschieden worden war und die materielle Reproduktion der Gesellschaft noch auf 
höchst differenzierten sozialen Lebenslagen aufbaute, verschafften sich Sonderin- 
teressen durchaus erfolgreich Zugang zum politischen System. 1°1) 

Mit der Godesberger Wende der SPD zum Volksparteikonzept im Jahre 1959 war der 
Konzentrationsprozeß des 'Zweieinhalb-ParteienjSystems' in der Bundesrepublik (zu- 
nächst) abgeschlossen!^) ; die Koalitionsfähigkeit aller Parteien untereinander 
wurde durch die Regierungsbildungen von 1961 (CDU/CSU/ FDP), 1966 (CDU/CSU/SPD) und 
1969 (SPD/FDP) unter Beweis gestellt, und trotz der Wiedergründung einer kommuni- 
stischen Partei, der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP), im Jahre 1968 wie auch 
des Erfolgs der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) in der Rezession 
von 1966/67 kann für die sechziger und siebziger Jahre vom Fehlen relevanter par- 
teiförmig organisierter Fundamentalopposition gegen das ökonomische und/oder poli- 
tische System der Bundesrepublik gesprochen werden. (Klassen-) Interessen- wie radi- 
kale Ideenparteien hatten gegenüber dem etablierten sozio-poli tischen Kräftespek- 
trum offensichtlich in diesen Jahren längerfristig keine Chancen. 183) Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Darstellung sich im wesentlichen auf die Entwicklung des 
Parteiensystems bis zum Ende des Untersuchungszeitraumes beschränkt und daher neue 
parteipolitische Phänomene wie ökologische ("Grüne"), alternative oder ähnlich 
ausgerichtete neue Bewegungen außer acht läßt. 

Dieses Parteiensystem einer rechts und einer links von der Mittel) angesiedelten 
Volkspartei sowie eines koalitionspolitischen Bindegliedes, das eine völlige Über- 
einstimmung zwischen den Großparteien verhindert, indem sein Zusammengehen mit 
jeweils einer Seite des Parteienspektrums der anderen die Selbst-Konturierung als 
Opposition ermöglicht, hat zahlreiche Untersuchungen und häufige Kritik provoziert. 
Oligarchisierung der Parteien und Apathie der Basis, Funktionsverlust der Ortsver- 
eine und Ritualcharakter der innerparteilichen Prozesse, Unsensibilität gegenüber 
gesellschaftlichem Problemdruck und Utopieverzicht - diese Stichworte charakteri- 
sieren die Stoßrichtung des analytisch fundierten Protestes.!^) Dj e Hauptmerkmale 
der spezifischen Selektivität dieses Parteiensystems - denn die genannten Kenn- 
zeichen sind nichts anderes als ins Kritische gewendete Erscheinungsformen partei- 
förmiger Selektivitätsstrukturen - sind programmatische Einigkeit zwischen allen 
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relevanten Parteien, soziostrukturelle Heterogenität der Basis beider Großparteien 
bei dominanter Mittelschichtorientierung aller vier Parteien, sowie schließlich 
innerparteiliche Gruppenbildung in den Volksparteien als Bindeglied zu bestimmten 
gesellschaftlichen Aggregaten von Interessenträgern und zugleich als Mittel zur 
Institutionalisierung des parteiinternen Konfliktausgleichs. 

SPD, CDU und CSU stimmen in ihrer Selbstdarstellung völlig überein, was das Konzept 
der Volkspartei betrifft. 186) Sie bekennen sich alle zum Pluralismus und zum Aus- 
gleich gesellschaftlicher Interessen sowie zum Primat der Verantwortung der Politik 
vor dem Allgemeinwohl^^ und s -j e bejahen die Autonomie der Interessengruppen, 
allerdings nur unter Berücksichtigung des Gemeinwohls, dessen Beschwörung - wie 
erwähnt - eine ganz wesentliche Bastion der gewählten Parteien gegenüber den Ver- 
bänden darstellt.188) 

Das heißt, diese Parteien bekennen sich auch programnatisch zur Übernahme der 
Interessenintegrations- und -harmonisierungsfunktion längs des Gemeinwohlmaßstabes 
oberhalb einer interessenförmig organisierten und fraktionierten Verbändestruktur. 
Demgegenüber betont die FDP besonders die Bedeutung des Individuums in der Gesell- 
schaft, freilich nicht ohne gleichzeitige Anerkennung des Pluralismus. 189) i m 
Gegensatz zu den Volksparteien, die auf den Ausgleich sozialer Gruppen interessen 
zielen und daher katalogartige Programme vorlegen, d.h., thematische Selektivität 
in Form von Themenzusaninenfassung und -integration betreiben, "beansprucht (die 
FDP, C.S.), sich jenseits sozialer Interessen zu definieren". 190) Die Freiburger 
Thesen von 1971 stellen deshalb keine Ansammlung von Angeboten an bestimmte Wähler- 
gruppen dar, sondern sie bieten eine umfassende Realitätsinterpretation an: "Alle 
gesellschaftlichen Differenzen sind ... von vornherein ihrer möglichen Gegensätz- 
lichkeit und Widersprüchlichkeit entkleidet und auf die Unterschiedlichkeit funk- 
tionaler Rollen einer 'arbeitsteiligen' Gesellschaft reduziert. Gemäß dieser vor- 
gängigen funktional i st i sehen Interpretation können die Inhaber der heterogenen 
Funktionen dann leicht in einen allseitigen funktionalen Partizipationszusammenhang 
gebracht und in funktioneller Demokratie harmonisiert werden. "191) Dies sind aber 
eindeutige Merkmale der Ideenpartei; es wird später noch zu fragen sein, inwieweit 
die FDP nicht gleichzeitig interessenparteiliche Charakteristika aufweist. 

Eine Reihe von neueren Untersuchungen über CDU/CSU und SPD verdeutlichen die Ent- 
wicklungstendenzen des westdeutschen Parteiensystems zwischen Volksparteibildung, 
ideenparteilicher Akzentuierung bestimmter Parteien und 'Verstaatlichung' anderer. 
Mit der Entwicklung der CDU zu einer 'modernen' Volkspartei mit breiter Mitglieder- 
basis, ausgebauter Parte iapparatur und mehr oder weniger umfassender Programmatik 
haben sich Buchhaasl 92) und Pridhaml 93) ausführlich befaßt. Pridham gelangt zu dem 
Ergebnis, daß die CDU bis Mitte der siebziger Jahre zu einer echten Mitgliederpar- 
tei geworden sei, nachdem die zweite Wahlniederlage des Jahres 1972 deutlich ge- 
macht hatte, daß das Ergebnis der Bundestagswahl von 1969 kein 'Betriebsunfall' 
gewesen war!94). Nunmehr sei sie nicht mehr allein auf charismatische Führerfiguren 
und die unbedingte Übernahme der Regierungsfunktion angewiesen und habe ein eigenes 
programmatisches Profil entwickelt, was besonders zu den Erfolgen bei der Anwerbung 
von Mitgliedern jüngerer Generationen beigetragen habe. 195) Abgesehen von Wirt- 
schaftsrat und Mittelstandsvereinigung, die viel Einfluß auf die Politikformulie- 
rung besäßen, sei nur noch die Junge Union (JU) als Führungsnachwuchsreservoir 
innerparteilich von Bedeutung; alle anderen Vereinigungen hätten wenig Gewicht, 
außer in ihrer Funktion als zusätzliche Hausmacht einzelner Spitzenpolitiker sowie 
als Kommunikationskanäle zu außerparteilichen Interessengruppen.196) Demgegenüber 
schildert Buchhaas besonders breit die Jahre, in denen die CDU sich selbst auf dem 
Weg zur modernen Volkspartei blockierte, sowie die langanhaltende Tendenz der 
Partei, auf eine symbolhafte Kanzlerfigur zu vertrauen, weder die sich anbahnenden 
sozialstrukturellen Veränderungen der Wählerschaft zu analysieren noch sich dem 
Erfordernis einer Parteireform zu stellen. 197) Gerade letztere und gerade die 
Schwerpunktverlagerung von Personen zu Programmen, die besonders das gesellschaft- 
liche Faktum eines existierenden Pluralismus und dessen Integration in die eigene 
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Partei zu berücksichtigen gehabt hätten, waren nach Buchhaas unabweisbare Notwen- 
digkeiten, damit aus der Sammlung sbewegung, als welche die CDU Anfang der fünfziger 
Jahre angetreten sei, eine echte Volkspartei werden konnte^) s für welches Konzept 
sich die CDU - wie schon zitiert - bereits 1950 bewußt entschieden habe. 199) 

Ganz offenkundig sind das Verhältnis zu den Verbänden und das Ausmaß, in dem der - 
auch in die Partei selbst bewußt hineinverlängerte - Austrag der Konflikte zwischen 
diesen in den eigenen Reihen zugelassen wird, von maßgeblicher Bedeutung für die 
volle Ausbildung volksparteilicher Identität. Gerade wenn sich die Partei - wie im 
Falle der CDU - der Notwendigkeit interner Fraktionierung und des permanenten 
Konfliktaustrags verschließt, nimmt sie sich selbst die Chance zum rationalen 
Umgang mit den organisierten Interessen. Darauf deutet auch das Untersuchungsergeb- 
nis von Preuße hin, der 1981 (!) feststellt, daß in der Hamburger CDU nach wie vor 
in weiten Teilen der offene Austrag von Konflikten abgelehnt und Einheit und Ge- 
schlossenheit der Partei als höchste Werte propagiert werden. 200) Preuße gelangt zu 
folgendem, für die hier interessierenden Beziehungen zwischen Verbänden und Par- 
teien bemerkenswertem Schluß: "Die Überbetonung des innerparteilichen Konsenses, 
die demonstrativ bekundete 'Einheit und Geschlossenheit' der Partei, macht deut- 
lich, daß die Partei sich ihrer Aufgabe als Volkspartei, verstanden als 'moderner 
Interessenintegrationspartei', nicht bewußt ist. In der Hamburger CDU fehlt noch 
weitgehend das Bewußtsein, daß die externe Integration unterschiedlicher Interessen 
und Interessenkonflikte die innerparteiliche Tolerierung von offen ausgetragenen 
und demokratisch geregelten sachpolitisch orientierten Gruppenkonflikten voraus- 
setzt. "201) 

Was die Bundespartei betrifft, so mag zu den Henmungen im offenen Umgang mit den 
Interessengruppen und deren Auseinandersetzungen nicht wenig das 'schwierige Bünd- 
nis' mit der CSU^02) beigetragen haben (und beitragen). Pridham stellt die These 
auf, die CSU habe sich bis zur Mitte der siebziger Jahre von der Honoratioren- zur 
Apparatpartei entwickelt, ohne jedoch die parallele (wenn auch eher ansatzweise) 
Programm- und parteiinterne Demokratisierungsdebatte der CDU mitzuvoll ziehen, so 
daß sie als eine zwar technisch höchst moderne, aber politisch-strategisch deutlich 
autoritär-charismatisch orientierte Führerpartei zu betrachten sei, die überwiegend 
traditionalistische und massiv antikommunistische Einstellungen aufweise. 203) Nimmt 
man hierzu noch Müchlers Aussage hinzu, wonach die CSU infolge der Verlagerung des 
thematischen Schwerpunktes politischer Auseinandersetzungen in der Bundesrepublik 
seit dem Ende der sechziger Jahre von der Außen- zur Innenpolitik sich bewußt zu 
einem Ansprechpartner "rechtsstehender Wähl er schichten" gewandelt habe 204) # so 
bietet sich folgende Interpretation an: Innerhalb der Union stellt die CDU den 
volksparteilichen Anteil der Parteiengemeinschaft, dessen volle Entfaltung jedoch 
gehemmt, sogar konterkariert wird von der zunehmenden Wiederbelebung ideenparteili- 
cher Politikstrukturen und -Strategien seitens der CSU. Zwar bekennen sich beide 
programmatisch zur Politik der Volkspartei, weisen deren Kennzeichen sozialstruktu- 
reller Heterogenität - wie gleich zu zeigen sein wird - durchaus auch auf, halten 
diese Konzeption jedoch gegenüber den Interessengruppen, was das Zulassen offener 
Konflikte zwischen diesen auch in der Partei selbst betrifft, in der politischen 
Praxis kaum durch. 205) 

Bestanden (und bestehen) die größten Probleme des konservativen Parte ienlagers in 
der Bundesrepublik mithin in dessen Verhältnis zu den organisierten gesellschaftli- 
chen Interessen, so geriet die SPD - zumal nachdem ihr endlich der Zugang zur 
Bundesregierung eröffnet war - in ernste Schwierigkeiten, ihr Verhältnis zum Staat 
zu konturieren, ohne ihre Basisbindung zu beeinträchtigen. Günther hat detailliert 
gezeigt, wie maßgeblich die "permanente Unterentwicklung konsultativer Aktivitäten" 
in der SPD und ihre rigorose "parlamentsbezogen-legalistische Orientierung" dazu 
beitrug, "daß bundesrepublikanische Repräsentierte sich mit einer Arbeitsteilung 
zwischen 'unten' und 'oben' abfinden lernten... "206) Auch Knorr weist bereits für 
die Jahre der Großen Koalition auf die beginnenden Spannungen zwischen der SPD- 
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Führung und der Parteibasis einerseits, zwischen Parteispitze und den Gewerkschaf- 
ten andererseits hin. 207} Es wird eines der wichtigsten Themen des empirischen 
Teils der vorliegenden Arbeit sein, detailliert zu klären, wie sich die Beziehungen 
der die Bundesregierung seit 1969 führenden SPD zum DGB gestalteten und welche 
Probleme der SPD daraus erwuchsen, daß sie jetzt zwischen die Mühlräder ihrer 
Bas i sinteressen und staatlicher sowie ökonomischer Handlungszwänge geraten war. 208) 
Wenn es richtig ist, daß Parteiprograrmiatik der Integration nach innen bzw. der 
Ratifizierung eines gegebenen Standes innerparteilicher Kräfteverhältnisse sowie 
der Bildung eines Wir-Bewußtseins der Parteibasis (die sich damit enger an ihre 
Organisation gebunden fühlt) dient209) > dann ist zu klären, welche sozialen Gruppen 
die politischen Organisationen u.a. durch derartige Prograrmie zusammenzuhalten 
suchen, worin also konkret die personelle Selektivität der westdeutschen Parteien 
besteht. 

Die beiden Volksparteien gruppieren sich jeweils um einen traditionellen Wähler- 
und Mitgliederkern, der bei der SPD von den Arbeitet 10), bei der CDU/CSU vom 
alten Mittelstand gebildet wird. 211) Um dieses Zentrum herum lagern sich Wähler und 
Mitglieder aus allen sozialen Schichten, wobei die Bedeutung der lohnabhängigen 
Mittelschichten für beide Großparteien nicht zu übersehen ist.2i2) Berücksichtigt 
man dazu noch die Tatsache, daß die FDP insgesamt als eine Partei der Mittelschich- 
ten betrachtet werden kann213), so erscheint die These berechtigt, daß das Partei- 
ensystem als ganzes die gesellschaftlichen Schichten nicht anteilig, sondern zur 
'Mitte' hin verschoben, verzerrt, repräsentiert. Dies gilt für die Mitglieder- noch 
mehr als für die Wähler$truktur214j, vollends aber für die Auslese politischer 
Führungskader, die im Durchschnitt aller Bundestagsparteien zu 16# aus Arbeiterfa- 
milien starrmen, gegenüber 51# aus Angestellten- und Beamtenfamilien sowie 26# 
Unternehmerkindern. 215) Die empirisch nachweisbare personelle Selektivität des 
westdeutschen Parteiensystems bestätigt damit in vollem Umfang die Ansicht Grevens , 
daß auch subjektiv-politisch "im gesellschaftlich relevanten Durchschnitt nur sol- 
che Formen der Interessenvertretung den durch die spezifische Organisiertheit des 
politischen Systems vorgegebenen Anforderungen genügen (und daher im sozio-poli- 
tischen Prozeß personell zu Einfluß gelangen, C.S.), die den Interessen der 'bür- 
gerlichen Gesellschaft' in ihrer allgemein-repräsentierten Form nicht widerspre- 
chen. "215) 

Dafür, daß dies auch dann so bleibt, wenn - wie im Falle der SPD - auch solche 
Sozialgruppen aus Legitimationsgründen verstärkt in die Partei aufgenormen werden 
müssen, deren Bedürfnisse im Grunde mit den Interessen der 'bürgerlichen Gesell- 
schaft als Klasse' unvereinbar sind, sorgen Organisationsstatuten und -Wirklichkeit 
der Parteien (organisat ionsinterne Selektivität ) . Auch hier bestehen keine relevan- 
ten Unterschiede zwischen den vier Bundestagsparteien, schon gar nicht mehr seit 
der Verabschiedung des Parteiengesetzes von 1967, das "ein Gesetz für genau die 
Parteien ist, deren Fraktionen es verabschiedeten"217), mit anderen Worten: das 
lediglich bereits bestehende Zustände und Tendenzen festschrieb und nur die gravie- 
rendsten Ausuferungen oligarchi sehen Wildwuchses beseitigte. 218) 

Die parteipolitischen 'Parlamente', die Parteitage, haben kaum mehr Kompetenzen als 
die Entscheidung über die Prograrmatik, deren inhaltliche Offenheit und thematische 
Generalisierung dieses Recht zu einer Formsache degradiert, und als die Wahl der 
Vorstände sowie die Entgegennahme ihrer Rechenschaftsberichte219), was durch die 
zumeist perfekte Regie der Parteitage selten über reine Akklamation hinausgeht. Und 
selbst wenn es zu vom Vorstand ungeplanten Abwahlen oder Auseinandersetzungen 
kamt, so ist darin letztlich oft nur eine "begrenzte Regelverletzung" zu er- 
blicken, die in einem Falle funktionierende innerparteiliche Demokratie 
demonstriert bzw. auf manifesten gesellschaftlichen und parteiinternen Problemdruck 
aufmerksam macht, und damit die Kontinuität oligarchischer und selektiver Struktu- 
ren verdeckt. 220) 
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Kaum zur Ausübung ihrer Kontrollaktionen fähige Parteitage treffen in der inner- 
parteilichen Wirklichkeit mit Willensbildungsprozessen zusammen, die durch die 
Anbindung unter- an übergeordnete Ebenen221) und weit ausgreifender Kompetenzen der 
Bundesvorstände^) viel eher von oben nach unten als in umgekehrter Richtung 
verlaufen, wie es dem Ideal innerparteilicher Demokratie eigentlich entsprechen 
müßte. 

Die formalen Organisationsstrukturen, Informat ions vorsprünge der höheren Gliederun- 
gen, der stete Appell an die Solidarität der Parteimitglieder, nicht zerstritten 
vor die Öffentlichkeit zu treten, und der ohnehin vorhandene erhebliche Bodensatz 
politischer Apathie auch bei den in einer Partei 0rganisierten223) . diese Faktoren 
wirken in einer Weise zusammen, die zwar den Vorständen zumeist hinreichenden 
Handlungsspielraum bei der Ausfüllung der objektiven Parteifunktionen sichert, die 
aber zugleich die Gefahr für alle Parteien in sich birgt, unempfindlich für Verän- 
derungen in gesellschaftlichen und innerorganisatorischen Problem- und Interessen- 
drucklagen zu werden. Dies zu verhindern, ist, wie bereits mehrfach angesprochen, 
die Aufgabe innerparteilicher Gruppenbildung und Opposition. 

Angesichts dieser Parteienwirklichkeit bleibt nur noch zu fragen, wie es um das 
politische Bewußtsein der Gesellschaft bestellt ist, die derartige Organisationen 
repräsentieren sollen. Vordergründig scheint das Parteiensystem während des Unter- 
suchungszeitraums durchaus die Zustimmung der überwältigenden Mehrheit der Bevölke- 
rung gefunden zu haben, will man die Wahlbeteiligung als einen Indikator dafür 
gelten lassen. 224) Bei einer Umfrage im Oktober 1972 gaben 721der Befragten an, 
eine besondere Neigung zu einer bestimmten Partei zu haben225) # so daß sich die 
Parteien auf den ersten Blick ihrer sozialen Verankerung sehr wohl sicher fühlen 
können. 

Aber hinter dieser hohen Zustimmungsquote zu den etablierten Institutionen des 
sozio-poli tischen Prozesses steckt ein noch größeres Maß an politischer Apathie: 
Allgemein nach ihren politischen Interessen befragt, antworteten zwischen 1960 und 
1973 immerhin noch maximal 495IJ, sie seien politisch interessiert. 226) Aber schon 
die Bereitschaft, in eine Partei einzutreten, ist gesamtgesellschaftlich äußerst 
gering ausgeprägt. 227) und von den parteipolitisch Organisierten wird wiederum 
höchstens die Hälfte im Ortsverein aktiv, und schließlich ist nur ein Fünftel aller 
Parteimitglieder zur Übernahme eines Parteiamtes grundsätzlich bereit. 228) 

Politisches Desinteresse ist dabei ebenso gruppenspezifisch unterschiedlich vorhan- 
den wie die Bereitschaft zu unkonventionellem politischen Verhalten, das über die 
Institutionalisierung des sozio-poli tischen Prozesses in Verbänden und Parteien 
hinausgeht. Generell läßt sich sagen, daß Frauen und alte Menschen am uninter- 
essiertesten sind bzw. am wenigsten zu unkonventionellem politischen Verhalten 
neigen. 229) Dies sind aber genau jene Gruppen, die zusammen mit den Jugendlichen am 
ehesten ein quantitatives Gegengewicht zur Dominanz der aus dem Prinzip der Waren- 
produktion erwachsenden Interessen bilden könnten. Aber auch die Jugendlichen, 
sofern sie nicht einen relativ hohen Bildungsgrad erreichen können230) # leben 
vorrangig ihren privaten Interessen und kümmern sich kaum um Politik, ohne zu 
erkennen, daß schon diese Trennung politische und soziale Konsequenzen hat. 231) 

Wunsch nach gesellschaftlicher und politischer Harmonie und politisches Desinter- 
esse - beides kann als der Grundtenor des politischen Bewußtseins großer Teile der 
Bevölkerung, sowie bestimmter Gruppen wie Jugendliche, Frauen usw. während des 
Untersuchungszeitraumes gelten: er steres findet sich aber auch bei den politischen 
Eliten in der Bundesrepublik. 232) und es ist genau diese Bewußtseinslage, die den 
Anspruch der Volksparteien stützt, aus zugegebenermaßen gegensätzlichen Interessen 
einen Ausgleich in Form des Allgemeinwohls herausdestillieren zu können. Jene 
Schichten, die ohnehin für die Politik der bürgerlichen Gesellschaft prädestiniert 
sind, entwickeln auch subjektiv politisches Engagement233) s diejenigen, die weniger 
oder nichts von ihr zu erwarten haben, verharren zumeist in resignativ oder ag- 
gressiv getönter Apathie. 
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Es dürfte deutlich geworden sein, daß in der westdeutschen politischen Wirklichkeit 
genügend Belege dafür aufzufinden sind, die geeignet erscheinen, die oben theore- 
tisch entwickelten Überlegungen zur Selektivität parteiförmiger Politik zu stützen. 
Nimmt man die oben vorgestellten Aussagen über DGB, BDA und ihr Zusamnenwirken im 
Tarifsystem hinzu234) 5 so bietet sich in der Tat das Bild eines Geflechts von 
Instanzen, deren Aktivitäten insgesamt auf die Aufnahme und Umformung der Lebens- 
äußerungen an der gesellschaftlichen Basis in Richtung auf ihre qualitative und vor 
allem quantitative Vereinbarkeit innerhalb des bestehenden Systems zielen. BDA und 
DGB fassen die Interessen der beiden machtpolitisch entscheidenden sozialen Kräfte 
zusamnen, und zwar auf einer bereits um ihre Herrschaftsdimension verkürzten Ebene, 
auf der es nurmehr um die materiellen Anteile am erwirtschafteten Mehrprodukt geht, 
längst aber nicht mehr um die Art und Weise, in der gewirtschaftet wird; und die 
Parteien produzieren den gesamtgesellschaftlichen Ausgleich in Form der Verteilung 
dessen, was die Organisationen von Kapital und Arbeit übrig- bzw. ihren Mitgliedern 
in Form von Steuern wieder abziehen lassen, zwischen den einzelnen Schichten der 
Gesellschaft, je nachdem, wie stark diese im Produktionsprozeß verankert und damit 
zur Drohung mit relevanten Konflikten fähig sind. Solange genügend verteilt werden 
kann, so scheint es, beschränken sich die Individuen auf die mehr oder minder 
passive Zustirmiung zu diesem Prozeß; im Krisenfall werden zwar Probleme akut und 
mitunter auch Proteste laut, aber die westdeutsche politische Wirklichkeit wirkt 
dennoch insgesamt nachgerade unerschütterlich, was ihre organisatorischen Fundamen- 
te betrifft. 

Es ist die Aufgabe des nun folgenden empirischen Teils der vorliegenden Arbeit, zu 
überprüfen, ob dieses Bild von Harmonie und weitgehend reibungslosem KoYif liktaus- 
gleich für den Untersuchungszeitraum tatsächlich zutrifft, welche Anstrengungen 
Verbände und Parteien unternehmen mußten, um es aufrechtzuerhalten und welche 
Veränderungen ihrer selbst und ihres Verhältnisses untereinander daraus erwuchsen. 
Die Jahre zwischen 1966 und 1976 haben zwei ökonomische Krisen, Zeiten relativ 
rapider Geldentwertung, gesellschaftliche Protestbewegungen von rechts und links 
sowie außergewöhnlich harte Verteilungskämpfe mit sich gebracht. Es ist zu klären, 
wie die Verbände und Parteien die ökonomischen Veränderungen perzipiert und welche 
Maßnahmen zu ihrer Bewältigung sie gefordert und getroffen haben. Es ist gleichzei- 
tig zu prüfen, ob die These Schillers zutrifft, wonach die Volksparteien auf dem 
verbandsförmigen Unterbau heute "zunehmend die Fähigkeit verloren (haben, C.S.), 
soziale Interessen überhaupt authentisch zu formul ieren".235) Schiller fährt fort: 
"...ihr Organisationscharakter, ihre Rekrutierungsmechanismen und ihr Funktionsver- 
ständnis verändern sich vielmehr so, daß sie im wesentlichen nur noch auf die an 
sie ' herangetragenen ' Interessen reagieren können."236) Die Frage wird beantwortet 
werden müssen, ob die Volkspartei wirklich nurmehr ein "reaktiver Parteitypus "237) 
ist, und welche Versuche sie im Zuge des Problemverarbeitungsprozesses möglicher- 
weise unternimnt, das Gesetz des Handelns (wieder) auf ihre Seite zu bringen. 

Dabei ist besondere Aufmerksamkeit auf dem Maßstab der Problemauswahl zu richten, 
denn am Ende dieses Teils der Untersuchung steht als vorläufiges hypothetisches 
Ergebnis der theoretischen Arbeit der Satz: Verbände aggregieren die Interessen 
bestirrmter Gruppen von Warenverkäufern und tragen die zwischen diesen vorhandenen 
Konflikte selbst untereinander und gegenüber den Parteien bzw. dem politischen 
Entscheidungszentrum aus; Parteien integrieren gesellschaftliche Interessen durch 
Ausklanrnerung der fundamentalen Gegensätze zwischen ihnen und durch die Bereit- 
stellung von Bedingungen, die alle Verkäufer von Waren benötigen, um ihr Eigentum 
am Markt abzusetzen und sich vom Erlös reproduzieren zu können. 



Am Prinzip der Warenproduktion aber rüttelt niemand. 
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4.) Stellungnahmen der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 



und des Deutschen GeMerkschaftsbundes (DGB) zur Wirtschaftsentwicklung und 



Wirtschaftspolitik 1966 bis 1976 



Mehr als eineinhalb Jahrzehnte lang hatte die westdeutsche Wirtschaft einen Wieder- 
aufbau und einen steilen Aufschwung ohnegleichen erlebt, als Anfang der sechziger 
Jahre erstmals nach dem Krieg konjunkturelle Schwankungen und strukturelle Krisen 
wieder fühlbarer wurden. Flankiert von einer äußerst zurückhaltenden, lediglich die 
Investitionsbedingungen der Unternehmer massiv begünstigenden Wirtschaftspolitik 
erreichte sie bis 1960 eine Produktionskraft, eine internationale Konkurrenzposi- 
tion und ein nationales Wohlstandsniveau, die den katastrophal verlorenen Krieg 
rasch in Vergessenheit geraten ließen^) und den Glauben an die störungsfrei funk- 
tionierende und verteilungspolitischen Frieden quasi automatisch sichernde 'Soziale 
Marktwirtschaft' nicht nur auf der Ebene (parteien-)staatlich-politischen Handelns, 
sondern auch in der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung fest verankerten. 

Es würde den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen, sollte an dieser Stelle ein 
detaillierter Nachvollzug der ökonomischen Entwicklung während des Untersuchungs- 
zeitraumes sowie eine fundierte Analyse der sich allmählich entfaltenden struktu- 
rellen Probleme der westdeutschen Wirtschaft geleistet werden. Es waren gerade die 
Wirkungen letzterer in Form sinkender Kapitalrentabilität spätestens seit Erreichen 
der Vollbeschäftigung um 1960, sich irnner mehr beschleunigender Kapitalkonzentra- 
tion, zunehmender organischer Zusarrmensetzung des Kapitals, irnner schneller stei- 
gender Preise und einer außerordentlich kopflastigen Exportabhängigkeit, die dieses 
scheinbar so stabile ökonomische Gefüge seit 1966 immer wieder schwer erschütter- 
ten. 2 ) 

Jedoch kann aus Gründen des Umfangs der Arbeit lediglich am Beginn der einzelnen 
Abschnitte dieses Kapitels der Verlauf des ökonomischen Prozesses anhand einiger 
zentraler Indikatoren kurz skizziert werden, um einige notwendige Hintergrundkennt- 
nisse für die Analyse der Verbandsstellungnahmen zu liefern. 3) Dabei spiegelt 
bereits die chronologische Gliederung dieses Teils der Arbeit deutlich wider, daß 
von einer gleichmäßigen, krisenfreien Wirtschaftsentwicklung seit Mitte der sechzi- 
ger Jahre keine Rede mehr sein konnte: Die Jahre 1966 bis 1969 umfassten das 
Abgleiten in die erste echte Nachkriegsrezession ebenso wie einen jähen, steilen 
Boom, der in das Wahljahr 1969 fiel; zwischen 1970 und 1973 beherrschten Inflation, 
harte Verteilungskämpfe und internationale ökonomische Turbulenzen das wirtschaft- 
liche Geschehen; und zwischen 1974 und 1976 stürzte die deutsche Wirtschaft in eine 
tiefe, anhaltende (auch heute noch längst nicht überwundene) konjunkturelle und 
strukturelle Krise. Es ist evident, daß das Verhältnis der beiden mächtigsten 
Interessengruppen zueinander und zu dem - in jenen Jahren massiv wirtschaftspoli- 
tisch aktiv werdenden - politischen Entscheidungszentrum am Ende dieses ereignis- 
reichen Jahrzehnts nicht mehr das gleiche sein konnte wie an seinem Beginn. Welchen 
Ausgangspunkt es hatte, und wozu es sich entwickelte, wird im folgenden detailliert 
zu betrachten sein. Dabei wird so verfahren werden, daß vor dem jeweils knapp 
vorangestellten Hintergrundwissen über die faktische ökonomische Entwicklung aus 
der Struktur des empirischen Materials selbst herausdestilliert werden soll, welche 
Schwerpunkte BDA und DGB bei der Problemauswahl und -bewältigung setzten. Dies wird 
als Selektivitätskriterium gelten: Welche 'issues' standen im Zentrum der Verbands- 
stellungnahmen und welche nicht, obgleich sie aus dem objektiven Verlauf des ökono- 
mischen Prozesses hätten aufgegriffen werden können? Und: Welche Maßnahmen zur 
Problembewältigung wurden mit welcher Begründung von wem verlangt - diese Frage 
sollte zugleich Aufschluß geben können über Legitimationsmuster und eventuelle 
Staatsfixiertheit der beiden Verbände. 
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4.1) Der Ausgangspunkt: Leichte Rezession und überschäumende Konjunktur 1966 - 1969 

Kurz nach der Bundestagswahl 1965 wurde erkennbar, daß sich die westdeutsche Wirt- 
schaft in einem deutlicher als je zuvor akzentuierten konjunkturellen Abschwung 
befand. Er führte in die erste wirkliche Rezession nach 1950, mit einem absoluten 
Rückgang des Bruttosozialprodukts (BSP)l), steigenden Arbeitslosenzahlen^), merkbar 
abnehmenden Preissteigerungsraten^) und einer massiven Stärkung der Exportposition 
der Bundesrepublik. 4} Der Einbruch war nicht tief, aber er hinterließ im Bewußtsein 
der Gesellschaft folgenreiche prägende Spuren, da erstmals die Zuversicht, das Ende 
des Zeitalters ökonomischer Krisen sei erreicht worden, erschüttert worden war. 
Bereits 1968 mehrten sich die Anzeichen rascher Erholung, und das Jahr der Bundes- 
tagswahl 1969 stand im Zeichen einer jäh über schäumenden, ungebremsten Hochkonjunk- 
tur. Die Interessengruppen reagierten auf dieses Wechselbad jeweils charakteri- 
stisch und zwar ganz eindeutig mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen sowohl 
bei der Situationsanalyse als auch in ihren Forderungen an die Gegenseite bzw. an 
den Staat. 



4.1.1) BDA 

Von allen 1966 zur Debatte stehenden ökonomischen Themen griffen die Arbeitgeber 
besonders die "heutige inflatorische Preisentwicklung "6) auf, für die sie in erster 
Linie die Lohnentwicklung verantwortlich zu machen suchten'), an der aber auch der 
Staat sowohl wegen seiner eigenen Preispolitik als auch aufgrund der harten kredit- 
politischen Restriktionen der Bundesbank nicht unschuldig sei°). Dabei seien diese 
Preissteigerungen nicht nur ein gefährlicher Ausdruck der ‘"Kosten-Erlös-Klenfne"', 
in der sich die Unternehmen derzeit befänden und die über das zu erwartende "schwa- 
che Gewinnwachstum" zu einem Rückgang der Investitionsneigung führen könne. 9) 
Implizit gaben die Arbeitgeber zugleich zu verstehen, daß inflationäre Tendenzen 
aus ganz anderen, nämlich offensiven exportpolitischen Gründen nicht unbegrenzt 
tolerierbar seiend) 



Es ist daher wenig erstaunlich, daß die BDA im Zusammenhang mit der aktuellen 
Diskussion über den ersten Entwurf des Stabilitätsgesetzes sowohl die Einrichtung 
verschiedener Instrumente zur Begrenzung des lohnpolitischen Spielraumes nachdrück- 
lich billigte^) als auch allen geplanten Maßnahmen zur Einschränkung finanzieller 
Aktionsmöglichkeiten der öffentlichen Hände ihre Zustimmung erteilte. 12) Dahinter 
stand ein klares, quantifizierbares Programm das Konzept der 'kostenniveauneutra- 
len Lohnpolitik', nach dem nur solche Lohnerhöhungen akzeptabel, weil ökonomisch 
vernünftig waren, die sich im Rahmen des BSP-Wachstums bewegten, und zwar ohne 
Antizipation künftiger Inflationsraten. 13) Daß dies auf die Zementierung der beste- 
henden Verteilungsrelationen hinauslief, wenn nicht sogar bei schnellerem Tempo der 
Preissteigerungen auf eine Umverteilung zugunsten der Unternehmer, wurde zwar nicht 
unverblümt ausgesprochen; daß man aber der Auffassung war, der bestehende vertei- 
lungspolitische Status quo dürfe legitimerweise festgeschrieben werden, geht deut- 
lich aus der Feststellung hervor, der DGB müsse seine im Düsseldorfer Programn von 
1963 aufgestellte Behauptung einer ungerechten Einkommensverteilung aufgeben, seien 
doch Arbeitnehmer- und Selbständigeneinkommen seit 1950 gleichstark gestiegen. 14) 

Mehrere Grundmuster unternehmerischer Argumentationen fallen in diesen Stellungnah- 
men auf (und werden auch im folgenden irrnier wieder auftauchen): 

- das Konzept der kostenniveauneutralen Lohnpolitik und der ihm entsprechenden 
finanziellen Anbindung des Staates an die Entwicklung des Bruttosozialprodukts; 

- der ganz klar formulierte, den verteilungspolitischen Status quo sichernde Hin- 
tergrund derartiger Vorstellungen; 

- die von Anfang des Untersuchungszeitraumes an doppelte Stoßrichtung der Unterneh- 
mer, Gewerkschaften und Staat im Verteilungskampf zurückzudrängen; 1966 geschah 
dies über den Hebel des Inflationsarguments; 

- der dahinter (wie letztlich hinter allen Forderungen seitens der Arbeitgeber) 
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latent verborgene drohende Hinweis auf ein mögliches Nachlassen der unternehmeri- 
schen Investitionsneigung, d.h. letztlich: Disziplinierung der Kontrahenten über 
die Androhung steigender Arbeitslosigkeit, nachlassender Wirtschaftsaktivitäten, 
steuerlicher Einbußen etc.; 15) 

- das Bemühen, durch Begriffe wie 'verantwortungsbewußtes Handeln', 'gesamtwirt- 
schaftlich vertretbarer Lohnerhöhungsspielraum', 'Versachlichung der Lohnpolitik' 
etc. die bereits auf die Verteilung der Anteile am erwirtschafteten Reichtum 
reduzierten Tarifauseinandersetzungen auch noch ihres restlichen konflik torischen 
Interessengehaltes zu entkleiden, sie auf die Einhaltung ökonomischer Gesetzmä- 
ßigkeiten und Sachzwänge zu verpflichten und den (Parteien-)Staat als diszipli- 
nierenden 'Schiedsrichter' zu vereinnahmen und so gleichzeitig als möglicherweise 
wirtschafts- und gesellschaftspolitisch selbständig handelndes Subjekt auszu- 
schalten. 

Auf eine kurze Formel gebracht: Interessen hatten nur die anderen, Gewerkschaften 
und partiell auch der (Parteien-)Staat - die Unternehmer befolgten die ökonomischen 
Gesetze zum Wohl der Allgemeinheit, und .wenn sie dabei Gewinne erzielten, so diente 
dies wiederum in erster Linie der Reinvestition und damit erneut dem wirtschaftli- 
chen Wohlergehen des Landes. 

Genau diese Argumentation stand im Rezessionsjahr 1967 im Vordergrund der unterneh- 
merischen Stellungnahmen: "Die jüngsten Erfahrungen sollten die Erkenntnis erleich- 
tern, daß der Vorrang der Investitionen vor dem Konsum keine Erfindung der Unter- 
nehmer ist, sondern ein Gebot der Vernunft. "16) ‘Konsum' umfasste dabei wohl die 
Löhne, die ohnehin in den letzten Jahren unangemessen, weil überproportional ge- 
stiegen seiend), als auc h denjenigen Teil der öffentlichen Haushalte, der nicht 
der direkten Belebung der privatwirtschaftlichen Investitionstätigkeit diente. 1®) 
Zwar lehnten die Arbeitgeber selbst auch ganz eindeutig eine "'negative Lohnpoli- 
tik'", d.h. einen Rückgang der Lohnquote auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene (und 
in der Konzertierten Aktion) abl9) und lieferten damit einen Beleg für die oben 
vorgetragene Überlegung hinsichtlich der notwendigen Bereitschaft beider Seiten im 
Tarifsystem zur 'Besitzstandswahrung' lohnabhängiger E i nkormienspos i t i onen . 20 ) Zu- 
gleich deutet sich hier aber bereits eine (für die Gewerkschaften) folgenschwere 
Aufsplitterung des Argumentationsganges an: Global , d.h., auf der gesamtwirtschaft- 
lichen Ebene, war man zu Lohnzugeständnissen bereit und akzeptierte hier auch die 
Einflußnahme des Staates über quantifizierte Orientierungsdaten (besonders dann, 
wenn diese "den volkswirtschaftlich vertretbaren Spielraum für alle Lohnkostener- 
höhungen" benannten und nicht zu optimistisch ausfielen^l)). Aber unterhalb dieser 
Ebene, branchenspezifisch und innerhalb der einzelnen Betriebe , beharrte man da- 
rauf, daß die Unternehmer das Recht haben müßten, Leistungen zu kürzen bzw. Tarif- 
verträge entsprechend der jeweiligen Branchenlage abzuschließen^). Die Selektivi- 
tät der Arbeitgeberstellungnahmen, so kann vorläufig festgehalten werden, bestand 
in Verteilungsfragen unter anderem darin, die Diskussion mit dem tarifpoli tischen 
Kontrahenten und dem politischen Entscheidungszentrum auf die gesamtwirtschaftliche 
Ebene abzudrängen, die für die reale ökonomische und verteilungspolitische Entwick- 
lung am wenigsten handlungsrelevant war. Hier zeigte man sich öffentlich konzes- 
sionsbereit und legitimierte das eigene Vorgehen entsprechend, dort wurde verhan- 
delt, verweigert, gekürzt. 

Die wichtigste Begründung der Unternehmer, weshalb die Durchsetzung ihrer Forderun- 
gen an Gewerkschaften und Staat im allgemeinen Interesse liege, bestand in dem 
Hinweis auf die Chance zur Erhaltung von Arbeitsplätzen und zur Wiederankurbelung 
des konjunkturellen Motors, dessen Kern die Investitionstätigkeit sei und der nur 
kraftvoll anspringen und laufen könne, wenn der "übermäßige Kostendruck" auf die 
Betriebe gemildert werde. 23) Dabei sah man allerdings absolut keine Veranlassung, 
das Arbeitslosenproblem zu 'dramatisieren': Mit einer Arbeitslosenquote von 2,7# im 
März 1967 habe die Bundesrepublik "wieder den international anerkannten Vollbe- 
schäftigungsstatus erreicht. "24) Das Ziel war klar: Anbindung der unter dem Druck 
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einer erstmals seit langem wieder fühlbaren Arbeitslosigkeit stehenden Lohnentwick- 
lung an die mittelfristige Produktivitätsentwicklung, z.T. sogar ohne Antizipation 
der Preissteigerungen^), sowie eindeutige quantitative Indienstnahme des Staates, 
was die Belebung der Investitionstätigkeit durch öffentliche Aufträge etc. betraf. 
Dabei fällt auf, daß im ganzen Jahr 1967 die Gewerkschaften nicht der hauptsächli- 
che Ansprechpartner der Unternehmer waren, sondern daß vielmehr an den Staat (und 
seine wissenschaftlichen Beratergremien, vor allem an den Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Lage - SVR -) irrnier wieder Appelle ergin- 
gen, über die quantitative Haushalts- und Fiskalpolitik sowie über die Konzertierte 
Aktion und ihre lohnpolitischen Orientierungsdaten positiven Einfluß auf die un- 
ternehmerische Verteilungsposition zu nehmen. Man kann durchaus feststellen, daß in 
diesem Jahr des Beginns der 'Neuen Wirtschaftspolitik', d.h. des bewußten Einsatzes 
neo-keynesi an i scher Mittel der Globalsteuerung und der Einkomnenspolitik unter dem 
sozialdemokratischen Wirtschaftsminister Schiller auch die Unternehmer gewisse 
Hoffnungen in das politische Entscheidungszentrum setzten - selbstverständlich aber 
gänzlich andere als die Gewerkschaften; die unternehmerischen Erwartungen an den 
Staat lassen sich vielmehr als global und quantitativ orientiert sowie auf die 
Sicherung des eigenen Anteils am gesellschaftlichen Reichtum 'von oben' zielend 
charakterisieren. 

Kaum jedoch, daß sich die Anzeichen wirtschaftlicher Erholung mehrten, änderte sich 
diese argumentative Stoßrichtung nicht unerheblich: Jetzt häuften sich die Appelle 
an die Gewerkschaften, den Aufschwung nicht durch 'überzogene Lohnforderungen' im 
Keim zu ersticken, nicht "durch unbedachtes Verhalten die Lohn-Preis-Schraube 
wieder in Bewegung (zu) setzen", 26) vor allem aber nicht auf ein kurzfristiges 
Aufholen der gegenüber der Gewinnentwicklung zurückgebliebenen Löhne hinzuarbeiten, 
sondern vielmehr eine kontinuierliche, an der mittelfristigen realen Produktivi- 
tätsentwicklung orientierte Lohnpolitik zu betreiben. 27) 

An dieser Stelle sollte dann auch der Staat wieder ins Geschehen eintreten, was die 
Wünsche der Unternehmer betraf: Seine Aufgabe, besonders mit Hilfe der Konzertierte 
Aktion, sollte es sein, die angestrebte Mittelfristigkeit der Lohnentwicklung 
herzustellen, ergänzt um seine eigene, gleichermaßen mittelfristig ausgerichtete 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, wobei man erleichtert feststellte, daß die Konzer- 
tierte Aktion entgegen dem Willen des DGB keine allgemein-gesellschaftspolitischen 
Themen diskutierte. 28) ihre Funktion lag nach Meinung der Arbeitgeber darin, Mög- 
lichkeiten des "freiwilligen, rationalen Kompromisses" zwischen den Tarifparteien 
aufzuzeigen29), wobei als rational zu gelten hatte, was die 'volkswirtschaftlichen 
Zusammenhänge und Gesetzmäßigkeiten' respektierte. 

In diesen Auffassungen und Stellungnahmen spiegelt sich deutlich das oben theore- 
tisch entwickelte Bemühen der Kapitalseite wider, über die wachsende Planbarkeit 
aller die Kapitalverwertung beeinflussender Faktoren (besonders natürlich der Lohn- 
entwicklung) zu einer Dehnung und Entzerrung des Zyklus der Kapitalreproduktion zu 
gelangen. Daß dabei 'Mittelfristigkeit' notwendig auf einen uneinholbaren Vorsprung 
der Gewinnentwicklung hinauslaufen sollte, wird faßbar in dem Lob der BDA für die 
gewerkschaftliche Lohnpolitik des Jahres 1968, die "konjunkturgerecht" gewesen sei, 
da sie "stetig und mit einer gewissen Verzögerung dem Expansionspfad" der Wirt- 
schaft gefolgt sei. 30) Und wenn dem Staat in diesem Bereich eine wichtige orien- 
tierende, d.h. faktisch mehr oder weniger sanft disziplinierende Rolle zugewiesen 
wurde, so durfte dies keineswegs als Unterstützung gewerkschaftlicher Forderungen 
im Aufschwung mißverstanden werden. So steigerte sich denn auch die unternehmer- 
ische Kritik an der öffentlichen Vorgabe von Richtzahlen für die Tariflohnentwick- 
lung, die jetzt - nach Überwindung der Rezession - plötzlich als "unausgewogen" 
galten, "einen Fremdkörper in dem Schema der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung" 
darstellten und "wohl zu starke Verbindlichkeitswirkungen" hätten. 31) Man wurde 
sich dessen allmählich bewußt, daß das zunehmende Intervenieren des politischen 
Entscheidungszentrums in ökonomische und vor allem verteilungspolitische Abläufe in 
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Aufschwungszeiten, d.h. bei sich verbessernder gewerkschaftlicher Kampf Position, 
eine zweischneidige Angelegenheit sein konnte: Der Staat als von gesellschaftlicher 
Massenloyalität abhängige Instanz mochte eben mitunter nicht den 'wirtschaftlichen 
Sachzusarnnenhängen' folgen, sondern 'politisch entscheiden *32), und sein Eingreifen 
in die Auseinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und Kapital konnte auch den Wider- 
stand einer Seite gegen ihn selbst nach sich ziehen, was letzten Endes zu einer 
Gefährdung der "freiheitliche(n) Ordnung" insgesamt führen konnte. 33) Bislang hat- 
ten sich die Unternehmer bis zu einem gewissen Grad selbst 'etatozentristisch' 
verhalten, wohl besonders in der Hoffnung, die erstmals maßgeblich von der Sozial- 
demokratie mitgeführte Exekutive werde ihren Einfluß auf die Gewerkschaften im 
Sinne einer Disziplinierung einsetzen. Nun aber besann man sich ein wenig mehr auf 
die eigene (Markt-) Macht. 

Wie sehr es um die Planbarkeit gewinnbeeinträchtigender Faktoren ging, sofern sie 
in der Reichweite des unternehmersichen Einflusses lagen, zeigt auch die Forderung, 
die Lohnpolitik müsse Rücksicht auf die Ungewißheiten in den internationalen Wirt- 
schafts- und Währungsbeziehungen nehmen. Sowohl Abwertungen der Währungen wichtiger 
Handelspartner der Bundesrepublik als auch die Quasi -Aufwertung der DM im November 
1968 galten als unwägbare Risiken der weiteren Entwicklung des Exportgeschäfts, auf 
die sich die (betroffenen) Gewerkschaften in Form zurückhaltender Lohnforderungen 
einzustellen hätten. 34) 

In bemerkenswert deutlicher Form traten die Arbeitgeber für eine wachsende interna- 
tionale, besonders europäische ökonomische Verflechtung ein35), ebenso wie für die 
Entthronung des US-Dollars als weltweiter Reservewährung und seine Ersetzung durch 
ein elastischeres System von Sonderziehungsrechten.36) Wenngleich in den Reihen der 
BDA viele kleine und mittel ständische Unternehmer organisiert waren, die aus- 
schließlich binnenmarktorientiert waren und bei zunehmender Dichte und Intensität 
internationaler Wirtschafts- und Konkurrenzbeziehungen massiv unter Druck geraten 
mußten - gegen die grundsätzliche innerverbandliche Machtposition der Exportbran- 
chen konnten sie sich in der Verbandspolitik offenkundig nicht durchsetzen. Was 
immer ihnen auch an ideologischer Kompensation dafür angeboten werden mochte - hier 
liegt einer jener oben theoretisch diskutierten Fälle vor, in denen die Grundlinien 
der Verbandspolitik von den ökonomisch stärksten Fraktionen der Mitglieder eindeu- 
tig in ihrem Interesse bestimmt wurden. 37) 

Aber erst in dem verteilungs-, außenwirtschafts- und nicht zuletzt wahlpolitisch 
turbulenten Jahr 1969 wurde faßbarer, wozu Argumente zum Schutz des Exports von 
Seiten der Arbe i tgeberv erbände (im Gegensatz zu den nicht tariffähigen Wirtschafts- 
verbänden) vor allem dienen sollten: nämlich der Zurück drängung binnenwirtschaft- 
lich greifender gewerkschaftlicher Lohnforderungen durch den Hinweis auf die mögli- 
chen konjunkturdämpfenden Auswirkungen der DM-Aufwertung Ende Oktober 1969. Denn es 
fällt doch auf, daß die Arbeitgeber sich an der z.T. sehr hitzigen Debatte über die 
Höherbewertung der westdeutschen Währung38) überhaupt nicht beteiligten, außer eben 
in Form ihrer immer wieder vorgetragenen Forderungen noch entsprechend zurück- 
haltenden Lohnabschlüssen. 39) Hier wird eine interessenbedingte Arbeitsteilung 
innerhalb des unternehmerischen Verbände lagers erkennbar: Ganz gleich, ob binnen- 
markt- oder exportorientierte Branchen und Unternehmen im Verband verankert waren - 
als Arbeitgeber waren sie allemal an niedrigen Lohnabschlüssen interessiert. Dage- 
gen mußtedie^nhaltliche, qualitativ orientierte Diskussion über das Für und Wider 
der Exportförderung solchen Organisationen überlassen bleiben, die in sich wider- 
spruchsfreier schwergewichtig entweder export- oder binnenmarktorientierte Betriebe 
und Branchen erfaßten. Es zeigt sich daher an dieser Stelle, daß - wie oben theore- 
tisch formuliert - hochgradig generalisierende und quantitativ ausgerichtete Stra- 
tegien für die sehr breit verankerten Arbeitgeberverbände in der Tat weitaus unpro- 
blematischer waren als qualitative Forderungen, die immer nur die Interessen eines 
Teils der untereinander nach wie vor am Markt konkurrierenden Organisationsbasis 
begünstigen konnten. Die Auseinandersetzung um quantitative Fragen, nämlich um die 




- 134 - 



1969 erstmals seit langer Zeit aus dem Ruder laufenden Verteilungskämpfe, stand 
ohnehin ganzjährig im Vordergrund der Arbeitgebers teilungnahmen. Wieder und wieder 
verwies man mahnend auf die gerade erst überstandene Rezession 4 ^), beschwichtigend 
auf die angeblich gar nicht so disparaten Verteilungsverhältnisse in der Bundesre- 
publik^), warnend auf die Gefahren für die Preisstabilität, falls die "Engpässe 
auf dem Arbeitsmarkt" nicht überwunden 4 ^) und weiterhin so exorbitante Lohnsteige- 
rungen nicht vermieden werden könnten 4 ^) sowie schließlich drohend auf die mögliche 
Beeinträchtigung der Investitionsneigung und -fähigkeit für den Fall, daß sich 1970 
nicht eine ruhigere Gangart in der Tarifpolitik durchsetzen werde. 44 ) 

Der Staat als Adressat wirtschaftspolitischer Forderungen blieb nunmehr gegenüber 
diesem Trommelfeuer von Argumenten fast das ganze Jahr hindurch weitgehend außer- 
halb des Themenkreises unternehmerischer Stellungnahmen. Aus guten Gründen: Denn je 
heftiger die tarifpolitischen Konflikte wurden, desto weniger konnte man noch an 
öffentlichen Interventionen oder gar an der Vorgabe von Richtzahlen interessiert 
sein, die doch - wie man nun resignativ feststellte - eher den Erwartungen anderer 
am Wirtschaftsprozeß beteiligter Gruppen als denen der Unternehmer ent sprachen. 4 $) 
Zudem wurde man sich der großen Gefahr massiven gesellschaftlichen Widerstandes 
gegen den Staat selbst sowie eines äußerst bedrohlichen Funktions- und Kontroll- 
verlustes der Gewerkschaften bei allzu verbindlichen Eingriffen des politischen 
Entscheidungszentrums in den Verte ilungskamof spätestens zum Zeitpunkt der spon- 
tanen Streikwelle im September 1969 bewußt. 4 ®) Jetzt, da erstmals seit langem der 
institutionalisierte Austrag eines seiner kämpferischen Interessengehalte weitge- 
hend beraubten Verteilungskonflikts gefährdet erschien, war den Unternehmern nichts 
so wichtig wie eine rasche Rückkehr zu geordneten Verhältnissen, die eben auch 
funktionsfähige Gewerkschaften beeinhalteten. Daher brachten sie sogar ein gewisses 
Verständnis für die Streikenden auf 4 '), warnten jedoch nachdrücklich vor "radi- 
kale^) Elementen", die mittels der 'wilden Streiks' die Tarif au tonomie unterlaufen 
wollten 4 «) und wiesen schließlich auf die enorme Bedeutung der "Friedenspflicht" 
für die Kalkül ierbarkeit der Tarifverträge 4 ^) (und der Lohnkostenbelastung) hin. 

Erst zum Jahresende und nach dem Ausgang der Bundestagswahl, die nach zwanzig 
Jahren christdemokratischer Regierungsführung das erste sozial liberale Kabinett 
Brandt/Scheel brachte, geriet der Staat nicht nur wieder in die Diskussion, sondern 
jetzt auch gleich ins Schußfeld unternehmerischer Kritik: Plötzlich implizierten 
die einstmals zumindest im tarif politischen Bereich so gelobten quantifizierten 
Ziel Projektionen in Gefahr, "die Tür für planwirtschaftliche Abenteuer aufzu- 
stoßen" 50 ). Nun hatte auf einmal der Staat versagt, indem er weder die Konjunktur 
rechtzeitig gebremst noch das aesellschafts- und verteilungspolitisch gewünschte 
Klima aufrechterhalten hatte. 51) Daß es dabei allerdings nur sehr begrenzt um den 
Wunsch nach einer wirklichen Dämpfung der wirtschaftlichen Aktivitäten ging, zeigt 
der pessimistische Ausblick auf das Jahr 1970, der die Gefahr eines Rückganges der 
Investitionsneigung angesichts zahlreicher Kostensteigerungen heraufbeschwor. 52) 

In Wahrheit kam es den Unternehmern jetzt auf etwas ganz anderes, wesentlich funda- 
mentaleres an: auf die Zuweisung der Verantwortung für ökonomische Störfälle. Es 
waren in der gegebenen explosiven Lage eben nicht die Gewerkschaften, die vor der 
ökonomischen Vernunft versagt hatten und in ihren Ansprüchen maßlos geworden waren. 
Auch die westdeutschen Unternehmer, bei aller traditionellen Bereitschaft zur 
Offensive, konnten und wollten in dieser tarifpolitisch außerordentlich brisanten 
Situation eine nachhaltige Gefährdung des Tarifsystems nicht riskieren. Und die 
Stoßrichtung des Vorwurfs, der Staat sei seinen Aufgaben nicht gerecht geworden, 
beinhaltete noch einen zweiten Vorteil: Sie wandte sich gegen eine neugewählte 
Regierung, deren gesellschaftspolitische Orientierung den Unternehmern von Anfang 
an mehr als suspekt erschien. 53; 

Zusammenfassend lassen sich für den Zeitraum von 1966 bis 1969 folgende Grundmuster 
des Arbeitgeberverhaltens ausmachen: 

- Bis die Rezession eindeutig spürbar wurde und sobald sie erkennbar überwunden 
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war, stellten die Gewerkschaften den direkten verteilungspolitischen Ansprech 
'Partner' der BDA: Es lag in ihren Händen, so die Unternehmer, den Absturz in die 
Krise bzw. die erneute Rotation der Lohn-Preis-Spirale zu verhindern - beidesmal 
durch niedrige Lohnforderungen. Die Arbeitgeber machten überhaupt keinen Hehl aus 
ihrer Auffassung, daß der verteilungspolitische Status quo gerecht und damit 
erhaltenswert sei; deutlichster Ausdruck dieser Überzeugung war das Konzept der 
kostenniveauneutralen Lohnpolitik. Allerdings war man an kooperationswilligen und 
-fähigen Gewerkschaften genügend interessiert, um in der explosiven Lage im 
Herbst 1969 zurückhaltender zu argumentieren, als es von der verte i lungsp ol i- 
ti sehen Situation her zu erwarten gewesen wäre. 

- In der 'Talsohle' der Rezession bis zu dem Zeitpunkt ihres eindeutigen Endes war 
dagegen der Staat, die Regierung der Großen Koalition, die aus der Sicht der 
Unternehmer zum Handeln verpflichtete Instanz - sei es, daß er seinen mäßigenden 
Einfluß auf die Gewerkschaften einsetzen sollte, sei es, daß er die Mittel für 
öffentliche Investitionsaufträge aufzustocken hatte. Jedenfalls richteten sich 
doch deutliche Hoffnungen auf seine Kompetenzen des Krisenmanagements. Dabei 
bewegten sich hier, wie auch im Felde der Tarifpolitik, die Stellungnahmen der 
Unternehmer eindeutig auf einer globalen, gesamtwirtschaftlichen und gleichzeitig 
quantitativen Ebene. 

- Verbands interne Probleme werden nur im Falle der Exportbeurteilung indirekt 
faßbar, die für alle vom internationalen Konkurrenzdruck bedrohten Mitglieder 
letzten Endes zu positiv ausfallen mußte. Dem wurde jedoch durch die erneute 
quantitative Wendung dieser eigentlich qualitativen, nämlich ganz bestimnte Bran- 
chen (und nur diese; begünstigenden Frage die Spitze genomnen: Auch Nicht-Expor- 
teure konnten nichts gegen niedrige Lohnforderungen und -abschlüsse haben, selbst 
wenn sie aus vermeintlich erforderlicher Rücksichtnahme auf die Exportentwicklung 
zustandekamen. Im großen und ganzen dürfte das innenpolitische Konzept der BDA, 
Gewerkschaften und Staat über die irnner wieder beschworenen Gefahren steigender 
Arbeitslosigkeit"!)^. steigender Preise in Schach halten, beide über die propa- 
gierte 'sachliche Richtigkeit' der eigenen Forderungen und deren Gerne inwohldien- 
lichkeit zu neutralisieren und im übrigen beiden so wenig wie möglich Spielräume 
für eigene qualitative Aktivitäten einzuräumen, in ihren Reihen mehr oder weniger 
konsensfähig und unwidersprochen gewesen sein. 

Gegenüber dieser, nach den oben ausgeführten theoretischen Überlegungen nicht 
weiter verwunderlichen passiven Grundhaltung der Arbeitgeber, gerade was innova- 
tives Staatshandeln betraf, (jedenfalls außerhalb akuter Krisenzeiten), vertrat der 
DGB die entgegengesetzte Auffassung einer nahzu omnipotenten Allzuständigkeit der 
Regierung. Wenn die Arbeitgeber ihren Kontrahenten in erster Linie in den Gewerk- 
schaften ausfindig machten und diese meistens sehr wohl direkt und offensiv mit 
ihren verteilungspolitischen Zielen konfrontierten, so drängte die Organisation der 
Lohnabhängigen irnner wieder auf öffentliches Handeln und hüllte sich hinsichtlich 
des Vorgehens ihrer gesellschaftlichen Gegenseite überraschend vollständig und 
dauerhaft in tiefes Schweigen. 



4.1.2) DGB 

Die beiden Hauptthemen gewerkschaftlicher Stellungnahmen im ersten Jahr des Unter- 
suchungszeitraums waren die irnner bedrohlicher werdende konjunkturelle Entwicklung 
und die staatlichen Aufgaben angesichts dieser Situation sowie die verteilungspoli- 
tische Lage der Lohnabhängigen. Von Anfang an warnte der DGB vor der Gefahr eines 
konjunkturellen Einbruchs, wobei er die Verantwortung dafür, daß dieser Fall ein- 
treten könnte, klar und eindeutig dem Staat, genauer gesagt: der Regierung Erhard 
und der Bundesbank zuwies. Diese bremse zu hart, stelle mit ihrer ausschließlichen 
Orientierung am Ziel der Preisstabilität eine Gefahr für Wachstum und Vollbeschäf- 
tigung dar54); jene betreibe eine "Politik des In-den-Tag-hineinlebens"55) # weigere 
sich, planvoll und koordiniert den wirtschaftlichen Prozeß zu steuern^) U nd bürde 
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allein den Lohnabhängigen die Last der ökonomischen Stabilisierung auf. 57) 

Gerade auch im Zusanmenhang mit der Diskussion um den ersten Entwurf des Stabili- 
tätsgesetzes wurden die progranrmati sehen Vorstellungen der Gewerkschaften und ihre 
Forderungen bezüglich wirtschaftspolitischer Maßnahmen des Staates deutlich: Er 
sollte den jeweils möglichen Wachstumsspielraum voll ausschöpfen und sich nicht 
vorrangig am Ziel der Preisstabilität ausrichten, was negative Wirkungen vor allem 
für die Vollbeschäftigung gezeitigt hätte. 58) Seine Aufgabe war es nach gewerk- 
schaftlicher Meinung, "Marktdaten " vorzugeben, die einen Rahmen für die wirtschaft- 
liche Entwicklung liefern sollten: "Diese Marktdaten werden vor allem gesetzt durch 
die staatliche Haushaltspolitik, die Geldpolitik, die Wettbewerbspolitik, die Ar- 
beitsmarktpolitik, und zuletzt auch durch die immer mehr in den Vordergrund rücken- 
de Strukturpolitik."5§) Mit den Mitteln der Ff inanzpol itik und einer längerfristi- 
gen Haushaltsplanung schließlich, die sich weder starr an der Entwicklung des 
Bruttosozialprodukts allein orientieren noch investive gegen sogenannte konsumtive 
Staatsausgaben ausspielen dürfe, sollte der Strukturwandel der Wirtschaft besser 
bewältigt und zugleich ein Ausbau der gesellschaftlichen Infrastruktur geleistet 

werden. 50) 

Man sieht deutlich, welche völlig konträren inhaltlichen Schwerpunkte die Gewerk- 
schaften setzten (im Vergleich zur eindeutigen Priorisierung des Zieles der Preis- 
stabilität durch die Unternehmer in derselben konjunkturellen Lage) und wie um- 
fassend die Verantwortung war, die sie dem politischen Entscheidungszentrum für den 
Verlauf des ökonomischen Prozesses zuzuschreiben gedachten. Wie groß der Einfluß 
der Unternehmer auf wirtschaftliche Entwicklungen war, welche Interessen also vom 
gesellschaftlichen Gegenspieler in diesen Fragen geltend gemacht wurden, kam in den 
gewerkschaftlichen Stellungnahmen so gut wie nicht zur Sprache^!) - es war, als ob 
man den eigenen Kontrahenten förmlich totschweigen wollte. Und wenn dies im Bereich 
der Wirtschaft spolitik zur Not noch nachvollziehbar war, insoweit hier - allerdings 
enorm weitreichende - Forderungen an eine dritte Adresse, eben an das politische 
Entscheidungszentrum, gerichtet wurden, so verblüfft die Erkenntnis doch einiger- 
maßen, daß das gleiche Verfahren auch auf dem ureigensten Kampffeld der gesell- 
schaftlichen Gruppen, im Tarifkonflikt, angewendet wurde. 

In diesem Bereich fällt zunächst vor allem auf, wie defensiv die Gewerkschaften 
argumentierten: Ihre Schuld war es nicht, daß die Preise stiegen, ihre Lohnpolitik 
war maßvoll und verantwortungsbewußt^); sie hatten nichts gegen Rationalisierungen 
enzuwenden53), wenn sie Arbeitszeitverkürzungen forderten, so zeitigte dies im 
Gegenteil positive volkswirtschaftliche Folgewirkungen64); man könne ihnen keines- 
wegs eine Politik der übertriebenen oder überzogenen Ansprüche vorwerfen65); und 
wenn überhaupt jemand mit lohnabhängiger Kritik oder gar mit gewerkschaftlichem 
Widerstand zu rechnen hatte, dann war es die Regierung Erhard . 56) Gegenüber den 
Unternehmern äußerte man kaum mehr als die beruhigende "Meinung, daß eine starke 
Gewerkschaft keine größere Gefahr für den Arbeitgeber bilden kann. Die Erfahrung 
lehrt, daß eine Ordnung, die durch starke Gruppen gestaltet und gehalten wird, auf 
die Dauer für alle die bessere Ordnung ist. "67) Das Konzept der kostenniveau- 
neutralen Lohnpolitik, wie es von den Arbeitgeberverbänden vertreten wurde, lehnten 
die Gewerkschaften zwar ab;68) aber man gab ganz offen zu* daß man eine grundsätz- 
liche Umverteilung via Tarifpolitik für unmöglich hielt. 69) 

Und hierin mag denn auch ein Schlüssel zum Verständnis des Bildes liegen, das die 
Gewerkschaften am Beginn des Untersuchungszeitraumes boten: Nach fünfzehn Jahren 
ungebrochener gesellschaftlicher Vorherrschaft der Unternehmer, die auch noch durch 
eine stark konservativ orientierte Regierung gefördert worden war, bahnte sich in 
der politischen Sphäre ein Wandel der Konzeptionen ebenso an wie die 'Abnutzungser- 
scheinungen'70) der die Regierung tragenden CDU/CSU immer greifbarer wurden und die 
Wahrscheinlichkeit eines Koalitionswechsels ständig wuchs. In dieser Situation und 
nachdem in der Tat alle Versuche gescheitert waren, mit tarif politischen Mitteln 
den Status quo der Einkommens-, Vermögens- und Machtverteilung zu verändern, 
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setzten die Gewerkschaften wieder einmal alle ihre Hoffnungen in den Staat und auf 
die dicht vor den Toren der Regierung stehende Sozialdemokratie, die ermöglichen 
sollte, was in der interverband liehen Auseinandersetzung nicht zu erreichen gewesen 
war: eine Verschiebung der gesellschaftlichen Machtverhältnisse im ganzen zugunsten 
der Gewerkschaften und ihrer Basis. 

So dominierte denn 1967 auch das Bestreben, der neuen Regierung Kiesinger/ Brandt 
von gewerkschaftlicher Seite aus einen Vertrauensvorschuß einzuräumen. Die Rezes- 
sion war die Schuld der Bundesbank und des Regierungsvorgängers gewesen^), der 
Einsatz der neuen Instrumente der Wirtschaftspolitik - vor allem die Investitions- 
förderung mittels kreditär finanzierter öffentlicher Aufträge - wurde voller Hoff- 
nung begrüßt, und ihre verstärkte Anwendung war eine ständige gewerkschaftliche 
Forderung. 72) Man vertraute nicht nur selbst der neuen keynesi an i sehen Politik, 
sondern vertrat darüber hinaus die Auffassung, auch die Unternehmer hätten infolge 
der Durchsetzung neuer wirtschaftspolitischer Konzeptionen wieder an Zuversicht 

gewonnen. 73) 

Nicht nur das Vertrauen in den Staat war groß - auch die Verantwortung war es, die 
man ihm zuwies. 74) Und ganz allmählich begannen die Gewerkschaften im Verlauf des 
Jahres zu spüren, daß das Krisenmanagement des populären SPD-Ministers Schiller 
selektive Auswirkungen nach sich zog, die nicht unbedingt zu ihren Gunsten aus- 
fielen. 75 ) Gewiß wurde die steuerliche Begünstigung der unternehmerischen Investi- 
tionen ebenso akzeptiert wie ihre direkte Belebung durch öffentliche Aufträge - 
aber man hatte eigentlich doch mit einer gewissen Gleichberechtigung gerechnet, 
.d.h., mit steuerlicher Entlastung auch der Masseneinkomnen.76) 

Dies umso mehr, als man sich völlig darüber im klaren war, daß unter rezessiven 
Bedingungen der eigene tarifpolitische Handlungsspielraum nicht sehr groß sein 
konnte. 77) Sofern man Lohnerhöhungen forderte, begründete man sie höchst defensiv 
kaufkrafttheoretisch, d.h., als dem marktwirtschaftlichen System angemessen und 
nützlich: "Eine Reduzierung der Arbeitnehmereinkommen führt zu weiter sinkenden 
Umsätzen und Gewinnen und verschärft dadurch die Rezession. Letztlich schaden sich 
auch die Unternehmer, wenn sie mögliche Lohnerhöhungen verweigern und außertarif- 
liche Leistungen unnötigerweise abbauen... "78) Und so fehlte es denn auch nicht an 
direkten und indirekten Hinweisen auf die Notwendigkeit einer staatlichen ver- 
teilungspolitischen Strategie79) - was die eingangs formulierte These stützt, wo- 
nach die Gewerkschaften auch die oberste Zuständigkeit für ihr hauptsächliches 
Aktionsfeld auf die politische Ebene zu verlagern suchten. 

Schließlich wurde zum Zeitpunkt erstmals seit langem wieder gestiegener Arbeitslo- 
senzahlen auch die Kompetenz für eine neue und weit ausgreifende Arbeitsmarktpoli- 
tik dem Staat zugewiesen. 80) Jetzt, da die gewerkschaftliche Kampfposition ge- 
schwächt war, thematisierte man Fragen der längerfristigen Arbeitsplatzsicherung, 
nachdem in den Jahren der Vollbeschäftigung und Hochkonjunktur den unternehmer- 
ischen Rationalisierungsanstrengungen keinerlei Widerstand entgegengesetzt worden 
war. An dieser Stelle wird eine sehr bedeutsame doppelte Strategierevision der 
Gewerkschaften in der Krise klar faßbar: der Übergang von rein quantitativen und 
vorrangig im Tarifsystem via Lohnerhöhungen erreichbaren Zielen auf qualitative und 
an den Staat gerichtete Forderungen, die eigene Stellung im interverband liehen 
Ringen um Einkommen und Macht von Grund auf zu stärken. Dieser Befund stützt die 
oben vorgetragene Überlegung, daß in Zeiten der Hochkonjunktur diejenigen ge- 
werkschaftlichen Flügel innerhalb des DGB absolut dominieren, die in prosperieren- 
den Branchen verankert sind und damit auch sehr hohe Lohnforderungen durchsetzen 
können. Dies zwingt auch die Gewerkschaften in weniger florierenden Sektoren zu 
einer vorrangig quantitativen Orientierung, da die von ihnen erfaßten Lohnabhängi- 
gen kein allzu starkes Zurückbleiben hinter den 'Lohnführern' hinnehmen werden. Und 
so gelingt es kaum oder gar nicht, die qualitativen Schwierigkeiten dieser Bereiche 
- zunehmender internationaler Konkurrenzdruck, Strukturwandel, Schrumpfung und 
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massenhaft bedrohte Arbeitsplätze - zur Sprache zu bringen. Erst in der allgemeinen 
Krise, wenn alle Gewerkschaften vor dem Problem der Arbeitslosigkeit stehen, kommt 
es verstärkt zur Thematisierung qualitativer Forderungen, für die dann jedoch 
aufgrund der geschwächten Gewerkschaftlichen Kampfposition höchst ungünstige Durch- 
setzungschancen bestehen. Öl) 

Allerdings war man im Jahr 1967 auf Gewerkschaftsseite durchaus optimistisch, was 
die eigenen Einflußmöglichkeiten betraf: Man hoffte nämlich auf die Konzertierte 
Aktion, über die man "eine Art Mitbestimmung" durchsetzen zu können glaubte. Denn 
eine konjunkturpolitische Indienstnahme der Einkomnenspolitik "setzt voraus, daß 
ein mittelfristiges Konzept erkennbar wird, das langfristig eine gerechte Abstim- 
mung auch unter sozialen Aspekten gewährleistet. Damit werden zwangsläufig auch die 
staatlichen Steuerungsmittel der Steuer- und Finanzplanung, der Subventions- und 
Wettbewerbspolitik in den Bereich der Mitbestimmung geraten, ohne daß dies aus- 
drücklich fixiert werden muß. "82) Allerdings begann man gleichzeitig zu begreifen, 
daß dieses neue Gremium wohl nicht ohne Auswirkungen auf die Tarifautonomie bleiben 
werde: "In einer geplanten Wirtschaftspolitik jedoch vermindert sich die Bedeutung 
dieses Instruments "83), der Tarifautonomie. Man war jedoch durchaus bereit, diesen 
Bedeutungsverlust - d.h. aber letztlich: Autonomieverlust - hinzunehmen, so lange 
sich nur die Hoffnungen auf den Staat erfüllten. Daß dies nicht geschah, stellte 
die bittere Lektion des Jahres 1968 dar, wofür die Gewerkschaften dann 1969 die 
Quittung durch ihre eigene Basis erhielten. 

Denn zu Beginn des Jahres 1968 dämmerte den Gewerkschaften allmählich die Erkennt- 
nis, daß auch die Einrichtung der Konzertierten Aktion nichts an dem gewohnten 
Ablauf der verteilungspolitischen Entwicklung geändert hatte, wonach im Aufschwung 
die Gewinne stets weitaus kräftiger anstiegen als die Löhne. Man zog daraus die 
Schlußfolgerung, daß dann "jedenfalls schon heute garantiert werden (müsse, C.S.), 
daß die Arbeitgeber, sobald die Produktionsmöglichkeiten wieder voll ausgeschöpft 
sind, Lohnzugeständnisse machen, die dann über die Zuwachsrate ihrer Gewinne hin- 
ausgehen, und es muß sichergestellt werden, daß diese überproportionalen Lohner- 
höhungen von ihnen und von der Öffentlichkeit als gerecht und volkswirtschaftlich 
richtig erkannt werden. "84) Der defensive Unterton ist unüberhörbar - man ist 
versucht zu fragen, was denn passieren werde, wenn die andere Seite nicht mitspie- 
len sollte. 

Wie die Arbeitgeber, so glaubten auch die Gewerkschaften, in den staatlichen Insti- 
tutionen der Konjunktursteuerung ein Mittel gefunden zu haben, die eigenen quanti- 
tativen Ansprüche an das erwirtschaftete Mehrprodukt durchsetzen und die der Gegen- 
seite zurückdrängen zu können85)_. j m Falle der Gewerkschaften unter Berufung auf 
das zweifache Argument eines sozial unzumutbaren Lohnlags und der volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung des privaten Verbrauchs als konjunkturelle Stütze. 86) So, wie die 
Arbeitgeber sich Steuersenkungen zu ihren Gunsten erhofften, plädierten auch die 
Gewerkschaften für die Einführung eines befristeten linearen Abzugs von der Lohn- 
und Einkommenssteuer sowie für einen Aufschub der Mehrwertsteuererhöhung87 ) , beides 
aber nicht etwa unter explizitem Rückbezug auf etwaige lohnabhängige Interessen, 
sondern legitimiert durch den Hinweis, derartige Maßnahmen dienten der konjunk- 
turellen Belebung. Auch hierin bestand eine völlige argumentative Übereinstimmung 
mit den Unternehmern: Von Interessen war wenig bis gar nicht die Rede, umso mehr 
jedoch von der 'sozialen Marktwirtschaft' und vom Prinzip der sozialen Gerechtig- 
keit. 

Aber Skepsis hinsichtlich der Chancen einer quantitativen Indienstnahme des Staates 
begann zugleich, in den Reihen der Gewerkschaften um sich zu greifen: Gewiß, man 
hielt es für richtig, sich an der Konzertierten Aktion zu beteiligen88), jedoch 
setzte allmählich der Prozeß des Begreifens ein, wie einschneidend der eigene 
Handlungsspielraum durch die staatlichen einkommenspoli tischen Interventionen be- 
schnitten zu werden drohte. 87a) $ 0 formulierte man schon zu Beginn des Jahres 1968 
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eine Position, die wieder das politische Entscheidungszentrum in den Mittelpunkt 
künftiger Auseinandersetzungen rückte: Nötig sei anstelle der einseitigen Begünsti- 
gung der Unternehmergewinne "vielmehr die planvolle wirtschafts- und finanzpoliti- 
sche Steuerung aller für die Einkommensbildung wichtiger Faktoren. Diese Steuerung 
ist nur in freier übereinstirmiung zwischen den betroffenen Gruppen vorzunehmen. 
Dies ist eine Aufgabe der Konzertierten Aktion."^) Fast könnte man den Eindruck 
gewinnen, der verteilungspolitische Hauptgegner der Gewerkschaften werde irnner mehr 
der Staat und nicht etwa diejenigen, die real am tarif politischen Verhandlungstisch 
saßen: die Arbeitgeber. 

Wurde man in quantitativer Hinsicht also langsam etwas vorsichtiger mit dem Ruf 
nach dem Staat, so änderte sich im qualitativen, d.h. auf die Bewältigung des 
Strukturwandels, den Ausbau der gesellschaftlichen Infrastruktur sowie die Erweite- 
rung des planerischen Instrumentariums der politischen Instanzen zielenden Bereich 
nichts an der gewerkschaftlichen Erwartung, diese Regierung werde endlich die 
eigene Position verbessern. Man begrüßte beispielsweise den sich offenbar ankündi- 
genden "Stilwandel in der Subventionspolitik von wachstumshemmenden Erhaltungs- zu 
wachstumsfördernden Anpassungssubventionen"89); man betonte wieder und wieder, es 
gebe keine ein für allemal festlegbare Grenze der Staatsverschuldung, die vielmehr 
im Interesse einer expansiven Infrastrukturpolitik unverzichtbar sei^O); und man 
trat entschieden für eine Einbindung wirtschaftspolitischer Planungen in eine 
Hierarchie "gesellschaftspolitisch anerkannte(r) Zielsetzungen" ein.9u) Marktwirt- 
schaft und Global Steuerung funktionierten wohl ganz akzeptabel, aber die "wohl- 
fahrtspol i tische Absicherung unserer globalgesteuerten Marktwirtschaft (müsse, 
C.S.) in der bevorstehenden Phase des Wirtschaftsaufschwunges stärkere Beachtung 
finden... Durch zu schwache wohlfahrtspolitische Maßnahmen wird das marktwirt- 
schaftliche System in seinem labilen Kern gefährdet. Diese Maßnahmen können nämlich 
als Hilfsmittel der sozialen Integration die Konjunktur-, Wachstums- und Struktur- 
politik entlasten. "92) 

Zweierlei wird hier erneut faßbar: Einerseits die sehr hohen Erwartungen, die die 
Gewerkschaften offenbar mit der erstmaligen Regierungsbeteiligung der SPD ver- 
knüpften und die auf die Durchsetzung neuer Machtpositionen 'von oben' zu ihren 
Gunsten zielten, allmählich aber infolge der zunehmenden Enttäuschung mit der 
latenten Drohung des Legitimationsentzuges untermauert wurden; andererseits der 
zentrale Unterschied zwischen Gewerkschaften und Unternehmerverbänden, von denen 
erstere 'politische', d.h., massendemokratisch zu legitimierende Entscheidungen 
wünschten, die letztere fürchteten und prinzipiell als 'sachfremd' bekämpften. 

Einer der wichtigsten Gründe für das wachsende (infra-)strukturpolitische Engage- 
ment der Gewerkschaften dürfte die schmerzliche Erfahrung der Rezession 1966/67 
gewesen sein, daß das Aufbrechen struktureller Fehlentwicklungen - etwa bei der 
Eisen- und Stahlindustrie sowie im Bergbau - vor allem zu Lasten der Lohnabhängigen 
ging, die ihre Arbeitsplätze hierdurch ebenso bedroht fanden wie durch die zu- 
nehmenden Bemühungen der Unternehmer, dem gestiegenen internationalen Konkurrenz- 
druck durch forcierte Rationalisierungsanstrengungen zu begegnen. So wenig man auch 
- im vermeintlich wohlverstandenen Eigeninteresse - der weiteren Technisierung der 
Wirtschaft Hindernisse in den Weg zu legen beabsichtigte 9 ^} - das Thema 'längerfri- 
stige Arbeitsplatzsicherung' hatte durch die Entwicklung der letzten zwei Jahre 
gerade auch in tarifpolitischer Hinsicht an Brisanz und Dringlichkeit gewonnen. 9 ^} 
Zugleich hatte man aber auch die Erfahrung machen müssen, daß man gerade in der 
Krise nicht über genügend Macht verfügte, um sich in diesen Fragen durchsetzen zu 
können. 9 $) Was lag daher aus der Sicht der ohnehin eher staatsfixierten westdeut- 
schen^g^werkschaften näher, als auch hier wieder nach politischer Intervention zu 

Nur in dem einen Bereich, in dem - zumindest aus der Rückschau - der Ruf nach dem 
Staat erforderlich gewesen wäre, schwiegen die Gewerkschaften ganz genauso wie die 
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Unternehmer: nämlich in der Frage, ob und in welchem Ausmaß eine Dämpfung der 
Konjunktur vonnöten sei. Im Gegenteil warnten sie im November/Dezember 1968 noch 
davor, den Wirtschaftsprozeß bremsen zu wollen^) und lieferten damit einen eindeu- 
tigen Beleg für die hier vertretene Auffassung, daß die beiden theoretisch antago- 
nistisch gesellschaftlich Kräfte organisierenden Verbände praktisch in der Ziel- 
setzung übereinstimnten, sich nicht ein einziges Prozent Zuwachs des wirtschaft- 
lichen Mehrprodukts entgehen zu lassen, was auch irnn er dies an mittelfristigen 
Konsequenzen zeitigen mochte. Was immer später an Kritik des 'ungezügelten Booms', 
der infolgedessen wahlweise entweder 'explodierenden Gewinne' oder 'ausufernden 
Lohnforderungen' laut werden sollte: Als noch Zeit gewesen wäre, eine derartige 
Entwicklung zu verhindern, bestanden Unternehmer und Gewerkschaften in schöner 
Übereinstimmung darauf, den gegenwärtigen Verteilungsmöglichkeiten keine quantita- 
tive Grenze zu setzen. Mit anderen Worten: So lange sich der ökonomische Prozeß in 
der Phase des Aufschwungs befand, dominierte auf beiden Seiten des gesellschaft- 
lichen Grundkonflikts die rein quantitative Orientierung, alles mitzunehmen, was 
sich nur mitnehmen ließ. 98) 

Dies galt - zeitlich nach vorn verschoben - auch für die gewerkschaftliche Haltung 
zum Export, wobei das lang anhaltende Schweigen der Organisation der Lohnabhängigen 
zu diesem gerade für die westdeutsche Wirtschaft zentralen Thema bemerkenswert ist. 
Außer der Feststellung im Januar 1966: "Nichts deutet darauf hin, daß die führende 
Stellung der Bundesrepublik im Export in Gefahr ist"99), beschränkten sich die 
Gewerkschaften in den bisher betrachteten Jahren darauf, zuweilen den konjunktur- 
stützenden Effekt der steigenden Exporte mehr oder weniger befriedigt zu vermer- 
ken. 100) So lange die betroffenen Branchen florierten und die Lohnabhängigen an 
ihren Gewinnen partizipieren konnten, hatte man an ihrer strukturellen Entwicklung 
nichts auszusetzen. Erst als die Gewerkschaften massiv ins Hintertreffen geraten 
waren, als das lohnabhängige Interesse an einer wenigstens parallelen Entwicklung 
der Verteilungspositionen durch die Exportoffensive der Unternehmer bereits eindeu- 
tig verletzt worden war, erst dann wurde Kritik laut an der Exportindustrie, "deren 
wachsende Übergewinne im letzten Jahr zur ständien Ausweitung des Industrieabsatzes 
auf den Auslandsmärkten verwendet wurden, statt zur Weitergabe der Kosteneinspa- 
rungen aus der Mengenkonjunktur in Form sinkender Inlandspreise."!^) Das gleiche 
Verhalten sollte 1969 auf gesamtwirtschaftlicher Ebene noch einmal wiederholt 
werden und die Gewerkschaften gegenüber ihrer eigenen Basis in enorme Schwierig- 
keiten stürzen. 

Die Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Argumentation des Jahres 1969 und besonders 
ihre jeweiligen Verschiebungen reflektierten deutlich, in welche Bedrängnis die 
Gewerkschaften von der turbulenten ökonomischen Entwicklung dieses (vorläufig) 
letzten Jahres christdemokratischer Regierungsführung gebracht wurden. Argumentier- 
ten sie zunächst noch eindeutig gegen den Versuch, die Konjunktur zu bremsen, so 
gingen sie rasch dazu über, mit wachsender Schärfe zu kritisieren, daß es den 
Lohnabhängigen unmöglich gemacht werde - vorrangig durch die staatliche Politik -, 
an diesem rasanten Aufschwung ausreichend zu partizipieren. Diese Diskussion 
schwenkte dann um auf das Thema der Aufwertung, wobei der Vorwurf der Verletzung 
gewerkschaftlicher Interessenpositionen imner härter formuliert wurde. Dann - selt- 
sam kurzgefaßt und defensiv gegenüber der eigenen Basis - folgten Stellungnahmen zu 
den spontanen Septemberstreiks und schließlich ein kleiner, in seiner Thematik aber 
sehr wohl zukunftsweisender Ausblick auf die Tätigkeit der neuen, der sozial- 
liberalen Regierung. 

Noch im Januar 1969 wären die Gewerkschaften mit einem dritten öffentlichen Pro- 
granm zur Konjunkturbelebung einverstanden gewesen*^), un n imner au f s Neue beton- 
ten sie, daß keine Anzeichen einer Überhitzung vorlägen,103) daß die Bundesrepublik 
in Zeiten internationaler Preissteigerunen keine "Insel der Stabilität" sein 
könnet) und schließlich auch, daß die Konjunkturdämpfung im Inland notwendig auf 
eine weitere Exportsteigerung und damit auf ein wachsendes Zahlungsbilanzungleich- 
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gewicht hinauslaufen müsse. 105) Hinter dieser Position stand sicher noch die Erin- 
nerung an die erst kürzlich überwundene Rezession!^), mindestens ebensosehr aber 
auch das Wissen um die Probleme der Gewerkschaften selbst, bei einer Dominanz des 
Stabilitätszieles in der öffentlichen wirtschaftspolitischen Diskussion den lohnab- 
hängigen Nachhol anspruch in Sachen Einkommenssteigerung anzumelden. 10') 

Daß sie, je länger sich der Staat in die verteilungspolitische Auseinandersetzung 
einmischte, immer mehr Raum zum Handeln verloren - das war den Gewerkschaften 
ohnehin bereits klargeworden, und in ihren Publikationen wurde eine hitzige Debatte 
ausgetragen, die sich zwischen vier Positionen bewegte: beginnender grundsätzlicher 
Zweifel am Sinn einer weiteren Teilnahme an der Konzertierten AktionlOÖ) un d: 
Plädoyer für eine innergewerkschaftliche Straffung und bessere Abstimmung der 
Tarifpol itik!09) sowie: Partizipation an der Konzertierten Aktion, um an der Ziel- 
feststellung der Wirtschaftspolitik überhaupt noch beteiligt zu seinHO) unc j 
schließlich: Offenlegung gewerkschaftlicher verteilungspolitischer Gegendaten, die 
die immer heftiger angegriffenen Orientierungsdaten der Bundesregierung entkräften 
sollten. Hl) Jetzt wurde offen ausgesprochen, worauf die staatliche Einkommenspoli- 
tik hinauslief: auf die Zementierung der bestehenden Verteilungsrelationen und auf 
die Unterordnung der Lohnbewegung unter das Ziel der Konjunktursteuerung und - 

verstetigung.112) 



Und es wuchs die Angst vor dem Funktionsverlust der eigenen Organisation, der kaum 
noch Chancen zum autonomen Handeln (und damit zur Legitimation durch Leistung) im 
öffentlichen System der Orientierungsdaten blieben^} e s wuchs die Furcht, nur- 
mehr "Hilfskommando der Stabil itätspol itik” zu sein.H^) 



Dabei sah man ganz genau, daß die Verteilungsinteressen der Lohnabhängigen nicht 
nur durch die offizielle staatliche Einkommenspolitik verletzt wurden, sondern 
ebenso durch die Außenwirtschaftspolitik, die durch die unterlassene Aufwertung der 
DM und durch die gezielte Subventionierung der Auslandsinvestitionen des west- 
deutschen Kapitals der Export industrie weiterhin einen nicht unerheblichen Vor- 
sprung vor ihren ausländischen Konkurrenten sicherte. Gewiß - man wollte den Export 
nicht gefährden^) unc j unterstützte alle währungspolitischen Maßnahmen, die zu 
einer verstärkten internationalen, besonders westeuropäischen ökonomischen Integra- 
tion führen konnten. H6) Aber voller Erbitterung konstatierten die Gewerkschaften, 
daß die Verteilung der so erwirtschafteten Exportgewinne ebenso nachteilig für die 
Lohnabhängigen ausfielH?) wie diese infolge des verstärkten Kapitalexports Ein- 
bußen beim binnenwirtschaftlichen Ausbau der Investitions- und Infrastruktur hin- 
nehmen mußten. HO) Aber weder hier noch auf dem eigentlichen tarifpoli tischen 
Schlachtfeld konnten sie sich durchsetzen - und von Schlachtfeldern konnte man in 
der Tat erstmals seit vielen Jahren wieder sprechen, als sich im Herbst 1969 die 
Basis der Gewerkschaften gegen ihre extreme verteilungspolitische Benachteiligung 
autonom und erfolgreich zur Wehr setzte. Seitens ihrer Organisation blieb es ange- 
sichts dieser Entwicklung zunächst bei lapidaren Kommentaren, die erneut vor allem 
die Regierung als den Hauptschuldigen identifizierten, H9) sowie bei der beruhigend 
gemeinten Feststellung, die eigene Basis habe ihnen nicht das Vertrauen entziehen, 
sondern nur den Rücken stärken wollen. 120) will man -j m Bild bleiben, so läßt sich 
festhalten, daß der Tritt ins Kreuz, den die Gewerkschaften in Wirklichkeit erhal- 
ten hatten, einen tiefen Schock auslöste, der noch lange nachwirken sollte. Die 
spärlichen Interpretationen dessen, was da scheinbar so plötzlich und unerwartet 
über die Organisation hereingebrochen war, vermitteln den Eindruck der Hilflosig- 
keit und Lähmung, der erst in den folgenden Jahren einer verstärkt konfliktorien- 
tierten Haltung gegenüber den Unternehmern weichen sollte. Im Spätherbst 1969 
jedenfalls war man wie benommen, und selbst zum Amtsantritt der neuen, im Grunde 
mit so viel euphorischer Hoffnung begrüßten Regierung Brandt/Scheel beschränkte man 
sich in wirtschaftspolitischer Hinsicht auf die Feststellung, das in der Regie- 
rungserklärung her ausgestellte Hauptziel Preisstabilität könne mit den gewerk- 
schaftlichen Nachhol ansprüchen auf dem Feld der Einkommenspolitik kollidieren. 121) 
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Es sollte sich erst noch zeigen, wie genau damit der Finger auf eine Wunde gelegt 
worden war, die in den nächsten Jahren sowohl die Gewerkschaften als auch die neue 
Koalition bitterlich schmerzen sollte. 



4.1.3) Zusarimenfassung 

Schon ein flüchtiger Blick auf die jeweils von Arbeitgebern und Gewerkschaften 
herausgegriffenen Hauptthemen in den vier behandelten Jahren zeigt, wie unter- 
schiedlich die thematischen Selektivitätskriterien beider Seiten waren: 1966 warn- 
ten die einen vor der Preisentwicklung, die anderen vor den Gefahren einer drohen- 
den Abflachung der Konjunktur; 1967 forderten die Arbeitgeber von Gewerkschaften 
und Staat zu erleichternde Gewinnsteigerungen als notwendige Voraussetzung eines 
neuen Aufschwungs, während die Gewerkschaften nach einem umfassenden staatlichen 
Aktionsprogramn auf allen Gebieten der Wirtschafts-, Finanz-, Arbeitsmarkt- und 
(Infra-)Strukturpolitik riefen. 1968 stand zwar für beide Seiten die Sicherung des 
Aufschwungs im Vordergrund, aber dies bedeutete für die Unternehmer Lohnzurückhal- 
tung und darauf abzielende staatliche Einflußnahme, für die Gewerkschaften hingegen 
weiterhin umfangreiche qualitative Ansprüche an das politische Entscheidungszentrum 
sowie die Hoffnung, mit dessen legitimatorischer Unterstützung den eigenen ver- 
teilungspolitischen Nachholbedarf durchsetzen zu können. 1969 schließlich themati- 
sierten Arbeitgeber wie Gewerkschaften vorrangig die Lohnpolitik und ihre wachsen- 
den Zweifel an der Legitimität und Effizienz staatlicher Eingriffe auf diesem 
Gebiet. Aber während erstere - insbesondere nach der Bundestageswahl - vor allem 
befürchteten, die politischen Instanzen könnten die Gegenseite inhaltlich unter- 
stützen, wurden sich die Gewerkschaften stückweise klarer über die Einschränkung 
ihrer eigenen Handlunsmöglichkeiten durch öffentliche Interventionen in den Ta- 
rifkonflikt. Einig waren sich beide Seiten erst in dem Augenblick, als die sponta- 
nen Streiks das Tarifsystem insgesamt gefährdeten: Jetzt traf allein den Staat die 
Schuld an den konjunktur- und verteilungspolitischen Fehlentwicklungen; jetzt mußte 
vor allem er sich aus dem einkomnenspoli tischen Geschehen sofort und nachhaltig 
zurückziehen. 

überhaupt darf über den zahlreichen gravierenden Differenzen zwischen gewerkschaft- 
licher und unternehmerischer Argumentation, deren wichtigste die naturgemäß unter- 
schiedliche Beurteilung der verteilungspolitischen Lage, die jeweilige Schwerpunkt- 
setzung, was Konjunkturbelebung im Sinne von unmittelbarer Arbeitsplatzsicherung im 
gewerkschaftlichen Interesse betraf, die wiederum von der vorrangig stabilitätspo- 
litischen Orientierung der Arbeitgeber unterlaufen wurde, sowie die jeweils in- 
haltlich verschiedene Haltung gegenüber dem Staat waren, nicht übersehen werden, 
was an Gemeinsamkeiten zwischen beiden Seiten bestand. An erster Stelle ist dabei 
die kompromißlose Wachstumsorientierung zu nennen, die wirtschaftspolitische Brems- 
manöver eben nicht forderte, als sie notwendig (und noch möglich) gewesen wären. 
Ebenso stirrmte man darin überein, daß in keinem Falle das bestehende insti- 
tutionelle System der Tarifpolitik zerbrechen durfte, wofür umverteilbare Zuwächse 
die unverzichtbare Voraussetzung darstellten - insofern stehen diese beiden Über- 
einstimmungen in engem Zusammenhang miteinander. 

In der Frage allerdings, wie dieses erforderliche und gewünschte Wachstum zu er- 
reichen sei, begann dann erneut die Differenzierung: Während die Gewerkschaften 
hier vor allem auf den Staat und dessen qualitativ ausgerichtete Politik der Beein- 
flussung ökonomischer Strukturen und der gesellschaftlichen Machtverteilung 
hofften, forderten die Arbeitgeber gerade seine Passivität, ausgenommen in den 
quantitativen Fragen öffentlicher Aufträge, ebenso wie eine permanente quantitative 
Zurückhaltung der gewerkschaftlichen Gegenseite auf dem Gebiet der Lohnpolitik. 
D.h., in finanzieller Hinsicht waren beide Seiten bemüht, das politische Entschei- 
dungszentrum auf die je eigenen Interessen (beispielsweise an steuerlicher Förde- 
rung bzw. Entlastung) zu verpflichten; wenn es um den gesellschaftlichen Status quo 
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beeinflussende staatliche Aktivitäten ging, waren die Gewerkschaften stets dafür, 
die Unternehmer stets dagegen. 

Dabei war eine Orientierung auf eine rein quantitative und global ausgerichtete 
Politik des Staates für die Arbeitgeberverbände erheblich einfacher durchzuhalten, 
weil in sich widerspruchsfreier, da sie ohnehin beispielsweise zu Fragen staat- 
licher Strukturpolitik das Wort an die differenzierter organisierten Wirtschafts- 
verbände weitergeben konnten (und mußten). Dagegen bestand eine derartige institu- 
tionalisierte Arbeitsteilung im gewerkschaftlichen Lager nicht, was die Abgabe von 
Stellungnahmen zu inhaltlichen, etwa sektoralen, regionalen oder branchenspezi- 
fischen Problemen erheblich verkomplizierte. Dies zeigte sich sowohl an der Argu- 
mentation zu Arbeitsmarktfragen als auch bei der Exportentwicklung; in beiden 
Fällen kam es zu eindeutigen gewerkschaftlichen Aussagen und Forderungen erst, als 
die lohnabhängigen Interessen bereits massiv verletzt worden waren. Hierin spiegel- 
te sich das bereits thematisierte, wiederum vorrangig quantitativ ausgerichtete 
Quasi-Bündnis zwischen Unternehmer- und Gewerkschaftsorganisationen in florierenden 
Branchen und Sektoren, das so lange zu Lasten der lohnabhängigen Organisationen in 
notleidenden Bereichen ging, bis die verallgemeinerte ökonomische Krise wieder die 
gewerkschaftlichen Reihen schloß. 

Schließlich zeigten gerade die arbeitsmarktpolitischen Forderungen der Gewerkschaf- 
ten an die Regierung, in welchem Ausmaß sich die Organisationen der Lohnabhängigen 
staatsfixiert und defensiv verhielten. Denn der Arbeitsmarkt ist dasjenige Gebiet, 
auf dem sich die gesellschaftlichen Kontrahenten direkt begegnen; hier soll nicht 
kritisiert werden, daß die Gewerkschaften den Versuch unternahmen, mit staatlicher 
Hilfe die eigene (Markt-)Machtposition zu verbessern, sondern vielmehr darauf 
hingewiesen werden, wie wenig sie sich in diesem Bereich damals auf ihre eigene 
kämpferische Kraft verließen. Dies wie auch ihre ganz evidente Verteidigungshaltung 
in Sachen Lohnpolitik dürfte entscheidend zu dem Basisausbruch im Herbst 1969 
beigetragen haben - es wird nun unter anderem zu zeigen sein, welche Konsequenzen 
er für das Verhältnis der Organisationen von Lohnarbeit und Kapital zeitigte. 



4.2) Die Folgen: VerteilungskaBpf an allen Fronten 1970 - 1973 

Die Jahre zwischen 1970 und 1973 brachten eine ganze Reihe ökonomischer Probleme 
mit sich, vor denen Wirtschaft und Staat in der Bundesrepublik erstmals standen: 
Das Terrpo der Preissteigerungen beschleunigte sich von Jahr zu Jahr*), während die 
Investitionstätigkeit immer mehr erlahmte^). Zwar wurden beachtliche Wachstumsraten 
des Bruttosozialproduktes erzielt, allerdings teilweise mit fallender Tendenz^), 
und die Arbeitslosenzahlen lagen niedrig, wenn auch mit deutlichen jährlichen 
Steigerungen. Aber die wachsende Instabilität des ökonomischen Prozesses wurde 
national wie international^) immer spürbarer, und nicht zufällig endet dieser 
zeitliche Abschnitt mit dem Donnerschlag der ersten Ölkrise. Zwar gab es noch ganz 
beträchtliche Umverteilungsspielräume, um die zwischen Kapital, Gewerkschaften und 
Staat gerungen werden konnte; aber die Auseinandersetzungen wurden immer härter, je 
mehr sich die Anzeichen dafür häuften, daß es dabei wohl nicht mehr allzu lange 
bleiben würde. 

4.2.1) BDA 

Der erste Eindruck, der sich bei der Betrachtung der BDA-Stellungnahmen des Jahres 
1970 aufdrängt, ist der eines bemerkenswerten Bemühens um öffentliche Selbstlegiti- 
mation. Es wird ganz deutlich faßbar, daß das Zusammentreffen von spontanen Streiks 
und sozialdemokratischem Wahlsieg die Arbeitgeber in unerwartet starker Weise unter 
einen plötzlichen Rechtfertigungszwang stellte, auf den sie - nach zwanzig Jahren 
öffentlicher Rückendeckung - in der Tat zunächst eher defensiv reagierten. So 
wurden die Unternehmen als Träger sozialer Verantwortung präsent i er tfi); den Gewerk- 
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schäften bot man sich als kooperativer Verhandlungspartner an?); und wieder und 
wieder betonte man, der Vorwurf maßlosen Gewinnstrebens könne den Unternehmern 
nicht gemacht werden. 8) Wenn etwa formuliert wurde, die Unternehmer betrieben gar 
keine "Verteidigung oder gar Ausweitung der Gewinnmargen "9), im Gegenteil bestünde 
derzeit eine "Tendenz zur Gewinnminderung"^), so erinnert dies tatsächlich ein 
wenig an die defensiven Erklärungen der Gewerkschaften zwischen 1966 und 1969, man 
könne am wenigsten ihre Lohnpolitik als Sündenbock für ökonomische Störfälle be- 
nutzen. 

Die Arbeitgeber richteten das Hauptgewicht ihrer Stellungnahmen ganz eindeutig auf 
die Gewerkschaften, wobei der Tenor überwog, man werde an der vergangenen Korrektur 
der Verte il unsre lationen wohl nichts mehr ändern können^), aber in jedem Falle 
müsse die "alle bisherigen Erfahrungen übertreffende Lohnkostenexplosion"^) ge- 
bremst werden, da sonst mittelfristig Gefahren für Stabilität, Investitionsneigung, 
Wachstum und Vollbeschäftigung drohten. 13) Bemerkenswerterweise stand dabei hinter 
dieser widerwilligen Bereitschaft, das Ergebnis der Verteilungskämpfe 1969/70 hin- 
zunehmen, die klare Erkenntnis, daß, wenn jetzt eine Dämpfung der Tarifauseinander- 
setzungen erreicht werden konnte, wenig mehr als die Wiederherstellung der Vertei- 
lungsrelationen von 1965/66 geschehen war.14) 

Aber sie war auf eine im Tarif System nicht vorgesehene Weise geschehen, und die 
sogenannten 'wilden Streiks' beschäftigten die Arbeitgeber nicht wenig. Dabei wurde 
in mehrere Richtungen argumentiert: Einerseits sah man sehr wohl die Vorteile, die 
man selbst zumindest kurzfristig aus dem Wegfall tarif rechtlicher und -politischer 
Bindungen ziehen konnte, wie etwa in Form von "Massenänderungskündigungen", als die 
die spontanen Streiks angesehen werden könnten und die auch umgedreht den Arbeitge- 
bern zum Zweck des Abbaus außer- bzw. übertariflicher Leistungen zustünden. K) 
Andererseits leitete man aus dieser Erfahrung den Vorschlag ab, Lohnerhöhungen in 
einen Mindesteinkorrmensanteil und eine Erfolgsbeteiligung am Betriebsergebnis auf- 
zusplitten, von denen letztere automatisch an Ertragssteigerungen partizipiere, 
wodurch Ausbrüche wie im Vorjahr vermieden werden könnten, und gleichzeitig bei- 
spielsweise eine Verbesserung der betrieblichen Eigenkapitalbasis erreicht werden 
könnte. 16) Hinsichtlich der Gewerkschaften steuerte man ebenfalls einen doppelten 
Kurs: Die Drohung, mit Schadensersatzansprüchen gegen Gewerkschaften vorzugehen, 
die die Kontrolle über ihre Mitglieder verlören und die für die Unternehmenskalku- 
lation unverzichtbare Friedenspflicht nicht mehr gewährleisten könnten, wurde 
begleitet von dem verständnisvollen Angebot, durch regelmäßigen "Kontakt zum ande- 
ren Sozialpartner" mithelfen zu wollen, eventuelle betriebsbedingte Ursachen der 
Unzufriedenheit von Teilen der Gewerkschaftsbasis ausfindig zu machen und abzu- 
bauen. 1?) 

Gegenüber den eigenen Mitgliedern schließlich forderte man in Fällen 'wilder 
Streiks' zu unbedingter Solidarität auf, was soviel bedeutete wie "vorschnelle 
Zugeständnisse" zu vermeiden, damit es als Folge davon nicht zu einem "Anschwellen 
der Forderungs lawi ne" korrme.lö) Offenbar hatte es in diesen Fragen interne Un- 
stimmigkeiten zwischen den verbandsextern konkurrierenden Unternehmen gegeben; 
umgedreht wird wohl interne Kritik an den eher konzessionsbereiten Tarifverhand- 
lungen der Tarifrunde 1970 faßbar, wenn die BDA sich zu dem Hinweis genötigt sah, 
diese Zugeständnisse "erfolgten u.a. aus der Sorge um die folgenschweren Auswir- 
kungen bevorstehender Arbeitskämpfe."^) 

Das Problem der schneller werdenden Preissteigerungen stand gegenüber dieser Beto- 
nung verteilungspolitischer Fragen eher im Hintergrund der Arbeitgeberstellung- 
nahmen. Man wies lediglich mehrfach darauf hin, daß es hier nicht um illegitime 
Gewinnmaraensicherung gehe, sondern um die Folge übermäßig wachsenden Kosten- 
drucks. 20) im übrigen war auch dies nahezu der einzige Bezugspunkt - neben der 
üblichen Aufforderung, keine neuen quantitativen Belastungen zu erheben^!) - der 
Beurteilung des staatlichen Handelns: Die Restriktionspolitik wurde kritisch be- 
trachtet, aber hingenoirmen^), es überwog jedoch die Furcht, sie werde eher einen 
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konjunkturellen Abschwung als die gewünschte gewerkschaftliche Lohnzurückhaltung 
her bei führen. 23) Daher kritisierte die BDA das Fehlen bzw. die zu späte- Vorgabe 
öffentlicher Orientierungsdaten, die plötzlich wieder gefragt waren24j, und führte 
schließlich eine Argumentationsfigur ein, die in den Folgejahren immer mehr an 
Bedeutung gewinnen sollte: die These von der besonders engen Bindung zwischen 
Regierung und Gewerkschaften, die letztere bewegen müsse, von ihren Zielen abzu- 
rücken, um das Regierungsprogramm nicht zu gefährden, dessen Verwirklichung doch 
zuvörderst in ihrem ureigensten Interesse liege. 25) 

Dieses Argumentationsmuster wurde 1971 schon etwas pointierter vorgetragen, im 
Zusammenhang mit der Feststellung nämlich, die Inflation verhindere die Realisie- 
rung der innovativen Regierungspläne: "Opfer auf dem Altar gewerkschaftlicher 
aktiver Lohnpolitik ist das Reformprogranm der Regierung.'* 6 ) Nach wie vor standen 
die Gewerkschaften, nicht die sozial liberale Regierung, im Schußfeld der unter- 
nehmerischen Kritik, die sich mit derartigen Argumenten einerseits der Auseinander- 
setzung mit den neuen politischen Konzeptionen noch weitgehend entziehen konnte 
(und sich konsequent auch wiederum auf die Warnung von Steuererhöhungen be- 
schränkte). 27) Andererseits verstärkten die Arbeitgeber ihre Mahnungen an die 
Gewerkschaften, die Inflation sei in erster Linie 'hausgemacht', nämlich Folge des 
trotz konjunktureller Abflachung anhaltenden Lohnkostendrucks, aus dem ein "Sach- 
zwang zur Erhöhung der Preise"28) resultiere und der die Gefahr einer erneuten 
Rezession heraufbeschwöre. 29) Gleichzeitig begannen die Unternehmer jedoch, auf 
einer grundsätzlicheren Ebene die gesellschaftliche Verteilung von Macht und Ein- 
kommen zu diskutieren, was wohl als Reaktion auf die seit dem Wort des Bundeskanz- 
lers Brandt von 'Mehr-Demokratie-wagen' aufgeflammte öffentliche Diskussion über 
Wirtschaftsordnung und Reformpolitik verstanden werden muß. Dabei versuchten sie 
einerseits, ganz explizit gewerkschaftsnahe sozialpolitische Positionen für sich zu 
besetzen, etwa mit folgender Feststellung: "Das vor einigen Jahren aufgestellte 
Postulat der Einkommenssynmetrie wurde damit im letzten Jahrzehnt nicht realisiert. 
Vielmehr zeigt die Entwicklung einen asymmetrischen Verlauf zugunsten der Arbeit- 
nehmereinkommen. "30) Andererseits wiesen sie Versuche, einkommenspolitische Re- 
striktionen auf die unternehmerische Preispolitik zu übertragen, unter Berufung auf 
ordnungspolitische Grundsätze der Marktwirtschaft zurück; 3 *) d.h., sie nutzten die 
legitimationsstiftende Wirkung der marktwirtschaftlichen Ideologie zur Verhinderung 
der 'Gleichbehandlung' von Gewerkschaften und Unternehmern durch den Staat aus. 

Sofern es direkt um die Lohnpolitik ging, waren die Arbeitgeber allerdings immer 
wieder sehr um die 'Versachlichung' der Diskussion bemüht 3 2), d.h., um die Entklei- 
dung des Verteilungskampfes von seinen Interessengehalten, wie überhaupt kaum die 
Rede von Interessen war. Dafür geriet ein anderer Begriff in das Arsenal der BDA, 
der in den nächsten Jahren immer stärker betont werden sollte: der des (implizit 
für illegitim erachteten) 'Anspruchsdenkens', der übersteigerten 'Erwartungshal- 
tungen'. Die Gewerkschaften seien, "ähnlich wie die Regierung, im Zugzwang dem 
Reizklima der Erwartungen ihrer Mitglieder ausgesetzt ..., das sie selbst mit 
angefächt hatten. Das lähmt ihre integrierende Kraft und ihre tätige Mitverantwor- 
tung für die wirtschaftliche Stabilität gegenüber dem Druck einer zwar kleinen, 
aber radikaler werdenden Basis." 33 ) Wieder deutet sich das Argument von der 'be- 
sonderen Bindung' zwischen Gewerkschaften und Regierung an, jetzt schon etwas ins 
Negative, fast Bedrohliche, jedenfalls Illegitime getönt; was Wunder, daß die 
Arbeitgeber feststellen mußten, daß auch die Konzertierte Aktion ihrer einkommens- 
politischen Orientierungsfunktion immer weniger nachkomme 3 ^) bzw. sich gegenüber 
den zunehmend machtpolitisch statt verantwortungsbewußt denkenden Gewerkschaften 
kaum mehr durchsetzen könne. 36 / 

Gegenüber dieser vermeintlich wachsenden verteilungspolitischen Hilflosigkeit 
griffen die Arbeitgeber - noch in relativ verschleierter Form - auf ihr wichtigstes 
Drohpotential zurück: die Arbeitslosigkeit. Schon der wachsende Lohnkostendruck 
zwinge verstärkt zu Rationalisierungsanstrengungen 36 ), und überhaupt scheine etwas 
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an der Arbeitseinstellung der Deutschen nicht mehr zu st innen, die doch auch für 
die internationale Wettbewerbsposition der Bundesrepublik langfristig ausschlagge- 
bend sei37): "... denn wenn man angeblich sicher weiß, daß man bei inner steigenden 
Löhnen sozusagen eine Garantie für jede Beschäftigung hat38), dann ist es sogar 
menschlich verständlich, daß inner mehr inner weniger von der Arbeit halten, zumal 
Distraktionen (!) durch Massenmedien, Ferntourismus und eine Kultursche inweit das 
ihrige zu dieser Entwicklung beitragen. "39) Es sei zu hoffen, daß nicht ähnlich wie 
in den zwanziger Jahren gerade den jüngeren Generationen "forcement" beigebracht 
werden müsse, "daß das Recht auf Arbeit auch gleichzeitig Glück bedeutet, überhaupt 
arbeiten zu dürfen. "40) Die Drohung war unüberhörbar. 

1972, das klassische Stagflationsjahr, stand - was die Arbeitgeberargumentation 
betraf - ganz im Zeichen der Inflationsbekämpfung. Die arbeitsmarktpolitische Seite 
der Stagnation war nicht von Interesse 4 !) - dies ist nicht weiter erstaunlich. Sehr 
viel bemerkenswerter dagegen war die spezifische Stoßrichtung der Argumente, die in 
zwei, zeitlich voneinander deutlich getrennte Varianten zerfiel: Bis fast zur 
Jahresmitte 1972 findet man nahezu ausschließlich Beiträge, die auf ein - gleich 
näher zu beschreibendes - gesellschaftliches Wettbewerbskonzept hinauslaufen; da- 
nach konzentrierten sich die Arbeitgeber zunehmend auf den Versuch, den Staat als 
den Inflationsschuldigen dingfest zu machen. 

Wahrend noch im Februar 1972 nicht einmal ausgeschlossen wurde, daß die Wirt- 
schaftspolitik konjunkturbelebend werde eingreifen müssen 42) # dominierten bald die 
rein stabilitätspolitisch orientierten Korrmentare. Allem voran ging die Feststel- 
lung, die Lohnsteigerungen der letzten Jahre hätten zu einer "Kosteninflation" 
ohnegleichen geführt, die die Unternehmenserträge zunehmend gefährde. 43) Diese 
Inflationsursache geriet dann zum Ausgangspunkt für die Wendung, die man der ge- 
werkschaftlichen Forderung nach wettbewerbsfördernden Maßnahmen des Staates gab: 
Wettbewerbsbe 1 ebung ja, so kann man das Arbeitgeberkonzept pointiert zusamnen- 
fassen, aber nicht, wie von DGB verlangt, als Zuspitzung der Konkurrenz zwischen 
den Unternehmen 44 ), sondern zwischen den Arbeitnehmern (und unter den Nationen der 
Welt)45): "Auch die Frage müßte gestellt und offen diskutiert werden, ob die Tarif- 
autonomie tatsächlich genügend Gegenkräfte gegen das gewerkschaftliche Monopol auf 
dem Arbeitsmarkt bereitstellt, wenn die Spitze der Regierung immer wieder Vollbe- 
schäftigungsgarantien ausspricht, auch wenn jedermann sieht, daß das wirtschaft- 
liche Leistungspotential durch 'aktive Lohnpolitik' überstrapaziert wird. "46) Eine 
solche Argumentation konnte nur darauf hinauslaufen, 'das gewerkschaftliche Monopol 
am Arbeitsmarkt' - in welcher Form auch immer - schwächen zu wollen, und dies hieß 
nichts anderes, als die Konkurrenz der Lohnabhängigen auf dem Arbeitsmarkt zu ver- 
stärken, die durch die gewerkschaftliche Einheitsassoziation partiell wenigstens 
aufgehoben worden war. In eine ähnliche Richtung wies auch die Auffassung: "Die 
gesellschaftlich wünschenswerten Strukturveränderungen der Wirtschaft verändern 
auch die Arbeitsplätze", was bedeute, daß man nicht durch tarif vertrag liehe Ratio- 
nalisierungsvereinbarungen 'Wettbewerbs verhindernd' wirken dürfe, sondern besser 
auf eine optimale persönliche und berufliche Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer 
hinarbeiten solle. 47) Was das heißen mußte, angesichts der bereits zitierten, 
gleichzeitig erhobenen Forderungen nach dem Verzicht auf extensive arbeitsmarkt- 
und bildungspolitische Förderungsmaßnahmen, ist leicht vorstellbar: die Wiederein- 
setzung des kruden Drucks der Arbeitsplatzkonkurrenz in seine (disziplinierenden) 
Rechte, nicht zuletzt auch durch die Drohung, entweder auf ausländische Arbeits- 
kräfte oder gar auf ausländische Produktionsstandorte auszuweichen, falls die 
Produktion im Inland zu teuer werde. 48) 

Hatte man im Frühjahr 1972 noch gehofft, die Gewerkschaften mit dem seit der 
Bundestagswahl von 1969 propagierten Hinweis auf die Folgen ihres Tuns für die 
Regierungspolitik zur Zurückhaltung bewegen zu können 4 ^), so schlug der Tenor der 
Argumentation im politisch explosiven Sommer dieses Jahres um. Jetzt war die Infla- 
tion nicht mehr den Tarifparteien allein anzulasten, sondern auch und gerade der 
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Staat "muß mit einer soliden Reform- und Haushaltspolitik die Grundlage für eine 
stabilere Wirtschaftsentwicklung legen..." 50 ) Er selbst heize die Inflation an und 
benötige zudem irrmer mehr Kredite zur Deckung seiner Finanzierungslücken; jetzt 
seien Ausgabenkürzungen angebracht, ebenso wie die Orientierung der Reformpolitik 
am "stabil itäts- und wachstumspolitisch bestimmten Ausgabenrahmen." 5 !) Sicherlich 
wird in diesen Aussagen die Gegenwehr der Unternehmer gegen reformpolitische Ini- 
tiativen der sozial liberalen Regierung faßbar, und zweifellos hätte man es gerne 
gesehen, wenn der Ausgang der vorgezogenen Bundestagswahl die SPD wieder aus der 
Regierung entfernt hätte, zumal die wohl ursprünglich vorhandene Hoffnung, sie 
werde mäßigend auf die Gewerkschaften einwirken, sich seit dem Debakel vom Septem- 
ber 1969 nicht recht erfüllt hatte. Aber dennoch muß an dieser Stelle auf zweierlei 
hingewiesen werden: Auch wenn, wie oben postul iert 5 ^), nach 1969 ein Wandel des 
Verhältnisses zwischen Unternehmern und Staat zu konstatieren ist, der von der 
prinzipiellen Akzeptanz der politischen Grundlinien in wachsendes Mißtrauen und 
präventive Abwehr staatlicher Aktivitäten führte, so bleiben zum einen auch nach 
1969 die Gewerkschaften der Hauptadressat der Arbeitgeber, und unterscheiden sich 
zum anderen die Stellungnahmen der BDA.in der Tonart wie in der Reichweite der 
Vorwürfe doch ganz massiv von denen der CDU/CSU während des hier untersuchten 
Zeitraumes. 50 ) Das will heißen: Die Arbeitgeberorganisationen verhielten sich 
selbstverständlich nicht neutral gegenüber dem politischen Entscheidungszentrum und 
dies betreffenden Neukonstellationen 54 ), aber ihr primäres Aktionsfeld war und 
blieb die innergese 11 schaft liehe Auseinandersetzung 55 / - eine bemerkenswerte Neue- 
rung gegenüber der Zeit des Kaiserreiches und der Weimarer Republik. 

Das Aufschwungjahr 1973 brachte, wie stets nach einer Konjunkturabflachung, stei- 
gende Unternehmensgewinne, zugleich aber den imner wieder vorgebrachten Hinweis der 
Arbeitgeber, diese Entwicklung habe nichts mit sozialer Ungerechtigkeit zu tun, 
sondern falle sogar diesmal bedenklich flach aus, was negative Konsequenzen für die 
Investitionstätigkeit und damit für die künftige Beschäftigung zeitigen könne 55 ). 
Kurz gefaßt besagte diese Argumentation, daß 1973 zweifellos "ein gutes Gewinnjahr" 
werde 5 ?), was aber in Anbetracht der "beträcht iche(n) Umverteilung" 50 ) zu Lasten 
der Unternehmer in den vergangenen Jahren nur gerecht sei. Gegenüber den Gewerk- 
schaften wurde der Vorwurf erhoben, seit 1969 hätten sie die Lohnpolitik als "Lohn- 
kampf" mißverstanden 50 ), sofern sie nicht von 'radikalen Elementen' übertölpelt und 
ausmanövriert worden wären; 50 ) die Schlußfolgerung bestand, wie zu erwarten, in der 
Aufforderung, zu Sachlichkeit 5 !) und Kooperation 5 ?) zurückzukehren. 

Das Bemühen um Ausklamnerung der sich seit 1969 verschärfenden Interessengegensätze 
zwischen den Organisationen von Lohnarbeit und Kapital wird hier ebenso greifbar 
wie das gleichzeitige Bestreben, die Verantwortung für diese nun einmal nicht 
wegzu leugnende Verschärfung so oder so den Gewerkschaften zuzuschieben: Entweder 
sie waren selbst maßlos geworden, oder sie hatten die Kontrolle über maßlose Ele- 
mente in ihren Reihen verloren. Je länger der Prozeß der sich beschleunigenden 
Inflation anhielt, desto deutlicher wird der bemerkenswerte Erfolg der Unternehmer, 
sich selbst völlig aus dem Geschehen auszuklamnern und weit im Vorfeld ihres 
eigenen Terrains andere, nämlich Gewerkschaften und Staat, verantwortlich zu 
machen. Aus den hier verarbeiteten Stellungnahmen entsteht im Lauf der Zeit das 
Bild einer Sozialgruppe, die ein derartig geschlossenes Portrait ihrer selbst 
zeichnet, daß man nicht einmal mehr auf den Gedanken konmt, sie könne etwas mit dem 
in Rede stehenden Problem zu tun haben. Ausgerechnet der Vereinigung derjenigen, 
die die Preise fest setzen , gelingt es, sich selbst aus der Frage herauszuhalten, 
weshalb die Preise steigen; sie verteidigt sich noch nicht einmal ernsthaft, und 
darin wird ihr Selbstbewußt sein wie auch ihr faktischer Erfolg - etwa verglichen 
mit dem Jahr 1970 - greifbar. 

So war es der BDA sogar möglich, ausführlich auf den verteilungspolitischen Aspekt 
des inflationären Prozesses einzugehen und ihr Konzept zur Überwindung des Problems 
vorzu legen, ohne auch nur e i n Wort zu dem Vorwurf zu verlieren, Geldentwertung 
sei ein stillschweigendes Aushebeln des Tarifsystems, indem tarifvertragliche Lohn- 
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Zugeständnisse des Verbandes an der Preisfront von den Unternehmern wieder zunichte 
gemacht würden. 62] Es war doch alles ganz einfach: "vereinfacht ausgedrückt" mußte 
die Lohnkostenexplosion zumindest teilweise in den Preisen aufgefangen werden^), 
was ebenso zu einer Senkung der Gewinne und einem Rückgang der Investitionsfä- 
higkeit führen mußtet) wie zur Lähmung des mit so hochfliegenden Plänen angetrete- 
nen Staates66). Es könne nun einmal nicht mehr als der real erwirtschaftete Zuwachs 
verteilt werden, da sonst die Inflation "soziale(n) Sprengstoff "66) liefere; und 
dann folgte eine Neuauflage der kostenniveauneutralen Lohnpolitik, aber nun mit 
mehreren brisanten Abänderungen gegenüber den sechziger Jahren: Erstens war es 
jetzt überhaupt keine Frage mehr, daß die Lohnsteigerungen die künftige Preisent- 
wicklung nicht antizipieren durften67); zweitens hatte die Lohnentwicklung nicht 
mehr dem kurzf ristigen Wirtschaftsv erlauf zu folgen, sondern mußte sich an den 
mittelf ristigen Aussichten des Produktivitätsw achstums ausrichten6°); und drittens 
sollten alle eventuellen Umverteilungsziele auf das Feld der Vermögenspolitik abge- 
drängt69), die Tarifauseinandersetzungen mithin endlich von diesem explosiven Thema 
befreit werden. 



Diese Stellungnahmen lesen sich wie eine ins tarifpolitisch Praktische gewendete 
Version der oben entwickelten These, die Kapitalseite sei vor allem um die Planbar- 
keit, Kalkulier- und Kontrollierbarst aller die Gewinnentwicklung beeinflussender 
Faktoren bemüht. Zugleich wird die Zangenbewegung erkennbar, die den autonomen, 
tarifpolitisch-kämpferischen Aktionsrahmen der Gewerkschaften Stück für Stück ein- 
zuengen drohte, ergänzt um die obligatorische Forderung, die nichtsdestoweniger 
höchst ernst zu nehmen war, die Lohnpolitik müsse sich nun endlich zurückhalten, 
wolle sie künftige Arbeitslosigkeit vermeiden™). Wie bereitwillig man mit dieser 
Drohung spielte, zeigt auch die Verharmlosuna. Arbeitslosigkeit stelle heutzutage 
doch keine "existentielle Notlage" mehr dar.'*) 



Und nicht nur die Gewerkschaften sollten zurückstecken; das gleiche galt auch für 
die Regierung, die im übrigen weder genügend Loyalität gegenüber der Wirtschafts- 
ordnung zeiget), noch ihrer Verpflichtung zur einkommenspoli tischen Einflußnahme 
auf die Gewerkschaften in ausreichendem Maße nachkonme.73) Zwar wußte man sehr 
wohl, daß es nicht in der Macht der Regierung lag, die Tarifparteien zu stabili- 
tätsverpflichteten Handeln zu zwingen , da eine zu rigide Restriktionspolitik Gefah- 
ren für Wachstum und Beschäf t i aung ( dami t aber auch für die Legitimation der Regie- 
rung) mit sich bringen mußte. 74) Aber sie konnte imnerhin ein günstiges "psycholo- 
gisches Klima" schaffen, 75 ) was nichts anderes als Druck auf die Gewerkschaften 
hieß. 



Heftige Kritik übten die Arbeitgeber an den steuerpolitischen Plänen der Bundesre- 
die die Investitionsfähigkeit der Unternehmen noch weiter zu schwächen 
, bei Arbeitgebern wie Arbeitnehmern eine "Lähmung des Leistungswillens" 
herbeiführen konnten 77 ), und außerdem den für entscheidend erachteten Verzicht auf 
expansive Wirkungen der Haushaltsausgaben vermissen ließen. 7 ®) Die Prognosen des 
künftigen Wachstums der Wirtschaft, die die Regierung vorgelegt habe, seien ent- 
schieden zu optimistisch 7 ^); stattdessen müsse auch der Staat das Haushaltswachstum 
an der Entwicklung des realen Bruttosozialprodukts orientieren, d.h., Kürzungen der 
geplanten Invest i t i ons Vorhaben vornehmen. °0) 

Es hatte sich also wenig geändert an der verteilungspolitischen Grundüberzeugung 
der Arbeitgeber: Wie 1966/67 auch, nur noch etwas schärfer formuliert, verlangte 
man nach einer Festschreibung des Status quo sowohl gegenüber den Gewerkschaften 
als auch hinsichtlich des Staates. Hier wie im Falle des Topos 'zurückhaltende 
Lohnpolitik als Rücksichtnahme auf das Exportgeschäft' °l) hatten sich zwar die 
äußeren Bedingungen erheblich verändert: Auf der einen Seite schneller werdendes 
Inflationstempo, interessenbewußtere Gewerkschaf t(-sbasis), neue Regierungsmehrhei- 
ten; auf der anderen Seite hatte sich der Außenhandelsüberschuß 1973 gegenüber 1966 
gut vervierfacht. 62) Aber die Haltung der Arbeitgeber war im Prinzip die gleiche 



gierung. 

drohten 75 ) 
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geblieben, ihre Ansprüche standen unverrückbar fest, die Phase der Defensive war 
kurz gewesen, Phasen unerwarteter Offensiven standen noch bevor. Sie argumentierten 
- was sie selbst anging - zwischen 1970 und 1973 in abnehmendem Maße explizit 
legitimatorisch; wenn, dann taten sie es sogar eher nach innen als nach außen83), 
wo sie sich mehr auf der Ebene ökonomischer Vernunft, wirtschaftlicher Sachzusam- 
menhänge und naturgegebener Tatsachen bewegten. Die Gewerkschaften blieben ihr 
Hauptkontrahent; der Staat kam ins Spiel als potentieller Begünstiger der verbands- 
förmigen Gegenseite, bei seinen Versuchen der quantitativen Ausdehnung des 'öffent- 
lichen Korridors' und bei dem qualitativen Bemühen um eine Ausweitung arbeitsmarkt- 
und bildungspolitischer Kompetenzen. Es verstand sich von selbst, daß dies alles 
von den Arbeitgebern abgelehnt wurde, und zwar deutlicher, kompromißloser und 
härter als eventuelle frühere sozialpolitische Initiativen der christdemokratischen 
Regierungen kommentiert worden waren, ebenso wie die behauptete wachsende Maßlosig- 
keit und verantwortungslos-machtpolitische Konfliktorientierung der Gewerkschaften. 
Aber es sollte an dieser Stelle sehr deutlich registriert werden, daß im Gegensatz 
zu den Gewerkschaften und den Parteien, die später zu betrachten sein werden, für 
die Arbeitgeber seit 1969 grundsätzlich alles beim alten geblieben war. Es ist 
nicht besonders erstaunlich, daß sich die großen Hoffnungen von DGB und SPD bei 
ihnen nicht finden lassen; aber bemerkenswerterweise auch nicht solches Mißtrauen, 
Aggressivität und Angstpropaganda wie auf Seiten der CDU/CSU. 

Gewiß sind verschiedene Varianten der Interpretation dieses Ergebnisses denkbar; 
nach der hier vertretenen Auffassung spiegelt sich darin das gesellschaftlich 
fundierte Selbstbewußtsein der Unternehmer, daß weder verteilungspolitische Turbu- 
lenzen, so lange sie nur am quantitativen Resultat, nicht aber am Modus von Produk- 
tion und Verteilung rüttelten, noch ein Regierungswechsel die Grundfesten ihrer auf 
ökonomische Autonomie gestützten Macht erschüttern konnten. Gerade für die Zeitge- 
nossen der sechziger und siebziger Jahre, die das Lebensgefühl des Umbruchs miter- 
lebten und teilten, ist es lehrreich, weil ernüchternd, zu sehen, wie wenig sich 
dort geändert hatte, wo real produziert wurde. Es war noch nicht einmal gelungen, 
den Unternehmern wesentlich neue Legitimationsmuster oder auch nur grundsätzliche 
andere Themen der Diskussion aufzuzwingen. Ihr Selektivitätsverfahren: 'Selektivi- 
tät durch Nicht-Thematisierung' war unverändert intakt. 

4.2.2) DGB 

Auch die Gewerkschaften befaßten sich 1970 vorrangig mit verteilungs- und stabili- 
tätspolitischen Fragen, jedoch mit einer signifikant anderen Akzentuierung als die 
Arbeitgeber. Hatten diese das Hauptgewicht ihrer Stellungnahmen auf die eher sach- 
zwangartig definierte Bedeutung der Lohnentwicklung für die künftige Konjunktur 
gelegt und die staatliche Stabilitätspolitik eher passiv-kritisch hingenommen, so 
argumentieren die Gewerkschaften nun erstens eindeutig konfliktorientiert, was ihre 
Interpretation des Zusammenhanges von Inflation und Verteilungspolitik betraf, und 
lokalisierten zweitens die Verantwortung für die Wiederherstellung stabiler Preise 
eindeutig bei der Regierung. Dabei forderten sie aber wesentlich durchgängiger und 
nachdrücklicher als die BDA, die Konjunktur nicht durch eine zu harte Restriktions- 
politik zu gefährden. 

Dieses letzte Argument stand besonders im Vordergrund, wenn es um die Kritik des 
DGB an der Bundesbank ging, die - nur dem Ziel der Preisstabilität verpflichtet - 
wenig Rücksicht auf Wachstums- und beschäftigungspolitische Ziele nehme. Es war 
keine Frage, daß die Gewerkschaften ihren obersten Imperativ der Arbeitsplatzsiche- 
rung niemals von stabilitätspolitischen Restriktionen gefährdet sehen wollten: "Nur 
in den Reden von Demagogen und in den Hirnen von Träumern gibt es Hochkonjunkturen 
ohne steigende Preise und überhaupt eine absolute Preisstabilität". 85) Innerhalb 
dieser Auffassung war es nur konsequent, daß die Gewerkschaften im Februar 1970 (!) 
wie auch zum Jahresende hin die Aufforderung an die Regierung richteten, konjunk- 
turbelebende Programme so vorzubereiten, daß sie bei einer Abflachung des Wirt- 
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schaftsprozesses unverzüglich in Kraft gesetzt werden könnten. 86) 

Nachdem die gewerkschaftliche Prioritätenskala an ihrer obersten Stelle eindeutig 
definiert worden war, folgte als nächstes die Inflationskritik des DGB, und hier 
wurde man so deutlich wie schon lange nicht mehr: "Solange die Unternehmer rück- 
sichtslos die Preise erhöhen und der Staat (!) nicht wirkunksvolle Maßnahmen er- 
greift, um sie daran zu hindern, kann niemand erwarten, daß sich die Gewerkschaften 
zurückhaltend?) Bei der "'Preis-Lohn-Preis-Bewegung'" handele es sich ganz klar 
um einen "Kampf um die Einkommens Verteilung. Dieser Kampf hat indessen schon begon- 
nen. Es sind die Unternehmer, die ihn offensiv führen. Sie wollen eine Normalisie- 
rung (!) ihrer Gewinnquote, die im Aufschwung übermäßig angestiegen ist, verhin- 
dern, indem sie die Preise auf breiter Front erhöhen. "88) Zwar: Man argumentierte 
seltsam halbherzig, wenn nur die 'übermäßige 1 Gewinnentwicklung 'normalisiert' 
werden sollte; denn eine solche Auffassung schien darauf hinzudeuten, daß nur die 
anderen, die Unternehmer, illegitime, weil maßlose Interessenforderungen stellten, 
man selbst auf der anderen Seite der 'Normalität' und Vernunft stand. Dieses Argu- 
mentationsmuster stammte eigentlich aus dem Arsenal der Unternehmer, ebenso wie die 
gleichfalls angewandte Methode, konfligierende wirtschaftspolitische Ziele als 
durchaus miteinander vereinbar darzustellen: "Für die Unternehmer ist die Preispo- 
litik die Waffe, mit der sie dem Lohndruck der Gewerkschaften auszuweichen versu- 
chen. Preisstabilität kann daher nicht durch Lohnpolitik, also durch Lohnverzicht 
oder, noch deutlicher gesagt, durch Verzicht auf unsere verteilungspolitischen 
Ansprüche praktiziert werden. Die Preisstabilität darf ebensowenig zu Lasten der 
Vollbeschäftigung gehen ... Eine Politik der Preisstabilisierung darf aber auch 
nicht zu einer Verminderung des Produktionswachstums führen..."®) Kein Zweifel: 
Die Quadratur der Kreises war möglich, weil man trotz aller vordergründig inter- 
essenbetonten Interpretationen des Inflationsphänomens diese Betrachtungsweise 
nicht durchhielt, sobald es um die grundlegenden Ziele des Wirtschaftens und der 
Wirtschaftspolitik ging. Hoher Beschäftigungsstand und Preisstabilität waren (und 
sind) eben nicht nur zwei neutral nebeneinanderstehende Ziele, sondern der Konflikt 
zwischen ihnen ist Ausdruck des grundlegenden Interessenkonflikts zwischen Lohnab- 
hängigen, die ihren Arbeitsplatz zur Selbstreproduktion benötigen, und Kapitaleig- 
nern, deren oberstes Ziel die Verwertung des eingesetzten Kapitals ist. Hier liegt 
einer jener Fälle vor, in dem die Gewerkschaften in den objektiv gesetzen Grenzen 
des Kapitalverwertungsprozesses agierten und die Interessen ihrer Mitglieder schüt- 
zen mußten, ohne diese Grenzen doch thematisieren zu dürfen, da ihnen nicht an 
einer grundsätzlich anderen Produktionsweise gelegen war. Insoweit mag die erstmals 
deutlich zunehmende Schärfe der Formulierungen nichts anderes als Ausdruck der 
Hilflosigkeit und gleichzeitig des Versuchs ihrer Verschleierung sein. 

Die Gewerkschaften kämpften vor allem um Einfluß auf die staatliche Wirtschaftspo- 
litik, die dämpfen sollte, ohne den Wachstumsprozeß abzubiegen^) oder die Arbeit- 
nehmereinkommen steuerlich verstärkt zu belasten^); aber weder formulierten sie 
offen, daß es hierbei um die öffentliche Unterstützung eines ganz bestimmten, sehr 
großen und klar identifizierbaren Potentials von Interessenträgern ging, noch 
betrieben sie eine Politik des expliziten Interessenkonflikts gegenüber den Unter- 
nehmern. Vielmehr unterliegt ihren Stellungnahmen ein schon fast larmoyant zu 
nennender Grundton, 'die anderen' hätten die Spielregeln verletzt, und der Staat 
solle die Ordnung wiederherstellen. 

Freilich darf man dabei nicht übersehen, daß die Gewerkschaften von mehreren Seiten 
her unter zunehmenden Druck gerieten: Die Preissteigerungen machten zunichte, was 
sie mühsam an der Tariffront durchgesetzt hatten^); ihre Basis hatte gerade erst 
nachdrücklich eine härtere Lohnpolitik von ihnen gefordert^); die Unternehmer 
versuchten, durch ihr Konzept der 'Versachlichung' den Tarifkonflikt noch weiter 
einzugrenzen^ 4 ), und zu allem Überfluß begann bereits das Bemühen der SPD, über 
Steuererhöhungen, die auch die Arbeitnehmer treffen mußten, den finanziellen Bewe- 
gungsspielraum der öffentlichen Hände auszuweiten, auch wenn dies zunächst stabil i- 
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tätspol itisch begründet schien. 95 ) Man konnte sich der Erkenntnis nicht mehr länger 
verschließen, daß die Anwendung der im Stabilitätsgesetz von 1967 verankerten 
wirtschafts-, besonders aber ei nkomnenspoli tischen Instrumente auch durch einen 
sozialdemokratischen Wirtschaftsminister "häufig zu Ergebnissen führt, die den 
Zielen einer gerechteren Einkoirmens- und Vermögensverteilung widersprechen; sie 
führen oft zu einkommens- und sozialpolitisch unerwünschten Umverteilungseffek- 
ten." 96 ) 

Und trotzdem änderte sich vorläufig nichts an der gewerkschaftlichen Zuweisung von 
Kompetenzen an den Staat. Hatte es im Juni 1970 gehießen: "Es ist die wichtigste 
Aufgabe des Staates, die soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen" 9 ?), so stellte man 
im Januar 1971 fest, das Versprechen des Wirtschaftsministers Schiller , die soziale 
Synmetrie herzustellen, bedeute, daß die Vertei lunqspol itik in die Kompetenz der 
Bundesregierung falle . 9 **) Noch ihr ureigenstes Tätigkeitsfeld, die eigentliche 
Quelle ihre Selbst-Legitimation durch Leistung, wollten die Gewerkschaften dem 
(sozialdemokratisch geführten) Staat unterstellen! 

Dennoch markiert das Jahr 1971 den Beginn einer tiefgreifenden innergewerkschaftli- 
chen Grundsatzdiskussion über das Verhältnis zwischen den Organisationen der Lohn- 
abhängigen, dem Staat und den Unternehmern und über Reichweite und Ziele öffentli- 
chen Handelns in Wirtschaft und Gesellschaft. Neben der aktuellen konjunkturpoliti- 
schen Konmentierung, die zunehmend davon abriet, sich an den 'Spätindikatoren' der 
Preis- und Lohnentwicklung zu orientieren und stattdessen für ein Umschalten auf 
die Konjunkturbelebung vorbereitet zu sein 99 ) entwickelten sich drei große Themen- 
schwerpunkte der gewerkschaftlichen Beiträge: Verteilungspolitik im Gefüge gesell- 
schaftlicher Machtstrukturen, innovatorisches sozio-ökonomisches Staatshandeln und 
Verteilungsprobleme des Steuersystems. 

Deutlicher als bisher wurde der machtpolitische Charakter der verteilungspoliti- 
schen Fragen thematisiert: Zwar finden sich nach wie vor auch marktwirtschaftlich 
begründete Stellungnahmen zur Lohnpol itiktOO), aber Aussagen wie die folgenden 
nehmen erkennbar zu : "Unser Wirtschaftssystem läßt verschiedene Verteilungsrela- 
tionen zwischen den sozialen Gruppen zu. Die Entscheidung darüber, ob die Vertei- 
lung aber mehr zugunsten der einen oder anderen Gruppe erfolgt, hängt von der lohn- 
und preispolitischen Aktivität der Gruppen im Rahmen der ordnungspolitischen Ent- 
scheidungen des Staates ab. "101) Und: "Im Zentrum der kurzfristigen Analyse infla- 
tionsbedingter Verteilungswirkungen steht die unternehmerische Verteilungsstrate- 
gie, deren Waffen unter den geltenden gesellschaftlichen Bedingungen die Preis- und 
Investitionspolitik sind. "102) Und: "Das Verteilungsproblem wird (bislang, C.S.) 
dadurch gelöst, daß wir auf seine Lösung verzichten. Oder anders ausgedrückt: 
Verteilung ist das, was übrigbleibt . ... Der Gewinn wird zu einer a-ethischen 
Kategorie, er wird gewissermaßen entpersonalisiert und zu einem reinen Funktions- 
träger gemacht. "103) und schließlich: "Erst wenn das Junktim zwischen Wachstum und 
Investition durch den weiteren Aspekt - der Aufrechterhaltung der bestehenden 
Gewinnmargen zur Aufrechterhaltung der Investitionsneigung - erweitert wird, erst 
dann wird der Widerspruch zwischen Hoffnung auf eine Lösung des Verteilungsproblems 
im Wachstum und der tatsächlichen Entwicklung zwangsläufig."!^) 

Dies waren deutliche Worte, in der Tat, die erstmals seit langem den der tarifpoli- 
tischen Auseinandersetzung zugrundeliegenden Interessenkonflikt wieder thematisier- 
ten. Ganz offenkundig zwang das Vorgehen der Unternehmer, unvermeidliche lohnpoli- 
tische Konzessionen an der Tariffront durch ihre autonome Preispolitik zu unterlau- 
fen, den Gewerkschaften ein Umdenken von eher harmonistischen marktwirtschaftlich 
begründeten Vorstellungen hin zu mehr konfliktorientierten Interpretationen des 
verteilungspolitischen Geschehens auf. Aber dies geschah in einer eigenartig gebro- 
chenen, eben 'etatozentristischen' Weise. Trotz der Erkenntnis, daß eine "Ersetzung 
der abgeleiteten durch eine autonome Verteilungskonzeption" erforderlich sei‘105), 
dehnte man die Vorstellung von 'Autonomie' nicht vom Inhalt einer solchen Konzep- 
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tion auch auf die Art und Weise ihrer Durchsetzung aus. Es bestand einfach keine 
Klarheit darüber, was der Staat erreichen konnte und was nicht^o) wie man ihn 
dazu zu bewegen vermochte, zu den eigenen Gunsten aktiv zu werden^'), in welchem 
Ausmaß neue politische oder gesellschaftliche Planungs- und Steuerungselemente 
erforderlich waren. 108) Die Reichweite der vertretenen Positionen umfasste so 



unterschiedliche Stellungnahmen wie die beiden folgenden: "Auch die Tatsache, daß 
die Durchführung dieser Forderungen (zur Sicherung des Wettbewerbs, C.S.) vor allem 
an dem politischen Einspruch der Unternehmer scheiterte, beweist nicht ihre gene- 
relle Undurchführbarkeit. Sofern es den Gewerkschaften gelingt, die Richtigkeit und 
Zweckmäßigkeit ihrer Forderungen einer Mehrheit der Bevölkerung verständlich zu 
machen, werden sich auch diese Maßnahmen gegen den erklärten Willen der Unternehmer 
durchsetzen lassen. "109) und: "Die politischen Steuerungsmaßnahmen unserer Wirt- 
schaftsordnung taugen zwar dazu, privatwirtschaftliche Gewinnchancen nötigenfalls 
wiederherzustellen und private Investitionsentscheidungen zu motivieren; sie ver- 
mögen aber nicht, gesellschaftliche Erfordernisse gegenüber privatwirtschaftlichen 
Rentabilitätsgesichtspunkten durchzusetzen, und sie versagen gegenüber der unter- 
nehmerischen Einkomnenspolitik."!!^) War die Konzertierte Aktion nun lediglich ein 
Mittel zur Disziplinierung der gewerkschaftlichen Lohnpolitik, oder lieferte sie 
auch echte Unterstützung für die Ziele der lohnabhängigen Organisationen?!!) Und 
schließlich: Welche Aufgabe kam der staatlichen Steuerpolitik denn nun zu? Hatte 
sie die Arbeitnehmereinkormien zu entlasten, die ohnedies gegenüber den Unternehmens 
erträge entschieden steuerlich benachteiligt wurden!!^), oder mußten die Steuern 
auch auf die Masseneinkomnen nicht sogar noch erhöht werden, damit ganz neue öf- 
fentliche Infrastrukturleistungen erbracht werden konnten?!!^) Und konnte der Staat 
auf diesem Gebiet überhaupt noch etwas leisten, oder war er nicht längst der 
"Verlierer in diesem Verteilungskampf" zwischen Lohnarbeit und Kapital, den die 
Inflation noch weiter angeheizt hatte?ü4) 



Hier soll nicht etwa kritisiert werden, daß die Gewerkschaften auf all diese Fragen 
bislang nur sehr widersprüchliche Antworten fanden; im Gegenteil zeigte sich hier 
eine (nach Meinung der Verfasserin) begrüßenswerte Bereitschaft zum Umdenken ange- 
sichts neuer Problemlagen. Es wird jedoch deutlich, wie eng diese Diskussion insge- 
samt mit der erstmaligen Regierungsführung durch die SPD seit 1949 verbunden war; 
fast möchte man als ihre implizite Grundfrage formulieren: Was konnte die Sozialde- 
mokratie denn nun wirklich, mit gewerkschaftlicher Unterstützung, für die Verbesse- 
rung der lohnabhängigen und der gewerkschaftlichen Machtposition in der Gesell- 
schaft tun? Daß man demgegenüber wenig über eigene, autonome Handlungsalternativen 
nachdachte, belegt die Tatsache, daß im Jahr 1971 kein einziger Beitrag zu Arbeits- 
marktfragen erschien; weder die anschwellenden Zah 1 en aus 1 and i scher Arbeitnehmer 
und ihrer Angehörigen mitsamt der Problematik ihrer Integration noch die zunehmen- 
den Rationalisierungsbemühungen der Unternehmer schienen wert, thematisiert zu 
werden. Und daß sich an der prinzipiellen Ausrichtung der Gewerkschaften, eine 
Branche florieren zu lassen und an ihren Erfolgen materiell zu partizipieren, 
nichts geändert hatte, zeigen die Stellungnahmen zur ExportentwicklungüS) zu einer 
Zeit, als die SPD schon seit längerem überlegte, welche Möglichkeiten zur par- 
tiellen Umlenkung der Exportströme auf den Binnenmarkt und zum Abbau der extrem 
kopflastigen außenwirtschaftlichen Abhängigkeit der westdeutschen Wirtschaft es 
geben könnte. ü^) Niemand schien in den Reihen der Gewerkschaften auf den Gedanken 
zu kommen, daß diese Branchenfixierung eines Tages mit den Konsequenzen dessen 
kollidieren könnte, was man vom Staat erwartete. Man diskutierte über die Verschie- 
bung gesamtgesellschaftlicher Machtverhältnisse; aber eine Ebene darunter koope- 
rierte man unverändert auf einer gemeinsamen Geschäftsgrundlage mit dem gesell- 
schaftlichen Gegenspieler. Auch hier wieder zeigt sich die Selektivität der inter- 
verbandlichen Auseinandersetzungen, die gegenüber der Öffentlichkeit (und der eige- 
nen Basis) auf einer globalen Ebene gesamtwirtschaftlicher bzw. im Falle der Ge- 
werkschaften gerade auch gesam tgesel 1 schaftl icher Probleme geführt wurde, ohne daß 
eine erkennbare, offene Beziehung zur Ebene der Branchenentwicklung bzw. -koopera- 
tion hergestellt wurde. 
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Sicher nicht zufällig dominierten im Stagfiat ionsjahr 1972 wieder die explizit 
konjunkturpolitischen Stellungnahmen gegenüber der (gleichwohl fortgeführten) 
Grundsatzdiskussion. Und die Gewerkschaften ließen keinen Zweifel daran, welchem 
wirtschaftspolitischen Ziel sie den Vorrana aaben: Die Bundesregierung wurde unbe- 
dingt zur Konjunkturbelebung aufgefordertH?), während der oppositionellen CDU/CSU, 
die scharfe Kritik an der nach ihrer Auffassung zu wenig rigiden Stabilitätspolitik 
der sozial liberalen Koalition übte, "Panikmache und Inflationshysterie" vorgeworfen 
wurde. ÜÖ) obwohl mit Grundsatzaussagen konf liktorischen Charakters unter- 
mauert^), fielen die Komnentare zur Lohnpolitik teils nüchtern-pragmatisch, teils 
gerne inwohl orientiert aus^O), wobei ein Argument an Bedeutung gewann, das von den 
Unternehmern voll akzeptiert werden konnte: Die Tarifparteien seien so lange von 
der Verantwortung für den Wirtschaftsablauf entbunden, wie es dem Staat nicht 
gelinge, die Konjunkturentwicklung zu verstetigen.^l) während jedoch diese Aussage 
auf der Kapitalseite Ausdruck eines allgemeinen Bestrebens der Dehnung und Glättung 
konjunktureller Zyklen und struktureller Verwerfungen war, erhofften sich die 
Gewerkschaften davon die Befreiung der Lohnpolitik von der (legitimatorisch erzwun- 
genen) Rücksichtnahme auf die jeweilige Konjunktursituation und damit die Chance 
zur Verwirklichung ihrer Umverteilungsvorsteil ungen. 122) 

Gerade die partielle Abkehr vom Keynesianismus, dessen Verankerung im Stabilitäts- 
gesetz von 1967 noch als konjunkturpolitisches Allheilmittel enthusiastisch begrüßt 
worden war, aber auch die explizit interessenorientierte Kritik des Friedman 'sehen 
Monetarismus, der allmählich Einzug in einige Ministerien hielt*".), machen deut- 
lich, daß die gewerkschaftlichen Erfahrungen mit der staatlichen Konjunktursteue- 
rung langsam die Erkenntnis erzwangen, daß eben doch nicht alle wirtschafts- und 
verteilungspolitischen Ziele bruchlos und widerspruchsfrei nebeneinander verwirk- 
licht werden konnten. Es stelle sich die Frage, so ein Beitrag aus dem Jahre 1972, 
inwiefern der Zielkatalog des Stabilitätsgesetzes "den Unterschiedlichkeiten tat- 
sächlich relevanter politischer Zielsetzungen und den tatsächlich bestehenden In- 
teressengegensätzen in unserer Gesellschaft gerecht wird. "124) Fürwahr - diese 
Frage stellte sich, und nach einem Lernprozeß von mehreren Jahren wurde sie nun 
auch von den Gewerkschaften aufgeworfen. 

Zwei unterschiedliche Richtungen möglicher Antworten lassen sich ausmachen: Auf der 
einen Seite begannen die Gewerkschaften, wirtschaftspolitische Konzepte zu ent- 
wickeln, die weit mehr als bisher Eingriffe in die unternehmerische Autonomie 
vorsahen; sei es in Form einer "gezielte(n) Preisorientierung für einzelne Produkte 
oder Produktgruppen ^ "125), sei es auf sehr viel grundsätzlicherer Ebene. "Soll eine 
Durchsetzung gesamtwirtschaftlicher Zielsetzungen gewährleistet sein, muß eine 
privatwirtschaftliche Ausweichmöglichkeit verhindert werden." Dies erforderte eine 
"Systemreform": "... der marktwirtschaftliche Steuerungsmechanismus (wird, C.S.) 
nach reinen Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten nach- bzw. eingeordnet."126) 

Auf der anderen Seite deutet sich erstmals eine Rückbesinnung auf das ureigenste 
Aktionsfeld der lohnabhängigen Organisationen an, die eben wegen der Neuartigkeit 
dieser Überlegungen hier etwas ausführlicher zitiert werden soll. Ausgangspunkt ist 
die Kritik der einkommenspolitischen Orientierungsdaten der Konzertierten Aktion: 
"Der bisher heftigste Protest gegen die Orientierungsdaten und gegen die Konzer- 
tierte Aktion, wie sie unter den gegebenen Umständen praktiziert wurden, ist durch 
die Praxis, die Septemberstreiks von 1969, formuliert worden. Seitdem treten auch 
die Orientierungsdaten immer mehr in den Hintergrund."^/) Es folgt eine Definition 
des Tarifvertrages: Er "hat eine konfliktlösende, friedensstiftende und zugleich 
sozial -fortschrittliche Funktion. Er stellt jeweils eine Kampfabstimmung über den 
sozio-ökonomi sehen Entwicklungsstand dar. "128) und daran schließt sich die Bestim- 
mung der Rolle gewerkschaftlicher Tarifpolitik an: "Die Dialektik solcher Lohn- und 
Tarifpolitik liegt darin, daß mit jedem Tarifvertrag zwar eine Anerkennung der 
Arbeitgeber als Unternehmer vollzogen wird, auf der anderen Seite aber eine Kon- 
trolle der Unternehmer als Arbeitgeber. Die Tarifpolitik der Gewerkschaften hat 
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damit eine integrative und systemerhaltende, zugleich jedoch auch eine desintegra- 
tive und systemreformierende Funktion."!^) Sie trage somit dazu bei, und das ist 
aus der Sicht der vorliegenden Arbeit die entscheidende Erkenntni 
autonome sozialpolitische Reform des Kapitalismus zu erreichen."! 

Dies waren in der Tat beides Ansätze eines Umdenkens, die - bis in die gewerk- 
schaftliche Praxis hinein übersetzt - sowohl ihr Verhältnis zur regierenden SPD als 
auch zu den Arbeitgebern nachhaltig hätten verändern müssen, und zwar in beiden 
Fällen in Richtung auf zunehmende und intensivierte Konflikthaftigkeit der Bezie- 
hungen.^!) Daher ist es aus Gründen der Realitätsnähe der Analyse erforderlich, 
solche Grundsatzaussagen mit konkreten Strategien zu konfrontieren, die die Gewerk- 
schaften nach wie vor verfolgten. Wie bisher, so liefern auch jetzt die Komnentare 
zu außenwirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Fragen Belege für die ungebro- 
chene faktische Dominanz branchenökonomistischer und quantitatv orientierter Ver- 
haltensweisen. 

Im Falle des Exports vertrat man wie immer die Auffassung, daß alles, was die 
westdeutsche Exportposition verbessern konnte, zu begrüßen war, was auf die Befür- 
wortung einer forcierten westeuropäischen Integration ebenso hinauslief wie auf die 
Forderung nach der Schaffung eines elastischeren Weltwährungssystems; 132) Beides 
deckte sich völlig mit identischen Aussagen der Unternehmer. Was den Arbeitsmarkt 
betraf, so finden sich nur ganz am Rande einige Bemerkungen zu diesem Thema, das 
offenbar noch immer als wenig relevant betrachtet wurde, obwohl die Strukturkrisen 
etwa in der Bergbau- und Stahl- und Eisenindustrie wie in der Textil-. Bekleidungs- 
und Nahrungsmittelindustrie längst nicht mehr zu übersehen waren. 133) (j nc j diese 
kurzen Statements sprechen für sich: "Eine fortgesetzte Erhöhung der Ausländerbe- 
schäftigung ist alleine zur Erhaltung des Arbeitskräftepotentials in der Bundesre- 
publik erforderlich. "134) und: «Bei Vollbeschäftigung und stagnierender Arbeitsbe- 

völkerung sind Netto Investitionen aber nur bei Rationalisierung durchführbar, d.h. 
vom technischen Fortschritt abhängig. Verstärkter Kapitaleinsatz und technischer 
Fortschritt bedingen sich also gegensei tig. ”135) j n solchen Auffassungen war kein 
Platz für diejenigen Gewerkschaften, die längst ganz andere Probleme hatten; die 
ökonomisch starken Zweige der Organisation dominierten ganz eindeutig. 

Der Aufschwung des Jahres 1973, vom dem zunächst niemand ahnen konnte, wie kurz er 
sein und wie jäh er Umschlagen würde, führte dazu, daß außer anfänglichen Warnungen 
vor der noch bestehenden "Gefahr des Obers teuerns "136) und der späteren grundsätz- 
lichen Billigung der Restriktionspolitik der Bundesregierung besonders in ihren 
wettbewerbspolitischen Elementen^') nur wenige Koirmentare zur aktuellen Wirt- 
schaftsentwicklung abgegeben wurden. In der Tarifpolitik überwog die Einsicht, daß 
man infolge der Konzentration der Abschlüsse im ersten Halbjahr 1973 wohl nicht in 
vollem Umfang am konjunkturellen Aufstieg partizipieren werde, was jedoch sofort 
als "Beitrag zur Stabil ität$politik"138J interpretiert wurde. In der Haltung der 
Gewerkschaften zur Exportpolitik hatte sich wenig geändert, aber dieses Thema hatte 
nicht mehr das starke Gewicht wie in den beiden voraufgegangenen Jahren. 139) 

Stattdessen nutzten die Gewerkschaften ganz offenkundig die Atempause der relativen 
konjunkturellen Erholung, um den Prozeß der Selbstverständigung in Grundsatzfragen 
voranzutreiben. Jetzt, erstmals, wurden die von der objektiven ökonomischen Ent- 
wicklung aufgeworfenen Fragen in voller Breite diskutiert. Der Zielkatalog der 
Wirtschaftspolitik wurde nun eindeutig als interessenförmig geprägt und als nicht 
widerspruchslos realisierbar bestimmt^); die restriktiven Konsequenzen der Glo- 
balsteuerung für die gewerkschaftliche Tarifpolitik wurden klar ausgesprochen^!); 
die gewerkschaftlichen Unverteilungsansprüche wurden unverschleiert mit dem relativ 
stärkeren Anwachsen der Einkommen anderer Gruppen begründet und nicht mehr vorran- 
gig kreislauf- bzw. massenkaufkrafttheoretisch legitimiert!^); und die Gefahr 
eines neuerlichen Basisausbruchs unter diesen Umständen wurde diesmal recht selbst- 
bewußt ins Feld geführt. 143) Vor allem aber wurde die Bedeutung einer autonomen 
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tarifpolitischen Konzeption der Gewerkschaften in den Vordergrund gerückt, und zwar 
einer Tarifpolitik, die eben nicht allein auf quantitative Veränderungen begrenzt 
bleiben, sondern qualitative Fragen mehr als früher berücksichtigen sollte, ^5) Die 
internen Mobilisierungsprobleme wurden dabei ebenso offen ausgesprochen^) w ie die 
Schwierigkeiten, die sich aus dieser gewandelten Vorstellung für die organisatori- 
sche Struktur der Gewerkschaften selbst ergeben mußten. 147] Plötzlich waren die 
ausländischen Arbeitnehmer ein Thema gewerkschaftlicher Arbeitsmarktkonmentare, 
allerdings in spezifisch gewendeter Form^Ö); plötzlich war die drohende, in eini- 
gen Sektoren des Arbeitsmarktes bereits zur Realität gewordene strukturelle Ar- 
beitslosigkeit bestimmter Problemgruppen Gegenstand gewerkschaftlicher Besorg- 
nis^); un d nun wurde auch der Forderung nach einem Verbot der Aussperrung mehr 
Nachdruck verliehen. 150) Gewiß finden sich auch jetzt noch harmonistische Vor- 
stellungen, wie sie lange Zeit die gewerkschaftlichen Stellungnahmen insgesamt 
dominiert hatten^!); aber es ist unverkennbar, daß der Lernprozeß der Gewerkschaf- 
ten nun in vollen Gange war. Jetzt, nach sechs Jahren Erfahrung mit verstärkter 
Zyklizität des Wirtschaftsprozesses, zunehmenden Strukturkrisen, rasanter werdendem 
Inflationstempo, sozialdemokratischer Regierungsbeteiligung bzw. -führung und der 
lang geforderten keynesi an i sehen Politik - jetzt war die Diskussion voll aufgebro- 
chen, wann man den Staat fordern und wann man selbst Aktivitäten entwickeln müsse, 
welche quantitativen und welche qualitativen Ziele man in Angriff zu nehmen hatte, 
und was aus alledem an internen Problemen auf die Gewerkschaften zukonmen würde. Es 
dürfte vor allem das Erleben des Scheiterns staatlicher Veränderungspläne am Wider- 
stand mächtiger gesellschaftlicher Gruppen, allen voran der Unternehmer, gewesen 
sein, das die verstärkte Thematisier ung der Tarifpolitik erzwungen hatte. Und das 
Zusammenwirken von inflationärem Aushebeln der Tarifautonomie und den zunehmenden 



Strukturkrisen dürfte zu dem jetzt beginnenden Übergang von einer rein quantativ 
orientierten Lohn- zur qualitativ mitbestinmten Tarifpolitik geführt haben. Die 
Gewerkschaften begannen in der Tat, ihre Sicht der Realität zu verändern, nach 
innen wie nach außen, gezwungen von sich verändernden gesellschaftlichen Problem- 
druck- und Interessen lagen. Nur eines hatten sie unterlassen: Den eigentlichen 
Gegner hatten sie aus ihren Analysen weitgehend ausgeklanmert. Gewiß, ganz allge- 
mein waren sich die Gewerkschaften darüber im klaren, daß die Unternehmer einen 
Verteilungskampf mit der Waffe der Inflation führten!52) # strukturell in der gege- 
benen Wirtschaftsordnung mehr Macht besaßen als die Lohnabhängigen^S^ und, jeden- 
falls was bestimmte wirtschaftspolitische Konzepte betraf, von der öffentlichen 
Wirtschaftssteuerung begünstigt wurden. 154) Aber welche Strategien die Gegenseite 
gegenüber den neuen gewerkschaftlichen Ziel- und Mittelvorstellungen konkret ver- 
folgen würde, welche Mittel des Widerstands oder gar der Offensive ihnen zur Verfü- 
gung standen, zu welcher Konfliktintensität sie neigte bzw. zu welchen Konzessionen 
sie gegebenenfalls genötigt werden könnte, kurz: wo die Gegenseite aktuell eigent- 
lich stand - das war nicht geklärt, das war noch nicht einmal Thema der Gewerk- 
schaften. Kämpfen wollte man mehr und für breiter angelegte Ziele denn je - aber 
den eigentlichen Gegner erwähnte man nicht einmal. 



4.2.3) Zusammenfassung 



So bietet sich am Ende dieses Abschnitts das Bild zweier Verbände, von denen der 
eine, die BDA, den Kontrahenten in den Mittelpunkt ihrer Attacken stellte, während 
der andere, der DGB, seinen Widersacher förmlich totschwieg und seine Aussagen auf 
den Staat, später auch verstärkt auf die Politik der eigenen Organisation konzen- 
trierte. Die Arbeitgeber kritisierten zwar immer deutlicher die einkonmens- und 
verteilungspolitischen Veränderungen der letzten Jahre und ihre - vermeintliche - 
Konsequenz der schneller werdenden Inflation; aber die Gewerkschaften diskutierten 
über grundsätzlich neue wirtschaftspolitische Interventionsmöglichkeiten des 
Staates und die Rolle der autonomen Tarifpolitik zur Bewältigung vor allem qualita- 
tiver Probleme. Die Unternehmer drohten mit der Einkreisung der Gewerkschaften 
durch Inflation, mittelfristige Produktivitätsorientierung der rein quantitativ zu 
verstehenden Tarifpolitik; aber die Gewerkschaften stellten diesen Themenkreis von 
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Jahr zu Jahr irmier mehr zurück gegenüber neuen strategischen und Zieldebatten. Hier 
häuften sich entschieden differenzierte Beiträge vor allem wissenschaftlicher DGB- 
Mitarbeiter in den WS I -Mitteil ungen, während man das Feld der aktuellen konjunktur- 
und tarif politischen Entwicklung traditionell harmonistisch bzw. marktwirtschaft- 
lich orientierten gewerkschaftlichen 'Praktikern' überließ. In dem Dreieck Un- 
ternehmerverband - Gewerkschaften - Staat flössen zwar starke Einflußströme, aber - 
jedenfalls was die Verbände betraf - kreuzten sie sich nicht in der direkten Aus- 
einandersetzung. 

Es- sollte deutlich geworden sein, daß die Unternehmer ihre Beiträge erstens auf 
konjunkturelle Fragen beschränkten und strukturelle Probleme auszuklarrmern suchten, 
die die Gewerkschaften ganz allmählich zu thematisieren begannen; daß sie zweitens 
die Tarifpolitik auf reine Lohnfragen, höchstens ergänzt um eine (überwiegend 
betrieblich zu verstehende) Vermögensbildungspolitik, zu begrenzen suchten, während 
die Gewerkschaften gegen Ende des hier betrachteten Zeitraumes erstmals auch quali- 
tative Fragen des Arbeitsmarktes, der Arbeitszeit und -bedingungen ansprachen; und 
schließlich drittens, daß die BDA den Staat möglichst aus allen Fragen heraushalten 
wollte, die Gewerkschaften ihn dagegen möglichst in alles hineinziehen wollten. Was 
das politische Entscheidungszentrum betraf, so waren beide Seiten sich eigentlich 
nur in einem Punkte einig: in der Ablehnung der Steuerpolitik. 

Verglichen mit den Jahren zwischen 1966 und 1969 war die BDA bis 1973 ihrem .Themen- 
und Argumentationskatalog weitgehend treu geblieben: Vorrangig konjunkturbezogene 
Stellungnahmen, Verteilungspolitik als den Gesetzen der Konjunktur unterworfenes, 
sachlich zu betrachtendes, d.h. abgeleitetes und von Interesseninhalten gereinigtes 
Ergebnis der jeweiligen Wirtschaftsentwicklung und Passivität des Staates in allem, 
was nicht öffentliche Aufträge zwecks Konjunkturbelebung und besonders die Stabili- 
tätspolitik betraf, die als erstes an den Masseneinkomnen anzusetzen hatte. Nach 
einer vorübergehenden Phase, in der man sich verstärkt unter öffentlichem Legiti- 
mationszwang fühlte und eher rechtfertigend-defensiv argumentierte, kehrten die 
Unternehmer bald in die Offensive zurück, die nirgends deutlicher wurde als in dem 
Argumentationsmuster vom gewerkschaftlichen Arbeitsmarktmonopol als Bedrohung des 
freien Wettbewerbs. 

Demgegenüber hatten die Gewerkschaften ihren Themenkatalog erheblich ausgeweitet, 
vor allem im Grundsätzlichen, dann aber auch im verstärkten Aufgreifen qualitativer 
issues; sie waren zwar überwiegend bei ihrer Staatsfixierung geblieben, aber dies 
begann, zum Ende des untersuchten Zeitabschnitts hin, ein wenig aufzuweichen; und 
es stand eigentlich zu erwarten, daß ihre Rückbesinnung auf die autonome Tarifpoli- 
tik früher oder später auch zu einem direkten Bezug zum gesellschaftlichen Kontra- 
henten führen mußte. Mit anderen Worten: Der Konflikt in nahezu allen Themenberei- 
chen war durch die wachsende Distanz zwischen den Positionen von Unternehmern und 
Gewerkschaften bereits vorprogramniert, als die Konjunktur in die tiefste Nach- 
kriegskrise abzustürzen begann, mithin der materielle Rahmen für den Ausgleich der 
Gegensätze enger denn je wurde. Nur darf eines nicht vergessen werden: Die nach wie 
vor fast identischen Stellungnahmen beider Seiten zur Exportentwicklung dienen als 
Beleg dafür, daß unterhalb der Ebene aufbrechender und sich intensivierender globa- 
ler Grundsatzkonflikte Kooperation und mehr oder weniger stillschweigender Inter- 
essenausgleich in einem enorm florierenden Sektor nach wie vor funktionierten. Und 
ebenso hatten die ökonomisch starken Zweige jeder der beiden Organisationen offen- 
bar unverändert die letztendliche Durchsetzungsmacht in solchen Grundfragen wie 
Binnenmarkt- bzw. Exportorientierung, ganz gleich, was anderen Teilen der Verbands- 
basis daraus an Schwierigkeiten entstehen mochte. 
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4.3) Das Ende: Der Absturz in die Krise 1974 - 1976 

Was mit dem ölpreisschock vom Dezember 1973 begann, nämlich der weltweite offene 
Verteilungskampf zwischen rohstoffbesitzenden und -verbrauchenden Staaten einer- 
seits, die tiefe und lang anhaltende Wirtschaftskrise aller westlichen kapitalisti- 
schen Industrienationen andererseits, wurde in der Bundesrepublik nicht vor 1975 in 
vollem Umfang fühlbar. Das reale Bruttosozialprodukt stagnierte, ging dann sogar um 
fast 2 % zurück, um dann allerdings wieder kräftig anzuziehen;!) dabei blieben die 
Preise nicht nur hoch, sondern sie stiegen mit teilweise noch nicht erlebten Zu- 
wachsraten weiter. 2) Die Arbeitslosigkeit nahm Ausmaße an, wie man sie seit der 
Zeit vor dem Beginn des 'Wirtschaftswunders' nicht mehr gekannt hattet; und selbst 
das Exportgeschäft mußte nach einer wahren Explosion im Jahre 1974 schwere Einbußen 
hinnehmen, nachdem sich die Krise international verallgemeinert hatte, nicht ohne 
jedoch am Ende des Untersuchungszeitraumes noch irnner über dem Stand des letzten 
Auf schwungs jahres 1973 zu liegen. 4) 

Dies waren die ökonomischen Bedingungen der Auseinandersetzungen zwischen Lohnar- 
beit und Kapital; sie waren härter, als man seit mehr als fünfzehn Jahren gewohnt 
war, und die Verschärfung der Konflikte ließ nicht lange auf sich warten. 

4.3.1) BDA 

Das Jahr 1974 brachte auf Unternehmerseite eine Klarstellung von Grundpositionen, 
die an Deutlichkeit nichts mehr zu wünschen übrig ließ; die BDA ging unverkennbar 
zur Offensive über. Verteilungspolitisch war "auf kurze und mittlere Sicht real 
kein Zuwachs mehr in Sicht"5); vielmehr würde "ein gewisser Abschlag" vom kostenni- 
veauneuträlen Lohn wohl notwendig werdend, was nichts anderes als eine Reallohn- 
minderung bedeutete. Schon hier wird deutlich, daß die stärker konfliktorientierte 
Linie im Arbeitgeberlager an Bedeutung gewonnen hatte; denn eine derartige Aussage 
lief darauf hinaus, den tarif politischen Grundsatz der 'Besitzstandwahrung' lohnab- 
hängiger Positionen in Frage zu stellen, der für die Gewerkschaften eine der unver- 
zichtbaren Voraussetzungen für ihre Integration in das Tarifsystem darstellte. 

Und es ging in diesem Stil weiter: Die Gewerkschaften wurden heftig attakkiert, sie 
hätten lohnpolitisch "offensichtlich die Flucht nach vorne angetreten. Sie spielen 
die von ihnen in diesem Staat bereits erreichte Machtposition aus. "7) Mit ihren 
rücksichtslosen Aktionen, die "das Ganze" bedrohten, ritten sie die "Tarifautonomie 
zu Tode! Worauf die Radikalen warten!"**) Die Inflation war nicht etwa Resultat des 
so bezeichneten "defensive(n) Preisverhalten(s)" der Unternehmer 9 ), das zudem von 
der Schrumpfung der Gewinnquote erzwungen worden war, die das Auffangen von Kosten- 
steigerungen unmöglich gemacht habe. 10) Sie war vielmehr die konsequente Folge der 
"Anspruchsinflation", die das Produktionspotential und die Kostenbelastbarkeit der 
Unternehmen seit Jahren überfordere. H) Es wurde als Sache des Staates verstanden, 
diesen Prozeß anzuhalten, aber nicht etwa durch Eingriffe in die unternehmerische 
Preissetzungsautonomiel2), sondern durch disziplinierende Einflußnahme auf die 
Bevölkerung, speziell auf die Gewerkschaften: Der neue Kanzler, Helmut Schmidt , 
werde "die Rolle des Zuchtmeisters der Nation" übernehmen müssen. 13) ''Schmidts 
kategorischer Imperativ müßte etwa lauten: Fordere als Arbeitnehmer nicht mehr 
Lohnst^erungen, als Du als Verbraucher an Preiserhöhungen zu zahlen gewillt 

Weiter ging die Tour de force; die unternehmerischen Forderungen nahmen nicht nur 
an Breite zu, sondern gingen auch in die Tiefe: Das gewerkschaftliche Rütteln an 
der Lohnstruktur und dem Übertarif liehen Bereich wurde nun zurückgewiesenlS), und 
die von der Sozial- und Arbeitsgesetzgebung erzwungenen Lohnnebenkosten galten 
jetzt als unzumutbar gestiegene Belastung.10) Aber man wußte genau, wie man sich 
dieses Druckes entledigten konnte: "Trotzdem ist es oft möglich, mit klaren Begrün- 
dungen in Phasen einer rückläufigen Konjunktur sogenannten 'sozialen Klimbim', der 
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weder dem Arbeitgeber, noch dem Arbeitnehmer nützt, abzubauen. "I 7 ) In der Tat, die 
Zeit der 'klaren Begründungen' war gekommen. 

Kaum ein Thema konrmentierten die Arbeitgeber 1974 so ausführlich wie die Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt. Dabei ging man auf mehreren Ebenen vor: Der Abbau von 
Leistungen zugunsten der Lohnabhängigen wurde bereits zitiert 1 ^); die Kurzarbeit 
war die nächste Stufe. 1974 war das "Jahr der Kurzarbeit"^); "Leitmotiv der Kurz- 
arbeit ist die Verhütung von Arbeitslosigkeit durch die Erhaltung der Arbeits- 
plätze".^) Dann wurde die Konkurrenz zwischen deutschen und ausländischen Arbeit- 
nehmern angeheizt, indem man einerseits die Arbeitsplätze der Ausländer als zuneh- 
mend gefährdet bezeichnete, andererseits aber Sorgen über die Besetzung derjenigen 
Stellen äußerte, "für die der deutsche Arbeitsmarkt auch jetzt noch keine Arbeits- 
kräfte verfügbar hat. "2t) Darüber hinaus hatte man noch die Möglichkeit, "Personal- 
reduzierungen im Wege von Abfindungszahlungen" vorzunehmen, die keineswegs unsozial 
seien, sondern Massenentlassungen und soziale Härten vermeiden könnten, das Frei- 
willigkeitsprinzip erhielten, die Arbeitsmarktkräftemobilität förderten und die 
übermäßige Strapazierung des Arbeitsmarktes verhinderten. 22) Schließlich warnte man 
die Gewerkschaften vor Spannungen zwischen ihnen und ihren Mitgliedern, die die 
Sicherheit der Arbeitsplätze nachweislich höher schätzten als eine Steigerung ihrer 
Einkornnen.23) und der krönende Abschluß dieses Argumentationsgebäudes bestand in 
der Kritik der gewerkschaftlichen Forderung nach einer rigorosen Beschäftigungspo- 
litik angesichts einer Arbeitslosenquote von 2,2%, "wo alle Welt sich einig ist, 
daß auch bei drei Prozent noch Vollbeschäftigung herrscht. "24) 

Der Kurs der Unternehmer war klar; er führte "nicht mehr in Richtung exotischer 
Lohnerhöhungen, sondern nunmehr auch in Richtung nüchterner Sicherung der Arbeits- 
plätze'^); nicht in die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Inland, sondern in den 
Kapital- und Invest itionsexport26) und schließlich auch in die Offensive gegenüber 
der Regierung, bei der man jetzt auch Grundpositionen nicht mehr länger unbesetzt 
ließ. Jetzt wurde offen die "Wertentscheidung des Grundgesetzes zugunsten des 
Privateigentums" formulier 7 ) und die ultimative These angeschlossen: "Nur wenn 
die Regierung klar zu erkennen gibt, daß sie künftig keine Gesell schafts- und Wirt- 
schaftspolitik gegen den selbständigen und unselbständigen Mittelstand treiben 
wird, kann es Vertrauen und damit wirtschaftliche Dynamik geben. "28) Denn: "Auf 
Befehl werden die Pferde nicht saufen. "29) 

Dieses Trommelfeuer blieb nicht ohne Wirkung; im Oktober 1974 stellte man befrie- 
digt fest, in der Konzertierten Aktion von 24.9.1974 hätten die Gewerkschaften der 
Notwendigkeit einer verbesserten Ertragslage der Unternehmen nicht widerspro- 
chen.^) Zwar kritisierte man am Jahresende die Lohnentwicklung als fast völlig vom 
konjunkturellen Trend abgelöst^l), aber dafür stellte man im Soimier 1975 erfreut 
fest, es sei eine "tarifpolitische Normalisierung" eingetreten. 32) Die schlechte 
Ertragslage und die Arbeitslosigkeit "haben die konsequente Haltung der Arbeitgeber 
in den Tarifverhandlungen sicherlich erleichtert"32) - dieser Satz spiegelte nicht 
nur die Begünstigung der unternehmerischen Verhandlungsposition durch die Krise 
wider, sondern deutet ebenso wie die Nachricht über das Bemühen, eine engere Koor- 
dinierung der verschiedenen Arbeitgeberverbände im tarifpoli tischen Bereich herbei- 
zuführen34) # darauf hin, daß man unter dem Druck der Krise auch intern straffer 
vorging, möglicherweise auch, um einige noch allzu konzessionswillige Organisa- 
tionszweige auf eine gemeinsame Linie zu bringen. 

Im Grunde kam es 1975 nur zur Formulierung einer, dafür aber einer sehr bemerkens- 
werten Position zur Lohnpolitik: "Selbst die Reallohnsicherung... geht schon viel 
zu weit und ist nicht zu realisieren, ganz abgesehen davon, daß es allein schon aus 
prinzipiellen Gründen falsch ist, die gegenwärtige Inflationsrate zum Maßstab von 
Lohnerhöhungen zu machen, die sich kosten- und nachfragemäßig erst im nächsten Jahr 
auswirken. "35) Mit anderen Worten: Das Konzept der kostenniveauneutralen Lohnpoli- 
tik wurde von Unternehmerseite aus auch noch unterschritten, die Umverteilung zu 




- 159 - 



den eigenen Gunsten wurde offen gefordert und damit begründet, sie sei erstens 
zumutbar wegen der vor auf gegangenen Umverteilung zugunsten der Lohnabhängigen36) 
und zweitens erforderlich, da der Gewinnrückgang der letzten Jahre zu einer 'In- 
vestitions-Lücke' geführt habe, die ihrerseits nur geschlossen werden und Arbeits- 
losigkeit damit abbauen helfen könne, wenn nun die Gewinne überproportional anstie- 
gen.37) Eine Gewinnerhöhung war schon deshalb nötig, damit die Unternehmen nicht 
"noch weitere Arbeitnehmer freisetzen müssen. "38) 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere für bestimmte Problemgruppen wie Ju- 
gendliche etc., war drohend genug, und die Arbeitgeber brauchten kaum mehr zu tun 
als sie zu zitieren, um Druck auf die Gegenseite auszuüben. Dabei ging es nun aber 
auch für sie nicht mehr nur um quantitativen Fragen, sondern ebenso um die Beseiti- 
gung qualitativer Auflagen und um die Rückgängigmachung gewerkschaftlicher Posti- 
tionsgewinne im Ausbildungs- und Arbeitslosenversicherungssystem.39) Die extremen 
Pole dieses Spektrums von Forderungen lauteten: "Beseitigung der Rechtsansprüche 
auf berufliche Förderung "40); Überprüfung der "überzogene(n)" Anforderungen an die 
Ausbildungsprdnungen der Betriebet und Gestaltung von Unterstützungsleistungen an 
Arbeitslose' dahingehend, "daß eine starke Motivation zur möglichst baldigen Wieder- 
aufnahme einer Beschäftigung bleibt. "42) 

Aber, und die Parallele zum Rezessionsjahr 1967 ist unübersehbar, der Hauptadressat 
unternehmerischer Stellungnahmen war diesmal der Staat, da die Gewerkschaften von 
den Arbeitslosenzahlen ohnehin höchst wirkungsvoll beeinflußt wurden. Von ihm wurde 
die Fortsetzung der Stabilitätspolitik auch in der Krise verlangt, da die Arbeits- 
losigkeit als Folgeproblem der Krise ohnedies erst nach der Urrkehr der negativen 
Konjunkturtendenz insgesamt abgebaut werden könne. 43) Man wußte zwar genau, was man 
damit verlangte - nicht weniger nämlich als den Verzicht des noch immer von Sozial- 
demokraten geführten politischen Entscheidungszentrums auf Unterstützung der Ge- 
werkschaften auf dem Arbeitsmarkt. Denn es war kein Zufall, daß die Unternehmer die 
Übernahme monetär i st i scher Positionen durch die Bundesbank begrüßten44), und sie 
sprachen offen aus, daß die Anbindung der Geldmengenentwicklung an das mittelfri- 
stige Wachstum des Produktpotentials den Tarifparteien nun auch die 'Verantwortung' 
für die Preisentwicklung und den Beschäftigungsstand auferlege. Dies aber galt als 
"marktkonforme 'Privatisierung des Beschäftigungsrisikos'". 45) 

Aber nicht nur den Verzicht auf eine aktive Beschäftigungspolitik verlangte man vom 
Staat, (nicht ohne jedoch gleichzeitig die Kompensation von Verlusten im Exportge- 
schäft von ihm zu fordern) 46), sondern ebenso nachdrücklich die Umstrukturierung 
der öffentlichen Haushalte hin zu den Investitionen und damit weg vom sogenannten 
öffentlichen Konsum, zu dem unter anderem die Personal ausaaben und damit die Vor- 
aussetzungen beispielsweise der Bildungsreform zählten. 47] Man forderte die Reduk- 
tion des Wachstums der staatlichen Beschäftigtenzahlen ebenso wie eine restrikti- 
vere Befördigungspraxis sowie die Aufgabe bzw. Zurückstellung ausgabenwirksamer 
Gesetzespläne, beispielsweise im öffentlichen Personenverkehr oder im Strafvoll- 
zug48) und die Einschränkung der öffentlichen Transferzahlungen. 49) Damit nicht 
genug - es ging um eine Tendenzwende. Die sozialliberale Politik habe gesellschaft- 
lichen Wandel "einseitig als Ausbau des sozialen Schutzes" betrieben und mit der 
Versuch, die Staatsquote auszuweiten, den privaten Investoren buchstäblich die Luft 
abgeschnürt. 50) Es war an der Zeit, mit den Bemühungen aufzuhören, die unterneh- 
merische Dispositionsfreiheit einzuschränken;51) stattdessen waren "Augenmaß bei 
Umweltschutz und Humanisierungsauflagen"^) sowie schließlich ein allgemeines Um- 
denken dringend erforderlich: "Der Hedonismus, die Südsee-Mentalität, daß die 
Bananen von selbst wachsen und man sie nur zu pflücken brauche, die jahrelang die 
Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit in weiten Teilen der Bevölkerung kor- 
rumpiert hat, muß wieder abgelöst werden durch die Belohnung der Leistung... "53) 

Eine große Sozialgruppe drohte mit der Verweigerung einer relevanten Leistung, 
besser: klagte darüber, daß sie ihre (Investitions-)Leistung ohne Verbesserung der 
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Rahmenbedingungen wohl kaum zukünftig im erforderlichen Ausmaß werde erbringen 
können, und ihre Konfliktfähigkeit erwies sich bald als weittragend. Befriedigt 
stellte man bezüglich der Regierung fest: "Man trägt wieder Unternehmer"!^) 

An diesem Kurs änderte sich auch im letzten Jahr des Untersuchungszeitraumes 
nichts; aber seine allgemeine Stoßrichtung wurde weiter präzisiert. Auffällig an 
den Komnentaren der Arbeitgeber im Jahre 1976 war der Stellenwert, den die 
Grundsatzfragen der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung und des Verhältnisses 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften einnahmen. Der damalige BDA- (und BDI-) 
Vorsitzende Schleyer formulierte selbst, welchen Wandlungsprozeß seine Organisation 
durchlaufen habe: Der DGB beanspruche die Vertretung seiner Basis auch in globalen 
Fragen von Daseinsbedingungen, politischen und weltanschaulichen Prinzipien etc.; 
dem seien die Unternehmer "im Zuge der allgemeinen Politisierung des ökonomischen 
... ein Stück gefolgt. "55) 

Mit anderen Worten: In den wirtschaftlich eher günstigen Jahren zwischen 1970 und 
1973 hatte der DGB begonnen, seinen Themenkatalog auszuweiten; jetzt, in der tiefen 
Krise, zogen die Unternehmer nach und lieferten selbst eine globale Real itäts Inter- 
pretation, allerdings eines gänzlich anderen Charakters als die beginnende gewerk- 
schaftliche Einsicht in die konflikthafte Interessenqeprägtheit jedes ökonomischen 
und wirtschaftspolitischen Geschehens. Grundzug dieses Bildes war vielmehr der 
Sachzwang, die Unvermeidlichkeit bestimmter Abläufe und Konsequenzen, wenn im 
ökonomischen Bereich 'irrational' oder 'unverantwortlich' gehandelt wurde. Seit 
Jahren seien die Investitionen zu kurz gekommen, was die Produktivität und Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft nachhalt ia geschädigt habe. Man sprach von einer 
Investitionslücke von rund 110 Mrd. DM56 j und definierte die zu gerinae Gewinnent- 
wicklung vor allem der siebziger Jahre als Ursache dieses Mangels. 5'/ Die volks- 
wirtschaftliche Bedeutung des Gewinns, dessen Höhe im übrigen "kraß überschätzt"^) 
werde, wurde ausführlich diskutiert^), mit folgendem Ergebnis: Das unternehmeri- 
scher Gewinnstreben werde von der Allgemeinheit genutzt; zwischen "Unternehmern, 
Arbeitnehmern und dem Staat - oder anders ausgedrückt: zwischen gewinnorientiertem 
und gesellschaftsorientiertem Handeln - besteht mithin kein Gegensatz, sondern eine 
Identität der Interessen. "60) 

Gewiß, sie ließ sich nicht verleugnen, die "im Verhältnis zum Arbeitseinkommen der 
Arbeitnehmer doppelt so starke Zunahme des Einkommens aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen"61) des Jahres 1976; aber es bestand auch gar kein Grund, sie zu verleug- 
nen. Denn erstens war sie "wirtschaftspolitisch allgemein gewünscht" gewesen62), 
und zweitens bedeutete dies doch nur den allerersten Anfang der Wende zu einem 
längerfristigen Prozeß der Gewinn Verbesserung, Eigenkapitalstärkung, Investitions- 
ausweitung und dann schließlich der Beschäftigungssteigerung. 63) Die Zeiten wurden 
schlechter, die Verteilungsspielräume enger, es war das Ende der Phase des "expan- 
sive^) Kapitalismus" erreicht, in der die Wirtschaft "der Ort des Verteilungskamp- 
fes, der Produktionsschlachten, der Domestikation des Unternehmers, der Unterord- 
nung der Menschen unter die gesellschaftlich sanktionierten Produktionsziele" ge- 
worden war. 64) jetzt galt eine ganz neue, andersgeartete Devise: "Wenn es stimmt, 
daß die Märkte labiler geworden sind, dem technischen Fortschritt mühsamer nachge- 
spürt werden muß, von außen einwirkende Kosten- und Nachfragekomponenten (Rohstoff- 
preise, die Weltkonjunktur, regionale Krisen, die Entwicklung der Wechselkurse 
etc.) nicht oder nur unmaßgeblich beeinflußt werden können, sollten umso dringli- 
cher die beeinflußbaren Kosten unter. Kontrolle gebracht und andererseits Anreizfak- 
toren sinnvoll eingesetzt werden. "66) Der DGB sollte nicht über Strukturpolitik und 
Investitionslenkung nachdenken,66) sondern vielmehr einsehen lernen, daß "die Lohn- 
quotenhöhe nicht nur das Volumen der Investitionen, sondern mittelfrista auch die 
Art der Investitionen bezüglich ihrer Arbeitsintensität beeinflußt"67J und daß 
seine Gegenwehr gegen eine "nochmalige Korrektur der Verteilungsrelationen" auf 
eine Verschärfung der Verteilungskonfklite hinauslaufen müßte, "die möglicherweise 
sogar die bisher erreichten ersten beschäftigungspolitischen Fortschritte in Frage 
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stellen könnte." 66 ) 



Es war ein Konzept repressiver Interessenharmonisierung, das die Arbeitgeber propa- 
gierten: Gerade jetzt hatte Konsens zu herrschen zwischen den Sozialpartnern 69 ) und 
zwischen ihnen und dem Staat 76 ), und angesichts der Folgen, die sich für die 
Gewerkschaften aus dieser Umklanmerung mit 'Sachzwängen' bis hin zur Forderung nach 
einer Rückkehr hinter die Verteilungsrelationen von 1973 ergeben mußten 7 !), ist es 
wohl berechtigt, von einem herrschenden Konsens zu sprechen« Die Vielzahl der 
Stellungnahmen zur Lage auf dem Arbeitsmarkt, die alle auf die Konsequenz von Lohn- 
und Steuerzurückhai tung 7 ^), Revisionen im Ausbildungssystem 76 ). öffentlichen Zu- 
schüssen an die Unternehmen bei Einstellung von Arbeitslosen 7 ^) bzw. Auszubilden- 
den 76 ) und ganz allgemein auf eine wachsende 'Flexibilität' der Arbeitskräfte 76 ), 
die im übrigen oft genug selbst die Schuld an ihrer 'Freisetzung' trügen 77 ), hin- 
ausliefen, verdeutlicht die volle Wücht, mit der der repressive Charakter dieses 
Konzepts forciert wurde. Daß auch arbeitsrechtliche Positionen der Unternehmer 
hinzutraten, die die eigene Macht gegenüber den Gewerkschaften sichern sollten, 
nach außen wie nach innen 76 ), kann nicht besonders erstaunen, ebensowenig wie das 
fortgesetzte Bemühen, deutsche und ausländische Lohnabhängige gegeneinander auszu- 
spielen. 79 ) 



Schließlich ist es auch keine Überraschung, daß auch der Staat seinen Platz in 
diesem zwangsweise harmonisierten Konzert einzunehmen hatte: Wenn die Gewerkschaf- 
ten zur "Versachlichung der verteilungspolitischen Auseinandersetzungen" endlich 
die Notwendigkeit verbesserter Erträge einsehen mußten 66 ), dann hatte er mit seiner 
"einseitigen Arbeitnehmerbeglückunaspolitik" aufzuhören, die eine der wesentlich- 
sten Krisenursachen gewesen sei. 6 ^*) Das hieß konkret nicht weniger als: Verzicht 
auf den weiteren Ausbau der sozialen Sicherungssysteme einschließlich ihrer "über- 
prüfung" 6 ^), die Aufgabe des Bemühens um eine Ausdehnung der Staatsquote 66 ); Repri- 
vatisierung öffentlicher Unternehmen 6 ^); sowie Abstandnahme von den das "Investi- 
tionsklima" nachhaltig beeinträchtigenden "gesellschaftspolitischen Forderungen der 
sozial-liberalen Koalition" auf den Gebieten der Mitbestimmung, Vermögenspolitik, 
Steuerreform, Sozialpolitik, Umweltschutz und Investitionslenkung. 66 ) Gerade dieser 
letzte Punkt, wie auch die dezidierte Ablehnung der DGB-Forderung nach einer bran- 
chenspezifischen Strukturpolitik 66 ), belegen, wie sehr es den Arbeitgebern darauf 
ankam, dem Staat sowohl finanzielle als auch rechtlich-politische Spielräume auto- 
nomen Handelns zu verweigern. 

So stellte sich am Ende des Untersuchungszeitraumes die Arbeitgeber seite ge- 
schlossener denn je jedem Versuch seitens der Gewerkschaften und/oder des Staates 
entgegen, den eigenen Verteilungs- und Dispositionsspielraum zu vergrößern. Hatte 
man zwischen 1966 und 1969 noch auf dem Hintergrund relativer Konfliktfreiheit der 
Beziehungen zu beiden Kontrahenten hoffen können, die neuen wirtschaftspolitischen 
Instrumente könnten für die eigenen Ziele bruchlos eingespannt werden, ohne daß die 
Gewerkschaften ihre kooperative Haltung auch im Aufschwung aufgeben würden, so 
hatte man in den Jahren bis 1973 lernen müssen, daß beides nicht zutraf. Gewerk- 
schaften und Regierung 67 ) unternahmen offenbar den Versuch, ihre Handlungsmöglich- 
keiten auszuweiten, und nach einer kurzen Phase der Defensive kehrte man rasch zu 
den kompromißlosen Positionen zurück, die man unter Berufung auf ökonomische Sach- 
zwänge seit jeher vertreten hatte. In den Krisenjahren 1974 bis 1976 gingen die 
Arbeitgeber dann schließlich in die Offensive; nunmehr wollten sie nicht mehr nur 
ihre derzeitige wirtschaftliche und gesellschaftliche Machtposition stabilisieren, 
sondern sie forderten unverblümt die Rückgängigmachung aller Ansätze, anderen als 
ihren eigenen Prioritäten mehr Durchsetzungschancen zu verschaffen. Wenn im folgen- 
den als Abschluß die Entwicklung der (unbereinigten Brutto-jLohnquote 66 ) von 1966 
bis 1980 wiedergegeben wird, so deshalb, um zum einen zu verdeutlichen, daß diese 
Prozesse keineswegs mit dem Ende des Untersuchungszeitraumes abbrachen, und um zum 
anderen zu zeigen, daß die Unternehmer ihre gewerkschaftliche Gegenseite nach den 
Erfolgen in der Hoch- und Spätkonjunktur jedenfalls verteilungspolitisch längerfri- 
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stig erfolgreich bremsen konnten:^) 
Jahr 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 



Lohnquote in % 

65.7 

65.9 

63.9 

65.2 

66.7 
69,1 

69.5 

70.7 

72.6 

72.4 

71.3 

71.5 
71,0 

70.8 

71.8 



Doch noch eines zeigen diese Zahlen unverkennbar, so wenig aussagefähig sie sta- 
tistisch auch sein mögen: Jedenfalls bis 1980 gelang den Unternehmern kein wirkli- 
ches Unterlaufen des tarifpolitischen Grundsatzes von der 'Besitzstandswahrung 1 
lohnabhängiger Einkomnenspositionen. Ohne Zweifel war das Klima zwischen den Ver- 
bänden von Lohnarbeit und Kapital rauher denn je in der Bundesrepublik geworden; 
aber es sollte nicht vergessen werden, daß das Tarifsystem noch iirnier die Legitima- 
tion beider Organisationen und des sie tragenden Wirtschaftssystems durch (wachsen- 
de) materielle Leistungen ermöglichte. Seit 1980 hat sich der Wirtschaftsablauf 
noch weiter abgeflacht, so daß hierüber keine Grundsatzaussage für alle Zukunft 
abgeleitet werden soll; jedoch wird deutlich, daß man zwischen den öffentlichen, 
globalen Auseinandersetzungen der Verbände und dem realen tarifpolitischen Ringen 
nach wie vor unterscheiden muß. Die oben zitierten Zahlen sind ein Beleg für die 
Härte, mit der die Unternehmer die gewerkschaftlichen Verte ilungsvorste 11 ungen 
bekämpften; sie sind aber auch ein Beleg dafür, wie viel den Unternehmern an einem 
intakten und funktionsfähigen Tarifsystem lag. 

4.3.2) DGB 

Zunächst war im Jahr 1974 für die Gewerkschaften noch nicht erkennbar, welch ein 
ökonomischer Absturz sich anbahnte. Zwar forderten sie durchgängig eine Politik der 
Konjunkturbelebung^), aber zugleich verzeichneten sie selbst nach den "maßvollen 
Tarifabschlüssen" von 197392) Vereinbarungen im ersten Halbjahr 1974, "die erheb- 
lich günstiger waren als die Abschlüsse des vergangenen Jahres". 93) Die Begründun- 
gen hierfür schwankten zwischen kaufkrafttheoretischen Argumenten^) und der kla- 
ren, nicht zuletzt von der zweiten Welle spontaner Streiks im Vorjahr vermittelten 
Erkenntnis, daß man es seit einigen Jahren mit einem "erstarkende(n) Selbstbewußt- 
sein der Arbeitnehmer" zu tun hattet); "Die Sensibilität und auch die Reagibilität 
der Arbeitnehmer auf Veränderungen der Einkomnensrelation zu ihren Ungunsten haben 
seit Erreichen der Vollbeschäftigung zugenommen. "9°) 

Es ist dabei bemerkenswert, daß dieses gewachsene Selbs tbewußtsein völlig auf eine 
äußere ökonomische Bedingung - die Vollbeschäftigung - reduziert wurde. Dabei soll 
hier nicht die Richtigkeit dieses Arguments bezweifelt, sondern stattdessen darauf 
hingewiesen werden, wie wenig sich die Gewerkschaften offenbar nach innen darum 
bemühten, diesem Selbstbewußtsein eine dauerhaftere Basis zu verleihen. Vielleicht 
waren sie selbst nicht an dem daraus notwendig resultierenden Druck auf ihre Tarif- 
politik interessiert; aber sie hätten es sein sollen, denn die Zeiten der Vollbe- 
schäftigung waren vorüber. 

Davon war jedoch zunächst noch keine Rede in den Reihen der Gewerkschaf ten97); 
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stattdessen thematisierte man erstmals breiter die Frage der wachsenden Zahl aus- 
ländischer Arbeitnehmer^), diskutierte über ExportentwicklungW und multinatio- 
nale Konzerne^) und bemühte sich, das Problem der Arbeitsbedingungen präziser in 
der Griff zu bekommen. 101) Nicht, daß dies nicht ganz zentrale Fragen der gewerk- 
schaftlichen Politik gewesen wären, gerade weil sich in fast allen Beiträgen eine 
Besinnung auf autonome Aktionsmöglichkeiten ausdrückte; aber die Gewerkschaften 
schienen die 'Zeichen der Zeit' nicht wahrzunehmen und noch von einer Fortdauer 
ihrer starken Position auf dem Arbeitsmarkt auszugehen, als diese bereits abzubrök- 
keln begann. Wieder, wie in der Frage einer eventuellen präventiven Dämpfung des 
sich abzeichnenden Booms 1968/69, fällt die geringe Zukunftsorientierung hinsicht- 
lich konjunktureller Entwicklungen auf. Gewiß, man forderte unverändert, der Staat 
möge den Wirtschaftsablauf mittelfristig verstetigenl02), aber auf einer reali- 
tätsnäheren Ebene sah man sich noch nicht von zyklischen Ausschlägen bedroht. 

Erst um die Jahresmitte begann sich diese Perspektive zu verschieben, und zwar auf 
eine ganz charakteristische Weise, nämlich in Form einer Rückwendung zum Staat. War 
er bisher fast nur im Zusamnenhang mit .einer Kritik des Monetarismus Gegenstand 
gewerkschaftlicher Grundsatzaussagen des Jahres 1974 gewesen!^) $ so häuften sich 
ab etwa Juni 1974 wieder die Forderungen nach Eingriffen in die Preissetzungsauto- 
nomie der Unternehmerin) # Koordinierung und behutsamer Ausweitung des Instrumenta- 
riums der InvestitionslenkunglÖ5) und ganz allgemein nach einer Unterwerfung des 
Marktgeschehens unter "rational (e) und den öffentlichen Interessen genügend(e) 
Produktionskriterien", die "von einem dem Markt übergeordneten und politischen 
System entwickelt und durchgesetzt werden" müßten. 106) Widersprüche in dieser 
Orientierung waren unvermeidlich: Einerseits kritisierte man massiv die Politik der 
Bundesregierung, über Orientierungsdaten den lohnpolitischen Hand lungs spiel raum der 
Gewerkschaften einzuengen, war sich also durchaus der Tatsache bewußt, daß das 
staatliche Handeln keineswegs interessenneutral war. 107) Andererseits postulierte 
man: "Ein im Rahmen der jeweils verfügbaren Ressourcen gleichmäßiger Wirtschaftsab- 
lauf ist auf Dauer nur durch eine Verringerung des gesamtwirtschaftlich relevanten 
Konfliktpotentials zu erreichen. Das aber setzt gesellschaftspolitische Entschei- 
dungen und Aktionen voraus, die geeignet sind, klassenbedingte Konflikte am Ort 
ihrer Entstehung zu erfassen, zu kanalisieren und ihre rationale Austragung zu 
ermöglichen. Gleichzeitig ist das rein technische Instrumentarium so auszubauen, 
daß eine differenzierte Feinsteuerung möglich wird. "108) 

Daß dieser Widerspruch zwischen der Erkenntnis selektiver staatlicher Interessen- 
realisierung und fortbestehender Hoffnung, das politische Entscheidungszentrum für 
die eigenen Forderungen gewinnen zu können, letzten Endes Ausdruck der gewerk- 
schaftlichen Defensive angesichts der sich ausweitenden Krise war, belegt folgendes 
Zitat vom Dezember 1974, das im Zusamnenhang mit dem gleichzeitig imner drängender 
werdenden Bemühen um eine umfassende staatliche Beschäftigungspol itik!09) zu sehen 
ist: "Wirtschaftspolitik ist von den Gewerkschaften schon irrnier als Aufgabe einer 
durchgreifenden Demokratisierung der Gesellschaft verstanden worden"; sie habe "die 
Aufgabe, den Wohlstand der arbeitenden Menschen zu mehren, den Arbeitsplatz men- 
schengerecht zu gestalten und die Einkomnenssituation der Arbeitnehmer nicht durch 
Geldwertschwund zu gefährden."H0) Die wachsende Hilflosigkeit der Gewerkschaften 
und ihre Rückkehr zur anklammernden Hoffnung,' der Staat müsse und werde helfen, 
wird hier deutlich faßbar. 

Es fällt schwer, die gewerkschaftlichen Beiträge des Jahres 1975 strukturiert 
miteinander zu verbinden, und darin spiegelt sich gewiß die innerorganisatorische 
Unklarheit über das, was ökonomisch geschah, was wirtschaftspolitisch möglich war 
und was man selbst zu tun hatte. Die Widersprüchlichkeit der wirtschaftlichen Lage: 
schwerster Einbruch seit zwanzig Jahren, aber nach wie vor günstige internationale 
Position der Bundesrepublik; rasant zunehmende Arbeitslosenzahlen bei unverändert 
steigenden Preisen; imner mehr regional und strukturell bedingte Krisenursachen bei 
Fortdauer einer überwiegend globalen Wirtschaftssteuerung, fand ihren Ausdruck in 
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zahlreichen Einzelpositionen, deren Zusamnenhang aber nicht ohne weiteres herstell- 
bar ist, weil die Gewerkschaften selbst offensichtlich erst auf der Suche nach 
einer kohärenten Lösungsstrategie waren. 

Am drängensten war das Problem der Arbeitslosigkeit, und hier reichten die Forde- 
rungen von beschäftigungspolitischen Sofortprogrammen aller öffentlichen Händel) 
über Maßnahmen zur Bekämpfung der strukturell und/oder regional konzentrierten 
Arbeitslosigkeit!!^) und Liber eine verstärkte Ausrichtung der Bildungspolitik, 
speziell der Berufsausbildung Jugendlicher, auf die Bedürfnisse der Arbeitnehmer, 
statt auf die der Betriebe, Ü3) bis hin zu Verbesserungen in der Versorgung der 
Arbeitslosen einerseits^), zur Verteilung der vorhandenen Arbeit auf mehr Perso- 
nen andererseits, und zwar über eine tendenzielle Reduzierung der Ausländerbeschäf- 
tigungüb) sowie durch die Verkürzung der Arbeitszeit. ü°) 

Einerseits drängte man auf staatliche Konjunkturbelebung und auf die Lockerung der 
geld- und kreditpol i tischen Restriktionen!! 7 ); andererseits formulierte man selbst, 
daß die Verpachtung der Märkte die staatliche Stabilitätspolitik nahezu wirkungslos 
werden lasset) und verzichtete seit der Jahresmitte 1975 weitgehend auf die 
Forderung nach der Fortsetzung des monetären Entspannungskurses, angesichts des 
ungebrochenen Preissteigerungstrends.ü^) Im Zusamnenhang damit zeigte sich eine 
überraschende Verkennung der Lage: Im Juni hieß es, bei einer weiteren kreditpoli- 
tischen Lockerung drohe die Überhitzung im künftigen Aufschwung!^ ), nachdem man 
schon im April formuliert hatte, frühestens im Herbst 1975 werde ein "intensiver 
Aufschwung" einsetzen:^!) "Alles in allem* Zur Schwarzseherei besteht ebensowenig 
Anlaß wie zu übertriebenem Optimismus."!^) 

Verteilungspolitisch steckte man immer weiter zurück, 123) und wenngleich im August 
1975 zwei Beiträge erschienen^), von denen der erste zum ersten Mal das Problem 
der Lohnunterschiede aufwarf und sich für eine zentralistische, solidarische Lohn- 
nivellierungspolitik der Gewerkschaften aussprach, während der zweite für eine 
zahlungsbilanzorientierte, d.h., den Inflationsunterschied zum Ausland berücksich- 
tigende Lohnpolitik plädierte, so dürften doch die beiden folgenden verteilungs- 
und arbeitsmarktpolitischen Positionen vom Jahresende weitaus charakteristischer 
für die reale Politik der Organisationen gewesen sein: "Es ist nicht schwer voraus- 
zusagen, daß die Gewerkschaften bei der gegenwärtigen Beschäftigungslage für die 
von ihnen vertretenen Arbeitnehmer im ganzen nicht allzuviel mehr als eine Siche- 
rung der Arbeitseinkorrmen vor den zu erwartenden Kaufkraftverlusten erreichen 
werden. "12b) Und: Alle Maßnahmen der Arbeitsumverteilung "entbinde(n) den einzelnen 
Beschäftigten nicht von einem gewissen Maß an Disponibilität, daß nämlich seine 
Arbeitskraft heute hier und morgen dort unter veränderten Bedingungen nachgefragt 

wird." 126 ) 

Es war diese Situation existentiellen Ausgel iefertse ins der Lohnabhängigen auf dem 
Arbeitsmarkt und im Produkt ionsprozeß unter Krisenbedingungen, aber auch die wach- 
sende Lähmung der Gewerkschaften, die - von Arbeitslosigkeit einerseits, anhalten- 
der Geldentwertung andererseits eingekeilt - ihren Aufgaben der Sicherung des 
Verkaufs der Ware Arbeitskraft zu einem Preis, der ihre Reproduktion auch zukünftig 
ermöglichen konnte, irnn er weniger gerecht werden konnten, die die Organisation zur 
Verzweiflung treiben mußte. Diese wird spürbar im Grundsatzreferat des damaligen 
DGB-Vorsitzenden Vetter , wenn er formulierte: "Wir sehen die Realitäten der wirt- 
schaftlichen Lage, aber wir halten es für unerträglich, wenn die abhängig Be- 
schäftigten, die den größten Teil unseres Wohlstandes erarbeiten, der Puffer sind, 
auf den bei jeder Krisensituation die Risiken zuerst abgewälzt werden, wobei die 
Jugendlichen, die Frauen, die Ungelernten und die Ausländer, also unsere 'Problem- 
gruppen', besonderen Belastungen ausgesetzt sind."!2 7 ) 

Nicht zufällig wird an dieser Stelle der vorliegenden Arbeit wieder auf die polit- 
ökonomische Terminologie zurückgegriffen; denn unter dem Druck der Krise verdichte- 
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ten sich nun die gewerkschaftlichen Forderungen zu einem Konzept, das letztlich auf 
die politische Aufhebung lohn abhängiger Unter privilegierung im ökonomischen System 
selbst hinauslief. All jene Forderungen nach Regional- und Strukturpolitik, funda- 
mentaler Reform der Arbeitsmarkt- und Ausbildungspolitik, Unterordnung marktwirt- 
schaftlicher Abläufe unter eine bewußte politische Zielsetzung, Investitionslenkung 
und schließlich nach räteförmig institutionalisierter gewerkschaftlicher Beteili- 
gung an der Politikformulierungl^Ö) fugen S j C h nun 2U einem ganz bestimnten Muster 
zusammen: Es ging um den Schutz der Besitzer der Ware Arbeitskraft vor den Depra- 
vierungen, die ihnen aus eben diesem Status in allen Reproduktionsbereichen erwuch- 
sen. Die Verteilungspolitik stand derzeit nicht im Vordergrund, außer dem bemer- 
kenswerten Vorwurf an die Arbeiterklassen anderer Länder, sich so maßlos zu verhal- 
ten, daß die deutschen Gewerkschaften unter Druck gerieten;129) e s war vielmehr 
wieder, ja, mehr denn je, der Staat, der in all diesen genannten Bereichen in die 
Bresche springen und Positionsgewinne für die Organisation durchsetzen sollte. Im 
Grunde ging es darum, die Grenzlinie zwischen staatlich-politischem und wirtschaft- 
lichem Sektor der Gesellschaft weiter in den privatökonomischen Bereich hineinzu- 
verlegen; und wie ein einsamer Rufer in, der Wüste nahm sich demgegenüber der DGB- 
Vorsitzende aus, wenn er mahnte, man müsse mehr "zu autonomer Aktion" kommen, "denn 
dort, wo wir an die elementaren Lebensinteressen unserer Mitglieder anknüpfen, 
haben wir reale Durchsetzungschancen".130) j n der Tat - dies wäre eigentlich das 
Charakteristikum verbandsf örmiger Politik gewesen. 

Im letzten Jahr des Untersuchungszeitraumes, 1976, wurden die Konturen dessen, was 
man vor allem vom Staat erwartete, noch etwas deutlicher. Vor allem im Zusammenhang 
mit dem Problem der anhaltenden Arbeitslosigkeit häuften sich Vorschläge und Forde- 
rungen des DGB, angefangen mit der Abwehr restriktiver Änderungen des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, das als "Instrument der längerfristigen sozialen Sicherheit"! 3 !) 
betrachtet wurde, über die "Reduzierung der Ausländerbeschäftigung; Senkung der 
Zahl der Erwerbspersonen durch Verlängerung der Ausbildungsdauer und/oder frühzei- 
tige Beendigung der Erwerbstätigkeit; Verminderung der individuellen Jahresarbeits- 
zeit"132) bis hin zum Ausbau des differenzierten regional- und Struktur- sowie 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 133 ). ^ an hoffte, den Inhalt des Investi- 
tionsprozesses nachhaltig verändern zu können, indem vor allem öffentliche Investi- 
tionen in den reformorientierten Ausbau der sozialen Infrastruktur Wachstum 
schaffen sollten, und zugleich die staatliche Wirtschaftsförderung ganz gezielt die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, differenziert nach verschiedenen Qualifikationen, 
initiieren und beleben sollte. 134) oi e Forderung nach der Einrichtung einer In- 
vestitionsme1destelle!35) war daher nur konsequent; insgesamt zielte die Stoßrich- 
tung dieses Teils der gewerkschaftlichen Vorstellungen über eine Krisenbewälti- 
gungsstrategie auf die bewußte Förderung eines beschäftigungsorientierten quali- 
tativen Wachstums. 136 ) 

Zwei Möglichkeiten der Krisenüberwindung schienen den Gewerkschaften realistisch, 
die keine einander ausschließenden Alternativen darstellten, aber in charakteri- 
stisch unterschiedlicher Form behandelt wurden. Die eine der öffentlichen Einfluß- 
nahme auf die stoffliche Seite des Akkumulationsprozesses einschließlich relativ 
weitgehender Eingriffe in die unternehmerische Investitionsautonomie wurde ausführ- 
lich geschildert. Die zweite, die sich erst jetzt etwas deutlicher herauskristalli- 
sierte, war jene der Verknappung des Arbeitskräftepotentials, besonders durch 
verschiedene Formen der Arbeitszeitverkürzung, begleitet von einer Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, besonders durch den tarif vertrag liehen Rationalisierungs- 
schutz 137 ). Diese, zwangsläufig mehr als die zuvor genannte in den Aktionsradius 
der Tarifpolitik gestellt, stand 1976 noch deutlich im Schatten der staatsorien- 
tierten Strategievariante; aber dennoch nahm sie allmählich differenziertere Kontu- 
ren an. Gleichzeitig deutete sich in einigen wenigen Beiträgen der Ansatz einer 
Überprüfung der bisherigen gewerkschaftlichen Konfliktfähigkeit und -bereitschaft 
an: Plädierte ein Beitrag ganz offen im Zusammenhang mit der Inflationsbekämpfung 
für Eingriffe in die unternehmerische Gewinnverwendung 13 **) und thematisierte er 
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ohne marktwirtschaftliche Verbrämungen das Unternehmer-Ziel der Umverteilung zu 
Lasten der Arbeitnehmer 139) # S o formulierte der damalige Vorsitzende der IG Druck 
und Papier. Mahlein , offensiv: "Streiks sind nicht nur Maßnahmen für Schönwetterpe- 
rioden."!^) In seinem Beitrag werden auch erstmals innergewerkschaftliche Diffe- 
renzen deutlich faßbar, wenn er sich gegen den Vorwurf wehrt, die If Druck habe 
sich mit ihrem Arbeitskampf unsolidarisch verhalten, weil sie über die von der 
großen IG Metall bereits durchgesetzte Tariflohnsteigerung noch hinausgehen wollte: 
"Wenn es richtig sein sollte, daß sich die Gewerkschaften künftig an solche Marken 
zu halten haben, die andere Gewerkschaften - unter gänzlich anderen Voraussetzungen 
und Bedingungen - vorher vereinbart haben, so stellt sich die Frage der gewerk- 
schaftlichen Solidarität schon früher, nämlich beim Leitabschluß. "141) Mahlein 
schloß mit der Meinung, die Gewerkschaften müßten sich insgesamt untereinander 
besser abst imnen, und er unterstrich dies durch den Hinweis, die gesellschaftliche 
Gegenseite, die Arbeitgeber, handele längst zentral und koordiniert.!^) 

So stand am Ende der Aufruf einer kleinen Gewerkschaft, die ganz besonders mit 
neuen Technisierungs- und Rationalisierungsschüben zu kämpfen hattet), sich auf 
die eigene Kraft zu besinnen, die eigenen Reihen durch bewußte Abstimnung über die 
- durchaus unterschiedlichen - Interessen fester zu schließen, im Blick zu behal- 
ten, wie der Gegner verfuhr und neue, qualitative Inhalte der Tarifpolitik zu 
berücksichtigen, ihre Durchsetzung notfalls auch im Streik zu erzwingen. Dies war 
ein ganzes Konzept gewerkschaftlicher Politik; gemessen an dem Gewicht, das noch 
immer auf die Forderung nach neuen, differenzierten Politikstrategien des Staates 
gelegt wurde, stand seine Entfaltung und Realisierung noch ganz am Anfang, aber: Es 
war endlich in großer Klarheit formuliert worden. 

4.4) Zusawnenfassung: Die Haltung von BOA und DGB zur Wirtschaftsentwicklunq, 
gegenüber ihren jeweiligen Kontrahenten, zur Wirtschaftspolitik und zu den 
Parteien 



Die Jahre zwischen 1966 und 1976 brachten massive Veränderungen des Verhältnisses 
zwischen den Organisationen von Lohnarbeit und Kapital in allen Bereichen der 
Politikinhalte und -formen - dies sollte deutlich geworden sein. In verteilungspo- 
litischer Hinsicht, d.h., bei quantitativen Fragen , vertraten die Arbeitgeber stets 
die Position der Zementierung der Verteilungsrelationen; nach ihrer Verschiebung 
zugunsten der Lohnabhängigen zu Anfang der siebziger Jahre forderten sie katego- 
risch die Rückkehr zu früheren Verhältnissen und vertraten zur Durchsetzung dieses 
Zieles das scheinbar sachzwanghaft bestimmte und interessenneutrale Konzept der 
kostenniveauneutralen Lohnpolitik. Sie waren durchgehend darum bemüht, ihre Argu- 
mente mit einem legitimationsstiftenden Gemeinwohl bezug auszustatten, wobei als 
Allgemeinwohl die Ziele des 1967 verabschiedeten StaBi 1 itätsgesetzes galten - 
Preisstabilität, Vollbeschäftigung, außenwirtschaftliches Gleichgewicht, bei ange- 
messenem und ausgewogenem Wachstum -, die nur bei Beachtung ökonomischer Gesetz- 
mäßigkeiten und wirtschaftlicher Vernunft realisiert werden könnten. Ihr Haupt- 
adressat waren, außer in den beiden Jahren 1967 und 1975, als die Krise jeweils 
ihren Tiefpunkt erreicht hatte, die Gewerkschaften, nicht der Staat, wobei neben 
die durchgehende Aufforderung zur Kooperation in wachsendem Maße der Vorwurf des 
Machtstrebens, der Maßlosigkeit und des gerne inwohl schädigenden Verhaltens trat. 

Der Arqumentationsstil der Arbeitgeber war, mit Ausnahme des Jahres 1970, stets 
offensiv und zugleich ganz eindeutig selektiv, da sie qualitative issues grundsätz- 
lich auszuklarrmern bemüht waren, und zwar sowohl aus den Tarifauseinandersetzungen 
als auch hinsichtlich der staatlichen Wirtschaftssteuerung. Jeder Eingriff in die 
unternehmerische Investitionsautonomie wurde selbstverständlich kompromißlos abge- 
lehnt; Regional- und Strukturpolitik galten als dem marktwirtschaftlichen System 
widersprechend; generell bemühten sie sich, Diskussionen auf der globalen , gesamt- 
wirtschaftlichen Ebene zu halten und qualitative Fragen wie die der Arbeitszeit und 
-bedingungen, wenn sie etwa aufgrund gewerkschaftlichen Insistierens einfach nicht 
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mehr ausgeklammert werden konnten, in die Betriebe abzudrängen, d.h., der Koopera- 
tion oder dem Konflikt zwischen Unternehmensleitung und Betriebsrat zu überlassen. 

Das Bestreben der Unternehmer, die Bewegungsspielräume der Gewerkschaften, aber 
auch des Staates, einzuengen, läßt sich im gesamten Untersuchungszeitraum nachwei- 
sen, sowohl inhaltlich in Form einer ' Selektivität durch Nicht-Thematisierunq ' als 
auch strategisch durch die Reduktion der branchenbezogenen Tarifpolitik auf rein 
quantitative Lohnfragen, bzw. durch die permanenten Forderungen an den Staat, alles 
zu unterlassen, was nicht der direkten quantitativen Begünstigung der Arbeitgeber 
selbst (Steuerentlastung, Abbau sozialpolitischer Kosten etc.) bzw. der quantitati- 
ven Disziplinierung der Gegenseite (Einkommenspolitik) diente. 

Was die Beurteilung des Wirtschaftsablaufes betrifft, so hatte aus der Sicht der 
Unternehmer die Preisstabilität stets den Vorrang vor der Vollbeschäftigung, aller- 
dings auf dem Hintergrund der Forderung nach staatlicher Ermöglichung eines mittel- 
fristig stetigen Wachstums; Inflation und Arbeitslosigkeit schufen beide Male in 
den Zeitabschnitten 1970 - 1973 und 1974 - 1976 Bedingungen, die ihnen zunächst die 
Torpedierung staatlicher Reformpläne und danach die verteilungspolitische Zurück- 
drängung der Gewerkschaften gestatteten. Nur eines gelang ihnen nicht: Die Gegen- 
seite daran zu hindern, sich gegen die inhaltliche und strategische Einschränkung 
ihrer Handlungsmöglichkeiten zu wehren, in wachsendem Umfang zumindest über Chancen 
einer Gegenwehr nachzudenken. Die Arbeitgeber vermochten in großem Ausmaß reale 
ökonomische, gesellschaftliche und staatlich-politische Verschiebungen zu verhin- 
dern, zu verlangsamen oder abzuschwächen. Den Lernprozeß ihres gesellschaftlichen 
Kontrahenten gerade daraus dagegen konnten sie nicht aufhalten. 

Denn wohl die einschneidenste Veränderung während des hier untersuchten Zeitraumes 
war die beginnende Umorientierunq der Gewerkschaften von der rein quantitativen 
Lohn- zu einer in zunehmendem Maße qualitative issues wie Arbeitszeit und -be- 
dingungen, Rational isierunqs schütz etc. aufqreiferiden Tarifpolitik und von der 
überwältigenden Staatsfixierung zu einer Rückbesinnung auch auf die eigene, auto- 
nome, gesellschaftliche Kraft . Hatten sie zunächst fast ausschließlich verteilungs- 
pol i tisch und eher kooperativ argumentiert, so setzte ein erster, von der Basis 
erzwungener Veränderungsschub um 1969/70 ein, als sie ein wachsend konfliktorien- 
tiertes Verhalten in der Tarifpolitik an den Tag legten. Dazu parallel begann eine 
weit ausgreifende Diskussion darüber, welche gesellschaftlichen Positionsgewinne 
von der staatlichen Politik zu den eigenen Gunsten durchgesetzt werden könnten, 
nachdem erstmals die Sozialdemokratie die Bundesregierung führte. 

Im Zusamnenhang mit der schneller werdenden Inflation begannen die gewerkschaftli- 
chen Forderungen nach staatlichen Eingriffen in die unternehmerische Investitions- 
autonomie an Nachdruck zu gewinnen; gleichzeitig traten neben die von der Geldent- 
wertung angeheizte quantitative Verteilungspolitik erste arbeitsmarktsbezogene 
qualitative Fragen. Unter dem Druck der Krise dann wuchsen Zahl und Reichweite der 
Beiträge zu beiden Themenkreisen; die Gewerkschaften begannen, eine ' Doppelstrate- 
gie 1 der autonomen Ausweitung des tarif politischen Themenkatalogs einerseits, der 
Forderung nach der Ausdehnung staatlicher Handlungsspielräume andererseits zu for- 
mulieren, allerdings mit dem Hauptgewicht auf letzterer Strategievariante. Nachdem 
die Hoffnung auf die Unterstützung durch den Staat spätestens in der Wirtschafts- 
krise ab 1974/75 nachhaltig enttäuscht wurde, gewann ganz langsam die autonome, 
qualitativ orientierte Verhaltensweise an Gewicht. Bis zum Ende des Untersuchungs- 
zeitraumes geschah dies nur in ersten Ansätzen, aber diese waren unverkennbar. 

Konjunkturpolitisch favorisierten die Gewerkschaften stets Wachstum und Vollbe- 
schäftigung; letzteres ist selbstverständlich und bedarf keiner weiteren Kommentie- 
rung. Die kompromißlose Wachstumsorientierung dagegen war teilweise in sich wider- 
sprüchlich, da man global eine Verstetigung des Wirtschaftsablaufes forderte, 
jedoch immer die Dämpfung des ökonomischen Prozesses ablehnte und genau wie die 
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Unternehmer auf jedem Prozentpunkt möglichen Wachstums und damit umverteil baren 
gesellschaftlichen Reichtums bestand. Davon legen besonders die Stellungnahmen zur 
Exportentwicklung ein beredtes Zeugnis ab, die als solche nie kritisiert wurde, an 
der man vielmehr selbst maximal partizipieren wollte. 

Auffällig ist, wie wenig die Gewerkschaften durchgehend das Verhalten ihres gesell- 
schaftl ichen Kontrahenten thematisierten; dies zeigt ebenso wie ihr Schwanken 
zwischen marktwirtschaftlicher und gerne inwohl bezogener Begründung ihrer Forderungen 
und der Einnahme eines expliziten und eher konfliktorientierten Interessenstand- 
punktes erst dann, wenn lohnabhängige Interessen bereits real verletzt worden 
waren, ihre nach wie vor vorhandene Defensive in der Auseinandersetzung mit der 
Gegenseite. Jedenfalls so lange sie sich an die Erwartung klammerten, der Staat 
werde ihnen zur Durchsetzung ihrer Forderungen verhelfen, gelang ihnen die Ausbil- 
dung von gesellschaftlichem Selbstbewußt sein nur wenig. 

Was die innerverband liehen Verhältnisse betrifft, so wird grundsätzlich in den 
Beiträgen beider Seiten kaum etwas von internen Problemen und Konflikten faßbar, 
und dies, obgleich es sich bei beiden Publikationsmedien in erster Linie um Organe 
handelte, die auf die Selbstverständigung nach innen zielten. Das Bemühen um ein 
geschlossenes und einheitliches Vorgehen nach außen ist ganz deutlich spürbar und 
bestätigt die oben theoretisch entwickelte These, daß das 'Prinzip Geschlossenheit' 
nicht nur für die Parteien, sondern in zunehmendem Maße auch für die Verbände gilt. 
Auf Seiten der Arbeitgeber wird lediglich in der Zeit der inflationären Hochkon- 
junktur, die besonders ihre mittel ständigen Mitglieder in Existenzschwierigkeiten 
brachte, ein wenig greifbar, daß es interne Kritik an den relativ hohen lohnpoliti- 
schen Konzessionen gegeben haben mußte. Die Gewerkschaften dagegen gerieten offen- 
bar erst unter dem Druck der Krise verstärkt in die Situation, sich offen über ihre 
internen Widersprüche verständigen zu müssen, da jetzt die Bündnisse der Branchen 
quer über die Verbandsfronten hinweg zerfallen waren und stärkere wie schwächere 
Zweige der Organisation mit dem kompromißlosen Verhalten der Gegenseite konfron- 
tiert waren, die jetzt geschlossener denn je auftrat und ihren von der Krise 
verstärkten Machtvorsprung gezielter als früher ausspielte. 

Schließlich ist noch die Frage des Verhältnisses von DGB und BDA zu den Parteien 
kurz anzureißen. Salopp formuliert: Im Prinzip kannten beide keine Parteien, sie 
kannten nur den Staat. Mit ihren eigenen Legitimationsmustern, die einerseits das 
Gemeinwohl, andererseits das Prinzip sozialer Gerechtigkeit thematisierten, er- 
reichten beide Spitzenverbände ein Ausmaß an jeweiliger interner Interessengenera- 
lisierung und -harmonisierung , das sie direkt an die ähnlichen Prinzipien ver- 
pflichtete Spitze des politischen Entscheidungszentrums verwies. Man kann den 
gleichen Sachverhalt auch umgedreht formulieren: Abgesehen von dem gelegentlich 
geäußerten Vorwurf, eine Partei arbeite ( i 1 legitimerweise) dem Gegenspieler in die 
Hände, wurden die Parteien völlig übergangen und der direkte Zugang zum Staat 
gesucht, im Falle der Gewerkschaften allerdings speziell der sozialdemokratisch ge- 
führte Staat, der eine größere Zugänglichkeit als früher versprach. Jedoch eine 
Erörterung der Tatsache, daß es (bestimmte) Parteien waren, die das Entscheidungs- 
zentrum besetzten, von dem man die eine oder andere Maßnahme oder Unterlassung 
forderte, fand auf beiden Seiten nicht statt. 

Wie weitgehend der ursprüngliche Konsens zwischen Gewerkschaften und Unternehmer- 
verbänden, der sich auf das gemeinsame Ziel der schnellen und umfassenden Bewälti- 
gung der Rezession von 1966/67 gegründet hatte, unter dem Druck zugespitzter Inter- 
essengegensätze in der Hochkonjunktur und der Stagflationsphase zerfiel, belegen 
schließlich auch die gemeinsamen Stellungnahmen der an der Konzertierten Aktion 
Beteiligten mit wachsender Deutlichkeit. Dieses Gremium, das eine Zeitlang als ein 
wesentlicher institutioneller Knotenpunkt der Transmissions- und Selektionsströme 
zwischen Verbänden und Regierung gelten konnte, äußerte sich von Anfang 1967 bis 
Anfang 1974 in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen zu Konjunkturentwicklung 
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und den mit ihr verbundenen Fragen. Ein letzter, knapper, exkursartiger überblick 
über die Ergebnisse seiner Beratungen zeigt noch einmal, wie schwierig sich die 
Verhältnisse zwischen den Verbänden zunehmend gestalteten und wie problematisch 
damit die Ausgangslage für das wirtschaftspolitische Handeln der Parteien im Zeit- 
verlauf werden mußte. 

1967/68 war man sich über die Notwendigkeit steigender Unternehmenserträge (als 
inrner wieder so bezeichneter Voraussetzung für die Zunahme der Investitionen und 
entsprechend auch für den Abbau der Arbeitslosigkeit), aber auch in der Ablehnung 
einer "negative(n) Lohnpolitik"!) einig; d.h.; beide Seiten bemühten sich auch in 
einer Phase verknappter Verteilungsspielräume darum, die Grundlage ihrer wechsel- 
seitigen Kooperation - steigende Einkomnen für Kapital und Lohnarbeit - nicht 
durch die Verweigerung von Zugeständnissen zu zerschlagen. 

Aber je schneller die Preise stiegen, desto rascher bezogen die beiden Lager unter- 
schiedliche Positionen dazu, was die Ursachen dieses Phänomen seien und wie es zu 
bekämpfen sei. 2) Zwar sprachen sich Unternehmer wie Gewerkschaften aus stabilitäts- 
politischen Gründen gegen eine "übermäßige Ausweitung der staatlichen Ausgaben" 
aus3); aber zum einen dürften die Auffassungen darüber, *wa$ im Einzelfall als 
'übermäßig' zu gelten hatte, beträchtlich voneinander abgewichen sein, und zum 
anderen zählt eine derartige Einigungsformel wohl wenig gegenüber konkreten Forde- 
rungen an die Staatsaktivität. Denn wenn die Gewerkschaften mit dem Gedanken eines 
Ausbaus des konjunkturpolitischen Instruments 'Investitionssteuer' spielten^*) und 
später dann immer heftiger nach einer durchgreifenden Wettbewerbspolitik verlang- 
ten^), während die Unternehmer auch dann noch auf harten stabilitätspolitischen 
Restriktionen bestanden, als ihre Gegenseite aus Furcht vor bedrohten Arbeitsplät- 
zen schon wieder nach konjunkturpolitischer Lockerung rief°), so standen die staat- 
lichen Entscheidungsträger bei diesen Ansprüchen vor qualitativ höchst verschiede- 
nen Anforderungen, von denen jeweils nur die einer Richtung erfüllt werden konnten, 
was notwendig nur zur Verärgerung der anderen führen konnte. 

Dazu kam, daß 1972/73 keine Einigung mehr in den zentralen Verteilungsfragen er- 
zielt werden konnte?), nachdem schon vorher deutlich geworden war, daß alle Appelle 
an die Verbandsspitzen, 'mäßigend' auf ihre Basis und deren Preis- und Lohnpolitik 
einzuwirken, dann nichts fruchten konnten, wenn trotz der erklärten Bereitschaft 
der Organisationsführung zu solchen Beeinflussungsversuchen ihre jeweilige Basis 
autonom höhere Preise fest- oder höhere Löhne durchsetzte. 0 ) Es konnte daher nicht 
ausbleiben, daß beide Seiten für die staatlichen Lenkungsversuche inmer weniger 
zugänglich wurden, da sie anderenfalls den partiellen oder sogar massenhaften 
Abfall ihrer Gefolgschaft hätten riskieren müssen. 9) 

So war schon lange vor dem Beginn der Weltwirtschaftskrise, die den Leistungs- und 
Legitimationsdruck auf die (regierenden) Parteien enorm verschärfte, in einer der 
zentralen 'Interessen-Clearing-Stellen' von Verbänden und Parteien aus dem Konsens 
über Verteilungsfragen und Probleme der staatlichen Aktivität jener in den amtli- 
chen Stellungnahmen und Bulletins nur diskret angedeutete Dissens geworden, der dem 
realen Übergang von der Kooperation zum Konflikt zwischen lohnabhängigen und Kapi- 
talverbänden entsprach. Dieser kurze Exkurs über die immer spärlicher ausfallenden 
Sitzungsergebnisse der Konzertierten Aktion 10 ), der als Einstieg in die Betrachtung 
wirtschaftspolitischer Konzeptionen und Aktivitäten der Parteien dienen sollte, 
dürfte exemplarisch deutlich gemacht haben, wie kompliziert das 'Interessenmate- 
rial' wurde, das den im engeren Sinne politisch Handelnden von den Verbänden vorge- 
geben wurde. Will man für dieses Verhältnis die Sichtweite des korporatistischen 
Ansatzes verwenden (was die Verfasserin aus den entwickelten Gründen für wenig 
weittragend hält), so sollte zumindest klargeworden sein, wie eng begrenzt und 
leicht zerstörbar der Raum ist, in dem institutionalisierte Versuche der staatli- 
chen Instrumentalisierung der Großverbände unternonmen werden können. Vielmehr 
steht zu vermuten, daß die wichtigsten Prozesse der Interessenverarbeitung und - 
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transmission zwischen Verbänden und Parteien gerade außerhalb eines institutionell 
definierten Rahmens ablaufen, weil sie nur dann den jeweiligen Eigenarten und 
Bedürfnissen der verschiedenen Organisationstypen gerecht werden können. 

Jedoch bevor die wirtschaftspolitischen Stellungnahmen der Parteien im einzelnen 
analysiert werden, soll zuvor noch eines in aller Deutlichkeit festgehalten werden: 
Die Auseinandersetzungen gingen um die Verteilung des erwirtschafteten Reichtums, 
um den Preis der Ware Arbeitskraft, in zunehmendem Maße auch um die Bedingungen 
ihrer Vernutzung und Reproduktion, sowie um den vor allem staatlicherseits zu 
betreibenden Versuch eines Abbaus ökonomischer, gesellschaftlicher und politischer 
Benachteiligung der Lohnabhängigen. Es ging nicht um die Aufhebung des Status der 
Lohnarbeit, es ging nicht um die Art und Weise, in der der gesellschaftliche 
Reichtum produziert wurcles und die teilweise fast naiv zu nennenden Vorstellungen 
der Gewerkschaften darüber, wie Produktions- und Marktsphäre politischen Imperati- 
ven unterstellt werden sollten und könnten, machen erkennbar, wie sehr sie der 
Oberfläche des kapitalistischen Systems und des bürgerlichen Staates verhaftet 
waren und blieben. Die These scheint in vollem Umfang belegt, daß es ihnen stets um 
die Gleichstellung ihrer Mitglieder als Lohnabhängige (denn nur diese benötigen 
eine Gewerkschaft als Verkaufsagentur ihrer Ware Arbeitskraft) im gegebenen System 
ging. Diese forderten sie in der Tat irrmer nachdrücklicher, je faßbarer die realen 
Benachteiligungen im Verlauf des immer instabiler werdenden Wirtschaftsprozesses zu 
Tage traten. Es wird am Ende der Arbeit noch einmal darauf zurückzukomnen sein, daß 
die Diskrepanz zwischen dem, was sie forderten, und dem, was faktisch an Arbeitslo- 
sigkeit, Millionenkonkursen, Massenentlassungen, Rationalisierungsschüben, Arbeits- 
intensivierung und Sozial leistungsabbau (vom Reformverzicht der Sozialdemokratie 
gar nicht erst zu reden!) über die Lohnabhängigen hereinbrach, so groß wurde* daß 
ihre Politik nach außen umschlug in Repression ihrer Kritiker nach innen. 1-0 Dies 
zu erwähnen läuft weniger auf einen moralischen Vorwurf hinaus als auf den Aufweis 
eines strukturellen Dilemnas, in den Grenzen des kapitalistischen Interessenverar- 
beitungsprozesses agieren zu müssen und zu wollen, diese zugleich aber leugnen zu 
müssen, weil anders die Basis nicht dauerhaft auf diejenige Politik eingeschworen 
werden kann, die einem Verband am ehesten möglich ist: die selektive Interessenver- 
arbeitung und -transmission längs den Maßstäben der 'bürgerlichen Gesellschaft als 
Klasse'. 

Darin dürfte auch der letzte Grund für das Fehlen einer echten direkten Auseinan- 
dersetzung mit der gesellschaftlichen Position der Unternehmer und den ihnen zu 
Verfügung stehenden Machtmittel zu sehen sein. Diese Fragen durften nicht wirklich 
gestellt werden, weil die Antworten darauf die unaufhebbaren Grenzen gewerkschaft- 
licher Handlungsspielräume und Veränderungschancen offenkundig gemacht hätten. 
Dieser Zwiespalt, ein System für durch das eigene (bzw. durch die eigenen Forderun- 
gen in Gang gesetztes staatliches) Handeln für veränderbar zu erklären, ohne daß 
dies einer erlebbaren Realität entsprach, mußte die Gewerkschaften langfristig in 
tiefe Spannungen zwischen ihnen und ihren Mitgliedern stürzen. Der immer wieder 
aufs Neue von ihnen unternonmene Versuch, diesem Dilemna durch Forderungen an den 
Staat , zugunsten der eigenen Positition aktiv zu werden, zu entgehen, konnte auf 
der einen Seite mit wachsenden Erfahrungen mit der realen Selektivität staatlichen 
Handelns nur zu neuen Widersprüchen und Spannungen nach innen führen. Auf der 
anderen Seite aber verstärkte dieser hilflose Etatozentrismus der Gewerkschaften 
den Handlungs- und Legitimationsdruck auf die Parteien, besonders auf die SPD, ganz 
enorm. Die Gewerkschaften mochten dadurch dem Vorwurf ihrer Basis, sie versagten 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, entgehen, daß sie ihn auf den StaafüEjlenkten und 
damit ihre eigene Legitimation erhielten. Aber dafür beschworen sie die Gefahr 
eines massenhaften Legitimationsabzugs von der Spitze des politischen Entschei- 
dungszentrums herauf, die für die Parteien existenzbedrohend werden konnte. Deren 
Bemühungen, mit den sich wandelnden ökonomischen und inner- wie interverband liehen 
Verhältnissen fertig zu werden, gilt nun das letzte Kapitel. 
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5.) Stellungnahmen der Bundestagsparteien CDU/CSU, SPD und FDP zur Wirtschaftsent- 



wicklung und Wirtschaftspolitik 1966 bis 1976 



Das Jahr 1966 wurde aus zwei Gründen als Beginn des Untersuchungszeitraumes der 
vorliegenden Arbeit gewählt. Der eine, dessen Bedeutung im vorangegangenen Kapitel 
bereits greifbar geworden sein sollte, liegt in der Tatsache, daß 1966 die erste 
wirkliche Nachkriegsrezession einsetzte. Der zweite besitzt einen zentralen Stel- 
lenwert für dieses Kapitel: 1966 trat die Sozialdemokratie zum ersten Mal seit dem 
Sturz der Regierung Müller im März 1930 in eine deutsche Zentral reg ierung ein. Die 
wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen, die im folgenden zu schildern sind*), 
werden zeigen, wie maßgeblich die Regierungsbeteiligung, später sogar die Regie- 
rungsführung durch die SPD mit all ihren neuen Zielen und Konzeptionen die Diskus- 
sion prägte. Damit soll nicht der Eindruck erweckt werden, die SPD habe diese 
Debatten dominiert; vielmehr geht es darum, die Kontroversen innerhalb des Partein- 
systems nachzuzeichnen, die von den innovativen Plänen und Aktivitäten einer Partei 
ausgelöst wurden. 

Mithin wird man in diesem Kapitel zwei Ebenen der Betrachtung immer wieder Zusam- 
menhalten müssen: Diejenige, welche Impulse aus dem ökonomischen Prozeß bzw. von 
den sozio-ökonomi sehen Verbänden in Form von Problem- und Interessendruck an die 
Parteien herangetragen oder von diesen selbst aufgegriffen wurden - dies sollte 
Material für die im Mittelpunkt der Arbeit stehende Frage nach dem Verhältnis von 
Verbänden und Parteien im engeren Sinne liefern. Davon zu unterscheiden ist die 
Betrachtung von Entwicklungsprozessen innerhalb des Parteiensystems und hinsicht- 
lich der parteien-staatlichen Politik, die von diesen Problemen und Forderungen aus 
dem sozio-ökonomi sehen und sozio-poli tischen Bereich angestoßen oder erzwungen 
wurden. Es steht zu hoffen, daß die Analyse dieses zweiten Aspekts, die selbstver- 
ständlich sehr eng mit dem ersten verknüpft ist, einige Antworten auf die Frage 
nach 'Tätigkeits-' bzw. ' Systemgrenzen ' staatlicher Politik zu geben vermag. Denn 
ebenso, wie oben die Diskussion über das Verhältnis von 'Staat und Gesellschaft' 
als zu abstrakt kritisiert worden ist^), soll hier auf die Frage nach dem Verhält- 
nis von 'Staat und Kapital' verzichtet werden. Es mag fruchtbarer, wenngleich 
weniger ambitioniert sein, stattdessen en dgtail zu klären, unter welchen Bedingun- 
gen vor allem ökonomischer und verbandsförmiger Art welche parteiförmige Politik 
formuliert und zu welchen Teilen in staatliches Handeln übersetzt wurde. Dabei soll 
gleich dem Verdacht begegnet werden, hier schleiche sich quasi durch die Hintertür 
der alte 'input-output-Ansatz' der Betrachtung politischen Handelns wieder ein. 
Selbstverständlich handelt es sich bei dem Prozeß der Interessentransmission, - 
Selektion und -Verarbeitung durch verschiedene Organ isationstypen auf unterschied- 
lich institutionalisierten Ebenen um einen einheitlichen Prozeß der Systemreproduk- 
tion, bei dem die Verbände zum Teil auf genuin parteiförmigen Handlungsfeldern 
tätig werden und umgedreht, innerhalb dessen die Interessengruppen teilweise direkt 
zum Staat vorstoßen bzw. die Parteien unmittelbare Verbindung zur primären gesell- 
schaftlichen Interessenentstehung suchen etc. Aber im Sinne der in den beiden 
ersten Kapiteln der vorliegenden Arbeit entwickelten theoretischen Überlegungen 
soll hier unterschieden werden zwischen der Kooperation (d.h. dem Zusammenhang) 
zwischen Verbänden und Parteien innerhalb des Prozesses der Systemreproduktion und 
der Rivalität (d.h. dem Gegensatz) beider als unterschiedliche Typen interessenver- 
arbeitender Organisationen. 3) 

Wie im vorangegangenen Kapitel hinsichtlich der ökonomischen Entwicklung, so muß 
auch hier auf eine detaillierte Schilderung wirtschaftspolitischer Maßnahmen im 
Verlauf des Untersuchungszeitraumes verzichtet werden, um den Rahmen der Arbeit 
nicht vollends zu sprengen. 4) Vielmehr sollen zu Beginn jedes Abschnitts nur knapp 
die wichtigsten Eingriffe des Staates in das ökonomische Geschehen skizziert wer- 
den, um desto breiter die Auseinandersetzungen zwischen den drei Parteien^) um 
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diese Maßnahmen zu schildern. Denn wie schon in der Einleitung begründet, ignoriert 
eine auf die Ebene faktischer Staatsmaßnahmen fixierte Analyse gerade die Selekti- 
vität des Interessenverarbeitungsprozesses, die in der systematischen Fernhaltung 
bestimmter Interessen, Forderungen und Probleme von den staatlichen Handlungsmög- 
lichkeiten besteht. 

Daß die Darstellung fast genau dem gleichen chronologischen Gliederungsschema wie 
im vorangegangenen Kapitel folgt, soll nicht als Ausdruck der Auffassung betrachtet 
werden, die Parteien könnten nur in dem vom ökonomischen Prozeß und den Verbänden 
gesetzten Rahmen tätig werden. Parteien sind eben nicht nur der konjunkturellen 
Zyklizität unterworfen, an der sie sich abzuarbeiten haben, sondern sie unterliegen 
zugleich dem Zeitablauf der Legislaturperiode mit all ihren massenl eg itimatori sehen 
Verpflichtungen. Wie gravierend politische Daten im Einzelfall auf ökonomische 
Probleme zurückwirken können, zeigt sich beispielsweise sehr deutlich an der wäh- 
rungspolitischen Diskussion der Jahre 1968/69, als es erst nach der Bundestagswahl 
1969 gelang, die DM aufzuwerten. Die Folgen dieser viel zu spät getroffenen Ent- 
scheidung für den irrnier stärker überschäumenden Boom der Jahre 1969/70 zeigen, wie 
sehr man sich vor einer Unterschätzung politischer Einflüsse auf den ökonomischen 
Prozeß hüten muß. 

Aus dieser Überlegung eines - wie immer begrenzten - eigenen parteiförmigen Hand- 
lungsspielraumes und Handlungszwanges heraus gliedert sich das vorliegende Kapitel 
nach den jeweils amtierenden Bundesregierungen des Untersuchungszeitraumes: Vom 
Kabinett Erhard/Mende zur Regierung Kiesinqer/Brandt (1966 - 1969); 1. Kabinett 
Brandt/Schee 1 ( 1969~ 1972); und vom 2. Kabinett Brandt/Scheel zum 1. Kabinett 
Schmidt/Genscher (1973 - 1976). Innerhalb dieser einzelnen Abschnitte werden dann 
die wi rt schaf tspo 1 iti sehen Argumentationsmuster für jede Partei gesondert ent- 
wickelt. Diese Einteilung reflektiert dabei durchaus den gleichzeitigen Verlauf des 
ökonomischen Prozesses: Rezession und Aufschwung, Boom und Inflation, Stagflation 
und schließlich die Wirtschaftskrise lassen sich ohne allzu große Verzerrungen auch 
in diesem chronologischen Schema wieder finden. 



5.1) Vom Scheitern des Ordo-Liberalismus zun folgenreich geglückten keynesi an i sehen 
Krisenmanaganent - Grote Koalition, Rezession und Aufschwung (1966 - 19657 

Mehr als fünfzehn Jahre nahezu reibungsloser, expansiver Kapitalakkumulation unter 
westdeutschen Sonderbedingungen hatten die politischen Instanzen in der Bundesrepu- 
blik in trügerischer Sicherheit gewiegt, sich über die Bereitstellung (außerordent- 
lich günstiger)!) Rahmenbedingungen hinaus nicht stärker in den ökonomischen Prozeß 
verwickeln lassen zu müssen. So herrschte die regierungsamtliche Doktrin des Ordo- 
Liberalismus und der Interventionsfeindlichkeit ungebrochen im Lande, als sich 1965 
die Anzeichen dafür mehrten, daß sich der künftige Wirtschaftsablauf nicht mehr so 
störungsfrei gestalten würde. Die seit 1949 ununterbrochen die Bundesregierung 
führende CDU/CSU hatte kaum Steuerungs- und Lenkungsinstrumente für den Fall ökono- 
mischer Turbulenzen entwickelt, in ihrer Haushaltspolitik hielt sie mehr vom Anspa- 
ren als von an ti zyklischer Fiskalpolitik, und ihre fehlenden innerparteilichen 
Widerstände und Ausgleichsmechanismen gegenüber hochgradig organisierten gesell- 
schaftlichen Interessen, beispielsweise im Agrarbereich, verführten sie zu einer 
gefährlichen Politik der Wahlgeschenke.2) 

überaus problematisch wurde die Lage in dem Augenblick, als Wachstumsrückgang und 
steigende Preise auf eine wegen übermäßiger Austeilung von Gratifikationen im 
Zusammenhang mit der Bundestagswahl 1965 mehr als angespannte Haushaltslage trafen, 
die ihre neue Aufgabe der Ankurbelung der Wirtschaft durch zusätzliche Auftragsver- 
gabe im Abschwung umso weniger gerecht werden konnte, als die Bundesbank das Zins- 
niveau unverändert hochhielt, da sie sich einzig und allein dem Erhalt der Geld- 
wertstabilität verpflichtet betrachtete. 
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Die Fakten sind bekannt: über die Regierungsbeteiligung der SPD, die Übernahme des 
Wirtschaftsministeriums durch den äußerst populären Neo-Keynesianer Schiller und 
dessen massive Anstrengungen zur Belebung der wirtschaftlichen Entwicklung^) führte 
der Weg mit Hilfe des im Mai 1967 verabschiedeten Stabil itäts- und Wachstumsgeset- 
zes in einen Aufschwung bislang ungekannter Dimensionen, nachdem die westdeutsche 
Wirtschaft nur ein Jahr lang von Wachstumseinbußen und (relativ niedrigen) Arbeits- 
losenzahlen belastet worden war. 

Wohl nicht zufällig lag das Problem der Haushaltssanierung dagegen nicht in den 
Händen der im Interesse der Konkunkturankurbelung expansionsfreudigen Sozialdemo- 
kratie, sondern bei dem CSU-Fi nanzminister Strauß , der sich erfolgreich für Ausga- 
benkürzungen 4 ) und gegen weitere Auftragsprograrrme einsetzte. 5 ) Um seine Person 
gruppierte sich auch das Zentrum des Widerstandes gegen die Aufwertung der DM; die 
Auseinandersetzung um diesen Schritt beherrschte die wirtschaftspolitische Debatte 
zunehmend, je sicherer der Aufschwung wurde. Im November 1968 kam es zu einer 
Zwischenlösung, indem die Import- und Exportsteuersätze um 4 % nach unten bzw. nach 
oben verändert wurden; aber erst nach dem sozial liberalen Wahlsieg im Oktober 1969 
fand die eigentliche Neufestsetzung der Umtauschrelationen statt: Die DM wurde um 
(maximal) 9 , 3 % teurer. 

Bis dahin jedoch hatte die Exportentwicklung die Konjunktur schon derartig ange- 
heizt und hatte die Politik der rein binnenwirtschaftlichen Preisstabilisierung 5 ) 
schon so viele z.T. spekulative Auslandsgelder angezogen, daß sowohl der Versuch 
der konjunkturellen Verstetigung als auch das Bemühen um einen stabilen Geldwert 
nur noch mißlingen konnten. Dazu traten noch die spontanen Streiks vom Herbst 1969, 
die die Einkomnenspolitik der Zukunft enorm belasten sollten. Es ist nun zu be- 
trachten, welchen Niederschlag diese Entwicklungen und Ereignisse in den Argumenta- 
tionsmustern der einzelnen Parteien fanden. 

5.1.1) CDU/CSU 

Im Frühjahr 1966 stand das Problem der Geldentwertung für die CDU/CSU trotz der 
Erkenntnis im Vordergrund, daß die Investitionen seit einiger Zeit rückläufig 
waren. 7) Vor allem zwei Ursachen wurden für den Verfall der Preisstabilität ge- 
nannt: "die Sozialpartner haben sich in den letzten Jahren recht unbeküirmert be- 
nommen, aus dem Gefühl heraus: Das geht ja alles mit Geld zu regeln, und wir 
verdienen es ja"8); und die öffentlichen Hände hätten allzu unbedenklich mehr 
ausgegeben, als die Wirtschaft habe erarbeiten können. 9) 

Demzufolge kreisten die Aussage der meisten Redner um die Frage, wie die Geldent- 
wertung^), die eine Bedrohung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der west- 
deutschen Wirtschaft darstellell), beseitigt werden könne. Man war sich einig, daß 
die Kostenbelastung der Wirtschaft aemildert, d.h., geringere Lohnsteigerungen als 
bisher vereinbart werden müßten^! und daß die Staatsausgaben zu kürzen seien, 
wenngleich Teile der CDU/CSU eine Gefährdung des Wachstums durch übermäßige Ausga- 
benreduktionen vermeiden wollten.13) 

Schon hier wird deutlich, wie nahe verwandt Prioritätensetzung bei der Problemaus- 
wahl und Ursachendefinition der CDU/CSU zum damaligen Zeitpunkt denen der Arbeitge- 
berverbände waren. Diese starke Affinität fand auch einen bemerkenswerten Ausdruck 
darin, daß der bereits zitierte CDU-Abgeordnete Balke identisch mit dem seinerzei- 
tigen BDA-Präs identen war. Aber dennoch sollten diese Parallelen nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es zum einen auch deutliche Unterschiede zwischen Partei und 
Verband gab, und daß sich zum anderen die Union intern keineswegs einig über die 
anstehenden wirtschaftspolitischen Probleme und die Mittel und Wege ihrer Bewälti- 
gung war. Denn auffällig ist, wie sehr sich ihre Redner darum bemühten, keinesfalls 
einen Alleinschuldigen für die gegenwärtige komplizierte Situation zu benennen: 
Sofern die Lohnsteigerungen als zu hoch kritisiert wurden, wurde sofort "in glei- 
cher Härte und im gleichen Ausmaß für die Preispolitik und die Investitionspolitik 




- 174 - 



der Unternehmer" auf deren gesamtwirtschaftliche Verantwortung hingewiesen. M) 
Genauso wurde es abgelehnt, die öffentlichen Hände allein in die Pflicht zu nehmen; 
vielmehr überwog der Tenor: "Alle müssen dem jetzt vordringlichen Ziel der Siche- 
rung der Stabilität ein Opfer bringen..."^), die generelle Devise: "Mehr arbeiten, 
weniger ausgeben". 16) Den Staatshaushalt zum "Erst- oder gar Alleinschuldigen" zu 
machen^), hätte schließlich bedeutet, Fehlleistungen zuzugeben, die das Legitima- 
tionspotential dieser ohnehin bereits umstrittenen Regierung nur noch weiter 
schmälern mußten. Aber es ging sicherlich nicht allein um diesen speziellen legiti- 
matorischen Aspekt, wenn die CDU/CSU alle Gruppen und die öffentlichen Instanzen zu 
einheitlichem maßvollem Handeln beschwor. Vielmehr wird hier das dauernde Bemühen 
um Integration faßbar, um die Zusanmenführung aller am ökonomischen Geschehen 
Beteiligten, ungeachtet ihrer eventuellen Gegnerschaft untereinander. 

Zugleich tritt hier aber auch ein parteiinterner Gegensatz zutage: Während ein Teil 
der CDU, vor allem vertreten durch Wirtschaftsminister Schmücker und den Abgeordne- 
ten Burgbacher als Vertreter des sozialreformorientierten Flügels, in Grenzen 
durchaus für eine Übernahme staatlicher Verantwortung für den ökonomischen Prozeß 
plädierten^), lehnten dies die Kräfte um Bundeskanzler Erhard , die seit langem den 
wirtschaftspolitischen Kurs von Partei und Regierung bestimmt hatten, ebenso ein- 
deutig ab wie die daraus automatisch resultierende teilweise Entlastung der Kontra- 
henten im Tarifkonflikt (damit natürlich speziell der Gewerkschaften). Stattdessen 
waren sie sehr darum bemüht, den Staat nicht allzu tief in gesellschaftliche (Ver- 
teilungs-)Konflikte zu verstricken, wie ihre schroffe Ablehnung der sozialdemokra- 
tischen Forderung nach quantifizierten wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen und 
vor allem nach lohnpolitischen Orientierunasdaten zeigte. Betonte Anerkennung der 
Tarifautonomie und der Sozialpartnerschaft^) sowie der Vorwurf des Dirigismus, gar 
der Marktwirtschaftsfeindlichkeit der SPc£0) waren die Hauptargumente, mit denen 
man sich vor der Übernahme umfassender Verantwortlichkeiten für den ökonomischen 
Prozeß zu schützen suchte. 

Dabei mochte wohl auch die Furcht der CDU/CSU eine Rolle gespielt haben, daß die 
unvermeidliche Selektivität derartiger Daten ihre heterogene Basis aufsplittern 
könnte, zumal ihre Nähe zu bestimmten Arbeitgeberverbandspositionen den Arbeitneh- 
meranteilen ihrer Mitglieder und Wähler wohl nur schwer zu vermitteln gewesen wäre. 
Aber hinter dieser pointierten ordnungspolitischen Zurückhaltung steckte noch etwas 
anderes, nämlich der Versuch, und der Zwang, als Regierung die Integration gegen- 
sätzlicher Interessen zu leisten. So formulierte Bundeswirtschaftsminister 
Schmücker (ganz zu Recht),: "wie unerhört schwierig es im Parlament ist, eine Art 
tarifpolitischer Auseinandersetzung zu führen. Es läßt sich dabei gar nicht vermei- 
den, daß dieses Haus dann nach Art der Tarifpartner in zwei Lager gedrängt wird. 
Wenn die Regierung vermitteln soll, wenn sie durch Hinweise auf wirtschaftliche 
Möglichkeiten die Tarifpartner zusammenführen soll, dann darf sie vorher auf keinen 
Fall Partei ergreifen."21) Anders ausgedrückt: Die CDU/ CSU sah als regierende 
Partei keinen anderen Weg, Interessenintegrations-, -general isierungs- und -harmo- 
nisierungsarbeit zu leisten als den völligen Verzicht auf Eingriffe in das Verhält- 
nis der Verbände zueinander. Daß dieser Verzicht ebenfalls selektiv war, nämlich in 
der Reael zu Lasten der strukturell unterprivilegierten Gewerkschaften gehen 
mußtet), wurde nicht diskutiert, ebensowenig wie die Frage, inwieweit ein offener 
Umgang mit den in ihrer faktischen Gegensätzlichkeit durchaus anerkannten Inter- 
essen dieses Problem etwas zu entschärfen vermöchte. 

Wenige Monate später aber blieb der Union die Grundsatzdebatte über Reichweite und 
Grenzen, Ziele und Methoden staatlicher Wirtschaftsförderung nicht länger erspart. 
Im September 1966 fand die erste Beratung des Gesetzenwurfes zur Förderung der 
wirtschaftlichen Stabilität statt23), jetzt unter dem Druck des drohenden konjunk- 
turellen Abschwungs bei weiterhin hohen Preissteigerungsraten und einer eindeutig 
prozyklischen Restriktionspolitik der Bundesbank. 24) Zwar wurde betont, es gebe 
"keine Krise"25), aber man erkannte doch recht deutlich, daß vor allem strukturelle 
Probleme des Akkumulationsprozesses zur Bewältigung anstanden: "Die überbeschäfti- 
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gung, die Normalisierung der Wachstumsmöglichkeiten, die wirtschaftliche Integra- 
tion Europas und die steigende weltwirtschaftliche Verflechtung"^) begrenzten den 
Wachstumsspielraum der Zukunft, weshalb der Staat nun doch stärker als bislang 
steuernd, vor allem aber verstetigend, auf den Wirtschaftsablauf einwirken 
müsse. 27) Aber die Union war sich keineswegs darüber einig, wofür der Staat sein 
neu zu schaffendes erweitertes Instrumentarium der Wirtschaftsbeeinflussung denn 
nun einsetzen sollte. Wahrend Wirtschaftsminister Schmücker das Ziel der Versteti- 
gung der Investitionsbewegung in den Vordergrund stellte^), betonten andere Abge- 
ordnete, die Sicherung der Geldwertstabilität müsse die Hauptaufgabe der Konjunk- 
turpolitik sein und bleiben. ^9) Wieder andere Kräfte traten für eine Kombination 
fiskalpolitischer und geldpolitischer Instrumente ein, um das zukünftige Problem 
verknappter Wachstums- und Umverteilungsspielräume bewältigen zu können. 30) 

Noch dominierten in der Regierung Erhard/Mende diejenigen Strömungen innerhalb der 
CDU/CSU, die es - in einer Art Vorgriff auf das zehn Jahre später entwickelte 
geldmengenpolitische Konzept Mil ton Friedmans - den Tarifparteien überlassen woll- 
ten, die anstehenden Verteilungs- und Arbeitsmarktprobleme weitgehend selbst zu 
bewältigen und die aufgrund dieser Vorstellungen ein enges Bündnis mit der gleich- 
gesinnten FDP eingegangen waren. 31) Diese Interpretation wird sowohl durch die 
beabsichtigten Kürzungen der staatlichen Leistungen bestätigt32), als auch durch 
die erneute demonstrative Bejahung der Tarifautonomie33): "Die Verantwortung von 
Unternehmern, Tarifpartnern und auch des Verbrauchers bleibt bestehen, so wie ihre 
Freiheiten unangetastet bleiben sollen. "34) Mit anderen Worten: Sie sollten keines- 
falls aus ihrer gesamtwirtschaftlichen Verpflichtung entlassen, d.h., durch staat- 
liche Kompensations- und Korrekturmaßnahmen von den Folgen ihres Tuns entlastet 
werden, geschweige denn wollte man etwa gezielt zugunsten einer bestimnten Gruppe 
eingreifen. 'Selektivität durch Nichthandeln' war die dominierende Maxime der 
regierenden Union. 

Selbstverständlich galt allein die globale Beeinflussung des wirtschaftlichen Ge- 
schehens als legitimes) ; die Auseinandersetzungen um Differenzierung und Regionali- 
sierung der Konjunkturpolitik lagen noch in ferner Zukunft. 36) Wie genau man sich 
darüber im klaren war, welche Auswirkungen selektive einkomnenspolitische Interven- 
tionen unterhalb der gesamtwirtschaftlichen Ebene zwangsläufig zeitigen mußten, 
belegt Schmückers Frage an die SPD: "Möchten Sie der Regierung die Mitverantwortung 
für die Wettbewerbsposition einzelner Branchen aufladen?"3/) Es war daher nur 
konsequent, vor allem für den Sektor Export zu unbedingter wirtschaftspolitischer 
Abstinenz zu raten33), zumal dieser Bereich doch auch ohne staatliche Hilfen flo- 
rierte. 

Aus diesem Bestreben, dem Export optimale Bedingungen seines Wirtschaftens zu 
verschaffen, resultierte auch die im Frühjahr 1967 formulierte Ablehnung der Über- 
legungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR) hinsichtlich einer Neufestsetzung der Wechselkurse bzw. ihrer 
flexiblen Handhabung. Trotz wachsender internationaler Kritik an der überbewerteten 
DM war die CDU/CSU keinesfalls bereit, im Interesse reibungsloser internationaler 
Wirtschaftsbeziehungen auch nur einen Fußbreit Boden bei den nationalen ökonomi- 
schen Interessen preiszugeben. Bemerkenswerterweise trafen sich in dieser Frage die 
sonst zum Teil sehr unterschiedlich orientierten Flügel der Union, wie die Breite 
der Positionen von Luda und Pohle über Schmücker bis hin zu Burqbacher belegt. 39) 
Mochte man sich auch im Innern der Bundesrepublik uneins geworden sein, nach außen, 
gegenüber anderen Nationen, beharrten die Christdemokraten einheitlich auf einer 
maximal istischen Politik. 

Zu diesem Zeitpunkt war die binnenwirtschaftliche konjunkturelle Abschwächung schon 
so weit gediehen, daß Dämpfungsmaßnahmen im Ausfuhrbereich wohl in der Tat proble- 
matische Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft gezeitigt hätten. 40) Man scheute 
jedoch witerhin davor zurück, den ökonomischen Prozeß mit allen Mitteln anzukur- 
beln: Die gegenwärtige "Konjunkturabflachung "41) sei wohl eher eine "natürliche 
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Reaktion auf sehr hohe Investitionsraten der vergangenen Jahre mit dem Zwang der 
einzelnen Unternehmen, nunmehr zu konsolidieren".^) Ein zweiter Eventualhaushalt 
zum jetzigen Zeitpunkt wurde abgelehnt^), und die Kritik des Regierungspartners, 
der SPD, an der noch immer zurückhaltenden Politik der Bundesbank wies man zurück, 
denn es "diente somit nur den allgemeinen Belangen, wenn die Bundesbank rechtzeitig 
klarstellt, daß es an der Finanzierungsmöglichkeit fehle, bevor eventuell vollende- 
te Tatsachen geschaffen wurden."^) 

Die Vermutung liegt nahe, daß die Dämpfung wirtschaftlicher Aktivitäten der CDU/CSU 
vor allem aus Arbeitsmarktgründen gar nicht ungelegen kam. So stellte sie dann auch 
zufrieden fest, die Entwicklung des Arbeits Volumens habe sich seit dem Rückgang der 
Konjunktur merklich verändert: "... b) Der Krankenstand hat sich deutlich verrin- 
gert. c) Die Arbeitskraft ist keine konstante Größe, sondern von psychologischen 
Faktoren abhängig. Dies zeigt sich deutlich in einer höheren Leistung und geringe- 
ren Ausfallzeiten während der letzten Monate, d) Der Zwang zu schärferer Kalkula- 
tion zwingt die Betriebe zu einem rationelleren Einsatz ihrer Arbeitskräfte."^) 
Vermutlich hoffte man, bei einer 'entspannten' Arbeitsmarktlage die Gewerkschaften 
eher auf die eigene Überzeugung einschwören zu können, "daß eine stabilitätskonfor- 
me Lohnpolitik notwendig ist. "46) 

Auch hier wieder, wie bei der konjunkturellen Prioritätensetzung zugunsten der 
Preisstabilität im Frühjahr 1966, zeigen sich deutliche Parallelen zu den Positio- 
nen der BDA, bis hin zu einem sehr ähnlichen, objektivistischen Sprachduktus. 
Erklärtes Ziel der Unionspolitik war es, den Investitionsentscheidungen der Unter- 
nehmer längerfristig günstigere Bedingungen zu verschaffen, sowohl durch eine 
Steigerung öffentlicher Investitionsausgaben^), als auch durch verbesserte Ab- 
schrei bungsmöglichkeiten^), denn: "Wenn man zur Zeit von einer Krise sprechen 
will, so ist es nicht zum wenigsten eine Ertrags- und Kostenkrise. "49) Voller Stolz 
verwiesen einige Sprecher des konservativsten Flügels auf die erreichten Erfolge 
bei der Stabil itätspolitik^U); und die Gründe, die sie für das angeblich nach wie 
vor nicht zu unterschätzende Problem der Geldentwertung anführten, machen deutlich, 
weshalb sie gegen eine Konjunkturbelebung mit allen Mitteln eintraten. Denn wenn 
dafür wirklich die "aktuellen Hauptursachen ... die ungesunde Haushaltspolitik, die 
mißliche Lage der Finanzen, die übermäßige Verteuerung der Arbeitskosten und die 
Überhöhung des Konsums zu Lasten der Investitionen" verantwortlich waren^l), dann 
bot die sich anbahnende Rezession in der Tat am ehesten die Chance, Haushaltskür- 
zungen, lohnpolitische 'Korrekturen' und eine Steigerung der Investitionsquote 
durchzusetzen. 

Wiederum war man sich nicht völlig darüber einig, wie man am besten die Investi- 
tionstätigkeit beleben konnte: Burqbacher plädierte für ein Verfahren, das dem 
Staat zusätzliche finanzielle Ressourcen verschafft und damit die Chance zur 
Selbst-Legitimation durch Leistung eingeräumt hätte; Pohle und Luda votierten 
dagegen für einen Verzicht auf staaliche Einkorrmen und damit eben auch auf Hand- 
lungsspielräume der Regierung. Eines wird jedoch in jedem Falle ganz offenkundig: 
Gegenüber den Verbänden war die Argumentation der Union einerseits dadurch selek- 
tiv, daß sie inhaltliche Positionen der Arbeitgeberseite übernahm und sie - genau 
wie diese - als vermeintlich interessenneutrale Sachzwänge vertrat. Andererseits 
ergriff sie insoweit unausgesprochen Partei dadurch, daß sie kein einziges Wort 
über die Gewerkschaften verlor, keine einzige ihrer Forderungen auch nur diskutier- 
te. Neben die 'Selektivität durch Nichthandeln ' trat unverkennbar in der sich 
zuspitzenden ökonomischen Situation die 'Selektivität durch Nichtthematisierung'. 

Vor allem die Elemente der Haushaltssanierung und der Investitionsbelebung standen 
im September 1967 im Vordergrund, als die neu eingeführte Mittelfristige Finanzpla- 
nung und das zweite Konjunkturprogramrn diskutiert wurden. Von der Mittelfristigen 
Finanzplanung versprachen sich der Bundeskanzler und sein Finanzminister die Ver- 
hinderung einer Wiederholung der haushaltspolitischen Zustände des Vorjahres^) und 
eine bessere Abstimmung gesell Schafts-, finanz- und wirtschaftspolitischer Notwen- 
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digkeiten und Möglichkeiten miteinander^), unter klarer Priorisierung der infra- 
strukturellen Investitionsausgaben zum Zweck der , Zunkunftssicherung , > d.h., der 
Bewältigung neuartiger Strukturprobleme der Kapitalakkumulation. 54) 

Nun, mit der auch im Unionslager vorgenommenen Neugruppierung des Regierungsperso- 
nals, wurde sichtbar, daß sich derjenige CDU/CSU-Flügel nicht länger innerpartei- 
lich durchsetzen konnte, der die staatlichen Aufgaben im wirtschaftspolitischen 
Handlungsfeld auf die Erhaltung des Geldwertes und die Bereitstellung allgemeinster 
Rahmenbedingungen der ökonomischen Reproduktion hatte begrenzen wollen. Ihm, der 
die Gesetze des Marktes nicht durch staatliche Interventionen abmildern oder völlig 
außer Kraft setzen wollte, mußte es in der gegenwärtigen Situation vor allem auf 
die energische Haushaltssanierung besonders über Einsparungen ankommen. 55) Eine 
zweite Strömung innerhalb der Union beanspruchte dagegen durchaus, die staatlichen 
wirtschafts- und finanzpolitischen Handlungsspielräume und Instrumente auszubauen, 
um den veränderten Anforderungen der Kapitalakkumulation vor allem in infrastruktu- 
reller Hinsicht gerecht zu werden, damit zugleich aber auch ihr eigenes politisches 
Legitimationspotential vergrößern zu können. Sie mußte insbesondere auf die Siche- 
rung ausreichender staatlicher Ressourcen bedacht sein; mehr, um künftige infra- 
strukturelle Investitionen tätigen zu können, als um konkret die Konjunktur zu 
beleben, da dann der durchaus nicht unwillkommene arbeitsmarktpolitische Druck auf 
die Gewerkschaften schnell abgebaut worden wäre. Diese Linie innerhalb der CDU/CSU 
war offenbar mit der Bildung der Großen Koalition zum wirtschaftspolitisch be- 
stimmenden Faktor der Gesamtpartei geworden. 55) 

Da die Union jedoch gezwungen war, dem sozialdemokratischen Regierungspartner 
Konzessionen zu machen, der wiederum bei länger anhaltender Massenarbeitslosigkeit 
gegenüber seinen lohnabhängigen Wählern in Legitimationsprobleme geraten mußte, 
gewann in dieser Situation eine dritte Richtung innerhalb der CDU/CSU an Gewicht. 
Sie bezog sich stärker als die beiden vorgenannten Strömungen auch auf massenhafte 
lohnabhängige Interessen an Konjunkturbelebung und Sicherung der Arbeitsplätze; 
vertreten wurde sie vor allem von Schmücker und Burgbacher , von denen letzterer zu 
Beginn der siebziger Jahre dann auch in reformpolitischer Hinsicht von sich reden 
machen sollte. 5') 

So erhielt das im September 1967 diskutierte Maßnahmenbündel in Form eines inner - 
wie interparteilichen Kompromisses letztlich Bestandteile aller drei Strategien: 
Zuwachskürzungen bei den öffentlichen Ausgaben, Steuererhöhungen und ein zweites 
Konjunkturbelebungsprogramm. 

Im Februar 1968 herrschte dagegen in der Union weitgehende Einigkeit in der Ableh- 
nung weiterer Maßnahmen der konjunkturellen Ankurbelung58), wiederum nicht zuletzt 
aufgrund arbeitsmarktpolitischer Überlegungen. 59) im Vordergrund ihrer Debattenbei- 
träge stand vielmehr die - durch den FDP -Antrag zur Steuersenkung zwecks Investi- 
tionsbelebung ausgelöste - Frage, welche Ressourcen sich der Staat im Aufschwung 
verschaffen durfte, und auf welche Weise. 

Finanzminister Strauß lehnte den Gedanken einer Steuersenkung kategorisch ab50), 
Pohle als Vertreter der Linie weitgehender staatlicher Zurückhaltung stiirmte seinem 
Minister eher resignierend zu51). nicht ohne seinerseits die Grenzen der Politik 
des deficit spending zu betonen52), die wiederum nach Meinung von Burgbacher noch 
keineswegs erreicht waren. 53) Let/ten Endes darf wohl Strauß als der Sieger in den 
innerparteilichen Kontroversen um den Ausbau staatlicher Handlungsspielräume gel- 
ten: Er verteidigte erneut die vorgenonmenen Steuererhöhungen, den Verzicht auf 
weitere Ausgabenkürzungen und die weitergehende Aufgabenstellung moderner Fiskalpo- 
litik, die sich eben nicht in der reinen Konjunktursteuerung erschöpfe. 54) Eine Art 
problematischer Schützenhilfe lieferte ihm dabei das inrner deutlichere Zutagetreten 
von Strukturkrisen, die anders als durch staatliches Eingreifen kaum mehr zu behe- 
ben waren. 55) 

Gegenüber den Tarifparteien äußerte man sich nach wie vor höchst zurückhaltend55) 
und beschränkte sich auf den mahnenden Hinweis, um die notwendige Finanzierung der 
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erwünschten öffentlichen und privaten Investitionen "nicht zu gefährden, muß die 
Kostenseite der Wirtschaft und der öffentlichen Investitionsträger abgeschirmt 
werden". 67) An dieser Distanz zu den gesellschaftlichen Kräften änderte sich auch 
im Noverriber 1968 wenig, als die währungspolitischen Turbulenzen die Debatte völlig 
beherrschten. Vielmehr vermied es die Union das ganze Jahr 1968 hindurch tunlichst, 
sich zu den aktuellen Verteilungsproblemen zu äußern. Angesichts eines Rückgangs 
der unbereinigten Lohnquote von 65,9# (1967) auf 63,9# (1968) erscheint diese 
'Selektivität durch Nichtthematisierung' als ein nicht ganz unverständliches Ver- 
halten.^) Nicht nur wollte man Legitimationsprobleme gegenüber der eigenen Basis 
durch dieses Schweigen vermeiden; mindestens ebensosehr ging es auch darum, - wie 
die skeptische Beurteilung der Konzertierten Aktion belegt -, die Tätigkeit des 
sozialdemokratischen Koalitionspartners auf dem Feld der Einkomnenspolitik nicht 
durch Stellungnahmen hierzu aufzuwerten. 

Stattdessen brach nun die Auseinandersetzung um Rolle, Umfang und Bedeutung des 
Exports zwischen den Parteien voll auf, und auch hier stand die Union wieder nicht 
völlig geschlossen da. Während Bundeskanzler Kiesinger und sein Finanzminister 
Strauß die währungspolitische Haltung der Reg i er ung als binnenwirtschaftlich rich- 
tig und weltwirtschaftlich verantwortungsbewußt bejahten^) # äußerten sich andere, 
konservativere Abgeordnete der CDU/CSU durchaus zurückhaltender. 70) Während die 
Mitglieder der Regierung , die zweifellos sehr viel deutlicher als die schon näher 
an der Partei angesiedelte Fraktion den internationalen Druck zu spüren bekamen, um 
die Notwendigkeit eines partiellen Entgegenkommens seitens der Bundesrepublik wuß- 
ten und diese notgedrungen ihren eigenen Parteifreunden zu vermitteln suchten, 
hätten letztere wohl ein maximal i st isches Beharren auf den alten Prioritäten und 
außenwirtschaftlichen Verhältnissen vorgezogen. Jedenfalls lehnten alle Unionsred- 
ner eine Aufwertung der DM ausnahmlos ab, wegen daraus entstehender finanzieller 
Haushaltsbelastungen?!), harter Einkorrmenseinbußen für Export und Landwirt- 
schaft™), eventueller Gefährdung der Gesamtkonjunktur?^) und besonders, weil sie 
im Gegensatz zur Variation der Umsatzsteuersätze im Falle "nicht voraussehbare(r), 
aber mögliche(r) Maßnahmen anderer Länder und mögliche(r) einschneidene(r) Änderun- 
gen der Weltwirtschafts läge" nicht rückgängig zu machen sei.?^) 

Diese Haltung, zwar notgedrungen ein wenig zu handeln, dabei aber möglichst nur 
geringe Belastungen der eigenen Wirtschaft und des eigenen Staatshaushaltes in Kauf 
zu nehmen?^), und jedenfalls dann alles wieder zurückzunehmen, wenn die Partnerlän- 
der der Bundesrepublik, unter dem Druck ihrer eigenen binnenwirtschaftlichen und - 
politischen Probleme und der überragenden westdeutschen Welthandelsposition, zum 
Mittel der Abwertung greifen sollten, wird erst auf dem Hintergrund der konservati- 
ven Situationsanalyse der Weltwirtschaft voll verständlich. Danach trug die Bundes- 
republik keinerlei Schuld an den globalen wirtschaftlichen Problemen, deren Ausfluß 
Störungen der Währungsbeziehungen seien. 76) Vielmehr waren jene Länder verantwort- 
lich, die den Kampf gegen die Inflation nicht energisch genug betrieben??), weshalb 
diese auch kein Recht hätten, der Bundesrepublik nationalen Egoismus vorzuwer- 
fen. 78) Mit anderen Worten: Sollten doch jene Länder, die aus ökonomischen Gründen 
eine expansivere Wirtschaftspolitik treiben mußten, bzw. durch ihre internen ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse dazu gezwungen wurden, stärker in den Wirtschafts- 
prozeß zu intervenieren als dies in der Bundesrepublik aufgrund langfristiger 
Sonderbedingungen und besonders friedlicher Gewerkschaften erforderlich gewesen 
war, zunächst einmal selbst Zusehen, wie sie mit ihren Haushalts- und Zahlungsbi- 
lanzdefiziten fertigwurden. Resultierte doch die starke westdeutsche Exportposition 
nach Auffassung der Union nicht aus irgendwelchen kritikwürdigen Handlungen, son- 
dern aus "große(r) Arbeitsleistung" des deutschen Volkes, "vernünftige(r) Wirt- 
schaftspolitik" seiner Regierung und aus dem "große(n) Maß an sozialer Gerechtig- 
keit", das dieses Land "von schweren sozialen Erschütterungen" verschont habe?9). 

Eigentlich zum ersten Mal seit Beginn des Untersuchungszeitraumes bezog die Gesamt- 
union hier offen eine klar identifizierbare Position, die weit weniger als alle 
Kommentierungen binnenwirtschaftlicher Prozesse von Sachzwängen verschleiert wurde. 
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Der Nationalismus der Christdemokraten und ihre fehlende Bereitschaft, den bei 
jeder weltwirtschaftlichen ökonomischen Integration notwendigen Preis in Form von 
Kompromissen zu zahlen, werden hier offenkundig. Wahrend man nach innen, vor allem 
gegenüber den Tarif Parteien, immerhin dadurch einen Beitrag zur Interessenintegra- 
tion und -harmonisierung leistete, daß man auf eine eindeutige und unverhohlene 
Begünstigung der Kapitalseite 'von oben' verzichtete und sich die Mühe machte, die 
eigene Position wenigstens in das Gewand ökonomischer Gesetzmäßigkeiten zu kleiden, 
vertrat man nach außen einen national orientierten Interessenstandpunkt ohne Ab- 
striche. Gerade die konservative deutsche Volkspartei machte oft Gebrauch von 
nationalistischen Ideologemen als Mittel zur Aussöhnung intern gegensätzlicher 
Interessen - die Auswirkungen dieses Vorgehens auf die Beurteilung außenwirtschaft- 
licher Entwicklungen werden an dieser Stelle deutlich erkennbar. 

Aber selbstverständlich war man sich völlig darüber im klaren, daß die Bundesrepu- 
blik auf einen funktionierenden Weltmarkt existenziell angewiesen war. 80) Deshalb 
strebte die Union eine noch engere weltwirtschaftliche Integration einschließlich 
fester Wechselkurse an^l), was letzten Endes auf den Zwang für die ökonomisch 
schwächeren Länder hinaus laufen mußte (und. so Ute), selbst eine härtere binnenwirt- 
schaftliche Stabilitätspolitik zu betreiben, damit aber zugleich durch das nicht 
mehr länger sozialpolitisch abgemilderte Wirken der Marktgesetze noch härtere 
sozio-ökonomische Konflikte und Legitimationseinbußen in Kauf zu nehmen. In der 
Sprache der CDU/CSU klang dies wie folgt: Die gegenwärtige Währungskrise "sollte 
allen Beteiligten klarmachen, daß letztlich nur vermehrte Solidarität und somit 
vermehrte Integration der Sicherheit und dem Wohlergehen aller Beteiligten dienen 
kann. "82) Die 4%ige Steuersatzvariation war "ein bedeutsamer Beitrag zur Wiederher- 
stellung des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts, zur Stabilisierung des interna- 
tionalen Währungssystems und zur Wahrung der Stabilität unserer heimischen Preise" 
gewesen83) - jetzt waren die anderen Nationen an Zuge. 

An dieser Einstellung änderte sich auch in der letzten wirtschaftspolitischen 
Debatte vor der 69er Bundestagswahl nichts: Ein hoher Exportanteil sei für die 
Bundesrepublik unverzichtbar^); anstelle seiner Reduktion müßten vielmehr die 
deutschen Direktinvestitionen, diese "wirklichen Wirtschaftsbotschafter der deut- 
schen Volkswirtschaft im Ausland" mehr als bisher gefördert werden, 85) und trotz 
aller Reformpläne des Weltwährungssystems müßten vorrangig die Defizitländer ihre 
Probleme selbst lösen. 86) Man war zufrieden mit der Tatsache, daß die Bundesrepu- 
blik stabilitätspolitisch im internationalen Vergleich "eine beachtenswerte Posi- 
tion" einnehm e8') und warnte vor allen Versuchen, daran oder an der deutschen 
Überschußposition etwas ändern zu wollen. Schließlich sei bekannt, daß auch und vor 
allem im Export "Abkühlunqsmaßnahmen möglicherweise bis zum Arbeitsplatz durch- 
schlagen.'^) 

Die gleiche Warnung trug man auch für die Forderung nach einer härteren binnenwirt- 
schaftlichen Wettbewerbspolitik vor, der sich die Union zwar grundsätzlich an- 
schloß, aber nicht, ohne zugleich auf die "Lasten und Opfer, die damit verbunden 
sind", mahnend hinzuweisen.89) Selbstverständlich sei der Wettbewerb "so rein wie 
möglich zu erhalten", aber auch das Konzentrationsproblem dürfe nicht allein in 
westdeutschen Dimensionen betrachtet werden: "Wir dürfen nicht die optimale Be- 
triebsgröße nach dem bundesrepublikanischen Markt meinen, sonst verlieren wir das, 
was wir nicht verlieren dürfen: die Exportkraft der Nation. "90) 

Es ist erstaunlich, wie offen sich die Union hier auf die Seite der Exportwirt- 
schaft und hier besonders der hochkonzentrierten Großkonzerne schlug. In Anbetracht 
des extrem hohen Anteils kleiner und mittlerer Selbständiger am Wählerpotential 
dieser Partei, die kaum an einer derartig bruchlosen Bejahung von Konzentrations- 
tendenzen interessiert gewesen sein konnten, muß diese offenkundige Begünstigung 
ganz bestirmiter qualitativer Interessen als bemerkenswert festgehalten werden. Hier 
liegt wohl einer jener Fälle vor, in dem keine Partei an den Grundlinien der 
ökonomischen Reproduktion vorbei kann, infolge der Dominanz hochkonzentrierter 
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Exportbranchen innerhalb der Gesamtwirtschaft. 

Es zeigte sich mithin 1968/69, daß die Union jeden Versuch der außenwirtschaftli- 
chen Dämpfung kategorisch ablehnte, mit dem Hinweis auf die dann drohende Gefähr- 
dung des lebensnotwendigen Exports und der von ihm abhängigen Arbeitsplätze, die 
der Staat - abgesehen von den Erfordernissen des Strukturwandels - zu schützen 
habe.9l) Die Hoffnung, trotz der bevorstehenden konjunkturellen Überhitzung ver- 
mittels des Instruments der tarifpoli tischen Vermögensbildungspolitik verschärfte 
Verteilungskonflikte vermeiden können^), war im Juni 1969 die einzige konkrete 
Vorstellung der CDU/CSU zur Steuerung des Wirtschaftsablaufes, dessen prinzipielle 
'Machbarkeit' sie im übrigen als Seitenhieb auf den populären und höchst erfolgrei- 
chen sozialdemokratischen Wirtschaftsminister energisch bestritt. 93/ 

Wichtig an dieser Position ist, daß die Union zu jenen Kräften gehörte, die recht- 
zeitige und durchgreifende Bremsmanöver verhinderten, die unvermeidlich auch den 
Export hätten einbeziehen müssen, stattdessen Konsumverzicht und Investitionsboom 
befürworteten und damit ihren Beitrag zur Entstehung jener überaus problematischen 
Lage im Herbst 1969 leisteten, die in der Folgezeit zu einer schweren wirtschafts- 
politischen Belastung werden sollte. 

Zwar hatte sich bis 1969 innerhalb der Gesamtpartei die interventionsfreundlichere 
wirtschaftspolitische Linie durchgesetzt, aber auch deren Bereitschaft zum direkten 
Eingriff in ökonomische Problembereiche schloß keineswegs den Willen zur Koopera- 
tion mit den gesellschaftlichen Verbänden, besonders mit den Gewerkschaften, ein. 
Das Schweigen der CDU/CSU zu Arbeitsmarkt- und Verteilungsfragen in der Rezession 
selbst wie im beginnenden und irnner schneller werdenden Aufschwung zeigte, daß sie 
nur solche wirtschafts- und finanzpolitischen Handlungsspielräume ausnutzen wollte, 
in denen ökonomische Sachzwänge und gesamtwirtschaftliche Vernunft als Begründungs- 
muster staatlichen Handelns dienen konnten. 'Zunkunftsinvestitionen', die der 'Ge- 
neration von morgen' das 'überleben' ermöglichen sollten, hatte die Union gegen 
innere Widerstände in ihr wirtschaftspolitisches Gesamtkonzept einbauen können; die 
Integration der deutlicher interessenspezifischen und tendenziell auch konflikt- 
orientierteren Verbände, d.h. aber letztlich der Gewerkschaften als deren fordern- 
der Teil, in das Regierungshandeln überließ sie dagegen kormientarlos der SPD. Und 
die hatte in der Tat hier auch zunächst große Erfolge zu verzeichnen. 

5.1.2) SPD 

Auch die SPD befasste sich zu Beginn des hier zu betrachtenden Zeitabschnitts 
vorrangig mit der Frage, in welchen sozio-ökonomischen Bereichen der Staat tätig 
werden sollte. Allerdings ging es ihr im Februar 1966 weniger um eine Neukonzeption 
fiskalpolitischer (Spar-)Strategien, wenngleich sie jeden Schritt hin zu einer 
längerfristigen staatlichen Finanzplanung bejahte und ihre Mitarbeit bei der Fi- 
nanzreform ausdrücklich anbot.94) im Vordergrund stand vielmehr ihr irmier wieder 
energisch vorgetragenes Verlangen nach einer Förderung des Dialogs mit den wichtig- 
sten gesellschaftlichen Gruppen durch die Bundesregierung, der man fehlende Füh- 
rungskraft und mangelnde Entscheidungsfreude vorwarf.95) Angesichts der problemati- 
schen Preisentwicklung müsse ein abgestimntes Verhalten der Tarifparteien erreicht 
werden^), das zusamnen mit wettbewerbspol itischen97), vermögenspol itischen^Ö) und 
außenwirtschaftlich dämpfenden^) Maßnahmen stufenweise die Rückkehr zu annähernder 
Geldwertstabilität ohne "deflationäre Roßkur" ermöglichen solle.3-00) 

Auffällig ist, wieviel stärker als die CDU/CSU die SPD Stellung gegenüber den 
gesellschaftlichen Gruppen bezog: Sei es das Lob für die maßvolle Politik der 
Gewerkschaften^! ), sei es die Mahnung an die Unternehmer, sich preispolitisch 
zurückzuhalten 102 ) - die SPD machte keinen Hehl aus ihrer Auffassung, daß jeden- 
falls die Lohnabhängigen keine Verantwortung für die gegenwärtige Preisentwicklung 
trügen. 103) Der Hauptvorwurf ging dann allerding nioht an diejenigen in der Wirt- 
schaft, die die Preise autonom festsetzten, sondern an die Bundesregierung, die 
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entweder durch die gänzliche Verweigerung von orientierenden Zahlen oder durch die 
Proklamation völlig unrealistischer quantifizierter ökonomischer Zielgrößen das 
Instrument der Orientierungsdaten - vielleicht sogar mit Absicht - entwerte, 104 ) 
die Gewerkschaften gegenüber ihrer eigenen Basis in Schwierigkeiten bringe 10 ^) und 
insgesamt ihrer Führungsaufgabe nicht gerecht werde. 10 °) Hier wird das Bemühen 
deutlich, den gesellschaftlichen Bündnispartner zwar in Schutz zu nehmen, zugleich 
aber die wesentlichen Kompetenzen für die Gewährleistung eines störungsfreien 
Wirtschaftsablaufs auf die politische Ebene zu verlagern. 

Es kann eindeutig festgehalten werden, daß die SPD zu Anfang des Untersuchungszeit- 
raumes staatliche Eingriffe oder zumindest Einwirkungen gerade dort anstrebte, wo 
die Union sie entschieden ablehnte: gegenüber den gesellschaftlichen Verbänden und 
bezogen auf den Export. 10 ?) Sie war bestrebt, neue und funktionsfähigere Kanäle der 
Interessentransmission zwischen 'Wirtschaft 1 und 'Politik' zu schaffen - und zwar 
mit deutlicher Betonung der Legitimität gewerkschaftlicher Positionen 101 ) - und 
mittels der partiellen Umlenkung außenwirtschaftlicher Handelsströme auf den Bin- 
nenmarkt zusätzliche materielle Ressourcen auch für die öffentlichen Hände zu 
gewinnen; und diese Haltung - zusainnen mit der festen sozialdemokratischen Überzeu- 
gung, über ein modernes und wirkunsvolles Instrumentarium der Wirtschaftssteuerung 
zu verfügen 10 ^) - ließ sie geschlossener und handlungsfähiger erscheinen als die 
Union, die in sich noch uneinig über die generelle Zielrichtung und Reichweite 
staatlicher wirtschaftspolitischer Aktivitäten war. 

Zugleich wird schon an dieser Stelle greifbar, daß die SPD - bei aller offenen und 
öffentlichen Unterstützung der gewerkschaftlichen Positionen - ganz klar die Aus- 
weitung pol i ti scher Kompetenzen , damit aber ihrer eigenen potentiellen künftigen 
Aktionsmöglichkeiten anstrebte, komplementär zu dem seinerzeitigen fast völligen 
Verzicht der Gewerkschaften auf eine über die rein quantitative Lohnpolitik hinaus- 
gehende autonome Handlungsstrategie. Dies ist umso bedeutsamer, wenn man sich vor 
Augen führt, daß es die SPD hinsichtlich der Tariflohnpolitik ihres gesellschaftli- 
chen Bündnispartners mit der Lohnregel von dessen unternehmerischem Kontrahenten 
hielt, nämlich mit der Produktivitätsorientierung der Einkommenspolitik. 

Gleichzeitig suchte auch die Sozialdemokratie nicht den offenen Konflikt mit den 
Unternehmern, worin sich sowohl eine gewisse Defensivhaltung als auch vor allem das 
Bemühen jeder Partei spiegelt, Kompetenzen und Verantwortung auf die Ebene des 
eigenen Handelns, d.h., auf die politische Bühne zu verlagern, was die Selbstlegi- 
timation als leistungsfähige Instanz des Interessenverarbeitungsprozesses zwar 
ermöglicht (aber auch kategorisch erfordert!), dadurch zugleich aber Delegitimie- 
rungsprozesse von derjenigen sozialen Gruppierung fernhält, die die eigentlich 
relevanten ökonomischen Entscheidungen privat trifft. 

Anläßlich der Debatte des ersten Stabilitätsgesetz-Entwurfes im September 1966 
kehrten diese Positionen: Förderung des sozio-poli tischen Dialogs 110 ) sowie Einbau 
außenpolitischer Instrumente in das konjunkturpolitische Instrumentarium des Geset- 
zes 111 ) verstärkt wieder, zusammen mit dem Verlangen nach einer Gleichberechtigung 
expansiver und stabilitätsorientierter wirtschaftspolitischer Ziele: "Unser Volk 
will voran; es will Wachstum. Unser Volk will das Erreichte sichern, und das heißt: 
es will Stabilität. Für uns Sozialdemokraten heißt dies, daß wir mit unseren Ver- 
besserungsvorschlägen aus diesem Entwurf eine Waffe des Wachstums und der Sicher- 
heit, der Stabilität und der Expansion schmieden helfen werden... " 11 2J wie man 
sieht, bediente sich auch die sozialdemokratische (Volks-)Partei gelegentlich sehr 
gerne des nationalen Begründungsmusters der Interessenintegration. 

Der Bundesregierung wurde vorgeworfen, sowohl in ihrer konkreten Konjunktur- und 
Haushaltspolitik, als auch in ihrer im Gesetzentwurf implizit formulierten grund- 
sätzlichen wirtschaftspolitischen Konzeption allzu einseitig auf das Ziel der 
Geldwertstabilität fixiert zu sein. Mit einer derartig einseitigen Haltung gefährde 
sie aktuell die Konjunktur 111 ) und langfristig - durch das Aussparen der gesell- 
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schaftlichen Gruppen und des Exports aus der wirtschaftspolitischen Strategie - 
Stabilität und Wachstum generell. l* 4 ) Das wirtschaftliche Wachstum aber, $0 lautete 
das grundlegende sozialdemokratische Credo, durfte nicht bedroht werden, nicht 
zuletzt aus weltpolitischen Gründen der Systemkonkurrenz. US) 

Es darf wohl als sicher angenomnen werden, daß sich darin nicht nur die Akzeptie- 
rung der dominierenden Priorität des Kapitalverwertungsprozesses gegenüber jedem 
(Partei ^ politischen Handeln verbarg. Gerade der Sozialdemokratie dürfte klargewe- 
sen sein! daß weder ihre eigenen Reformpläne noch die gewerkschaftlichen Vertei- 
lungsvorstellungen bei krisenhaften ökonomischen Zuständen eine Chance der Durch- 
setzung haben würden. 

Die SPD machte aus ihrer Bereitschaft, aber auch ihrer Entschlossenheit zur Zu- 
sarrmenarbeit zwecks Behebung dieser und anderer!^) Mangel des Gesetzesentwurfes 
keinen Hehl: Sie bot an, bei hinreichender Berücksichtigung ihrer Vorstellungen in 
einem Stabilitätsentwurf ihren Plan fallenzulassen, die erforderliche Rechtsgrund- 
lage des geplanten Gesetzes mittels einzelner Staats Verträge mit den Bundesländern 
zu schaffen - eine Konzeption, die die auf eine rasche Verabschiedung des Entwurfes 
angewiesene und zu diesem Zweck eine Änderung des Grundgesetzes anstrebende Bundes- 
regierung zweifellos unter erheblichen Zeit- und Problemdruck gesetzt hätte. H') 
Aber dieser Wille zur Kooperation, der schon bald in den Willen zur Koalition 
einmünden sollte, ging weit über gesetzes technische Einzelheiten hinaus: Das Ange- 
bot der SPD bestand in nichts weniger als dem Einbringen der Gewerkschaften in 
einen neuartigen sozio-poli tischen Kommunikationsprozeß: "Sie (die Bundesregierung, 
C.S.) werden die Chance haben, mit uns erneut zu versuchen, eine Möglichkeit zu 
finden, mit den großen sozialen Gruppen die Ansprüche an das Sozialprodukt abzu- 
stimnen und sie auf das jeweils vernünftige Maß auszurichten. Aber das kann man 
natürlich nicht mit der einen Gruppe allein machen."*^} Dafür, daß auch die 'an- 
dere Gruppe', die Organisation der Lohnabhängigen, für einen derartigen Versuch 
zugänglich sein würde, verbürgte sich die SPD - aber nur um den Preis ihrer Betei- 
ligung an der Regierung. 

Ein gutes halbes Jahr später konnte Wirtschaftsminister Schiller denn auch auf den 
gelungenen Einstieg in eine neue Form der sozio-poli tischen Verständigung verwei- 
sen, wenngleich er konzedieren mußte, daß die echte Bewährungsprobe der Konzertier- 
ten Aktion erst noch bevorstand: die einkommnenspoli tische Bewältigung des heftigst 
herbei gewünschten nächsten Aufschwungs. 119) 

Die größten gegenwärtigen Bedenken hatte die SPD bezüglich der Wachstumsentwick- 
lung, nachdem der Zustand des Geldwertes und des Exports - letzterer nolens volens 
- als einigermaßen zufriedenstellend hingenomnen worden waren. 120) während der 
Wirtschaftsminister noch vorsichtig formulierte, durch den ersten Eventualhaushalt 
sei "noch keine konjunkturelle Wende erreicht" wordenl^l), thematisierte sein durch 
Ministerpflichten nicht gebundener Parteifreund Porzner offen das Problem drohender 
Arbeitslosigkeit, die nicht zu einem statistischen Phänomen heruntergespielt werden 
dürfe: "für uns ist Vollbeschäftigung nur dann gegeben, wenn jeder arbeiten kann, 
der arbeiten will... "122) 

Auch hier kam es also wieder, wie bei der Beurteilung der gewerkschaftlichen Lohn- 
politik im Vorjahr, zu einer deutlichen Parteinahme für eine konjunkturpolitische 
Prioritätensetzung im lohnabhängigen Interesse; daneben aber auch zu einem der 
bislang noch seltenen Vorwürfe an eine andere Partei, gezielt bestimmte gesell- 
schaftliche Interessen benachteiligen zu wollen, wenn nämlich Porzner die FDP 
beschuldigte, daß sie, indem sie aus vermeintlich stabilitätspolitischer Sorge zu 
weiterem konjunkturpolitischen Abwarten rate, sich nicht nur mit der derzeit be- 
reits gegebenen Arbeitslosigkeit abfinde, sondern sogar bewußt eine noch höhere 
Arbeitslosenquote einkalkuliere. 123) Bisher hatte man im wesentlichen die Regierung 
bzw. den Koalitionspartner nur der Inkompetenz beschuldigt; und die folgenden 
Zitate zeigen, wie sehr besonders der sozialdemokratische Wirtschaftsminister es 
vermied, Investitionsförderungspolitik mit Interessenverfolgung in Verbindung zu 




- 183 - 



bringen. Wie schon die CDU/CSU, so bediente sich nun auch die regierende Sozialde- 
mokratie eines an 'ökonomischer Notwendigkeit' und 'gemeinsamer Verantwortung' 
orientierten Vokabulars: Schi! 1er und Porzner kritisierten beide den langanhalten- 
den zinspolitischen Attentismus der Bundesbank*^) un d den schleppenden Vollzug des 
Eventual haushalts, *25) der doch die "dringend notwendige zusätzliche Investitions- 
nachfrage" ankurbeln sollte, -um "den eigentlichen Konjunkturmotor, die unterneh- 
merische Investitionstätigkeit wieder rascher in Gang zu bringen..."*26) piir den 
Fall, daß dies mit Hilfe der bislang beschlossenen Maßnahmen nicht gelingen sollte, 
stellte man weitere "Schub 1 adenprojekte" in Aussicht.*^') Es sei nun die "Gemein- 
schaftsaufgabe aller Verantwortlichen", "Expans i on i n Stab i 1 i tät zu erreichen, und 
zwar ohne den Unterschwung einer echten Rezession und ohne eine Wiederholung der 

Preis-Lohn-Preis-Schaukel."128) 

Es wird immer deutlicher, worin das wirtschaftspolitische Hauptziel der SPD be- 
stand: in der Kontrolle der ökonomischen Entwicklung insgesamt in einem Ausmaß, das 
es erlauben sollte, einen stetigen Wachstumsprozeß ohne zyklische Schwankungen 
herzustellen.129) Die j n der damaligen konkreten Situation mit diesem grundsätzli- 
chen Ziel verbundenen aktuellen Hoffnungen, daß eine Gratwanderung zwischen Re- 
zession und erneutem Preisauftrieb gelingen möge, waren bis zum September 1967 
zwangsweise stark zurückgenorrmen worden. Jetzt galt es, mit dem zweifachen Problem 
rapide gestiegener Arbeitslosenzahlen*30) und der - besonders von der Bundesbank 
geforderten - Sanierung der Staatsfinanzen fertigzuwerden*3*), und es kann nicht 
verwundern, daß die SPD, allen voran ihr Wirtschaftsminister, jedes nur denkbare 
Argument zugunsten der Wachstumsförderung vorbrachte, lag doch die Finanzpolitik in 
den Händen seines weit weniger expansionsfreudigen Ministerkollegen Strauß. *32) 

Wachstum galt als nationale*^) U nd internationale*^) Pflicht zugleich, weshalb 
die staatliche Verschuldung zwecks Konjunkturbelebung hingenomnen werden müsset), 
ohne Wachstum speziell der infrastrukturellen öffentlichen Investitionen seien die 
"Aufgaben der Zukunft" nicht zu bewältigen, weshalb der strukturpol itische Schwer- 
punkt des zweiten Konjunkturprogranms ausdrücklich gelobt wurdet); allerdings 
nicht ohne daß der sozialdemokratische Wirtschaftsminister allen Bestrebungen hin- 
sichtlich sektoraler bzw. branchenspezifischer Planung (mit Ausnahme des Stein- 
kohlebergbaus) eine entschiedene Absage erteilte. Diese liege "jenseits des Rubi- 
kon, der die Marktwirtschaft von einer unfreien Wirtschaft trennt." "Global Steue- 
rung heißt klar und deutlich Absage an den partikularen Interventionismu$..."*37) 
Hier wird besonders deutlich, wie wenig damals wesentliche Strömungen auch in der 
SPD sich auf die Ebene konkreter, miteinander konkurrierender Gebrauchswertprodu- 
zenten einlassen wollten. 

Schließlich war Wachstum nach Meinung der Sozialdemokraten die unumstößliche Vor- 
aussetzung für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, deren Anstieg "innere Erschüt- 
terung und Unsicherheit für die ganze Gesellschaft mit sich" bringen könne.138) 
Bemerkenswert an diesen, mit den gewerkschaftlichen Kommentaren der damaligen Zeit 
praktisch deckungsgleichen Argumentationsmustern ist, daß während des ganzen Jahres 
1967 keinerlei Konf 1 ikte mehr von der SPD thematisiert wurden: Weder der Koali- 
tionspartner noch - auf Verbandsebene - die Unternehmer wurden etwa ernsthaft als 
Krisen Verursacher oder ähnliches angegriffen*™), obgleich doch im Vorjahr hart um 
die Zuteilung von Verantwortl ichkeiten für Preisentwicklung, Haushaltslage etc. 
gerungen worden war. Hatte die Partei 1966 explizit gewerkschaftsnahe Positionen 
formuliert, so schwieg sie nun völlig zu allen Verteilungsfragen und beschränkte 
sich auf Aussagen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Dieses Auftreten legt den 
Schluß nahe, daß die Sozialdemokraten - einmal in der Regierung - ihre Aufgabe 
vorrangig in der gesellschaftlichen und politischen Integration von Interessen 
(statt in der weiteren Betonung von Gegensätzen zwischen ihnen) sowie in der 
schnellstmöglichen Krisenbewältigung sahen, die ihnen wiederum bei sozialem Konsens 
allemal eher möglich erschien als im Falle sozio-pol i tischen Dissenses.*40) Der 
rasche Aufschwung des Jahres 1968 schien ihnen zunächst scheinbar recht zu geben, 
die Spätfolgen der Turbulenzen und Konfrontationen im Jahr darauf aber zeigten, zu 
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wessen Lasten eine derartige Friedfertigkeit letzten Endes gegangen war und zu 
welchen unkontrollierbaren Basisausbrüchen es als Konsequenz komnen konnte. Ml) Mit 
diesen Bemerkungen ist allerdings nicht gemeint, daß die SPD gesellschaftliche und 
politische Kontroversen 1967/68 hätte etwa absichtlich verschärfen sollen, um die 
Interessen ihrer Wählerbasis wirkungsvoller zu vertreten, sondern an dieser Stelle 
tritt vielmehr das generelle objektive Dilemma kooperativer Politik seitens lohnab- 
hängier Organisationen deutlich zutage. Selbst wenn die SPD keineswegs mehr unge- 
brochen als Partei der Lohnabhängigen betrachtet werden kann, sondern eine Volks- 
partei mit starker Mittelschichtbeteiligung ist, so gilt doch auch für sie die oben 
entwickelte Problembeschreibung: Selektiert eine politische Organisation zu scharf 
(entlang klassenspezifischer Maßstäbe), so gerät sie in Steuerungsschwierigkeiten, 
sofern sie an der Regierung beteiligt ist. Integriert sie aber gegensätzliche 
Interessen zu weitgehend, so läuft sie Gefahr, ihren sozialen Rückhalt zu verlie- 
ren.!^} 0 i e Diskussion Über das geglückte Krisenmanagement auf dem SPD-Parteitag 
von 1969 zeigen dies ganz klar, wenn etwa dem damals noch innerparteilich hoch 
angesehenen Wirtschaftsminister vorgeworfen wurde, er habe zwar die Wirtschaft aus 
der Rezession geführt, aber dies laufe doch letztlich auf die Rettung der Unterneh- 
merwirtschaft mit systemkonformen Mitteln hinaus. 143) Und auch Schillers vielgelob- 
tes Glanzstück, die Konzertierte Aktion, blieb nicht von Kritik verschont: Es sei 
kein Wunder, wenn dieses Gremium zum Teil bei den Arbeitnehmern nicht besonders 
beliebt sei, habe man es doch in einer Phase ins Leben gerufen, als die Unternehmer 
mit Hilfe der Arbeitslosen-Drohung Leistungen abgebaut und Lohnzurückhaltung er- 
zwungen hätten. 144) 

Und nicht nur innerhalb der SPD mehrte sich die Kritik an der Überintegration 
gesellschaftlicher Interessen durch die etablierten politischen (Groß-)Parteien; 
das Auftreten der Außerparlamentarischen Opposition in den Jahren der Großen Koali- 
tion kann insgesamt als massenhafter authentischer gesellschaftlicher Protest gegen 
diese Erscheinung angesehen werden. 

Diese parteiinternen Konflikte sollten sich fortsetzen. Das Schweigen der SPD zum 
Verhalten der gesellschaftlichen Gruppen und zu den Verteilungskonflikten fand ein 
jähes Ende, als im Februar 1968 klar war, daß man die Rezession wohl endgültig 
überwunden hatte. 145) Diese bisherigen Erfolge schrieb die SPD vor allem ihrer 
"rationale(n) Wirtschaftspolitik" auch und besonders gegenüber Unternehmerverbänden 
und Gewerkschaften zu, von denen jetzt die neuen wirtschaftspolitischen Instrumente 
des Staates akzeptiert worden seien. 146) Die Rede des Wirtschaftsministers war 
nahezu ausschließlich der Beschwörung eines rationalen Konfliktaustraqs zwischen 
den sozialen Verbänden untereinander und gegenüber dem Staat gewidmet^?), aller- 
dings verbunden mit dem Eingeständnis, daß allzu harmonistische Vorstellungen wie 
die des SVR hinsichtlich eines zweijährigen Rahmenpaktes zwischen Kapital- und 
Lohnabhängigenorganisationen nicht realisierbar seien. 146) 

'Rationales Verhalten' der Verbände bedeutete für Schiller konkret, anzuerkennen, 
daß die Unternehmerei nkoomen "jetzt zunächst wieder ansteigen (müssen, C.S.), um 
die Investitionsneigung zu stärken, damit die Vollbeschäftigung bald wieder gewon- 
nen werden kann. Unternehmereinkormien und Gewinnentwicklung sind äußerst konjunk- 
turreagible Größen. Demgegenüber haben die Löhne ein größeres Maß an Stabilität. 
Durch die Konzertierte Aktion wird diese Stetigkeit noch zunehmen."149) Und genau 
an diesem Punkt begann sich die bislang im Gegensatz zur CDU/CSU so einheitlich 
erscheinende Haltung der SPD aufzufächern. Denn innerhalb der Fraktion wurde Kritik 
an den lohnpolitischen Orientierungsdaten der Bundesregierung laut, wenn auch z.T. 
übersetzt in die sachzwanghafte Sprache der Nationalökonomie: Der private Ver- 
brauch, der "eine wichtige Aufschwungstütze" sei, korrnie in der offiziellen Projek- 
tion "im Grunde zu kurz. " 160 ) Es erging die Mahnung an Schiller : "Die Frage nach 
der gerechten Einkommens- und Vermögenspolitik wird nach der Überwindung dieser 
Rezession und der Wiedererlangung eines angemessenen Wirtschaftswachstums mehr und 
mehr zur Gretchenfrage unserer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik werden. " 161 ) 
Und auch das investitionspolitische Credo des Wirtschaftsministers wurde auf seinen 
verteilungspolitischen Kern zurückgeführt: "Wir können uns nicht damit zufrieden 
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geben, daß der Vermögenszuwachs, der ja die Kehrseite der Investitionen ist, weit 
überwiegend eben dem Investor zufließt, obwohl - um es einfach und sehr deutlich zu 
sagen - aus meiner Sicht die Arbeitnehmer durch im Rahmen der Konzertierten Aktion 
erzwungene oder freiwillige Zurückhaltung bei ihren Einkomnen diese Investitionen 
mitfinanzieren und mitfinanzieren werden."^) 

Diese Zitate wurden deshalb so ausführlich vorgeführt, weil sie überraschend deut- 
lich innerparteiliche Differenzierungen in der SPD belegen, insoweit ihre Haltung 
zu dem zentralen und eben letztlich nur interessenspezifisch zu lösenden Problem 
betroffen war, wer denn zunächst und vorrangig verteilungspolitisch von dem neuen 
Aufschwung profitieren sollte. Und auch die beiden anderen Fragen, die von den SPD- 
Rednern nicht ganz einheitlich behandelt wurden - weitere konjunkturelle Ankurbe- 
lungsmaßnahmenl53) und die künftige Preisentwicklung^) - hatten letztlich den 
gleichen Hintergrund: Verbesserung oder Schwächung der lohnabhängigen Marktpositio- 
nen im Verteilungskampf. 

Im Grunde war die SPD im Begriff, ihre Unschuld zu verlieren. Nach siebzehn Jahren 
der Opposition auf Bundesebene war sie nun unmittelbar und direkt, ja, mit ihrem 
Wirtschaftsminister und im Gefolge der von ihr angestreb.ten und durchgesetzten 
Konzertierten Aktion an vorderster Front, in die Auseinandersetzungen zwischen und 
mit den Verbänden verstrickt. Es war eine Sache, aus der Opposition heraus Partei 
für die Gewerkschaften zu ergreifen; eine andere war es jedoch, selbst an der 
Regierung mitzuwirken und damit den Zwängen des interverbandlichen Verte ilungskamp- 
fes ausgesetzt zu sein. Ihre Reaktion darauf bestand in dem Versuch, diese Verbän- 
dekonflikte durch das 'rationale Interessen-Clearing ' in den Griff zu bekommen, um 
selbst stetiger und autonomer handeln zu können. Und dieses Steuerungsbemühen mußte 
sie notwendig in Legitimationskonflikte stürzen, bedeutete es doch notwendig, eine 
gewisse Distanz gegenüber gewerkschaftlichen Verte ilungsvorste 11 ungen und Inter- 
essenpositionen einzunehmen. Insofern können die kritischen Stimmen aus der Frak- 
tion auch als Verbindungskanäle zu denjenigen gesellschaftlichen Interessenträgern 
verstanden werden, die faktisch weniger als bislang von der Partei (führung) berück- 
sichtigt wurden, sich jedoch in diesen abweichenden Stellungnahmen noch wiederfin- 
den konnten. 

Im November 1968 war zunächst einmal von alledem keine Rede mehr, als das Parlament 
über die aktuellen währungspolitischen Probleme debattierte! 55 ). und bemerkenswer- 
terweise bestanden hier in einem wesentlichen Punkt keine fundamentalen Differenzen 
zwischen CDU/CSU und SPD: Auch die Sozialdemokraten lehnten damals die Aufwertung 
der DM ab, denn dadurch "wäre die Schwächung der Wettbewerbsfäh iakeit der deutschen 
Wirtschaft auf Dauer zementiert. Das wollen wir vermeiden. "156} Der gewählte Weg 
der Steuersatzvariation sei flexibel und lasse die Verpflichtung zur Konsolidierung 
in den Defizit ländern bestehen^ 5 ?) . er erspare der Bundesrepublik sowohl Beein- 
trächtigungen im Kapitalexport 158) als auch enorme Haushaltseinbußenl 5 ^); als Maß- 
nahme zur Stabilisierung des Weltmarktes, auf den die westdeutsche Wirtschaft 
existentiell angewiesen sei, diene er den deutschen Interessenten U nd schließlich 
stelle er "einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der internationalen Währungskrise" 
dar.tl) Unterschiede zur Haltung der CDU/CSU bzw. eines ihrer Flügel lassen sich 
lediglich in der klaren Ablehnung der Alternative des Überhaupt-Nicht-Handelnst2) > 
der etwas deutlicheren Absage an Pläne zur Unterstützung besonders betroffener 
Sektoren! 65 ) sow i e i m Rekurs auf das alte sozialdemokratische Ziel der partiellen 
Umlenkung von für den Export vorgesehenen Gütern auf den Binnenmarkt finden. t4) 
Dieses letzte Argument sollte aber erst in den frühen siebziger Jahren verstärkte 
Bedeutung erhalten, als das erste Kabinett Brandt/Scheel um Ressourcen für sein 
Reformprograrrm rang. Zum damaligen Zeitpunkt stellte das Ziel der endgültigen 
Sicherung des Aufschwungs und damit der Vollbeschäftigung offenbar den höheren Wert 
für die SPD dar. Daraus resultierte schließlich auch die für die weitere konjunktu- 
relle Entwicklung entscheidende Tatsache, daß die SPD im Spätherbst 1968 ebenfalls 
keine binnenwirtschaftlichen Bremsmaßnahmen befürwortete bzw. durchzusetzen such- 
te. 165 ) 
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Es ist nicht unwahrscheinlich, daß dieser Verzicht auf Intervention ein Ausdruck 
des oben geschilderten Dilemmas der Sozialdemokratie war. Denn unter der Last 
dieser Widersprüche konnte die Partei eigentlich nur an maximalen (statt, wie 
propagiert, an optimalen) Wachstumsraten interessiert sein, weil daraus entspre- 
chend große materielle Verteilungsspielräume erwachsen konnten, die es vielleicht 
erlauben würden, alle zu befriedigen und keinen zu verärgern und dabei auch noch 
die eigenen Pläne in die Tat umsetzen zu können. 

Die steil überschäumende Hochkonjunktur, die man sich dann allerdings mit dieser 
Haltung eingehandelt hatte, stand im Vordergrund der letzten Bundestagsdebatte zu 
wirtschaftlichen Problemen vor der Bundestagswahl 1969. Die SPD betonte immer 
wieder den erfolgreichen ökonomischen und konjunkturpolitischen Neuanfang der letz- 
ten Jahre^^), ganz sicher nicht zuletzt, um im Wahlkampf mit ihrem dynamischen 
Wirtschaftsminister zusätzliche Pluspunkte zu gewinnen. Vor allem der neue ratio- 
nale Stil der sozio-pol itischen Komnunikation wurde enthusiastisch gelobt^'), 
allerdings nicht ohne auf die bevorstehende Bewährungsprobe zu verweisen: "Dies ist 
ein heißer Sommer, auch für die Wirtschaftspolitik, auch für die Konzertierte 
Aktion und auch für dieses Parlament. Ich kann nur hoffen, daß die Konzertierte 
Aktion wiederum den Beitrag zu leisten vermag, den sie zu leisten imstande ist: 
eben Grundlagen für Initiativen und Entscheidungen zu erarbeiten, vorzubereiten und 
I n f ormat i onen auszutauschen."^) 

Aber Schillers Hoffnung, durch vermögenspolitische Maßnahmen eventuelle konjunktur- 
gefährdende Konsequenzen der nächsten Tarifrunde, in die die Gewerkschaften mit 
einer problematischen Legitimationsposition hineingingen, auffangen zu können^), 
sollte sich als illusorisch erweisen. Es war zwar nur zu verständlich, daß die 
regierende Sozialdemokratie an einer Entschärfung der Verteilungskonflikte und an 
einer Entzerrung der Lohnentwicklung zwecks Unterstützung ihrer Bemühungen um eine 
Verstetigung der Konjunktur interessiert war. Aber die Gewerkschaften hätten sich 
eine solche partielle vermögenspolitische Entfunktionalisierung ihrer selbst gar 
nicht leisten können, selbst wenn noch mehr ihrer Führungspersonen als nur Georg 
Leber dazu bereit gewesen wären. Die spontanen Streiks sollten nur allzu deutlich 
machen, was ihre Basis stattdessen von ihnen erwartete: endlich eine härtere Ver- 
te i 1 ungsause i nandersetzung . 

Die SPD war sich einig, daß die gewerkschaftliche Lohnpolitik bislang noch nicht 
einmal den von der enormen Produktivitätssteigerung gesetzten Spielraum ausge- 
schöpft habe und demzufolge keinesfal ls Verursacher des wieder akuter werdenden 
Preisproblems sein konnte.^) Quasi durch die Hintertür, im Gewand eines ausdrück- 
lichen Lobes, machte sie jedoch damit gleichzeitig klar, worin nach ihrer Auf- 
fassung die Grenze gewerkschaftlicher Verteilungsabsichten zu bestehen hatte: in 
dem Zuwachs der Produktivität, d.h. aber auch: im Verzicht auf eine echte Umvertei- 
lung. Während Schi! 1er eher vorsichtig von überstarker Nachfrage - auch nach Ar- 
beitskräften^l) - und über die fortbestehenden weltwirtschaftlichen Spannungen^) 
als Gründe für die Preisbewegung sprach und viel eher die günstigen Stabilisie- 
rungsbedingungen und -Chancen betonte^), formulierte Alex Möller deutlicher und 
schroffer den Vorwurf, die für die Erhaltung des Geldwertes notwendige "maß- 
volle Aufwertung" sei verhindert worden.1'4) Hierin kann man eine argumentative 
'Doppel Strategie' erkennen, mit der einerseits der zuständige Minister durch das 
Herunterspielen bestehender Probleme Legitimationsschwierigkeiten vermied, die aus 
dem Vorwurf der Inkompetenz hätten erwachsen können, und durch die andererseits die 
Verantwortung dafür, daß es diese Probleme überhaupt gab, implizit dem Regierungs- 
partner zugeschoben wurde, und das, obgleich man bis vor einiger Zeit durchaus 
einer Meinung mit ihm gewesen war. 

Die SPD erkannte das Dilemna genau, in das ihre Wirtschaftspolitik durch die unter- 
lassene Aufwertung irrnier stärker geriet: Man hätte frühzeitig konjunkturell bremsen 
müssen, um einen Boom zu vermeiden^), konnte es aber aufgrund der dann drohenden 
explosionsartigen Zunahme des deutschen Exports samt aller mit einer außenwirt- 
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schaftl ichen Überschußposition verbundenen Probleme für die Binnen- und Weltwirt- 
schaft nicht. 176) j n dieser widersprüchlichen Lage beschränkte sie sich darauf, die 
Preisprojektion nach oben zu korrigieren und - wie geschildert - auf die Tarifpar- 
teien zu hoffen. 177) 

Zusamnenfassend kann die wirtschaftspolitische Strategie der SPD zwischen 1966 und 
1969 als teilweise geglückter Versuch der Ausweitung staatlicher Handlungsspielräu- 
me vor allem durch den Einbezug der befreundeten Gewerkschaften in eine neue Form 
des sozio-poli tischen Dialogs und insbesondere in das Krisenmanagement der Jahre 
1967/68 beschrieben werden. Die Realisation der zweiten tragenden Vorstellung ihrer 
Konzeption allerdings, die verstärkte staatliche Einwirkung auf den Export, schei- 
terte an der Entschlossenheit der CDU/CSU, diesen Sektor möglichst vor ökonomischen 
Positionsverlusten zu bewahren. Beides zusammen, die erfolgreiche 'sanfte' Diszi- 
plinierung der Gewerkschaften und das erfolglose Bemühen um Exportdämpfung, schuf 
ab Herbst 1969 eine Problemkonstellation, die die künftige Regierungspolitik der 
SPD in Form verstärkt konf liktorischer Gewerkschaftspolitik und ausufernder welt- 
wirtschaftlicher Turbulenzen aufs schwerste belasten sollte. Die SPD verfügte in 
den späten sechziger Jahren in der Tat über ein relativ geschlossenes wirtschafts- 
politisches Konzept des zum Zwecke der Konjunkturverstetigung auszubauenden Inter- 
ventionsstaates, das ihr zwar die rasche Überwindung der Rezession ermöglichte, das 
aber im Grundsatz im Aufschwung und in der Hochkonjunktur schon vor der Wahl 
1969 an verbands- und parteipolitischen Konterstrategien scheiterte; 187) aber nicht 
zuletzt auch an der sozialdemokratischen Hoffnung selbst, durch maximales quantita- 
tives Wachstum drohende interverbandliche und politische Interessenkonflikte ver- 
meiden zu können. Dies war der Beginn einer Politik des 'Allen-Wohl-und-keinem- 
Wehe', die in den siebziger Jahren die Sozialdemokratie in eine politische Sack- 
gasse führen sollte. 

5.1.3) FDP 

Die FDP bezog zu Beginn des hier betrachteten Zeitraumes, im Februar 1966, die 
klarsten Positionen von allen Parteien im Bundestag - vor dem Hintergrund ihres, 
verglichen mit den beiden Volksparteien, deutlicher abgegrenzten und homogeneren 
Wählerpotentials ein durchaus verständliches Vorgehen. 

Ihr galt - im Verein mit dem ersten der drei oben beschriebenen Flügel der CDU/CSU 
- die Geldwertstabilität als oberstes Ziel des gegenwärtigen wirtschaftspolitischen 
Handelns. 179) Eindeutiger als die beiden großen Parteien formulierten die Libera- 
len, was sie als die Hauptgefahr für die^ Preisentwicklung ansahen: "... die Preis- 
inflation ist ja eine Kosteninflation "180), worauf vor allem die Lohnbewegung 
Rücksicht zu nehmen habe. Orientierung an der realen Produktivitätssteigerung war 
die Formel der Freien Demokraten für die ihr als zulässig erscheinenden Lohner- 
höhungen;^].) wer sich daran nicht halte, nütze nicht nur sich selbst, sondern 
bürde "dem ganzen Volk das Risiko steigender Preise und geringerer Wettbewerbs- 
fähigkeit unserer Wirtschaft sowie eine Gefährdung der Arbeitsplätze auf längere 

Sicht auf. "182) 

Vordergründig war die Haltung der FDP insofern widersprüchlich, als sie einerseits 
jeden öffentlichen Eingriff in die Tarifautonomie entschieden zurückwies!83), ande- 
rerseits aber gezielt gegen die zwischen den Tarifparteien anstehenden Verhandlun- 
gen über Arbeitszeitverkürzungen polemisierte. 184; Aber dieser Widerspruch löst 
sich auf, wenn man das Gesellschaftsbild der Liberalen berücksichtigt, das die 
nationale Gemeinschaft als oberste Einheit sah, die nicht durch das Handeln der 
einzelnen gesellschaftlichen Gruppen geschädigt werden durfte: Die hochindustriali- 
sierte Gesellschaft sei "nur als eine Schicksalsgemeinschaft lebensfähig..." "Jen- 
seits aller politischen Auseinandersetzungen, die notwendig sind, müssen wir diese 
Schicksalsqemeinschaft als bewußte Solidarität menschlich und staatsbürgerlich 
bejahen. "185) Die Tarif au tonomie - so darf wohl geschlossen werden^) - war als 
unverzichtbarer Bestandteil der Marktwirtschaft zu respektieren, aber sie war 
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eingebunden in die höhere Verpflichtung zum Wohle des ganzen Volkes - mit diesem 
Argumentationsgang liegt einer der oben erwähnten Prototypen transkonf liktorischer 
Interessenintegration vor. 1^7) 

Die FDP machte keinen Hehl daraus, daß ihre Basis nicht eines der beiden großen und 
hochkonzentrierten sozio-ökonomi sehen Lager umfasste. Sie plädierte vor allem zu- 
gunsten von \)i]fen für den von Lohnkosten- und Zinssteigerunqen hart getroffenen 
Mittelstand^^, sowie für Erleichterungen im Exportgeschäft!^), worin sie sich 
erneut mit dem entsprechenden CDU/CSU-Flügel traf. 

Mit diesem verband sie schließlich auch die kompromißlose Ablehnung quantifizierter 
staatlicher Datensetzung überhaupt. 190) Es kann daher folgendes wirtschaftspoliti- 
sches Konzept der FDP am Ausgangspunkt der hier untersuchten Phase festgehalten 
werden: Weitgehende staatliche Zurückhaltung bzw. Konzentration auf die Erhaltung 
des Geldwertes, entsprechend restriktive Auffassung von Verteilungsansprüchen der 
Lohnabhängigen, aber z.T. auch des politischen Entscheidungszentrums, schließlich 
gezielte Förderung von Mittelstand und Export, denen am meisten an stabilem Geld- 
wert und geringen Kosten- und Steuerlasten liegen mußte. Allerdings bestand in 
Sachen Staatsfinanzen ein nicht unwichtiger parteiinterner Dissens: Während 
Dahl grün als Finanzminister, der den realen Steuerungsaufgaben und -zwängen im 
Staatsapparat ausgesetzt war, die Einplanung von Inflationsraten in die Steuervor- 
ausschätzung für sich in Anspruch nahm^l), lehnte sein Parteifreund Starke dieses 
Vorgehen sowohl für den Staat als auch für die Tarifparteien ab: "Inflationsmargen 
sollten weder bei der Planung der staatlichen Aufgaben und damit Ausgaben noch Bei 
den Verhandlungen der Sozialpartner berücksichtigt werden." Die Notenbank dürfe 
"weder Erhöhungen der Staatsausgaben noch die Verhandlungen der Sozialpartner und 
die damit verbundenen Kostenerhöhungen in der Wirtschaft durch Notenbankgeld finan- 
zieren..."^) Diese Auffassung kann als besonders früher und zugleich radikaler 
Vorläufer des späteren Friedman 'sehen Konzepts wirtschaftspolitischen Handelns 
angesehen werden. Selbst unter Berücksichtigung dieser internen Divergenzen er- 
scheint es jedoch evident, daß eine Koalition dieser Partei mit der CDU/CSU den 
Schwerpunkt der Regierungspolitik zugunsten des konservativsten und interventions- 
feindlichsten Flügels der Union verschieben mußte. 

Ganz offenkundig wurde das Bemühen der FDP, die wachsende Staatstätigkeit einzu- 
därrmen, bei der Diskussion um den ersten Entwurf des Stabilitätsgesetzes im Septem- 
ber 1966. Einhellig vertraten ihre Sprecher die Auffassung, das oberste Ziel des 
rasch zu verabschiedenden Gesetzes müsse die Begrenzung der öffentlichen Kreditauf- 
nahme und die Konsolidierung des Kapitalmarktes sein, dessen Funktionsunfähigkeit 
durch eine massive Überforderung seitens der öffentlichen Hände verursacht worden 
sei und private - aber auch staatliche - Investitionsmöglichkeiten in bedrohlichem 
Umfange gefährde. 193) wie,nicht anders zu erwarten, begrüßten es die Liberalen, daß 
weder die Einkommenspolitik - wieder verstanden als unzulässige Einschränkung der 
Tarifautonomiel94) . n0C h Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Absicherung^) in 
den Entwurf aufgenoirmen worden waren. 

Auch was die aktuelle Konjunktur! age betraf, die die FDP keineswegs für besorgnis- 
erregend hieltl96), trat die Partei für eine Fortsetzung des restriktiven Kurses so 
lange ein, bis die Verhältnisse am Kapitalmarkt wieder intakt seien. 197) Dazu müsse 
ein "Stabil isierungsbeitrag" der Tarifparteien kortmen, der bewirken solle, "daß 
sich die inflationäre Schere zwischen dem Lohnanstieg und dem Produktivitätszuwachs 
wieder schließt. "198) Generell trat die FDP dafür ein, alles zu unterlassen, was 
die Bedingungen privatwirtschaftlicher Investitionen zu verschlechtern drohte, 199) 
und wenn ihr für die Gewährleistung einer störungsfreien Investitionsbewegung als 
wichtigste Voraussetzung die Erhaltung des Geldwertes erschien, so hielt sie auch 
hier eine Begründung jenseits aller Niederungen interessenspezifischer Standpunkte 
bereit. Hier ging es selbstverständlich um "letzte Fragen in unserem modernen 
Staatsleben", "weil die Erhaltung des Geldwertes die Voraussetzung für eine frei- 
heitliche Ordnung in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft ist. "200) 

Zu dieser Priorität der Preisstabilisierung standen die Liberalen auch in der 
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Opposition im Frühjahr 1967 unverändert^), was nicht verwundern kann, wenn man 
ihre Einschätzung der konjunkturellen Lage berücksichtigt: Es gebe "keine Re- 
zession, sondern eine Konsolidierung, die durchaus zu begrüßen ist", dafür aber 
sehr wohl "Vollbeschäftigung", die "heute im ganzen vorhanden (ist, C.S.), was die 
geringe Zahl der Arbeitslosen beweist. "202) Allerdings konstatierte man eine be- 
drohliche Gewinnentwicklung, sowohl binnenwirtschaftlich als auch beim Export^), 
die in der Tat zu einer Wachstumsgefährdung führen könne: "Schließlich investiert 
der private Unternehmer doch nur bei klaren Gewinnchancen. "204) 

Die FDP gestand zwar zu, daß die Lohn- und Preisentwicklungen der letzten Monate 
nicht ungünstig für die Unternehmer verlaufen seien205) # sah dies aber keineswegs 
als Erfolg der Wirtschaft spolitik an: "Das hat aber die deutsche Wirtschaft im 
wesentlichen allein geschafft, Herr Wirtschaftsminister." 206 ) Im Gegenteil warnte 
sie vor den für die Geldwertstabilität katastrophalen Folgen einer weiteren Ausdeh- 
nung des Haushaltsvolumens durch verstärktes deficit spending, ein zweites Konjunk- 
turprogranrm oder ähnliches. 207) überhaupt mißbilligten die Liberalen das staatliche 
Bemühen um Belebung der Wirtschaft: "Wer nicht auf die selbstheilenden Kräfte in 
der deutschen Wirtschaft vertraut, der ist im Grunde kein Marktwirtschaftler, 
sondern ein wirklichkeitsfremder Theoretiker. "208) Die FDP, die nicht auf maximale 
Wachstumsraten angewiesen war209) # da sie keine antagonistischen Interessengegen- 
sätze innerhalb ihres Wählerpotentials durch Umverteilung entschärfen mußte, und 
für die steigende Arbeitslosenzahlen weit weniger bedrohlich waren als vor allem 
für die SPD, beschränkte sich vielmehr auf den Hinweis, die Unternehmer brauchten 
wieder mehr "Vertrauen" in die Volkswirtschaft, dieses aber sei "eine zarte Pflan- 
ze", die "Zeit zum Wachsen" brauche. 210) 

Es wird immer deutlicher, wo die FDP stand: In der Beurteilung konjunktureller 
Prioritäten deckte sich ihre Auffassung völlig mit der der BDA, aber auch mit der 
des Erhard/Poh 1 e- F 1 üge 1 s in der CDU/CSU; allerdings wurde sie mit einer Rigität 
vorgetragen, die sich die Union als Volkspartei nicht leisten konnte und die auch 
härter ausfiel, als die eher versöhnlichen Stellungnahmen der Unternehmer in jenen 
Jahren. Auf der Verbandsebene herrschte 1966/67 - wie ausführlich beschrieben - 
noch überwiegend Konsens, während die FDP als Partei, so schien es, vor allem 
gegenüber den Gewerkschaften den offenen Kampf suchte. Sie verlor kein Wort über 
die Lohnentwicklung, außer unter dem Kostenaspekt, und vor allem ihre kompromißlose 
Ablehnung staatlicher Interventionen in den ökonomischen Prozeß im allgemeinen, in 
interverband liehe Auseinandersetzungen im besonderen, reflektierte das Wissen um 
die massendemokratisch bedingten politischen Legitimationszwänge, die auf jedes 
öffentliche Handeln wirken mußten. Während immerhin Teile der Union, besonders um 
Strauß , den staatlichen Handlungsspielraum nicht zuletzt im Interesse der Selbstle- 
gitimation durch Leistung als Regierungs-Partei auszuweiten suchten, vertrat die 
FDP in diesem Bereich (Einzel-)Kapitalinteressen so bruchlos, als ob sie selbst ein 
Verband sei. Die Parallele zur DVP der Weimarer Zeit ist unübersehbar; sie wird 
noch greifbarer werden. 2H) 

Noch klarer konturiert, vor allem noch kompromißloser gewerkschaftsfeindlich, wur- 
de die Position der Liberalen im September 1967, als CDU/CSU und SPD sich mit dem 
Problem von 360.000 Arbeitslosen konfrontiert sahen. Für die FDP lag darin keine 
Schwierigkeit: Eine Arbeitslosenquote von unter 1,7% liege "erheblich unter dem 
Satz, den alle Wirtschaftswissenschaftler noch als Kriterium einer Vollbeschäfti- 
gung deklarieren."212) Demzufolge kritisierte sie die Ankurbelungsbemühungen des 
zweiten Investitionsprogramn als "doch ein bißchen reichlich"213) und aufgrund 
ihrer Finanzierungsweise als eine gefährliche Einengung des privatwirtschaftlichen 
Kred itspiel raumes . 214 ) 

Vor allem aber löste der Versuch der Großen Koalition, gleichzeitig die Wirtschaft 
anzukurbeln und die Staatsfinanzen - auch durch Steuererhöhungen - sanieren zu 
wollen, Widerspruch bei den Liberalen aus. 215) Ein derartiges Vorgehen, das mit der 
linken Hand zunichte mache, was man mit der rechten zu bewirken suche, zusammen mit 
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"Ihrem ( Schi 1 lers , C.S.) ominösen Schlagwort - soziale Symmetrie -" 218 ), könne das 
nun einmal primär erforderliche Vertrauen der Unternehmer in die künftige konjunk- 
turelle und wirtschaftspolitische Entwicklung nur zerstören. Denn "das Vertrauen in 
die wirtschaftliche Zukunft und der Investitionswille der Unternehmer werden nach 
unserer Überzeugung davon abhängen, daß ein Übermaß an Verschuldung vermieden und 
daß die unumgängliche Schuldenlast kompensiert wird durch entsprechende Einschrän- 
kungen der laufenden Staatsausgaben. Dazu hat sich aber die Bundesregierung bisher 
nicht bereit gefunden." 21 ?) 

Diese Kritik gipfelte schließlich in dem Vorwurf an die beiden großen Volkspartei- 
en: "Notwendig wäre der Mut zu Kürzungen in ganz bestirmiten Bereichen dieses Haus- 
halts gewesen", der aber Teilen der Regierungsfraktionen gefehlt habe, "weil diese 
beiden Fraktionen die pluralistische Gesellschaft etwas falsch betrachten, weil sie 
nämlich meinen, sie bestehe aus organisierten Gruppen interessen, die sich notwendi- 
gerweise im Parlament fortsetzen müßten, was notwendigerweise dazu führen müsse, 
daß Ansprüche gegeneinander ausgehandelt werden. Die Folge davon ist schließlich 
Stagnation." 21 #) 

Mit anderen Worten: Die FDP hielt wenig von der bewußten innerparteilichen und 
gesamtpolitischen Interessenaggregation und -integration. Sie bewegte sich vielmehr 
zwischen der globalen transkonfl iktorischen Interessenharmonisierung vor allem 
mittels national orientierter Ideologeme und der inhaltlichen Vertretung ganz 
eindeutig identif izierbarer Kapital interessen, besonders mittel ständischer und 
exportorientierter Provenienz. Darin trat sie sogar z.T. selektiver und konf likto- 
rischer auf als die BDA, die eine interne Interessen integration betreiben mußte, um 
ihre heterogene Basis zusamnenhalten zu können und die zugleich ein Minimum an 
Konzessionsbereitschaft gegenüber den Gewerkschaften zeigen mußte, um diese zum 
Verbleiben im Tarifsystem bewegen zu können'. Von all diesen Rücksichtnahmen war die 
FDP frei, und sie zögerte nicht, eindeutige Positionen zu beziehen. 

Kreditaufnahmebeschränkungen, Schuldentilgung und Ausgabenkürzungen bildeten ihr 
Rezept, um den Unternehmern wieder mehr Vertrauen einzuflößen und ihre Bereitschaft 
zu neuen Investitionen zu beleben: "Man erwartet mit Sehnsucht eine starke Ein- 
schränkung des Staats- und Sozia 1 konsums. " 21 ^) Ein vierter Bestandteil kam noch 
hinzu: die Forderung nach Steuererleichterungen, deren Verwirklichung einer Ausdeh- 
nung der staatlichen Handlungsspielräume durch die Erweiterung des 'öffentlichen 
Korridors' enge Grenzen gesetzt hätte. Dieses letztgenannte Verlangen stand im 
Frühjahr 1968 im Vordergrund der liberalen Argumentation, die davon ausging, ein 
dauerhafter Aufschwung könne allein durch die Steigerung der privaten Investitionen 
erreicht werden, wozu massive steuerliche Anreize geboten werden müßten. 228 ) Die 
FDP war bemüht, die Bedingungen des privaten Wirtschaftens an allen Fronten zu 
verbessern: "Zurückhaltung in der Lohnpolitik" 221 ) sei ebenso geboten wie die 
"weitere Arbeit an der notwendigen Umstrukturierung der Ausgaben und Einnahmen des 
Bundeshaushaltes" anstelle zusätzlicher umfangreicher Verschuldung und wie schließ- 
lich die Versicherung der Bundesregierung, zusanmen mit der Bundesbank für stabile 
Zinssätze sorgen zu wollen, den Kapitalmarkt nicht übermäßig zu beanspruchen, keine 
Steuererhöhung mehr vorzunehmen und - die Mitbestimmung nicht auszuweiten. 222 ) 
Exakt diese Argumentation sollte die BDA auch einmal vortragen - allerdings erst 
volle acht Jahre später, als aus einer kleinen Rezession längst eine sehr große 
Krise geworden war. 

Zur Exportentwicklung hatte die FDP wenig zu sagen, solange das Geschäft florierte 
und der Staat keine einengenden oder dämpfenden Maßnahmen in diesem Sektor ergriff, 
wofür die Haltung der CDU/CSU auch in der Großen Koalition die beste Gewähr 
bot. 228 ) Im Noverriber 1968 beschränkte sich die Partei darauf, der Regierung vorzu- 
werfen, sie habe sich "in eine Lage hineinmanövriert", in der nun Frankreich, 
England und die USA "gleichermaßen währungspolitisch Front gegen die Bundesrepublik 
bezogen haben." Es gebe nach wie vor keine Sicherheiten dafür, daß diejenigen 
Staaten, "deren Währungslage in erster Linie Maßnahmen erforderlich macht", nun 
auch wirklich an die Beseitigung ihrer Defizite herangehen würden. Im übrigen 
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spreche die Bundesregierung nur über eine eventuelle außenwirtschaftlich bedingte 
"Preiswelle, der sie zuvorkommen müsse", aber nicht über die "Kostenwel 1e , welche 
die Wirtschaft zu überschwemmen droht", als da wären: Steuererhöhungen, Erhöhungen 
der "Sozial kosten", "angeblich konjunkturgerechte Pläne" zur Lohnfortzahlung im 
Krankeitsfall und die "Steigerung der Massenkaufkraft durch angeblich konjunkturge- 
rechte Lohnerhöhungen". 22 ^) 

Damit aber griff die FDP schon 1968 das Thema der angeblichen Überforderung der 
Leistungskraft der deutschen Wirtschaft durch überzogene private und staatliche 
Ansprüche an das Sozialprodukt auf, das implizit ihren Forderungen nach 'konjunk- 
turgerechten Lohnerhöhungen' und der Reduktion staatlicher Einnahmen, Ausgaben und 
Kreditaufnahmen zugrundelag. Dieses Ideologem der 'Anspruchsinflation' sollte erst 
in den siebziger Jahren Dreh- und Angelpunkt sowohl der Argumentation der Kapital - 
verbände als auch der Stellungnahmen der CDU/CSU werden, als die FDP dann selbst 
Teil der Regierung war und die Entwicklung daher etwas zurückhaltender kommentieren 
mußte, ohne jedoch im Kern von ihren Grundsatzpositionen abzugehen. 22 ^) Es zeigt 
sich wieder, daß die Liberalen früher und rigoroser Position bezogen als die Unter- 
nehmerverbände selbst, aber auch als die konservative Volkspartei. 

Gänzlich unzweifelhaft äußerten sie sich zum Export in der Aufwertungsdebatte im 
Juni 1969, als sie sich gegen die "Hetzkampagne gegen den Begriff der Aufwertung" 
wandten und die rhetorische Frage stellten: "Wollen wir im Inland weiterhin zu 
günstigen Bedingungen gualitativ gute Produkte gegen schlechter und immer schlech- 
ter werdendes Geld exportieren?" 22 **) Diese Einordnung der Außenwirtschaftspolitik 
in stabilitätspolitische Strategien war charakteristisch für die Liberalen, für die 
zweifelsfrei jetzt wieder das Problem der Geldentwertung höchste Aufmerksamkeit 
beanspruchte: Die Anspannung auf dem Arbeitsmarkt schaffe ebenso wie die erreichte 
Vol Auslastung der Kapazitäten bereits erhebliche Schwierigkeiten 22 '), und wenn die 
Regierung sich nicht schnellstens zur - allerdings durch die außenwirtschaftlichen 
Versäumnisse erheblich erschwerten - Dämpfuna der Konjunktur entschließe, sei auch 
mit übermäßig steigenden Löhnen zu rechnen. 22 ®) Auf den Beitrag der Konzertierten 
Aktion zur Begrenzung der Lohnbewegung setzte man dabei wenig Hoffnung 22 ^); viel- 
mehr sei es "die Aufgabe einer verantwortungsvol len Finanz- und Wirtschaftspolitik, 
den Datenkranz so zu setzen, daß von der fiskalischen Seite her, von der ordnungs- 
politischen Seite her alle gezwungen werden, sich so zu verhalten, daiß Wachstum auf 
Dauer stetig möglich ist und nicht durch eine überschäumende Politik, bei der 
offensichtlich jetzt der Mut zu einem Kappen der Entwicklung nicht vorliegt, ge- 
zwungen wird, selbst auszuufern." 2 ®u) 

Das bedeutet, daß die FDP, als die einzige nicht mit beiden Lagern der sozio- 
ökonomischen Verbändestruktur systematisch verknüpfte Partei, auch die einzige 
politische Organisation war, die im Frühsonmer 1969 offen und ernstgemeint für eine 
präventive Konjunkturdämpfung plädierte. Diese Tatsache wirft einiges Licht auf die 
Problematik der Konjunkturverstetigung als wirtschaftspolitisches Ziel, wenn sie 
von Volksparteien angestrebt wird bzw. hergestellt werden soll, die sich gar keinen 
Wachstumsverzicht leisten können, wollen sie ihre heterogene Basis weiterhin inte- 
grieren bzw. die vorgelagerten Verbände pazifieren oder deren friedensstiftenden 
materiellen Interessenausgleich untereinander zulassen können. Eine Partei muß 
schon so homogen und verbandsautonom sein wie die FDP, um diesen Versuch zu 
unternehmen; aber es ist höchst fraglich, welche gesellschaftlichen Konsequenzen er 
nach sich zöge, genauer: welche'Widerstände er induzieren müßte. 

Konkret bedeutete diese Haltung für die FDP im Juni 1969, daß die Bundesregierung 
ihre Ausgaben antizyklisch gestalten, d.h. sie kürzen müsse, anstatt sich nur zu 
bemühen, "den Hauhalt konjunkturneutral zu machen". 2 ^) Der Beschluß, 3,6 Mrd. DM 
öffentliche Rücklagen zu bilden, wurde gebilligt, allerdings verknüpft mit einer 
Zusatzforderung, die nun ganz und gar nicht mehr antizyklisch zu motivieren war: 
"Der Steuerzahler sollte nämlich seine Steuern ermäßigt bekomnen." 222 ) An dieser 
Stelle wird dann doch wieder greifbar, wie sehr es der FDP über aktuelle Bemühungen 
zur Verstetigung der Konjunktur hinaus um die grundsätzliche Begrenzung staatlicher 
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Aktionsfelder und um die Entlastung der Wirtschaft, speziell des hier am schnell- 
sten an seine Grenzen stoßenden Mittelstandes, von öffentlichen, finanziellen 
Ansprüchen ging. Letzten Endes war die Haltung der Liberalen in Abschwung, Re- 
zession und neuem Aufschwung mit einer Ausnahme außerordentl ich konsequent: Impli- 
zite Forderungen nach der Zurücknahme lohnabhängiger, vor allem aber explizites 
Verlangen nach einer Reduktion staatlicher Ansprüche an den gesellschaftlich er- 
wirtschafteten Reichtum und Beseitigung alles dessen, was die Kapitalakkumulation 
beeinträchtigen konnte - das war die wirtschaftspolitische Grundidee der FDP, für 
die sie auch nicht um eine Begründung verlegen war: "Wer nun ständig von neuen 
Forderungen und Ankündigungen, z.B. Nachholbedarf an sozialer Symmetrie, Steuerer- 
höhungen, Sozial las tenstei gerungen, mehr Mitbestimmung usw. erschreckt wird, der 
ist wahrlich nicht um seine Aufgabe zu beneiden, langfristige Investitionsentschei- 
dungen treffen zu müssen. "233) Steigende Investitionen aber - daran hatten die 
Liberalen nie einen Zweifel gelassen - waren der unverzichtbare Kern des Wachstums- 
prozesses, der im allgemeinen gesellschaftlichen und nationalen Interesse keines- 
falls gefährdet werden durfte. 

Die eine Ausnahme von dieser inneren und äußeren Einheitlichkeit jedoch war bemer- 
kenswert: Solang^ die FDP selbst noch an der Regierung beteiligt war, hatte auch 
sie, jedenfalls was ihren Regierungsflügel betraf, notgedrungen für eine Erhaltung 
und Inflationssicherung staatlicher Ressourcen plädieren müssen. Dies zeigt deut- 
lich, daß auch für den staatlichen Anteil am Sozialprodukt so etwas wie 'ßesitz- 
standswahrung' zu gelten hatte, da ein einmal erreichtes quantitatives und qualita- 
tives Niveau interventionsstaatlicher Aktivitäten nur äußerst schwer wieder zurück- 
genomnen werden kann. Gleichzeitig wird hieraus ersichtlich, wieviel einfacher es 
für eine Oppositions partei war (und ist), deutlich selektive Forderungen zu stel- 
len. Sobald die Partei erst einmal (mit-)regiert, verlieren auch ihre Kernpositio- 
nen an extremen oder maximal istischen Gehalten, muß das Geschäft der Interessenin- 
tegration auch betrieben werden, ob man nun will oder nicht. Die Geschichte der 
sozial 1 iberalen Koalition sollte davon beredtes Zeugnis ablegen - nicht nur, was 
die FDP betraf. 

5.1.4) Zusammenfassung 

Die Jahre 1966 bis 1969 waren für die Entwicklung neuer wirtschaftspolitischer 
Strategien der Parteien offensichtlich entscheidend, sowohl was die innerparteili- 
che Durchsetzung bestimmter Konzeptionen vor allem in der CDU/CSU betraf, als auch 
insoweit die Rezession die Anwendung anderer als der tradierten Instrumente der 
Konjunkturlenkung begünstigte, ja sogar erzwang. In der Frage, wie umfassend und 
weitgehend die wirtschaftssteuernde Tätigkeit des Staates sein solle, bildeten SPD 
und FDP die beiden äußersten Pole des Spektrums vorhandender Positionen: Während 
die Sozialdemokratie unter der Überschrift Global Steuerung die Entwicklung der 
Binnenwirtschaft durch antizyklische Fiskalpolitik verstetigen, die Exportentwick- 
lung partiell dämpfen bzw. nach innen umlenken und die Lohnbewegung durch den 
sozi o-poli tischen Dialog in der Konzertierten Aktion kalkulierbarer machen wollte, 
um auf dieser Basis kontinuierlichen Wachstums unter anderem auch die Mittel für 
ihre eigenen infrastrukturellen und gesellschaftspolitischen Reformpläne zu gewin- 
nen, lehnte die FDP alle staatlichen Aktivitäten kategorisch ab, die über die 
Sicherung des Geldwertes und die Bereitstellung der allgemeinsten Rahmenbedingungen 
der Produktion hinausgingen, sofern sie nicht gezielt ihrem mittel ständischen 
Wählerpotential zugute kommen sollten. 

Zwischen diesen beiden Endpunkten der Bandbreite wirtschaftspolitischer Vorstellun- 
gen waren die unterschiedlichen Auffassungen der drei CDU/CSU-Flügel angesiedelt. 
Die 'Erhard/Pohle- Linie 1 stand in ihrer Reserviertheit gegenüber allen neuen Pla- 
nungs- und Steuerungskonzeptionen der FDP am nächsten, weshalb das Zustandekorrmen 
der Großen Koalition wohl auch als innerparteil iche Niederlage dieser Gruppierung 
begriffen werden kann. Die Teile der Partei um Strauß, die für einen Ausbau staat- 
licher, vor allem infrastrukturel ler Ressourcen und Aktivitäten zwecks Bewältigung 
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neuer Probleme der Kapitalakkumulation eintraten, verbanden sich mit der SPD, die 
ähnliche Vorstellungen hegte, allerdings im Unterschied zu den Konservativen mit 
klarer Priorisierung lohnabhängiger Nachholbedürfnisse an infrastrukturellen und 
sozialpolitischen Leistungen, sobald die Rezession einmal überwunden worden war. 
Wie umfassend die Pläne der SPD in diesem Bereich waren, sollte vollends erst die 
Regierungserklärung Brandts vom Oktober 1969 zeigen. Koalitionsfähig und -bereit 
hätte hier allenfalls der dritte Unionsflügel sein können, der wirtschaftspolitisch 
vor allem von Burgbacher geführt wurde und der seinerseits innerparteilich nicht 
unumstrittene Reformprojekte vorlegte. 

Sowohl die Krisenbewältigung als auch die Verankerung neuer konjunktur- und finanz- 
politischer Instrumente im Gesetz wie in der gesetzlichen Wirklichkeit gelang bis 
1969 - aber, wie ausführlich gezeigt, nicht ohne die Basis für Überhitzungserschei- 
nungen durch Schwierigkeiten und Versäumnisse bei der Einkommens- und Außenwirt- 
schafts- sowie der Konjunktursteuerungspolitik zu legen. Dieses widersprüchliche 
Ergebnis kann ganz wesentlich als Erfolg, aber eben auch als partielles Scheitern 
oder als fatale Konsequenz der sozialdemokratischen Strategien, insbesondere ihrer 
engen Bindung an die Gewerkschaften, betrachtet werden. Mit ihren deutlichen Be- 
kenntnissen zu gewerkschaftlichen Interessenpositionen in Verteilungs- und Arbeits- 
marktfragen (die allerdings im Falle des Wirtschaftsministers mit nachlassender 
Intensität vorgetragen wurden), unterschied sich die SPD gleichermaßen von der FDP 
wie von ihrem Regierungspartner. Außer dem Flügel um Burgbacher , der arbeitsmarkt- 
und vermögenspolitisch immerhin bestimmte lohnabhängige Interessen ausdrücklich 
thematisierte, enthielt sich die CDU/CSU weitgehend aller Aussagen gegenüber den 
Verbänden. Nur wenn es ihr unvermeidlich erschien, griff sie verteilungspolitische 
Probleme überhaupt auf, und zwar in der Form der durchaus sachzwanghaften Befürwor- 
tung 'stabilitäts- bzw. aufschwungsgerechter Lohnforderungen 1 durch ihren konserva- 
tivsten Teil. Sie überließ es vielmehr der SPD, die legitimatorisch dafür auch 
weitaus geeigneter war, sich mit den gesellschaftlichen Gruppen lobend oder tadelnd 
auseinanderzusetzenj, und sie glich darin wiederum weitgehend der FDP. Die Libera- 
len konzentrierten ihre Stellungnahmen ebenfalls auf das fiskal-, Steuer- und 
stabilitätspolitische Handeln des Staates, lehnten die Einkomnenspolitik als sy- 
stemfremd kategorisch ab und bemühten sich darum, negative Arbeitsmarktentwicklun- 
gen zu verharmlosen und die Lohnbewegungen als makro-ökonomischen Kosten- und 
Stabilitätsfaktor zu objektivieren, sie damit aber zugleich ihres Interessengehalts 
zu entkleiden. Es war vor allem die FDP, die Begriffe wie Volk und Nation zu 
Bezugspunkten ihrer Argumentationsstruktur machte und die Politik beider Volkspar- 
teien energisch kritisierte, den großen gesellschaftlichen Gruppen einen Vorrang 
bei der Bewältigung wirtschaftlicher Probleme einzuräumen. Das volle Ausmaß der 
Verbändefeindlichkeit der Freien Demokraten, die sie letztlich auch von den Konser- 
vativen abgrenzte, sollte allerdings erst 1970 und danach deutlich werden, als die 
wachsende Konf 1 ikthaftigkeit der interverbandlichen Auseinandersetzungen das Han- 
deln einer Regierung enorm erschwerte, der die FDP nun selbst angehörte. 

Mit anderen Worten: Die SPD suchte den offenen und bewußten Umgang mit den Verbän- 
den, die Union suchte diesen Auseinandersetzungen, nicht zuletzt wohl wegen ihrer 
eigenen internen Uneinigkeit, weitgehend aus dem Weg zu gehen, bzw. sie an den 
Koalitionspartner zu delegieren, während die FDP mehr oder weniger offen gegen die 
Berücksichtigung der organisierten Gruppen im Regierungshandeln protestierte. 

über diesen markanten Unterschieden zwischen den Parteien, die sich auch in der 
konjunkturpolitischen Prioritätensetzung zugunsten von Wachstum und Vollbeschäfti- 
gung seitens der SPD, zugunsten der Geldwertstabilität durch die FDP und besonders 
den konservativsten Flügel der CDU/CSU, zugunsten des Wachstums speziell der unter- 
nehmerischen Investitionen, aber weniger deutlich zur Verbesserung der Arbeits- 
marktlage, seitens des Strauß -Flügels der Union, niederschlugen, dürfen die Gemein- 
samkeiten zwischen ihnen nicht übersehen werden. Sie bestanden vor allem in der 
Beschränkung auf die globale, gesamtwirtschaftlich orientierte Beeinflussung des 
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Wirtschaftsprozesses, die nur von der SPD noch in allerersten Ansätzen infragege- 
stellt wurde; in der Produktivitätsorientierung der Lohnpolitik, allenfalls vari- 
iert in der Frage der Antizipation künftiger Preissteigerungsraten, sowie in einem 
mehr oder weniger stark ausgeprägten thematischen Bezug auf den nationalen Topos, 
den auch die SPD in ihre Argumentationen einflocht, wenn auch weitaus weniger 
dominant als die CDU/CSU, vor allem aber als die FDP. Alle drei Gemeinsamkeiten 
deuten darauf hin, daß ihnen das Bemühen um Autonomie von den Verbänden und von 
deren Auseinandersetzungen zugrundelag. 

Das Integrationsmuster 'Volk' bzw. 'Nation' abstrahierte bewußt und gezielt von der 
interessenmäßigen Fraktionierung und Organisation der Gesellschaftsmitglieder. Die 
Anbindung der Tarifkonflikte an objektiv gesetzte Daten zielte auf die gleichzei- 
tige Kalkül ierbarkeit, materielle Begrenzung und möglichst auch auf die Entschär- 
fung der Verteilungsauseinandersetzungen. Der Verzicht auf Brancheneingriffe 
schließlich schützte die Parteien davor, sich mit dem materiellen Kern interver- 
bandlicher Interessenkonflikte auseinander setzen zu müssen; das Verbleiben auf der 
globalen Ebene erlaubte ihnen vielmehr, sich nur mit den allgemeinsten Auswirkungen 
zentraler sozio-ökonomi scher Gegensätze zu befassen und damit ihr ureigenstes 
Geschäft der Interessengeneralisierung zu betreiben. 

Eines dürfte aber jedenfalls für die Ausgangslage der ersten sozial liberalen Koali- 
tion in ökonomischer Hinsicht ganz deutlich geworden sein: Die SPD übernahm das 
Ruder in einer Phase wachsenden sozio-ökonomi sehen und verbandsförmigen Problem- 
drucks auf dem Hintergrund einer überschäumenden Konjunktur; und in der FDP band 
sie sich an einen Koalitionspartner, der zwar in mancher Hinsicht, beispielsweise 
bei der Bildungsreform, vereinbare Vorstellungen pflegen mochte, der aber ausge- 
rechnet wirtschaftspolitisch und verbändebezogen gänzlich anderen Leitlinien folgte 
als die Sozialdemokraten. Von daher waren Spannungen zwischen den beiden Regie- 
rungspartnern Vorprogramm ert, und ihr Auf brechen sollte nicht lange auf sich 
warten lassen. Bisher war auch der Umgangston der Parteien untereinander einiger- 
maßen friedfertig gewesen; aber auch daran sollte sich in Kürze vieles ändern. Die 
Zeiten nahezu universeller Kooperation näherten sich ihrem Ende, und das nicht nur 
auf der Verbandsebene. 

5.2) Die Vorbereitung des Scheitems - Boom, Stagflation und das Erste Kabinett 
Brändt/Scheel" - 1572 ) 

Die Wirtschaft lief auf höchsten Touren, als das erste Kabinett Brandt/Scheel im 
Oktober 1969 sein Amt antrat. Es dauerte nicht lange, bis sich die ersten Wirkungen 
dieser Situation auf die Regierungspolitik niederschlugen: Die versprochenen Steu- 
ersenkungen zugunsten breiter Bevölkerungsschichten blieben aus*), und stattdessen 
wurden im Januar 1970 eine Konjunktursperre von 2,7 Mrd. DM für das erste Halbjahr 
und die Bildung einer Konjunkturausgleichsrücklage von insgesamt 2,5 Mrd. DM ver- 
fügt, so daß der Haushaltsentwurf für 1970 erheblich reduzierter ausfiel als ur- 
sprünglich geplant. 2) 

Dem folgten im Somner 1970 die von Wirtschaftsminister Schiller schon seit geraumer 
Zeit geforderten, aus wahlpolitischen Gründen aber bislang nicht realisierten 
steuerpol i tischen Bremsmaßnahmen^), wobei die abgeschöpften Mittel bei der Bundes- 
bank stillgelegt werden mußten, also nicht etwa den staatlichen Aktionsradius 
vergrößern konnten. 

Dieser wurde weiter begrenzt durch die harte Restriktionspolitik der Bundesbank, 
die allerdings zur Jahreswende 1970/71 angesichts leichter Stagnationstendenzen ein 
wenig gelockert wurdet) Bis deutlich geworden war, daß ein wirtschaftlicher Ein- 
bruch nicht zu befürchten stand, beherrschte inzwischen die äußerst problematisch 
gewordene währungspolitische Entwicklung die Wirtschaftspolitik, die über die 
Wechselkursfreigabe im Mai 1971 zur de-facto-Aufwertung der DM um 6,5% im Dezember 
des gleichen Jahres führte. Parallel dazu verschärften sich die Schwierigkeiten bei 
der Preisentwicklung, auf die die Bundesregierung mit der Stillegung von Steuer- 
mehreinnahmen und mit Ausgabenbeschränkungen reagierte. 5) Zwar kam es im April und 
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zum Jahresende 1971 zweimal zu halbprozentigen Diskontsatzsenkungen^), aber dennoch 
war die Hoffnung der Regierung, ihr Reformprogramn über Kredite und Steuermehrein- 
nahmen in einer kontinuierlich und störungsfrei wachsenden Wirtschaft realisieren 
zu können, durch steigende Inflationsraten und außenwirtschaftliche Hemrmisse einer 
effektiven Stabil itätspol itik bereits stark enttäuscht worden. 

Sie antwortete zum Jahresanfang 1972 mit der Erhöhung der Tabak- und der Mineralöl- 
steuer auf diese Situation, die sich bald darauf noch durch deutliche Merkmale 
ökonomischer Stagnation verschärfen sollte. Die Versuche zur Bewältigung der Wäh- 
rungs- und Preisprobleme behielten dennoch Vorrang vor eventuellen Ankurbelungsbe- 
mühungen: retriktive binnenwirtschaftliche Kreditpolitik, Beschränkung des Geld-, 
Kredit- und Kapital Verkehrs mit dem Ausland und schließlich der Beschluß der Bun- 
desregierung, Haushaltszuwächse und Kreditaufnahmen drastischer als bislang zu 
begrenzen^), bildeten die Marksteine auf diesem Weg irnner verzweifelterer Dämp- 
fungsversuche bei einer zunehmend erlahmenden Dynamik des Wirtschaftsprozesses. Der 
Spielraum für jene weit ausgreifenden infrastrukturellen und sozialpolitischen 
Reformpläne und für die Neugewichtung sozi Q-pol itischer Machtverhältnisse, die sich 
die sozialliberale Koalition, in Sonderheit die SPD, vorgenorrmen hatte, wurde 
unaufhaltsam enger, die Legitimationsprobleme, die aus den unbewältigten wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten wie aus den nicht eingelösten refornrpolitischen Ver- 
sprechen erwuchsen, immer drängender. Es ist nun zu klären, wie sich dieser Wandel 
in den parteipolitischen Auseinandersetzungen niederschlug. 

5.2.1) SPD 

Im Vordergrund des wirtschaftspolitischen Teils der Regierungserklärung und - 
debatte im Oktober 1969 stand die Rechtfertigung der Aufwertung der DM durch die 
SPD, obwohl Kanzler Brandt zugleich sein Konzept des Zusamnenhanges von Wachstum 
und Reformen entwickelte: "Die Durchführung der notwendigen Reformen und ein wei- 
teres Steigen des Wohlstandes sind nur möglich bei wachsender Wirtschaft und gesun- 
den Finanzen."®) Diese Ziele seien jedoch gefährdet, denn die Bundesregierung habe 
ein "schwieriges wirtschaftspolitisches Erbe übernomnen, das zu raschem Handeln 
zwang"; ohne die "Aufwertung wäre eine weitere Zuspitzung der Konjunktur mit der 
Gefahr einer nachfolgenden Rezession kaum vermeidbar gewesen. "9) 

Die SPD war bemüht, festzuhalten, unter welchen ungünstigen arbeitsmarkt-, haus- 
halts- und stabilitätspolitischen Bedingungen sie die Regierung übernomnen hat- 
te^), versprach aber dennoch unverdrossen eine "solide öffentliche Finanzwirt- 
schaft ..., die im Dienste der Erfüllung gesellschaftspolitischer Aufgaben steht, 
aber unter Berücksichtigung aller Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts. "H) Sie hoffte sogar, ihre weitreichenden Pläne realisieren zu können, 
"ohne daß die Steuerlastquote des Jahres 1969 erhöht wird" und kündigte vielmehr - 
wie erwähnt - Steuersenkungen als einen "notwend ige(n) Akt der sozialen Symmetrie 
zugunsten der Arbeitnehmer" an. 12) 

Ein Teil ihrer Hoffnungen zur Finanzierung ihrer Reformvorstellungen richtete die 
Sozialdemokratie auf eine "Finanzpolitik, die eine graduelle Umorientierung des 
Güterangebots auf den Binnenmarkt hin fördert"!®), wozu sie die Aufwertung als 
ersten Schritt verstand, der ein weiteres - in ihren Augen übermäßiges - Wachstum 
des Exports verhindern werde. Dies liege schon deshalb im Interesse der Bundesrepu- 
blik, weil sie als überschußland unbedingt auf eine funktionsfähige Weltwirtschaft 
angewiesen sei. 14) Zugleich galt die Aufwertung auch als "der erste notwendige 
Schritt zur Preisstabilisierung" im Inland. 15) Im großen und ganzen war man mit der 
getroffenen Maßnahme zufrieden: Sie hätte immerhin auch wesentlich teurer für die 
deutsche Wirtschaft ausfallen können^), sie bringe positive Wirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt mit sichl?) und verringere den allzu hohen Kapitalexport ins Aus- 
land. 18) In keinem Falle aber galt sie als interessenspezif ische Angelegenheit; bei 
der Auseinandersetzung um die Aufwertung hatte es sich in den Augen der Sozialdemo- 
kraten um eine "Kampagne gegen die ökonomische Vernunft und (eine, C.S.) Kampagne 
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für eine ökonomisch richtige Entscheidung" gehandelt.^) 

Es fällt auf, daß die SPD kaum ein Wort über die brisanten verteilungspolitischen 
Entwicklungen im Herbst 1969 verlor. Wenn sie überhaupt erwähnt wurden, so gerieten 
auch die spontanen Streiks in einen Zusammenhang mit der zu spät vorgenommenen 
Aufwertung: Sie hätten "etwas mit der Tatsache zu tun, daß die Übernachfrage nicht 
eingedärrmt wurde, daß die Menschen am Arbeitsplatz überfordert wurden ... Das geht 
auf die Dauer nicht gut. Das wollen die Menschen an Ort und Stelle auch gar nicht. 
Sie wollen Vollbeschäftigung, Sicherheit der Arbeitsplätze auf lange Zeit; sie 
wollen aber auch eine anständige Arbeitszeit in der Woche, die ihnen ein Wochenende 
für die Familie und die vielen Freuden des Alltags läßt. Wenn das über längere Zeit 
nicht möglich wird, kommt es zu Eruptionen. "20) Womit der verteilungspoltische 
Hintergrund dieser Streiks, der für Gewerkschaften und SPD ein Legitimationsproblem 
ersten Ranges darstellen mußte, aus der Debatte eliminiert worden war. 

Allerdings dürfte die thematische Einseitigkeit der sozialdemokratischen Stellung- 
nahmen auch darin begründet gewesen sein, daß man das volle Gewicht seiner Aussagen 
bewußt auf die Tatsache legen wollte, nun endlich die Regierungsführung zu besitzen 
und der innenpolitischen Entwicklung insgesamt eine neue Wendung verleihen zu 
wollen und zu können. Der Wahlsieg war ebenso wie die neue Koalition einigermaßen 
überraschend gekomnen, und begreiflicherweise standen nun nicht die Gewerkschaften, 
sondern die Partei selbst im Zentrum der öffentlichen Darstellung. 

Im Frühjahr 1970 wurde die Argumentation wiederholt, die Aufwertung sei zwar eine 
richtige Maßnahme gewesen, sie habe aber erst reichlich spät eingesetzt werden 
können aufgrund des Widerstandes der Unionsparteien; angesichts schneller steigen- 
der Preise wurde dieser letzte Punkt zunehmend erbitterter betont. 22) Die SPD 
vertrat die Auffassung, die Preisentwicklung sei "nicht befriedigend "22), warnte 
aber vor jeder "Preishysterie", wie die CDU/CSU sie über die Verunsicherung der 
Arbeitnehmer und Unternehmer betreiben wollet), und sie sprach sich in Anbetracht 
der sich vermeintlich abflachenden Konjunktur entschlossen gegen "zu harte stabili- 
tätspol i tische Maßnahmen" aus. 25) Die Fraktion stimnte den antizykl i sehen Haus- 
haltsbeschlüssen der Bundesregierung - vom Wirtschaftsminister behutsam als "Haus- 
haltspolitik des Ausgabentransfers von der Gegenwart in die Zukunft" umschrieben^) 
- und den geplanten Schritten zur Belebung des Wettbewerbs zu27), und Minister 
Schiller warf der Opposition vor, ihr Alternativprogramn sei lediglich ein "ver- 
dünnter Aufguß" der ohnehin von der Regierung geplanten Maßnahmen. 28) überhaupt 
verschärfte sich bereits der Ton der Auseinandersetzungen erheblich, was - wie noch 
zu zeigen sein wird - vor allem auf die Strategie der Konservativen zurückzuführen 
ist, die sozialdemokratische Wirtschaftspolitik als eine Mischung aus Inkompetenz 
und heimlichen Kurswandel hin zu einem bürokratischen Sozialismus zu diskreditie- 
ren. Es versteht sich von selbst, daß die SPD diesen letzten Vorwurf weit von sich 
wies29); sie beschuldigte stattdessen die Union, "wegen der Interessengegensätze in 
Ihrer eigenen Fraktion" handlungsunfähig zu sein, 20) U nd sie beschwor den parteipo- 
litischen Gegner, Abstand von seinem gefährlichen, weil part i ku lari st i sehen Vorge- 
hen zu nehmen: "Nehmen Sie hier einmal zur Kenntnis: Konjunkturpolitik wird nicht 
gegen oder für eine Partei, sondern zum Nutzen des ganzen deutschen Volkes ge- 
macht. "21) Schon hier wird erkennbar, welche Anstrengungen die SPD als die nun 
führende Regierungspartei unternahm, um ihr Handeln als auf das Wohl des ganzen 
Volkes gerichtet darzustellen und jeden Anschein, sie vertrete vorrangig bestimmte 
gesellschaftliche Interessen, zu vermeiden, dies vielmehr als Vorwurf gegen die 
Opposition selbst zu richten. Von diesem Bestreben zeugte auch die Argumentation 
des Wirtschaftsministers zu den anstehenden Verteilungsfragen, und an dieser Stelle 
wird zum zweiten Male ein Dissens zwischen ihm und Teilen seiner Partei faßbar. 
Schiller trat der Auffassung entgegen, die Löhne hätten sich an der Entwicklung der 
Produktivität zu orientieren (darin mochte eine unausgespochene Reaktion auf die 
spontanen Streiks liegen), beruhigte aber zugleich die Unternehmer, 1970 werde 
"kein Jahr der Gewinnschrumpfung" sein und mahnte schließlich beide Seiten, sie 
könnten "die Logik der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht einfach übersehen 
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oder überspringen."^) Unter Verweis auf § 26 des Stabilitätsgesetzes wurde er noch 
deutlicher: "Es wäre in der Tat denkbar, daß bei exzessiven Verhaltensweisen von 
Marktpartnern bei der Preispolitik oder von Tarifvertragsparteien diese Regierung - 
wie hoffentlich jede andere Regierung - zu einem solchen oder ähnlichen Mittel 
greifen müßte, wie das Gesetz es vorschreibt."33) 

Und es war exakt diese 'Gleichverteilung der stabilitätspolitischen Lasten', d.h., 
die Absicht eines sozialdemokratischen Ministers, auch und vor allem Gewerkschaften 
und Arbeitnehmer steuerpolitisch zu disziplinieren, die auf dem SPD-Parteitag im 
Mai 1970 angegriffen wurde. Schillers Versprechen der sozialen Synmetrie sei nicht 
eingelöst worden^), so wurde kritisiert, und anstelle der Wirtschaftsregulierung 
über die Begünstigung der Unternehmen inkorrmen solle eine Verbesserung der lohnab- 
hängigen Einkommenspositionen und die progressive Besteuerung der Unternehmerein- 
künfte eingeführt werden. 35) Ein Teil der 'außerstaatlichen' Partei forderte also 
eine klare interessenspezifische Position ihres Ministers gegenüber den gesell- 
schaftlichen Verbänden, und dies zu einem Zeitpunkt, als die die Regierung tragende 
Sozialdemokratie sich konservativer Verdächtigungen und Angriffe durch betonte 
Interessenneutralität zu erwehren suchte. Hier bereits wird das grundsätzlich 
Dilemna der SPD in der Regierungs Verantwortung greifbar, entweder Legitimationskon- 
flikte innerhalb der Partei bwz. gegenüber wesentlichen Teilen ihrer Wählerbasis 
oder aber massive Beschuldigungen seitens der Opposition und darüber hinaus auch 
manifeste ökonomische Steuerungsprobleme durch eine verschärfte Selektivität ihrer 
Politik riskieren zu müssen. 36) 

Diese Konstellation hatte sich bis zum Oktober 1970 weiter verschlechtert. Die SPD 
registrierte mit Sorge, daß die Preise bei verlangsamtem Wachstum weiter stie- 
gen^z), d er Erfolg ihrer Dämpfungsversuche aber - abgesehen von der problematischen 
offenen Frage der außenwirtschaftlichen Absicherung^) - vor allem vom Verhalten 
der gesellschaftlichen Kräfte abhing. 39) Bei allem Verständnis für die hohen Lohn- 
steigerungen 1969/70 und für innergewerkschaftliche Probleme^) warnten die Sozial- 
demokraten davor, die Lohnpolitik in dieser Weise fortsetzen zu wollen, und wieder 
drohte Schiller mit staatlichen Eingriffen für den Fall, daß diese Mahnung nicht 
beherzigt werden sollte. 41) Aber zugleich war sich die SPD dessen schmerzlich 
bewußt, daß sie keinen beliebig starken Druck auf die Organisation der Lohnabhängi- 
gen ausüben konnte, wollte sie nicht "die soziale Stabilität verlieren", deren 
wichtigster Bürge nun einmal die befreundeten Gewerkschaften waren. 42} und so zog 
sie sich auf die Hoffnung zurück, in der Konzertierten Aktion die Verbände auf die 
Politik der Regierung einschwören zu können. 43) 

Und an dieser Stelle kristallisiert sich bereits heraus, was mit der Formulierung 
im theoretischen Teil der vorliegenden Arbeit gemeint war, die Parteien könnten nur 
verteilen, was die Verbände ihnen übrig ließen. Allen korporatistischen Deutungen 
zum Trotz wird hier behauptet, daß die strukturellen Einschränkungen parteipoliti- 
scher Handlungsmöglichkeiten durch interverbandliche Auseinandersetzungen schon im 
Jahre 1970 sowohl bei der Tarifpolitik als auch in Sachen Geldwertstablität eindeu- 
tig fühlbar wurden. Denn der Opposition, die - wohl nicht ohne Zufriedenheit - die 
sozialdemokratisch geführte Regierung mit der wachsenden Unruhe in Betrieben und 
Gewerkschaften konfrontierte44), warf die SPD vor, sie unterstelle zu Unrecht 
"dieser Regierung aus best imnten, taktischen Überlegungen heraus einfach, sie sei 
auf Inflationskurs. "46) Demgegenüber betonte sie ihre konzentrierten Bemühungen um 
die Wiedergewinnung der Preisstabil ität46), allerdings mit der charakteristischen 
Einschränkung, daß in gar keinem Falle dadurch die Vollbeschäftigung gefährdet 
werden dürfe. 47) Diese Modifikation verweist auf das zweite Dilenme, in das die 
Partei imner tiefer geriet: Es mochte gerade noch angehen, den Gewerkschaften 
künftig etwas mehr lohnpolitische Zurückhaltung abzuverlangen, um den eigenen 
wirtschafts- (und reform-)politischen Aktionsradius zu erhalten, vielleicht sogar 
ein wenig zu vergrößern; aber die Inkaufnahme von Arbeitslosigkeit durch eine von 
der Sozialdemokratie wesentlich getragene Regierung hätte die Beziehung zu den 
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gewerkschaftlichen Organisationen aufs schwerste belasten müssen. Es war just 
dieser Konflikt zwischen Stabil i täts- und Vollbeschäftigungspolitik, der die SPD in 
der Folgezeit in letztlich unlösbare Probleme stürzen sollte. 

Im großen und ganzen wiederholten sich diese Positionen im Februar 1971, wenn auch 
mit einigen bemerkenswerten Akzentverschiebungen: Die Vollbeschäftigungsgarantie 
wurde erneut bestätigt, die "ein selbstverständliches Ziel jeder sozialen Politik 
im Lande sein muß"45} und die auch von dem unbedingt notwendigen Bemühen um mehr 
Preisstabil ität^J nicht in Frage gestellt werden dürfe. Allerdings bestand der 
Wirtschaftsminister nun darauf, durch quantifizierte Daten eine negative Entwick- 
lungsalternative zur angestrebten und für möglich gehaltenen Stabilisierung der 
Konjunktur aufzuzeigen, für den Fall nämlich, daß sich Unternehmer und Gewerkschaf- 
ten nicht an den projektierten Vorstellungen der Bundesregierung orientieren soll - 
tenSO), und er drohte erneut auch mit einer verschärften Anwendung des Stabilitäts- 
gesetzes, sofern sich die Preisentwicklung nicht beruhige. $1) 

Sätze wie der im folgenden zitierte belegen die nach wie vor von den Sozialdemokra- 
ten gehegte Hoffnung, durch maximale quantitative Wachstumsraten alle gesellschaft- 
lichen Ansprüche und Interessen befriedigen zu können und jene Konflikte zu vermei- 
den, die unausweichlich entstehen mußten, sobald - selektive - Prioritätensetzungen 
infolge knapper werdender Ressourcen unvermeidlich wurden: "In der Tat, wenn wir 
(!) unsere (!) Kräfte im Verteilungskampf erschöpfen, bei dem in der jetzigen 
Situation per saldo nichts herauskoirmen kann, verpassen wir die Chance des Wohl- 
standszuwachses für alle. "52) 

In Ergänzung der derartigen Mahnungen war die SPD außerordentlich darum bemüht, den 
Verbänden von Lohnarbeit und Kapital nachzuweisen, daß die Einkorrmen beider Seiten 
letzthin deutlich gestiegen seien, weshalb es zumutbar sei, jetzt die Erwartungen 
etwas niedriger anzusetzen. Dabei kann es nach den Ergebnissen der Tarifrunden von 
1969 und 1970 nicht verwundern, daß besonders die Gewerkschaften darauf hingewiesen 
wurden, welche beachtlichen Verteilungserfolge sie doch mittlerweile errunaen hät- 
ten, und wie vernüftig es demzufolge nur sei, das Erreichte zu sichern. 537 Insbe- 
sondere Wirtschaftsminister Schillers beschwörender Appell an Unternehmer und Ar- 
beitnehmer gleichermaßen, sich jetzt unbedingt marktwirtschaftlich zu verhalten, 
zeigt die wachsende verzweifelte Sorge der Sozialdemokratie, bei einem aus dem 
Ruder laufenden Verte ilungskanpf weder die angestrebte konjunkturelle Verstetigung 
noch das eigene, darauf basierende Reformprogramm realisieren zu können: "Hinter 
den Orientierungsdaten steht eine Wirtschaftspolitik, die den Unternehmern folgen- 
des sagt: Die gegenwärtige Lage rechtfertigt keinen Konjunkturpessimismus. Es lohnt 
sich gerade 1971, alte Investitionen finanziell zu konsolidieren und neu zu in- 
vestieren. Von den Unternehmern verlangen wir weiß Gott nicht karitative Preisge- 
schenke, sondern realistische Preisentscheidungen. ... Eine offen oder stillschwei- 
gend nach oben koordinierte Preispolitik der Unternehmer könnte ihre Situation 
allenfalls für kurze Zeit verbessern. Schon bald würde eine solche Politik der 
Koordinierung der Preise nach oben niemandem nützen und allen schaden, weil sie die 
marktwirtschaftliche Anpassung an die neue Konjunkturlage verzögert oder erschwert. 

... Den Arbeitnehmern und den Gewerkschaften raten wir in dieser Konjunkturphase 
folgendes. Eine Nomalisierung und Verstetigung des privaten Verbrauchs ist am 
Platze. Niemand sollte aus Furcht vor anhaltenden Preissteigerungen zukünftigen 
Konsum ohne Not in die Gegenwart vorverlegen. ... Auch die Tarifpolitik sollte sich 
1971 realistischen Maßstäben annähern. Und alle Erfahrungen der Vergangenheit haben 
gezeigt, daß eine expansive Nominallohnpolitik, der eine Preissteigerung auf den 
Fersen ist, auf mittlere Frist nur wenig Erfolg für eine reale Veränderung der 
E i nkommensverte i 1 ung verspr icht . "54 ) 

Auch auf diesem Gebiet waren nämlich inzwischen die ersten Hoffnungen bitter ent- 
täuscht worden: Bundeskanzler Brandt stellte im Februar 1971 fest, wenn er seine 
Regierungserklärung vom Oktober 1969 noch einmal zu konzipieren hätte, "würde ich 
sie natürlich, gestützt auf die Erfahrung zu manchen Punkten, was den zeitlichen 
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Ablauf angeht, und auch, was die finanziellen Möglichkeiten angeht, konkreter und 
präziser" fassen. 55) inzwischen hielt man es auch bereits für notwendig, zu beto- 
nen, das Programm der Bundesregierung bestehe "ja nicht aus Wirtschaftspolitik 
allein, so wichtig und so voraussetzend für alles andere sie ist. "56) Und Brandt s 
frühere Ankündigungen, sein Reformprogramm sei auf Grundlage der Steuerlastquote 
von 1969 erreichen zu wollen,- waren der Feststellung gewichen, daß die Regierung 
ihren zunehmenden Aufgaben künftig schließlich nicht "bei einer sinkenden Steuer- 
lastquote gerecht werden könnte."5') 

Die ersten Spuren des künftigen Dissenses mit den Gewerkschaften traten zutage: Die 
lohnpolitische Zurückhaltung des Verbandes wurde gefordert, zugleich aber angedeu- 
tet, die Steuern (auch auf die Massenei nkommen) könnten jedenfalls nicht gesenkt, 
müßten eventuell sogar erhöht werden, um den parteienstaatlichen Handlungsspielraum 
zu sichern bzw. zu erweitern. Die beginnende Rivalität zwischen den beiden Organi- 
sationen wird noch deutlicher, vergegenwärtigt man sich die zunehmend verbitterte 
Kritik der gewerkschaftlichen Organisationen am Steuersystem, wie sie oben ausführ- 
lich vorgeführt wurde. 58) 

Aber ihre Entfaltung stand noch am Anfang; denn wenngleich der Kanzler implizit 
andeutete, daß Steuererhöhungen als ultima rat io in Betracht gezogen werden 
könnten, sofern die staatlichen Aufgaben anders nicht mehr finanzierbar wären, so 
war die SPD insgesamt trotzdem zu diesem Zeitpunkt noch um die Finanzierung ihrer 
Pläne durch Kredite und die stillgelegten Steuermehreinnahmen bemüht. 59) Wohl nicht 
zuletzt deshalb, aber auch im Zusammenhang mit dem Wunsch, einen Konjunktureinbruch 
verhindern zu wollen, traf die restriktive Bundesbankpolitik auf wachsende Kri- 
tik. 50) Der Opposition schließlich warf die SPD vor, sie verlange einerseits wach- 
sende Ausgaben des Staates, indem sie kostenträchtige Reformprogramme in den Bun- 
destag einbringe, andererseits bestehe sie aber auf weiteren stabilitätspolitisch 
motivierten Kürzungen im Etat. 61) Dies solle ebensowenig ernstgenorrmen werden wie 
die Beschuldigungen, die der SPD "möglicherweise kollektivistische und zwangswirt- 
schaftliche Tendenzen" unterstellten. 62) Der Union gehe es letztlich wieder nur um 
die Verunsicherung der am Wirtschaftsprozeß Beteiligten63); un d diesem Versuch, die 
Verbände rebellisch zu machen, setzte die SPD immer noch ihre Hoffnung entgegen: 
"Die kollektive Vernunft, wie sie sich etwa in der Konzertierten Aktion ausdrückt, 
ist in unserem Lande nicht auf gegeben. "64) 

Vor diesem Hintergrund wird auch der zunehmend kompromißlose Karrpf der Unternehmer 
gegen die expansive staatliche Kreditaufnahme verständlich65); denn die BDA dürfte 
sich sehr wohl darüber im klaren gewesen sein, welche Hoffnungen die Sozialdemokra- 
ten mit der kreditären Strategie verbanden, allen voran die Vorstellung nämlich, 
Konflikte mit den Verbänden durch kreditäre Projektfinanzierung bei maximalem 
Wachstum des Sozialprodukts vermeiden zu können. 

Die Haushaltspolitik der Regierung blieb auch nach der Wechselkursfreigabe im Mai 
1971 im Vordergrund der Diskussion, als die SPD betonte, wie wenig die enormen 
Devisenzuflüsse trotz des gezielt kontraktiven Haushaltsgebarens hätten neutrali- 
siert werden können. Sie zitierte zustimnend den SVR, nach dessen Auffassung Haus- 
haltskürzungen über das Maß hinaus, das konjunkturneutral sei, die Erfüllung vor- 
dringlicher staatlicher Aufgaben gefährdeten. 66) Wirtschaftsminister Schiller plä- 
dierte für eine Umstrukturierung der öffentlichen Haushalte, in denen ein "Un- 
gleichgewicht zwischen Personal- und Sachausgaben" entstanden sei; erst nach der 
Straffung der Pläne und der Erhöhung der Haushaltstransparenz habe man das Recht, 
"von der Bevölkerung weitere Deckungsmittel zu verlangen. “67) 

Hierin deuteten sich bereits zwei künftige Tendenzen an: die Absicht der Sozialde- 
mokraten, wenn es denn nicht anders möglich sein sollte, den öffentlichen Korridor 
auch über Steuererhöhungen auszuweiten und der Beginn des Verzichts auf personal in- 
tensive Reformpläne, die den Staat verstärkt in die zunehmend heftigeren Vertei- 
lungskämpfe zwischen Lohnarbeit und Kapital hineinziehen mußten - und zwar in 
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seiner legitimatorisch prekären Rolle als Arbeitgeber. 

Insgesamt herrschte bezüglich der Wechselkursfreigabe Erleichterung in den Reihen 
der Sozialdemokraten, vor allem darüber, die außenwirtschaftlichen Hemmnisse einer 
effektiven Antiinflationspolitik fürs erste aus dem Weg geräumt zu habend 8 ); und 
die Hoffnung, dadurch nun auch die gesellschaftlichen Gruppen wirkungsvoller auf 
einen Stabilitätskurs einschworen zu können, wuchs erneut, wobei nun die SPD bemer- 
kenswerterweise an die Unternehmer appellierte, sich lohnpolitisch zurückzuhalten: 
Das Floaten, zusät z 1 i che b i nnenwi rtschaf t 1 i che Stabilisierungsmaßnahmen "und eine 
notwenige Beruhigung der Lohnentwicklung - ich sage absichtlich nicht Lohnpolitik, 
denn Löhne werden nicht nur gefordert, sie werden auch bewilligt,... -werden 
erreichen, daß wir von diesen Preissteigerungen herunterkomnen." 69 ) 

Und auch hinsichtlich der weiterbestehenden Wahrungsprobleme, zu deren Behebung man 
sich grundsätzlich für eine Harmonisierung der europäischen Währungspolitik ein- 
setzte, ließ Wirtschaftsminister Schiller keinen Zweifel daran, daß dafür die 
gleichen Prioritäten und Methoden zu gelten hätten, die die Bundesregierung derzeit 
binnenwirtschaftlich anwandte. Er votierte nämlich für europäische "Orientierungs- 
daten_ für die Budgetpolitik, für die Preispolitik und für die Einkorrmenspoli- 

tTF7 0 ) 



Anläßlich des Realignments im Dezenter 1971 wurde dieses Ziel verstärkter westeuro- 
päischer Integration bei harmonisierter Wirtschafts- und Währungspolitik aufs neue 
vorgestellt, wenngleich wieder mit der bekannten stabilitätspolitischen Einschrän- 
kung. 71) Die SPD benannte nun eindeutig die USA als den Hauptschuldigen an den 
gegenwärtigen währungspolitischen Störungen, und sie vertrat die Auffassung, daß 
die Leitwährungsrolle, die der US-Dollar bislang gespielt hatte, "durch die welt- 



wirtschaftliche Entwicklung inzwischen über die Kräfte eines einzigen Landes hin- 
ausgewachsen" sei. 72) »wir müssen im Weltwährungs System insgesamt größere Elastizi- 
tät und größere Flexibilität haben. "73) 



Letzten Endes verbarg sich hinter solchen Sätzen die Vorstellung, eine erweiterte 
und zugleich intern enger verflochtene Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, in der 
wiederum die Bundesrepublik aufgrund ihrer ökonomischen Potenz sicherlich eine 
Führungsrolle innehaben würde, könne innerhalb eines vom Dollar abgekoppelten 
elastischen Weltwirtschafts- und -Währungssystems gegenüber dem angeschlagenen 
Wirtschaftsriesen USA Positionsgewinne verbuchen. Zwar wies Schiller diesbezügliche 
Ängste der Amerikaner als "in dem befürchteten Umfang und von der Sache her sicher 
nicht berechtigt" zurück74). Aber seine Überlegungen zur Reform des zusamnengebro- 
chenen Systems von Bretton Woods liefen eindeutig auf die währungspolitische Ent- 
machtung der USA hinaus75) und zielten gleichzeitig zweifellos auf die Sicherung 
der westdeutschen Wirtschaft vor weiteren Einbrüchen in der außenwirtschaftlichen 
Flanke. 76) insoweit aber Währungsfragen inrmer Ausdruck weltwirtschaftlicher Stärke- 
verhältnisse und der Verschiebungen zwischen ihnen sind, erscheint die Annahme 
berechtigt, daß es bei den währungspolitischen Umbrüchen der frühen siebziger Jahre 
in Wirklichkeit auch um die wachsende ökonomische Kraft Westeuropas, besonders der 
Bundesrepublik, gegenüber den seit dem Vietnamkrieg in immer, tiefere wirtschaftli- 
che und innenpolitische Schwierigkeiten geratenen USA ging. 77; Charakteristisch für 
die Sozialdemokraten war allerdings ihr Realismus, den Prozeß der weltwirtschaftli- 
chen Integration nicht schneller als von den unterschiedlichen nationalökonomischen 
Bedingungen her möglich voranzutreiben.78) 

Bemerkenswert an diesen Stellungnahmen war jedoch auch, daß in dieser Phase akuter 
weltwirtschaftlicher Umgruppierungen gegebener Machtverhältnisse und verschärften 
internationalen Konkurrenzdrucks keine Rede mehr war von der partiellen Umlenkung 
des Exports auf den Binnenmarkt zwecks Erhöhung öffentlicher Ressourcen für Infra- 
strukturinvestitionen und sozialpolitische Reformen. Hier ebenso wie in Fragen 
binnenwirtschaftl icher Konjunktursteuerung und gesell schaftsbezogener Reformen 
hatten zwei Jahre Regierungsführung viele Pläne, Ziele und Hoffnungen des Regie- 
rungsflügels der SPD abgeschliffen. 
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Genau dieses Problem aber, woher die staatlichen Mittel für die Realisierung der 
sozialdemokratischen Reformpläne denn nun konmen sollten, hatte kurz zuvor den SPD- 
Parteitag vom November 1971 beschäftigt. Ein wichtiger, weil im Staatsapparat fest 
verankerter Parteiteil vertrat weiterhin die konventionelle Auffassung, mehr und 
stetigeres Wachstum werde den staatlichen Handlungsspielraum am unkompliziertesten 
ausweiten helfen. 79) Demgegenüber wuchs jedoch die Anzahl der Stimmen, die ein 
derartiges Konzept als die Selbstauslieferung an die Gewinnmaximierungspolitik der 
Unternehmer heftig kritisierten und den Ausbau konjunkturbeeinflussender Instrumen- 
te bis hin zu einer gezielten Strukturpolitik für einzelne Wachstums- bzw. 
Schrumpfungsbranchen und zu neuen Methoden der Investitionslenkung forderten.®) 
D.h., wachsende Anteile der SPD hatten ihre Hoffnung auf die Global Steuerung be- 
reits fallengelassen und verlangten nach erheblich weitergehenden staatlichen In- 
terventionen auch in die Kernbereiche des Kapitalverwertungsprozesses und der 
Unternehmer i sehen Invest i t i onsau tonomi e . 

Dabei war es kein Zufall, daß diese Beiträge verbunden waren mit Namen wie Karsten 
Voigt und Norbert Wieczorek . Dies weist vielmehr darauf hin, daß die Führungsgrup- 
pen der seit Ende 1969 auf einen deutlich antikapitalistischen Kurs umgeschwenkten 
Jungsozialisten in der SPD inzwischen ihr Gedankengut aktiv in die Mutterpartei 
einbrachten. Sie reagierten damit auf die wachsenden Schwierigkeiten der regieren- 
den Sozialdemokratie, Reformen unter den Bedingungen verschärfter gesellschaftli- 
cher Verteilungskämpfe und immer schneller werdender Inflationsprozesse zu verwirk- 
lichen, setzten die Partei damit aber zugleich unter wachsenden Legitimationsdruck 
gegenüber nicht-gewerkschaftlich, ganz und gar gegenüber nicht-sozialistisch orien- 
tierten Bevölkerungskreisen, für die die SPD gleichermaßen als Regierung zu fungie- 
ren hatte. Dadurch, daß sie immer lautstarker explizit interessengebunde Positionen 
der Partei forderten, wuchs die Gefahr ökonomischer Steuerungsschwierigkeiten in- 
folge des erwartbaren (und auch eintretenden) zunehmenden Widerstands unterneh- 
merischer, besonders mittel ständischer Kreise, die die CDU/CSU wiederum als Verun- 
sicherung der Unternehmer und Zerstörung der Investitionsneigung der Gesamt-Partei 
zur Last legen konnte, nicht ohne zugleich noch diesen Widerstand selbst kräftig 
anzuheizen. Kurz: Der oben theoretisch beschriebene Konflikt zwischen Legitimation 
und Leistung gewann erheblich an Brisanz, das Thema innerparteiliche Opposition 
sollte in diesen und den nächsten Jahren zum Alptraum der SPD-Führung werden. 

Dort allerdings, wo der Parteitag konkrete Maßnahmen zur Beseitigung aktueller 
konjunktureller Störungen forderte, erwiesen sich die Anträge der Basis oft als 
überraschend naiv. So verlangten sie etwa lapidar, die Bundesregierung solle die 
Preisstabilität wiederherste 11 en, ohne indessen die Vollbeschäftigung zu gefährden 
- ganz so, als ob hierin nicht bereits das Kernproblem sozialdemokratischer Wirt- 
schaf tssteuerung offen zutagegetreten wäre. 81) 

Vergleicht man diese Anträge mit den theoretisch weit ausgreifenden Beiträgen vor 
allem führender Jungsozialisten, so liegt der Schluß nahe, daß die 1970/71 begin- 
nende Theoriediskussion in der SPD in ihrer relativen Abgehobenheit auch eine 
parteiinterne Integrationsfunktion hatte sowie dazu diente, bestimmte gesellschaft- 
liche Gruppen wie zum Besipiel kritische linke Intellektuelle an die Partei zu 
binden, daß sie jedoch keineswegs immer voll bis zur Parteibasis durchschlug. 
Dennoch konnte diese thematisch und strategisch neue innerparteiliche Diskussion 
die regierende SPD gegenüber dem parteipolitischen Gegner, der ohnehin immer offen- 
siver vorging, vor allem aber gegenüber den Unternehmern und ihren Verbänden, nur 
in Schwierigkeiten bringen, was einzig dann nicht zur völligen Lahmlegung ihrer 
Aktivitäten führen konnte, wenn ihre Beziehungen zu den Gewerkschaften unbelastet 
waren und blieben. 

Dafür jedoch war die ökonomische Voraussetzung: Vollbeschäftigung und stetiges 
Wachstum, 1972 weniger denn je gegeben. Was zur Jahresmitte 1971 wie eine Chance 
zur wirklichen Stabilisierung des Konjunkturverlaufs nach außen und innen ausgese- 
hen hatte, erwies sich nur als Atempause, auf die 1972 das Jahr der Stagflation 
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folgte. 

Daß dem so sei, bestritt die SPD allerdings heftia in der letzten wirtschaftspoli- 
tischen Debatte vor den vorgezogenen Neuwahlen. 82] Im Gegenteil bemühte sie sich, 
stabilitätspolitische Hoffnung zu verbreiten: Durch die Aufwertung und den gelunge- 
nen Versuch, den Zustrom an Auslandsgeldern in die Bundesrepublik zu verlangsamen 
oder gar zu stoppen, durch eine konsequent antizyklische Haushaltspol itik83] und 
dadurch, daß die Gewerkschaften "auf die veränderten wirtschaftspolitischen Daten 
mit einem so hohen Maß an Verantwortungsbewußtsein reagiert haben"84), seien die 
Chancen für die Wiedergewinnung der Preisstabilität deutlich gestiegen. Darüber 
hinaus sei es gelungen, die Vollbeschäftigung zu sichern, auch in der Phase der 
nachlassenden wirtschaftlichen Aktivitäten^), und trotz weiterhin zu hoher Preis- 
steigerungen hätten auch die Reale inkomnen kontinuierlich zugenommen. 86) 

Allerdings wurde dieses so positive Bild durch zwei Befürchtungen verdüstert: Zum 
einen waren die außenwirtschaftlichen Probleme keineswegs grundsätzlich gelöst^), 
zum anderen war den Sozialdemokraten völlig klar, daß die Gewerkschaften ihren 
zurückhaltenden Kurs sofort aufgeben müßten und würden, wenn die unternehmerische 
Preispolitik nicht ihrerseits maßvoller werden sollte. Sie beschworen daher vor 
allem die Kosumgüterindustrie eindringlich: "Der Weg zu einer kostenneutralen Lohn- 
und Gehaltspolitik sollte nun endlich durch eine entsprechende Unternehmerpolitik 
bei den Endverbraucherpreisen honoriert werden. "88) 

Aus derartigen Appellen geht deutlich hervor, wie sehr die SPD auf ein kooperatives 
Verhalten der Verbände zur Durchsetzung ihrer Politik angewiesen war, was sie 
übrigens einschließlich der damit verbundenen Probleme für die Interessengruppen 
selbst sehr wohl erkannte. 89) Sie reagierte auf diese prekäre Lage mit dem Versuch, 
beiden Seiten gerecht zu werden, indem sie die gewerkschaftliche Politik lobte, den 
Unternehmern versicherte, "für uns Sozialdemokraten sind Gewinne nichts Böses"90) 
und sich generell zur Marktwirtschaft bekannte, letzteres auch, um der antisozia- 
listischen Offensivstrategie der CDU/CSU den Wind aus den Segeln zu nehmen. 91) 

Mit dieser Haltung des 'Allen-Wohl -und-keinem-Wehe' stießen die regierenden Sozial- 
demokraten nun aber wiederum innerparteilich auf scharfe Kritik, die sich auf dem 
Parteitag im Oktober 1972 in der Forderung Gehör verschaffte, anstelle globale 
Bekenntnisse zur Marktwirtschaft abzugeben, solle man klar und deutlich sagen, daß 
die SPD auf der Seite der Arbeitnehmerinteressen stehe und eine sozialistische 
Gesellschaft anstrebe. 92) 

Und noch in einem zweiten wichtigen Punkt zerfiel die SPD immer mehr in verschie- 
dene Flügel, die sich sogar bis in die Fraktion hinein bemerkbar machten, nämlich 
in der Frage, ob in der gegenwärtigen widersprüchlichen Lage die Staatsfinanzen zur 
Ankurbelung oder zur Dämpfung der Konjunktur eingesetzt werden sollten93) und 
darüber hinaus, welche Art öffentlicher Ausgaben - Personal aufwand oder Sachin- 
vestitionen - derzeit überhaupt noch zulässig sei. 94) 

So stand die SPD am Ende der ersten - wenn auch verkürzten - Legislaturperiode, in 
der sie die Bundesregierung führte, nicht mehr einheitlich und geschlossen hinter 
ihrem ehemals so gefeierten Wirtschaftsminister. Schiller s Rücktritt im Frühsomner 
1972 und sein rasches überwechseln in das konservative Lager stellten letztlich nur 
den personellen Ausdruck einer strukturell bedingten, immer komplizierteren Situa- 
tion dar. Bis auf die Vollbeschäftigung, deren Verlust die SPD unbedingt die not- 
wendige gewerkschaftliche Unterstützung hätte kosten müssen, war keines der Ziele 
des Stabilitätsgesetzes auf Dauer erreicht worden, die einst in der festen Überzeu- 
gung verankert worden waren, der Neo-Keynesianismus werde alle auftretenden sozio- 
ökonomischen Steuerungsprobleme bewältigen können. Anstelle stetigen Wachstums 
hatte ein enormer Boom, dessen man nicht Herr werden konnte, die Grundlagen für die 
Instabilität des wirtschaftlichen Prozesses, besonders der Preisentwicklung, ge- 
legt. Die neuen Formen des sozio-poli tischen Dialogs hatten sich in dieser Kon- 
fliktsituation trotz aller Beschwörungen, Mahnungen, Bitten und Drohungen nicht 
bewährt, der Verteilungskampf um Löhne und Preise geriet zunehmend außer Kontrolle. 
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Davon wiederum wurden die Haushalts- und als Folge auch die Reformpolitik der SPD 
hart getroffen, die allmählich im Dienste der Inflationsbekämpfung ihre autonome 
gesellschaftspolitische Funktion verloren. 

Schließlich war es auch nicht gelungen, die Außenwirtschaftsentwicklung in den 
Griff zu bekormien, die angesichts wachsenden internationalen Wettbewerbsdrucks auch 
nicht mehr ohne weiteres binnenwirtschaftlichen Zwecken verfügbar gemacht werden 
konnte. 

Auf dieses Scheitern nahezu aller ihrer großen wirtschaftspolitischen Ambitionen 
reagierte die SPD in doppelter Weise: Ihre im Staatsapparat angesiedelten Teile 
appellierten immer dringlicher an die Verbände, über eine autonome Politik des 
Interessenausgleichs die Grundlage für einen Neuanfang in Stabilität zu legen, ergo 
den Verteilungskampf zu entschärfen (wofür allerdings infolge der konjunkturellen 
Stagnation der materielle Umverteilungsspielraum fehlte). 

Der linke Flügel der Partei wollte sie dagegen in innerorganisatorischen Auseinan- 
dersetzungen von wachsender Intensität dazu bringen, sich offensiv auf die Seite 
der Gewerkschaften zu stellen und den unternehmerischen Dispositionsspielraum dra- 
stisch zu beschneiden. Wahrend der erstgenannte Teil der Partei eher dazu tendier- 
te, Reformen so lange zurückzustellen, bis die ökonomischen Störungen beseitigt 
waren, das eine sogar zunehmend für die Voraussetzung des anderen ansah, verlangte 
letzterer gerade jetzt diese Reformen als Sprungbrett zur Überwindung der anstehen- 
den sozio-ökonomi sehen Steuerungsprobleme durch eine Veränderung der Machtverhält- 
nisse zugunsten der Gewerkschaften und des - selbstverständlich sozialdemokratisch 
geführten - Staates. Damit aber war der Konflikt mit dem kleineren, gesell schaf ts- 
wie wirtschaftspolitisch gänzlich anders orientierten Koalitionspartner unweiger- 
lich vorprogrammiert. 

5.2.2) FDP 

Die Freien Demokraten konnten im Oktober 1969 - unbelastet von jeglicher voraufge- 
gangenen Regierungs Verantwortung - einen Kern der Problematik der gegenwärtigen 
konjunkturellen Lage aufgreifen: Die unterlassene Aufwertung habe zu einem extremen 
Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage auf allen Märkten geführt, mit 
eventuell fatalen Konsequenzen für die Preisstabilität, wobei den Liberalen die 
angespannte Arbeitsmarktlage aus verständlichen Gründen besonders wichtig war. 95) 
Aus dieser Situationsanalyse resultierte die Forderung, die Wirtschaft, aber auch 
der Staat, sofern er direkt ökonomisch tätig sei, müsse sich verstärkt um Rationa- 
lisierung, Technisierung und Erhöhung der ökonomischen Leistungsfähigkeit bemühen. 
Die FDP erwartete "eine integrierte Aktivität der gesamten Regierung", gerichtet 
"auf das eine Ziel: die Produktivitätssteigerung ".^) D.h., die Freien Demokraten 
waren generell wenig an der Erhaltung grundsätzlicher Möglichkeiten der Lohnabhän- 
gigen zum Verkauf ihrer Ware Arbeitskraft interessiert - jeder durch Technisierung 
oder reibungsloseren Produktionsablauf eingesparte Arbeitsplatz war ihnen willkom- 
men. 97) 

Von dieser aktuellen konjunkturpolitischen Frage abgesehen fand nur noch ein Thema 
im ökonomischen Teil der Regierungserklärung das Interesse der Liberalen: Brandts 
Vorsatz, die Steuerlastquote nicht zu erhöhen, der ein freundliches Lob erhielt. Es 
sei begrüßenswert, daß die Bundesregierung bei der Steuerreform "weder den Lei- 
stungswillen noch die Investitionsbereitschaft der Wirtschaft durch konfiskatori- 
sche Steuern beschränken will. Im Interesse der Sicherheit der Arbeitsplätze (!) 
und einer gerechten sozialen Weiterentwicklung darf deshalb die Steuerbelastung, 
wie angekündigt, nicht hoher werden. "98) Es hatte sich also auch durch die Regie- 
rungsbeteiligung der FDP nichts an der liberalen Grundsatzposition geändert, dem 
Staat möglichst wenig materielle Ressourcen und damit geringe Aktionsradien zu 
verschaffen. 

Gleichzeitig wird hier deutlich, daß bei aller offenkundigen Bereitschaft, Arbeits- 
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platze, wo es nur möglich war, vernichten zu lassen, auch die Freien Demokraten 
nicht völlig auf den 1 eg itimatori sehen Topos 'Arbeitsplatzsicherheit 1 als Begrün- 
dungsmuster ihrer Forderungen und Maßnahmen verzichten konnten. Neben der noch 
stärker generalisierten Formel von 'Dienst am Gemeinwohl' bestand (und besteht !) 
in dieser Strategie, nahezu jede Aktivität durch ihren angeblichen oder wirklichen 
Beitrag zur Sicherung von Arbeitsplätzen zu rechtfertigen, eines der wirkungsvoll- 
sten Mittel der Integration auch höchst gegensätzlicher Interessen. 

Aber bei dieser freundschaftlichen Übereinstimmung mit der SPD sollte es nicht 
lange bleiben: Im Februar 1970 stellte die FDP lapidar fest: "Wir haben eine 
deftige Überhitzung und dazu einen inflatorischen Preisauftrieb ... zu mei- 
stern"^), und sie warnte vor vermeintlichen Tendenzen der Sozialdemokraten, dieses 
Problem etwa durch die Priorisierung des Wachstumszieles vernachlässigen zu wol- 
len. 100) D.h., schon wenige Monate nach dem Zustandekontnen des sozial liberalen 
Rgierungsbündnisses trat der entscheidende Unterschied zwischen den beiden Parteien 
offen zutage: Wo die Sozialdemokratie Wachstum und Vollbeschäftigung anstrebte, 
votierten die Liberalen nach wie vor für stabilen Geldwert. 

Das geeignetste Mittel zur Überwindung des gegenwärtigen Zustandes sah die FDP in 
der Belebung des Wettbewerbs, wiederum auch und vor allem auf dem Arbeitsmarkt^^), 
darüber hinaus aber besonders auch durch die gezielte Förderung des Mittelstandes, 
der über längst noch nicht voll ausgeschöpfte Produktivitäts- und Wachstumsreserven 
verfüge. 102) Besondere Sorge bereitete ihr die Tariflohnentwicklung und die Ergeb- 
nisse der spontanen Streiks vom Herbst 1969; es müsse "befürchtet werden, daß sich 
der übernachfragefördernde und damit preistreibende Trend von neuen Tarifvereinba- 
rungen, die den Produktivitätszuwachs weit übersteigen, noch fortsetzen kann. "103) 
Hatte die SPD noch versucht. Gründe für das Ai(sbrechen der gewerkschaftlichen Basis 
aus dem Tarifsystem zu benennen (wenn auch mit einer deutlichen Akzentuierung weg 
von explizit verteilungsp olitischen Ursachen) und sich jedenfalls in dieser aktuell 
schwierigen Lage von allen Lohnformeln distanziert, so reduzierte die FDP das 
Problem völlig auf eine einzuhaltende ökonomische Gesetzmäßigkeit, nämlich die 
Produktivitätsorientierung der Lohnpolitik. Wiederum wird ersichtlich, daß die 
Freien Demokraten wenig daran interessiert waren, die Gewerkschaften bei der Bewäl- 
tigung interner Probleme in irgendeiner Form zu unterstützen. 

Neben der Kaufkraftabschöpfung durch Vermögensbildung, die allerdings bei steigen- 
der Geldentwertung sinnlos werdet), trat die FDP für die Fortsetzung der harten 
kreditpolitischen Linie der Bundesbank einl05) # $j e stirrmte den haushaltspoliti- 
schen Beschlüssen der Bundesregierung zu, befürwortete aber darüber hinaus die 
"Einstellung aller Haushaltsersparnisse - insbesondere bei der gedämpften Abwick- 
lung des Haushalts bis zur Verabschiedung des neuen Haushalts 1970 - zusätzlich in 
die Kon junk tur ausg leich srlick 1 age . " 106 ) 

Lohn- und Haushaltspolitik sollten sich zurückhalten, so war die liberale Auf- 
fassung, keinesfalls aber dürften die "Produkt i v i tät sf ordernde ( n ) I n ves t i t i onen " 
beeinträchtigt oder gar gefährdet werden. Wie nicht anders zu erwarten, galt dies 
selbstverständlich nicht als interessenspezifische Haltung, "...sondern hier wird 
der Gedanke logisch weiterentwickelt, daß diese Investitionen notwendig sind, damit 
morgen und übermorgen die Arbeitsplätze für alle abhängig Beschäftigten auch den 
ausreichenden und gewünschten Ertrag abwerfen können. "10') Die FDP schien keinerlei 
Widersprüche darin zu erblicken, daß diese 'ausreichenden und gewünschten Erträge' 
vor allem für 'produktivitätsfördernde Investitionen' verwendet werden sollten, die 
nach ihrer eigenen Auffassung Arbeitsplätze gerade einsparen sollten. Erneut wird 
die an dieser Stelle rein ideologische Bedeutung des Arbeitsplatzsicherungs-Argu- 
ments klar erkennbar. 

Im Oktober 1970 war es der kleinere Koalitionspartner, der eine eindeutige Haltung 
gegenüber den gesellschaftlichen Gruppen einnahm, während die SPD zwischen der mit 
steuerpolitischen Drohungen bekräftigten Mahnung zur gesamtwirtschaftlichen Ver- 
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nunft und der Hoffnung auf freiwillige Einigung in der Konzertierten Aktion 
schwankte. Für die Liberalen bestand kein Zweifel daran, daß das Parlament sich 
auch kritisch mit Tarifvereinbarungen auseinanderzusetzen habe, weil diese relevan- 
ter für den Wirtschaftsablauf seien als alles, was Bundesregierung und Bundesbank 
bewirken könnten. 108) Bei aller Anerkennung der Tarifautonomie müsse es angesichts 
dieser Bedeutung der Lohnabschlüsse für die Volkswirtschaft Sache des Staates sein, 
den sozio-ökonomi sehen Gruppen Orientierungsdaten vorzugeben, durch die "alle Ta- 
rifpartner vor der Öffentlichkeit zur Begründung ihrer Stellungnahmen, ihrer Bemü- 
hungen, ihrer Ziele und ihrer Forderungen in einer ordentlichen, ihre freie Ent- 
scheidung nicht beeinträchtigenden Weise aufgefordert werden. Uns erscheint das als 
Gebot der Stunde."!^) Maßstab der Datensetzung war und blieb die Produktivitäts- 
steigerung, und die FDP vertrat die Auffassung, eine Fortsetzung der lohnpoliti- 
schen Entwicklung vom Herbst 1969 werde "auf Dauer niemand(em) - weder einzelne(n) 
noch Gruppen - einen Sondervorteil 11 verschaffen, aber eine Eskalation dieser Vor- 
gänge könne bedrohlich werden, so daß letztlich "Übermut", "Mutwilligkeit" und 
"Maßlosigkeit" allen schadeten. HO) 

Wieder ging es nicht um den Konflikt zwischen gegensätzlichen Interessen, sondern 
vielmehr um irrationales Verhalten und illegitimen Partikularismus, die sich zu 
einer Bedrohung des Allgemeinwohls auswachsen konnten. 

Mit dieser Interpretation des Inhalts und der Funktion lohnpolitischer Orientie- 
rungsdaten befand sich die FDP wiederum in bemerkenswerter Nähe zu den entsprechen- 
den Aussagen der Unternehmerverbände. Einkomnenspoltik hieß folglich eindeutig: 
öffentlicher Druck auf die Gewerkschaften, jedes Umverteilungsziel aufzugeben und 
zwecks Verstetigung des ökonomischen Prozesses^!) eine zurückhaltende und kalku- 
lierbare Lohnpolitik zu treiben. Offenbar hatte sich bei den Liberalen eine neue 
Generation wirtschaftspolitischer Sprecher durchgesetzt, die der staatlichen Ein- 
kommenspolitik, sofern sie in diesem Sinne und nicht etwa als Herstellung 'sozialer 
Symnetrie 1 verstanden wurde, nicht mehr so viel Skepsis entgegenbrachten wie ihre 
Vorgänger zur Zeit der Verabschiedung des Stabilitätsgesetzes. 

Dieser Sinnenswandel mochte zwei Ursachen haben: Zum einen die von der Regierungs- 
beteiligung der Liberalen erzwungene Erkenntnis, daß man nicht rigide und maxima- 
1 istisch gegenüber den Verbänden bleiben konnte, im Sinne ihrer völligen Ausliefe- 
rung an die Marktgesetze, wenn man nun selbst auf generalisierte gesellschaftliche 
Legitimation angewiesen war. Zum anderen darf aber wohl vermutet werden, daß die 
Liberalen sehr viel Wert darauf legten, die Einkommenspolitik, wenn sie denn nun 
einmal zumindest im Augenblick unvermeidlich war, in die von ihnen gewünschte 
Richtung zu beeinflussen. Dieses Feld restlos den Sozialdemokraten zu überlassen, 
konnte nicht im Interesse der FDP liegen, ebensowenig wie in dem ihrer mittelstän- 
dischen Basisteile. Es sollte sich allerdings rasch zeigen, daß die Partei in dem 
Augenblick zu ihrer ursprünglichen Haltung zurückkehrte, also die Marktparteien 
sich selbst und den Auswirkungen ihres Vorgehens ungemildert überlassen wollte, als 
die Zuspitzung interverbandlicher Kontroversen, die auch von den Orientierungsdaten 
nicht mehr aufgehalten werden konnte, die Interessen dieses spezifischen Wähler- 
kreises beiseite zu drängen drohte. 

Die Ähnlichkeit lohn- und einkommenspolitischer Positionen von FDP und BDA wich 
nämlich schon im Februar 1971, als Preissteigerungen und nachlassende ökonomische 
Aktivitäten zusammentrafen, einer wachsenden stabilitätspolitischen Radikalität der 
Freien Demokraten, die von den Unternehmern damals so nicht geteilt wurde. Nun 
formulierten die Liberalen ihr verteilungspolitisches Credo aggressiver: "Die FDP 
ist jedenfalls - mit ihrer Regierung - entschlossen, Catch-as-catch-can-Methoden im 
Verteilungskampf zu verhindern. Sie ist entschlossen, realistischen Wirtschaftser- 
wartungen zum Durchbruch zu verhelfen, Abenteuern dabei den Weg zu verlegen und 
jedem Erpressungsversuch zu Lasten der Gesamtheit unnachgiebig zu widerstehen und 
nachhaltig auch in die Zukunft hinein zu begegnen. "H2) wenn s -jch di e Tarifparteien 
nicht an die Orientierungsdaten der Regierung hielten, drohten weitere Kosten- und 
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Preissteigerungen mit der unausweichlichen Konsequenz schrumpfender Gewinne, nach- 
lassender Investitionsneigung und schließlich die Gefahr "einer neuen Rezes- 
sion".!^) Für die FDP trugen derzeit die Verbände die Hauptverantwortung für die 
weitere WirtschaftsentwicklungH^), und die Partei setzte in der gegebenen wider- 
sprüchlichen Situation langsameren Wachstums und schnellerer Preissteigerungen ihre 
Priorität ganz eindeutig zugunsten der Stabilität.!^) Sofern die Tarifparteien 
sich dieser Rangfolge nicht anschließen sollten, glaubten sich die Liberalen gut 
gerüstet, um sie durch eine harte Geldmengenpolitik zur Raison bringen zu 
können. 116) 

Damit aber überholten sie sogar die Unternehmerseite noch, was die Rigorosität 
ihrer Stellungnahmen anging, da die Arbeitgeberverbände erst wesentlich später zu 
dieser Geldmengenkonzeption fanden, als die verteilungspolitischen Auseinanderset- 
zungen sich schon erheblich so verschärft hatten, daß die aus internationalen und 
nationalen Gründen im gesamtkapitalistischen Interesse noch tolerierbare Infla- 
tionsmarke übertroffen zu werden drohte. H7) Es darf hierbei nicht vergessen wer- 
den, daß die FDP von ihrem Wählerpotential her nur einen ganz bestimmten Teil der 
Unternehmer vertrat, und daß gerade diese mittelständische Schicht sich ausufernde 
Verteilungskämpfe und wachsende Geldentwertung am wenigsten lange leisten kann. 
Daher ist der frühe Zeitpunkt, zu dem die FDP die großen gesellschaftlichen Lager 
vor die Alternative Mäßigung oder Rezession via Geldmengenverknappung stellen 
wollte, nicht weiter verwunderlich, so wenig wie ihr erneut vorgetragenes direktes 
Verlangen nach Mittelstandsförderuna. das als Beitrag zur Wettbewerbsbelebung sta- 
bilitätspolitisch motiviert wurde. 1™) 

Die kleine liberale Partei hätte sich nicht vor einer Konfrontation mit den beiden 
wichtigsten gesellschaftlichen Gruppen gescheut, aber sie hielt zu diesem Zeitpunkt 
kein Ressort besetzt, das ihr die Möglichkeit dazu geboten hätte, und ihr großer 
Regierungspartner war verständlicherweise darum bemüht, eben diese Auseinanderset- 
zung zu vermeiden, die ihn in eine prekäre Frontstellung zu den Gewerkschaften 
gebracht hätte. Daher wiederholte die FDP im Juni 1971 ihre Position lediglich in 
einem einzigen Bereich, der gleichzeitig für eine zurückhaltende Fiskalpolitik 
votierte und insoweit der wieder aufgenorrmenen Linie entsprach, durch Interven- 
tionsverzicht die Tarifparteien sich allein an den Marktgesetzen abarbeiten zu 
lassen. 119) 

Auch im Januar 1972 beschränkten sich die Liberalen auf eine Rede, in der sie das 
währungspolitische Realignment vom Dezember 1971 als wichtigen Beitrag zur binnen- 
wirtschaftlichen Stabilisierung, allerdings auch zur längst fälligen Reform des 
Weltwährungssystems, lobten. 120) Diese geringe Beteiligung am wirtschaftlichen 
Geschehen im Parlament mag - neben der erwähnten Tatsache, daß die FDP (noch) 
keinen Minister in diesem Bereich stellte - ihren Grund darin zu finden, daß die 
Partei in dieser Zeit heftigen internen Umwälzungen ausgesetzt war. Bis zur 'Frei- 
burger Wende' gewannen die linksliberalen Strömungen irrmer mehr an Gewicht inner- 
halb der Organisation, die soziologisch dem selbständigen Mittelstand nicht verbun- 
den waren und die sich auf andere als wirtschaftspolitische Themen konzentrierten. 
Es wird sich aber zeigen, daß die rechtsliberalen Tendenzen in der FDP durchaus 
weiter fortbestanden, sich gerade im wirtschaftspolitischen Bereich festsetzten und 
von dort aus über den Posten des Wirtschaftsministers, den seit der Wahl von 1972 
die Liberalen benannten, sehr bald wieder Einfluß auf ihre Partei und darüber 
hinaus auf den gesamten wirtschaftspolitischen Steuerungsprozess gewannen. 

In der letzten Debatte vor den vorgezogenen Neuwahlen fasste die FDP selbst noch 
einmal ihre hauptsächlichen wirtschaftspolitischen Vorstellungen zusamnen: Die 
inrner bedrohlichere Preisentwicklung nütze keinem und schade allenl^l); sie sei - 
neben unbestreitbaren außenwirtschaftlichen Ursachen^) - vor allem binnenwirt- 
schaftlich erzeugt worden, wobei den gesellschaftlichen Verbänden hier eine wesent- 
liche Verantwortung zufallel^); wirksam bekämpft werden könne sie durch eine 
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straffe Geldmengenpolitik (und, natürlich, durch gezielte Mittelstandsförde- 
rung)124). Dies führe dazu, daß die "Globalsteuerung zumindest teilweise von der 
Notwendigkeit der direkten Regulierung der Nachfragekomponenten am Markt befreit" 
werde, was besonders für eine liberale Wirtschaftspolitik aufgrund der dann steti- 
geren Entwicklung der Staatsausgaben interessant sei. Eine derartige Verstetigung 
werde "aber gleichzeitig für die Unternehmen besser kalkulierbar sein und ihren 
Freiheitsspielraum ganz beträchtlich erweitern ".125) D.h., unter der Überschrift 
des "gemeinsame(n), alle Interessen berücksichtigende(n) Ziel (es) der Preisstabi 1 i- 
tät"126) trat die FDP letztlich wie gehabt für eine Reduktion des staatlichen 
Einflusses auf die Wirtschaft ein. Durch eine konsequent gehandhabte Geldmengenpo- 
litik sollte er den Rahmen setzen, innerhalb dessen die Tarifparteien handeln 
sollten und konnten, denen die FDP zwar objektiv zu Recht, aber in dieser spezifi- 
schen Betonung subjektiv wohl vor allem aus Legitimationsgründen den entscheidenden 
Einfluß auf die ökonomische Entwicklung zuschrieb. Diese Haltung aber mußte sie 
ihrem Koalitionspartner, der das genaue Gegenteil anstrebte, entfremden und - wie 
jetzt zu zeigen sein wird - jedenfalls in fiskalpolitischer Hinsicht der CDU/CSU 
annähern. 

Fraglich ist dagegen, ob eine der beiden Volksparteien eine derart offenkundig 
verbändefeindliche Haltung einnehmen konnte. Es wird zu prüfen sein, ob nicht auch 
die CDU/CSU - wie ungern auch immer - mehr Rücksicht auf die Gewerkschaften nehmen 
mußte als die FDP, deren Beitrag zu den wirtschaftspolitischen Debatten zwischen 
1969 und 1972 eigentlich nur in der zunehmend deutlicher formulierten und stets 
stabilitätspolitisch begründeten Forderung nach der Disziplinierung der Verbände 
überwiegend durch staatliche Selektivität im Sinne von Nicht-Handeln bestand. 

5.2.3) CDU/CSU 

Wenn die SPD bei ihrem Amtsantritt 1969 die ungünstigen Seiten der damaligen wirt- 
schaftlichen Lage unterstrichen hatte, um sich von der Verantwortung für weitere 
Fehlentwicklungen wenigstens teilweise zu entlasten, so konstatierte die CDU/CSU 
umgekehrt, die neue Regierung beginne bei "Vollbeschäftigung, stabilem Geld und 
wohlgeordneten Finanzen"127), setze aber bereits jetzt, durch ihre zahlreichen 
Reformpläne ohne konkrete Angabe von Finanzierungsmöglichkeiten, diesen paradiesi- 
schen Zustand leichfertig aufs Spiel .1^8) £ S komme haushaltspolitisch nun vor allem 
darauf an, "daß der investive Teil der öffentlichen Ausgaben anwächst. Es muß alles 
geschehen, um unsere Wirtschaftskraft zu stärken - zumal andere Nationen uns die 
Spitzenstellung in Welthandel und Industrieproduktion streitig machen. "129) 

Die Union benutzte die Diskussion über die - von ihr als Exportschädigung und 
bedenkliche Haushaltsbelastung angegriffene^™) . Aufwertung, um ihr weit ausgrei- 
fendes, offensives Außenwirtschaftskonzept zu entwickeln. Selbstverständlich lehnte 
sie die sozialdemokratische Vorstellung einer Umlenkung von Teilen des Exports auf 
den Binnenmarkt entschieden ab; dies sei kaum ohne Beeinträchtigung des Wachstums 
möglich^!), und außerdem "sollte man bei uns nicht so tun, als ob eine hohe 
Exportquote ein nationales Unglück sei. "132) Vielmehr sollten über den Export 
hinaus auch die Ausfuhr von Kapital und die Direktinvestitionen im Ausland geför- 
dert werden; wenn die Bundesregierung den umgekehrten Weg gehen wolle, so habe sie 
"sich offensichtlich hier der Linie des DGB angeschlossen... "133) 

Es ist evident, daß hier mit national getönten Legitimationsmustern einerseits, der 
Anschuldigung andererseits gearbeitet wurde, die neue Regierung lasse sich in 
Sachen Außenwirtschaft von einer Interessengruppe instrumentalisieren und vernach- 
lässige darüber den Aufbau deutscher Stärke auf den Weltmärkten. 134) Darüber hinaus 
erhob Strauß den Vorwurf, allerdings ohne die SPD oder den DGB direkt beim Namen zu 
nennen, auch binnenwirtschaftlich sei im Zusammenhang mit internationalen Währungs- 
fragen Unruhe gestiftet worden: Nach der berechtigten Ablehnung der Aufwertung 
durch Kiesinqer im Mai 1969 "begann eine für Wirtschaft und Währung gefährliche, 
und zwar absichtlich betriebene, Inflationshysterie", welche schließlich in die 
Behauptung umgeschlagen sei, die Unternehmer machten überhöhte Gewinne, "die die 
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wilden Streiks rechtfertigten."^) 

Außerdem galt es für die Union als ausgemacht, daß Wirtschaftsminister Schiller 
schon deshalb schuld an den Streikbewegungen im Herbst dieses Jahres sei, weil er 
"das Gleichgewicht von innerer Stabilität und Wachstum in seiner Amtszeit nicht 
genügend beachtet" und "zu lange nur auf Wachstum gesetzt" habe, weshalb es zu 
unkontro 1 1 ierbaren konjunkturellen und verteilungspolitischen Entwicklungen gekom- 
men sei. 

Mit dieser Verknüpfung von Stellungnahmen versuchte die Union einerseits zu sugge- 
rieren, die SPD übernehme eine solide Wirtschafts- und Finanzlage, die sie bereits 
jetzt durch Aufwertung und Reformpläne gefährde; andererseits war sie aber be- 
strebt, die nun einmal vorhandenen und nicht gänzlich wegzudiskutierenden struktu- 
rellen Fehlentwicklungen allein der Sozialdemokratie anzulasten, die damit doppelt 
unfähig dastand. Und schon klang ein weiteres Ideologem an, das in der Folgezeit 
eine gewichtige Bedeutung gewinnen sollte: Die SPD sei nicht nur zu einer effekti- 
ven Wirtschaftspolitik nicht imstande, sondern in Wirklichkeit führe sie einen 
"Kampf gegen die Marktwirtschaft".^/) Gleichzeitig verstand es die Union sehr 
geschickt, die durchaus widersprüchlichen Kapital interessen in einer Art und Weise 
zusammenzufassen, die kein anderes staatliches Handeln als den Ver ander ungsverz ich t 
bewirken konnte und sollte. So lehnte Strauß einerseits im Interesse der Großkon- 
zerne die von der SPD angestrebte Verankerung der vorbeugenden Fusionskontrolle mit 
dem Hinweis auf den internationalen Wettbewerbsdruck entschieden ab, ließ jedoch 
andererseits auch die mittelstandsfreundliche Begründung der Antikonzentrationspo- 
litik nicht gelten: "Wir sind der Meinung, daß die beste Mittelstandspolitik darin 
besteht, die Klein- und Mittelbetriebe vor nicht zu verkraftenden Belastungen im 
steuerlichen und sozialpolitischen Bereich zu bewahren. "138) womit sämtlichen Re- 
formbestrebungen der Sozialdemokratie ebenso wie ihrem Versuch, die staatlichen 
Ressourcen zu vergrößern, eine in sich konsistente Absage erteilt worden war. 

Dieses Muster von Unterstellungen wirtschaftspolitischer Inkompetenz und gesell- 
schaftspolitisch bedenklicher Absichten der Sozialdemokratie wurde im Frühjahr 1970 
verdeutlicht, als sich die Unionsredner auf die Verletzung ihres absoluten Vor- 
rangszieles, der Preisstabilität, bezogen: "Für die Opposition ist die Stabilität 
der zentrale Faktor in dem magischen Viereck des Stabil itäts- und Wachstumsgeset- 
zes." "Wir sind der Auffassung, daß das wirtschaftliche Wachstum langfristig nur 
durch die Erhaltung der Wahrungsstabilität gesichert werden kann. Kurzfristige 
Wachstumsschwankungen, auch wenn es einmal jährlich nur 1 bis 2 % sein sollten, sind 
langfristig eine solidere Pol itik. "139) 

An dieser Stelle läßt sich zeigen, daß die Union, wie auch schon die SPD und die 
FDP jene konjunkturelle Verstetigung anstrebte, die oben als Tendenz des gesamten 
sozio-poli tischen Interessenverarbeitungsprozesses interpretiert wurde, zyklische 
Schwankungen und strukturelle Verwerfungen möglichst auszugleichen und das Wirt- 
schaftsgeschehen kalkulierbarer zu machen. Ein wesentlicher Unterschied zwischen 
den Konservativen - mit Ausnahme ihres sozialreformerisch orientierten Flügels - 
und den Liberalen auf der einen, der Sozialdemokratie auf der anderen Seite bestand 
aber darin, daß die SPD diese Verstetigung aus Gründen der Erhaltung eines hohen 
Beschäftigungsstandes und der reibungsloseren Umverteilungsmöglichkeiten bei stei- 
genden Zuwachsraten auf einem quantitativ höheren Wachstumsniveau anstrebte, wäh- 
rend große Teile der CDU/CSU und der FDP über die Priorisierung des Stabilitäts- 
zieles eine kontinuierliche Wirtschaftsentwicklung bei relativ schwacher gewerk- 
schaftlicher Arbeitsmarktposition erreichen wollten - mit allen verteilungspoliti- 
schen Konsequenzen für Gewerkschaften und Staat. Offenkundig hatte der Wechsel in 
die Opposition für die Union zu einer partiellen Meinungsänderung geführt, da man 
jetzt maximale Wachstumsraten ablehnte, die man an der Regierung selbst mit erzeugt 
bzw. zugelassen hatte. Dabei dürfte es sowohl um eine Schwächung der gewerkschaft- 
lichen Position als auch vor allem um die Verhinderung größerer Aktionsspielräume 
des nun sozialdemokratisch geführten Staates gegangen sein. Allerdings dürften sich 
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FDP und bestirrmte Flügel innerhalb der Union wiederum insofern voneinander unter- 
schieden haben, als ein Teil der konservativen Volkspartei wachsende Staatseinnah- 
men grundsätzlich durchaus befürwortete, um die von ihm selbst für erforderlich 
gehaltenen Infrastrukturmaßnahmen finanzieren zu können, sobald man wieder an der 
Regierung war, worauf man - wie man glaubte - nicht lange würde warten müssen; 
dagegen lehnte die FDP genauso grundsätzlich eine Ausdehnung interventionsstaatli- 
cher Handlungsfelder überhaupt ab. 

Unter diesen Umständen war es für die Opposition am einfachsten, weil in sich am 
widerspruchsfreiesten, der SPD generell Inkompetenz vorzuwerfen: Insoweit ökonomi- 
sche Instabilität als Folge der Lohnentwicklung drohe, liege dies an ihrem Versagen 
vor dem Boom 1969 und in der Konzertierten Aktion^); sofern Fehlentwicklungen 
jetzt noch durch eine straff antizyklische Haushaltspolitik aufaehalten werden 
könnten, ermangele es ihr an Mut, Entschlossenheit und Tatkraft^!); und in Anbe- 
tracht des außerordentlichen Stellenwerts der Geldwertstabilität für die Erhaltung 
des Wirtschafts- und Gesellschaftssystems insgesamt^) müsse überhaupt an der 
marktwirtschaftlichen und freiheitlichen Zuverlässigkeit der SPD gezweifelt werden: 
"Eine sozialistische Politik, die ohnehin die kollektive Absicherung als das Ideal 
ansieht, mag auch eine das Kollektiv fördernde Geldentwertung vielleicht leichter 
hinnehmen. Hier jedenfalls scheiden sich die Geister. "143) 

Es fällt auf, wie sehr die Union sich von jedem Versuch fernhielt, etwa den Verbän- 
den, oder speziell den Gewerkschaften, die Verantwortung für die wirtschaftlichen 
Fehlentwicklungen zuzuschieben: Es sei notwendig, auf den "sehr ernsten Mißerfolg 
der Konzertierten Aktion" hinzuweisen, deren Versuch der "Eingrenzung eines Spiel- 
raums für die Einkommenspolitik" qescheitert sei. "Die Tarifpartner sind nicht mehr 
bereit, Ihren ( Schillers , C.S.) Prognosen und Daten zu vertrauen, und auch Ihre 
Politik der angekündigten Steuersenkungen gab der Regierung nicht die Glaubwürdig- 
keit, die sie brauchte, um mit sachlicher Autorität mit den Sozialpartnern zu 
verkehren. "144) ß e i dem gegenwärtigen "Mangel an entschlossenem Handeln" der Regie- 
rung drohe eine gefährliche Wechselwirkung zwischen Preisen und Löhnen, die bis zur 
Arbeitslosigkeit führen könne, wobei es müßig sei zu untersuchen, was zuerst dage- 
wesen sei: Preis- oder Lohnsteigerungen. 145 J 

Dies darf wohl als Beleg für die These gewertet werden, daß auch eine konservative 
Volkspartei als Volkspartei nicht ohne weiteres den offenen Konflikt mit sozio- 
ökonomi sehen Großverbänden suchen kann und darf.146) Ihre eigenen Vorstellungen zur 
Bewältigung der aktuellen Situation richtete die Union auf "Anträge mit der klaren 
Tendenz..., das Haushalsvolumen selbst zu begrenzen und vor allem auch die Sperren, 
wo inrner es möglich ist, auszuweiten "147), sowie auf den Versuch, den Verteilungs- 
kampf durch vermögenspolitische Maßnahmen zu entschärfen und dadurch gleichzeitig 
mehr Kapital für Mittelstand und Industrie zur Verfügung zu stellen. 146) D.h., 
durch die Kombination des Verzichts auf zusätzliche staatliche Ausgaben mit der 
Bereitstellung eines Teils der Löhne für Investitionen des Kapitals wollte sie 
Bedingungen der Kapitalverwertung schaffen, die die - auf die Dauer besonders für 
die Exportposition der westdeutschen Wirtschaft bedenklichen - Preiserhöhungen 
überflüssig machen sollten. Dabei war der erste Teil ihrer Forderungen den entspre- 
chenden Überlegungen der Unternehmerverbände sehr ähnlich, während die vermögenspo- 
litischen Auseinandersetzungen zu^diesem Zeitpunkt noch eine weitgehend intern 
parteip olitische Angelegenheit darstellten, bei der es besonders um eine partielle 
Entfunktionalisierung des Tarifsystems im Interesse größerer Kalkül ierbarkeit der 
Wirtschaftsentwicklung und damit verbesserter Legitimationschancen der auf ökonomi- 
sche Stetigkeit zielenden (parteien-)staatlichen Wirtschaftspolitik ging. 

Im Oktober 1970 präzisierte die Union ihre Vorwürfe und Forderungen weiter, ange- 
sichts immer schnellerer Preissteigerungen, die vor allem die wirtschaftlich schwä- 
cheren Gruppen der Gesellschaft träfen*49J und innere Reformen torpedierten^). 
Die Bundesregierung habe offenbar das Vertrauen beider Tarifparteien verloren, 
weshalb es ihr nicht länger gelingen könne, die "weitverbreitete Inflationsmentali- 
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tat" zu brechen. 151) Obwohl bei aller Anerkennung der Tarifautonomie die Verantwor- 
tung für die Stabilisierung des Wirtschaftsprozesses ganz wesentlich auf Seiten des 
Staates liege, folge die Regierung weder ihrer gesetzlich verankerten Pflicht zur 
Vorgabe von 0rientierungsdaten 16 2), n0 ch sei sie fähig, die vom Stabilitätsgesetz 
geschaffenen Instrumente - auch gegenüber den Sozial verbänden - konsequent anzuwen- 
den sowie die öffentlichen Ausgaben auf ein konjunkturadäquates Maß zurückzunehmen. 
"Das Eckdatum, das auch für die Tarifpartner gesetzt werden muß, ist die Beschrän- 
kung der öffentlichen Hand auf den Nettozuwachs des Bruttosozialprodukts (!). 
Anders kann man es doch nicht machen" 16 ^) - s0 lautete die Auffassung des konserva- 
tivsten Teils der GDU/CSU. Demgegenüber argumentierte z.B. Stoltenberg als Vertre- 
ter derjenigen Kräfte, die weniger die Konfrontation zwischen Regierung und Verbän- 
den .und mehr eine flexible staatliche Haushaltspolitik anstrebten, vorsichti- 
ger^). Schließlich hätte der Versuch einer Anbindung der Ansprüche der Tarifpar- 
teien, damit aber letztlich der Gewerkschaften als deren fordernder Teil, und des 
Staates an den realen Sozialproduktzuwachs harte sozio-poli tische Konflikte und die 
langfristige Einschränkung öffentlicher Handlungsmöglichkeiten mit sich gebracht. 
Dies aber wollten jene Teile der Union nicht, die ihrerseits "einer erheblichen 
Steigerung der Sozial Investitionen " das Wort redeten 166 ), wenn auch zu einem kon- 
junktur- (und regierungs-)politi$ch günstigeren Zeitpunkt. 

Damit aber wird offenkundig, daß es nach wie vor (mindestens) zwei wirtschaftspoli- 
tische Flügel innerhalb der CDU/CSU gab, die sicherlich beide letzten Endes auf die 
Verhinderung der Durchsetzung gewerkschaftlicher Verteilungs- und sozialdemokrati- 
scher Reformvorstellungen zielten; aber eben dabei doch unterschiedlich harte 
Methoden anwenden wollten, wobei im Auge zu behalten ist, daß eine eventuelle 
Entscheidung der Gesamtpartei für den restriktiven und auch gegenüber den Verbänden 
konkliktorientierten Kurs erhebliche Auswirkungen auf die Ausgangsbedingungen ihrer 
Politik nach einem möglichen Wahlsieg haben mußte. Von daher umfasst die Interpre- 
tation unterschiedlicher oppositioneller Stellungnahmen der Union immer auch die 
Analyse des Ringens zweier verschiedener Strömungen innerhalb dieser Partei um die 
künftige Regierungspolitik der CDU/CSU. 

Je schwieriger sich die ökonomische Entwicklung gestaltete, desto stärker dominier- 
ten die Positionen des konservativsten Lagers innerhalb der Christdemokraten und 
Christlich-Sozialen. Als im Februar 1971 die nachlassende wirtschaftliche Dynamik 
mit weiter steigenden Preisen zusarmientraf, wurde auch dies als Schuld der Regie- 
rung angeprangert, die die Bedeutung der Gel dwert Stabilität als Voraussetzung für 
einen hohen Beschäftigungsstand ignoriert 166 ) un H sich sowohl durch ihre Vollbe- 
schäftigungsgarantie gegenüber den Tar i f parte ien 16 ?) a *|$ auC h durch ihre wegen der 
Inflation kaum noch einlösbaren Reformversprechungen für die gesamte Gesell- 
schaft^) praktisch selbst entmachtet habe. Anstatt frühzeitig auch durch steuer- 
politische Mittel zu bremsen und eine konsequent antizyklische Haushaltspolitik zu 
betreiben 16 ^), habe sie selbst den Verte ilungskampf zwischen den gesellschaftlichen 
Gruppen erst richtig vorangetrieben, indem sie den Maßstab der Produkt ivitätsent- 
wicklunq für ihre eigenen Ansprüche an das Bruttosozialprodukt außer acht gelassen 
habe. 16 ™ Selbstverständlich trat auch die CDU/CSU für Reformen ein - "aber für 
durchdachte Reformen im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel" 161 ); zweifels- 
frei strebte auch sie die Vollbeschäftigung an - "neben Stabilität und 
Wachstum" 162 ); und natürlich hatte sie Verständnis für die Politik der Gewerkschaf- 
ten, die letzten Endes bei so vielen Fehlern der Regierung gar nicht anders handeln 
könnten, als sie es täten. 16 ^) Worauf es aber letztlich ankam, formulierten wohl 
nicht zufällig die konservativsten Vertreter der Union: auf die Behebung der 
'Kosten- und Ertragskrise' 16 ^) durch eine Ausrichtung der öffentlichen Ausgabenpo- 
litik "am gesamtwirtschaftlichen Produktionswachstum" und mittels einer der wirt- 
schaftlichen Entwicklung angepassten Geldmengenpolitik 166 ) sowie auf die Überwin- 
dung der Vertrauenskrise zwischen Gesellschaft und Regierung, die von den radikalen 
Elementen innerhalb der SPD erzeugt worden sei 166 ). Es kann kein Zweifel daran 
bestehen, daß damit die Übernahme der Regierungsgewalt durch die Union gemeint war. 
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Zweierlei wird aus dieser Argumentation deutlich: Zum einen beharrte die oppositio- 
nelle CDU/CSU strikt auf der politischen Verantwortung der Regierung für die 
ökonomischen Störfälle, zu einem Zeitpunkt, als jedenfalls der Regierungsflügel der 
SPD einen Teil der stabilitätspolitischen Kompetenzen öffentlich auf die Verbände 
und die Tarifautonomie zu verlagern suchte. Damit kam die SPD zwar näher an die 
faktische Machtverteilung zwischen 'Wirtschaft' und 'Politik' heran, aber die Union 
lieferte den unverzichtbaren 1 eg itimatori sehen Beitrag, Verantwortlichkeiten (und 
damit drohenden Loyalitätsverfall) auf der politischen Bühne wechselnder Parteien- 
regierung zu fixieren und das sozio-ökonomische System damit aus der Schußlinie zu 

halten. 167) 

Zum anderen bestätigt sich die oben entwickelte These, wonach ungünstige wirt- 
schaftliche Rahmenbedingungen gerade denjenigen konservativen Strömungen Auftrieb 
verleihen, deren Ziel in der Rücknahme (sozial-)staatlicher Tätigkeitsbereiche, der 
Disziplinierung gesellschaftlicher Interessengruppen bzw. ganz allgemein in der 
Durchsetzung eines restriktiven, auf Aktivität und Innovation verzichtenden Poli- 
tikverständnisses besteht. 168) Status-quo-Sicherung, allemal das Geschäft der Kon- 
servativen, läßt sich unter Krisenbedingungen am leichtesten betreiben, da dann 
auch die Gesellschaftsmitglieder, speziell die Lohnabhängigen, am wenigsten auf 
Veränderungen drängen werden, weil auch sie ihren Status quo: Arbeitsplätze und 
Einkorrmensniveau - erhalten sehen wollen. 

Allerdings: Trotz des Aufgreifens geldmengenpolitischer Überlegungen klangen die 
Stellungnahmen auch der konservativsten CDU/CSU-Abgeordneten konzilianter als die 
der FDP, sobald die Verbände angesprochen waren. Ein wesentlicher Unterschied 
zwischen diesen beiden Parteien bestand ganz offenkundig in dem Ausmaß an Verant- 
wortung für die Inflation, das den gesellschaftlichen Gruppen jeweils zugeschrieben 
wurde und das bei der Volkspartei CDU/CSU deutlich geringer ausfiel als bei den 
Freien Demokraten, die weit weniger mit den Verbänden selbst liiert waren. Denn 
eine Disziplinierung der Verbände, speziell der Gewerkschaften, strebten zwar beide 
Parteien an, und zwar im Prinzip auch mit demselben Mittel: dem staatlichen Inter- 
ventionsverzicht. Aber während die FDP inmer offener davon sprach, die Verbände den 
Folgen ihres Tuns am Markt ungemildert auszusetzen, um sie zur Einhaltung staatlich 
vorgegebener Daten zu zwingen , formulierte selbstHer konservativste Flügel der 
CDU/CSU noch sehr viel behutsamer, die Regierung habe eine Verantwortung gegenüber 
den Verbänden, der sie nicht mehr gerecht werde, was die Interessengruppen selbst 
hilflos mache. Darin verbarg sich zugleich die konservative Ideologie vom 'starken 
Staat', der seine Autorität gegenüber den Niederungen gesellschaftlicher (d.h. 
implizit: partikularer) Interessen zu wahren habe: "Auf eine kurze Formel gebracht: 
die Abgabe einer bedingungslosen Vollbeschäftigungsgarantie ist in einer Marktwirt- 
schaft gleichbedeutend mit der Abgabe des wirtschaftspolitischen Instrumentariums 
an die großen Gruppen unserer Gesellschaft. "169) Mit anderen Worten: Der Staat 
durfte sich nicht selbst seiner Druckmittel berauben, aber dies nicht so sehr wie 
bei den Liberalen aus einer ökonomischen Motivation heraus (Verbändedisziplinierung 
durch Hand lungs verzieht zwecks Eingrenzung des Verteilungskampfes), sondern eher 
aus po 1 i t i sch- i deo 1 oq i sehen Gründen (Verbändedisziplinierung durch Handlungsver- 
zicht' zwecRTTicf^^ Autorität). 

Eine wichtige Gemeinsamkeit zwischen den beiden Parteien, die sie auch bald völlig 
einig mit den Unternehmerverbänden werden lassen sollte, bestand dagegen in dem 
Bemühen, den staatlichen wirtschaftspolitischen Aktionsradius möglichst wieder zu 
verkleinern. Es ist anzunehmen, daß in dieser Frage die Trennungslinien nicht 
zwischen den Parteien, sondern innerhalb der Union selbst verliefen, deren inter- 
ventionsfreundlicherer Flügel sich zu diesem Zeitpunkt geringeren Wachstums 
schlicht nicht äußerte und damit erneut einen Beleg für die eben diskutierten 
Überlegungen des Zusammenhanges von wirtschaftlichen Störfällen und innovations- 
feindlichem Konservativismus lieferte. 

Dabei blieb es auch in den beiden folgenden Debatten, die zumeist von Rednern wie 
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Strauß und Höcherl mit Stellungnahmen zur haushaltspolitischen "Finanzkrise'^O) 
und zu den währungspolitischen Problemen des Jahres 1971 bestritten wurden. 

Der Rücktritt des sozialdemokratischen Finanzministers Möller , den zu komnentieren 
die SPD selbst tunlichst vermieden hatte, wurde vom Vorsitzenden der CSU als Signal 
dafür gewertet, daß die Regierung zu einer soliden Finanzpolitik nicht mehr in der 
Lage sei. Dabei ist der Vorwurf bemerkenswert, die Koalition habe es nicht nur an 
der nötigen Sparsamkeit fehlen lassen, sondern darüber hinaus “rechtzeitige Steuer- 
erhebungen“ versäumt. ! 7 !) Wenngleich damit sicherlich vor allem die stabil itäts- 
und verteilungspolitisch motivierte Forderung nach einer Abschöpfung von Massen- 
kaufkraft gemeint war, so kann in dieser Aussage, die von Unionsabgeordneten wie 
Pohle und Luda eben nicht ohne weiteres übernormien worden wäre, wohl auch ein 
Anknüpfen an Strauß 1 frühere Position des notwendigen Ausbaus staatlicher Ressour- 
cen zwecks Durchführung 'zukunftsorientierter' Infrastrukturinvestitionen erblickt 
werden. 

Die wirtschaftliche Lage schien Strauß auf "Vollbeschäftigung ohne Wohlstand" 
hinauszulaufen! 7 ?), wobei die nun unbestreitbar vorhandene Inflation "hausgemacht" 
sei! 7 ?), und zwar von der Regierung selbst, die eine rechtzeitige und konsequente 
einkomnens- und steuerpolitische Orientierung der Tarifparteien versäumt habe.!™) 
Während der Grundvorwurf nicht neu war, kam als zusätzlicher Anklagepunkt nun 
hinzu, die Koalition benutze die Währungspolitik, um ihre stabi 1 itäts- und einkom- 
menspolitischen Fehler jetzt, reichlich spät und unvollkomnen, zu korrigieren. 
Sowohl Strauß als auch Höcherl warfen der Bundesregierung nämlich vor, sie benütze 
die "Währungskrise im Wasserglas"! 7 ?), an deren Zustandekomnen sie überdies nicht 
ganz unschuldig sei, dazu, um den Export und die eng mit ihm verflochtene Gesamt- 
wirtschaft unter ökonomischen Druck zu setzen. "Durch diesen Würgegriff auf die 
Wirtschaft sollen die Unternehmer zur Unnachgiebigkeit und die Gewerkschaften zum 
Maßhalten gezwungen werden."! 7 ®) Zweifellos mußte das Floaten der DM und die damit 
automatisch verknüpfte Verteuerung dieser nach wie vor relativ unterbewerteten 
Währung dämpfende Wirkungen auf den Export ausüben. Berücksichtigt man die starke 
Branchenorientierung der westdeutschen Gewerkschaften, so kann man in der Tat in 
dieser Phase der Außenwirtschaftspolitik auch eine Form branchenspezifischer 
'Struktur- und Einkorrnienspolitik' erblicken, wobei es überhaupt nicht verwunderlich 
ist, daß hierzu von der SPD kein Wort geäußert wurde. 

Es stellt nun aber einen klassischen Fall selektiver Argumentation dar, wenn die 
Redner der CDU/CSU diesmal ausschließlich diesen Aspekt betonen, ihn bewußt als 
zielgerichtetes, intentionales Handeln gegen die Tarifparteien interpretierten! 77 ), 
und ihre sonst so offensiv vorgetragenen Vorstellungen zum weiteren Ausbau des 
Außenwirtschaftsgeschäfts und zur Stärkung der weltwirtschaftlichen Stellung der 
Bundesrepublik als nationaler Pflicht überhaupt nicht erwähnten. Während sie näm- 
lich anläßlich der Aufwertungsdebatte des Jahres 1969 imner wieder vor Positions- 
verlusten des Exports in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen gewarnt hatten, 
argumentierten sie im Juni und auch nach dem Realignment im Dezember 197l! 7 ?) 
vorrangig mit den binnenwirtschaftlichen Aufwirkungen der Währungspolitik. Eine 
Erklärung dafür mag in dem Bestreben jeglicher Opposition gesehen werden, möglichst 
jeden Regierungserfolg - und sei er auch noch so befristet und partiell - in ein 
Versagen auf anderen Gebieten umzumünzen, eine zweite jedoch darin, daß Teile der 
Union ein zunehmend deutliches Interesse an der Zuspitzung von Gegensätzen zwischen 
Regierung und Verbänden hatten, mußten doch verschäfte Konflikte zwischen den 
gesellschaftlichen Gruppen und dem sozialdemokratisch geführten Staat den gewünsch- 
ten Eindruck wirtschaftspolitischer Inkompetenz und gesellschaftspolitischer Unzu- 
verlässigkeit der SPD verstärken. 

Denn es sollte eines bislang ganz deutlich geworden sein: Auch die CDU/CSU kriti- 
sierte nicht die gewerkschaftliche Lohn- und Verteilungspolitik, bezog keine ähn- 
lich offene Position zugunsten eines der Tarif' partner' wie die SPD, trotz aller 
Nähe zu BDA-Stellungnahmen hinsichtlich der staatlichen Fiskal- und Rformpolitik. 
Nicht die ohnehin schon intensivierte Auseinandersetzung zwischen den Organisatio- 
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nen von Lohnarbeit und Kapital wollten die konservativen Redner der Union weiter 
anheizen; das hätte unkontrollierbar und verhängnisvoll für jede Regierungspolitik 
werden können. Es ging vielmehr darum, die Konflikte zwischen dem Verbändelager 
einerseits, der sozialdemokratisch geführten Regierung andererseits zu verschärfen, 
letzten Endes die Steuerungsmöglichkeiten des Wirtschaftsprozesses, über die die 
SPD noch verfügte, dadurch wirkungslos zu machen, daß ein Keil zwischen sie und die 
Gewerkschaften getrieben werden sollte. D.h., das Handeln der Union, von der zu 
diesem Zeitpunkt (fast) nur noch ihre konfliktorientiertesten Strategen an die 
parlamentarische Öffentlichkeit traten, zielte unverändert auf die politische Ebe- 
ne, auf die Sozialdemokratie, die als unfähig, unsozial und unberechenbar diskredi- 
tiert werden sollte. 

Dem Bemühen, diesen Eindruck zu vertiefen, waren offenkundig auch sämtliche Bei- 
träge der CDU/CSU in der letzten wirtschaftspolitischen Debatte vor den vorgezoge- 
nen Neuwahlen 1972 gewidmet, die noch einmal alle Positionen der letzten Jahre 
zusarrmenfasste. Das argumentative Grundmuster war ebenso einfach wie wirkungsvoll: 
Die Regierung hatte auf allen Ebenen versagt. Sie hatte nicht rechtzeitig, nämlich 
1969/70, die Konjunktur gedämpft*^), weshalb jetzt der gefürchtete Zustand der 
Stagflation eingetreten sei. Vor allem hatte sie die Tarifparteien durch ihre 
Vollbeschäftigungsgarantie zu harten Verteilungskämpfen geradezu angestachtelt: Die 
allseits anerkannte Tarif au tonomie führe nur dann nicht zu "Zügellosigkeit und 
Disziplinlosigkeit", wenn "die beiden Tarifpartner in dem Bewußtsein gestärkt 
werden, daß ihre Handlungen nachteilige Konsequenzen für die Allgemeinheit, aber 
auch für sie selbst haben, wenn das gesamtwirtschaftliche Maß überschritten wird." 
Anstelle "mit der Autorität seines Amtes" auf verteilungspolitische Zurückhaltung 
hinzuwirken, habe Kanzler Brandt jedes Bemühen um die Begrenzung tarifpolitischer 
Auseinandersetzungen mit der "Abgabe von Vollbeschäftiqunqs- und Absatz- garantien " 
zunichte gemacht^). 

Man beachte die Wortwahl: Maßvolles Verhalten im Interesse der Gemeinwohl Sicherung 
durch die Wahrung der staatlichen Autorität herzustellen war die Aufgabe der Regie- 
rung; die Zuteilung von Verantwortlichkeiten war eindeutig. Ohne staatliche Orien- 
tierung 'alleingelassen', den 'überzogenen Ansprüchen' ihrer Basis ausgeliefert, 
konnten die Interessengruppen nachgerade gar nicht anders, als verteilungspolitisch 
zu übertreiben. Es war Sache eines starken Staates, sie daran zu hindern, in ihrem 
eigenen Interesse wie in dem der Allgemeinheit. 

Weiterhin hatte die Regierung in den Augen der Union die Inflation dadurch ge- 
schürt, daß sie infolge überzogener Reformversprechen die Staatsausgaben übermäßig 
ausgeweitet hattet), wodurch die ehemals soliden öffentlichen Finanzen in Unord- 
nung gebracht worden und Reformen zur Sicherung der künftigen wirtschaftlichen 
Entwicklung unmöglich geworden warenl82) ; und schließlich hatte sie, letzten Endes 
die SPD, Gesellschaft und Wirtschaft durch bedrohliche, offen oder heimlich betrie- 
bene ordnungspoli tische Veränderungen zutiefst verunsichert. Dieses Argumentations- 
muster gewann nun, da man die sozialliberale Koalition in Kürze zu stürzen hoffte, 
enorm an Bedeutung: "Wir sehen,... daß die Frage des politischen Radikalismus und 
der nicht immer genügenden Abgrenzung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
in diesen Fragen natürlich von wirtschaftspolitischer Relevanz ist. Das produziert 
doch ebenso wie Ihre Steuerbeschlüsse Unsicherheit."^) 

Der Grundvorwurf wurde nun offen formuliert, die Regierung habe 1969 den "Keim für 
jene psychologische Grundstimmung in unserem Volke gelegt, die allenthalben im 
öffentlichen wie im privaten Bereich überhöhte Ansprüche aufkomnen 1 ieß. "184) An- 
ders ausgedrückt: Die Regierung war ihrer Aufgabe der disziplinierenden Formierung 
der Gesellschaft 'von oben' nicht nachgekomnen; das Wort Ludwig Erhard s vom 'Maß- 
halten' schwebte hier unverkennbar im Raum, das dahinterstehende gesell Schafts- und 
wirtschaftspolitische Konzept war von der Union keineswegs aufgegeben worden. 

Da die Partei sich am wenigsten Sorgen um die derzeitige Arbeitsmarktlaae mach- 
tel85) s plädierte sie entschieden gegen eine konjunkturelle Ankurbelungl86) unc j 
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gegen eine weitere, kreditär finanzierte Ausgabenexpansion bei den öffentlichen 
Händen. 187) ihr Alternativprograrmi umfasste vielmehr die Haushaltskonsolidierung, 
den Abbau der Preissteigerungen, die Förderung des Strukturwandels und der Kapital- 
bildung, letzteres vor allem durch vermögenspolitische Maßnahmen^), und dies 
alles auf dem Hintergrund, eine weitere finanzielle (letztlich also verteilungspo- 
litische) Einschränkung der unternehmerischen Dispositionsspielräume zu verhindern: 
"Langfristig müssen wir die zusätzlichen Ansprüche aller Gruppen wieder am Produk- 
tivitätsfortschritt unserer Wirtschaft orientieren."!^) e$ war für die Opposition 
gar keine Frage, daß dieses Prograrmi letztendlich nur von einer neuen - selbstver- 
ständlich von ihr zu bildenden - Regierung einzulösen war. 190) So war die Union am 
Ende des hier betrachteten zweiten Zeitabschnitts dann doch bei jener Forderung 
angekommen, die zuvor nie offen ausgesprochen wurde, aber das Motiv ihrer zunehmend 
umfassenderen Kritik an allen Maßnahmen der Regierung bildete: bei dem Verlangen 
nach einem Stop aller sozio-poli tischen Umverteilungsversuche und bei dem Aufruf 
zum Verzicht auf kosten intensive und weit ausgreifende ordnungspolitische Reform- 
pläne: Der Kanzlerkandidat der Partei, Rainer Barzel , verlangte von Bundeskanzler 
Brandt , "ein ungeschminktes Bild der öffentlichen Finanzen zu geben, sich gestützt 
darauf um einen Stabilitätspakt der Sozialpartner zu bemühen und dann auf alle 
Gesetzesvorhaben und Pläne zu verzichten, die entweder nicht finanzierbar sind oder 
die Volkswirtschaft in einer Weise belasten, daß sie sie nicht tragen kann, oder 
die offenkundig den Trend der Systemsprengung in sich tragen. "191) 

Die Union verlieh diesen Forderungen Nachdruck, indem sie Inflation und Stagnation, 
die die Reaktion der verschiedenen Kapitalfraktionen auf gewerkschaftliche und 
sozialdemokratische Umverteilungs- und Veränderungsabsichten darstellten, als von 
der Regierung schuldhaft verursachte und von ihr ganz allein zu verantwortende 
Mißstände anprangerte, deren Behebung in Namen des ökonomischen Gemeinwohls unver- 
zichtbar sei. Schuld war der, der politisch aktiv geworden war - die Regierung; mit 
den Gewerkschaften vermied man die offene Konfrontation bis auf weiteres, und von 
unternehmerischen Interessen war wie ininer überhaupt keine Rede. 

5.2.4) Zusammenfassung 

Hatten sich die Parteien zwischen 1966 und 1969 vorrangig mit der Bewältigung der 
Rezession und mit der Frage der Ausdehnung der staatlichen Handlungsspielräume 
zwecks Verstetigung des Wirtschaftsprozesses beschäftigt, so kreisten ihre Stel- 
lungnahmen in den Folgejahren um die Konsequenzen des Versuchs, mit Hilfe des neuen 
wirtschaftlichen Instrumentariums infrastrukturelle Reformen zu verwirklichen, um 
die Reaktionen der gesellschaftlichen Kräfte darauf und auf die verteilungspoliti- 
sche Lage, die im Gefolge des Krisenmanagements der Jahre 1967/68 entstanden war, 
sowie schließlich um deren Rückwirkungen auf das politische Handeln selbst. 

Die SPD als die treibende Kraft bei den angestrebten Veränderungen mußte mitanse- 
hen, wie ihr Ziel der ökonomischen Verstetigung infolge zunehmend harter interver- 
bandlicher Konflikte unerreichbar wurde und wie stattdessen das inflationäre Resul- 
tat dieser Auseinandersetzungen die staatlichen Finanzen unter gefährlichen Druck 
setzte, Reformen zunehmend unmöglich machte. Indem sie aber die in sie gesetzten 
Hoffnungen weder wirtschafts-, noch reformpolitisch erfüllen konnte, induzierte sie 
sowohl massive innerparteiliche Kritik als auch den wachsenden Widerstand der 
gewerkschaftlichen Basis gegen die Bereitschaft ihrer Führung, die Sozialdemokratie 
in ihrem Dilemna zwischen Vollbeschäftigungs- und Stabilitätspolitik nicht allein- 
zulassen. Letzteres entlud sich ein Jahr später in der spontanen Streikwelle und 
zwang die Gewerkschaftsspitzen erneut, wie 1970, zu konfliktorientierterem Handeln, 
auch gegenüber der 'befreundeten' Regierung, ersteres wiederum erhöhte die Legiti- 
mationsschwierigkeiten der Partei gegenüber den Teilen der Gesellschaft, die die 
vorrangige Berücksichtigung gewerkschaftlicher Interessen durch die Regierung ab- 
lehnten und für die konservativen Insinuier ungen einer drohenden 'schleichenden 
Systemüberwindung' offen waren. 

Diese außerordentlich komplizierte Lage, die die SPD vorrangig durch das Bemühen zu 
überwinden hoffte, die Verbände untereinander zu versöhnen, wurde weiter verschärft 
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durch die genau entgegengesetzte Haltung des Koalitionspartners FDP, der nur allzu 
gerne der Stabilität den Vorrang vor der Vollbeschäftigung eingeräumt hätte und die 
Tarif Parteien, voran die Gewerkschaften, den Marktgesetzen ohne interventionsstaat- 
liche Puffer überlassen hätte. Aufgrund ihrer begrenzteren soziologischen Veranke- 
rung in den Mittelschichten konnte sie diese Position wiederum härter vertreten als 
die CDU/CSU, in der zwei Flügel miteinander um die Bestimnung der Oppositionsstra- 
tegie rangen. Dem einen wäre eine Verschärfung der Konflikte zwischen Staat und 
Verbänden nicht ungelegen gekommen, um über das dann unvermeidliche endgültige 
wirtschaftspolitische Scheitern der SPD zurück zur Regierung zu gelangen. Der 
andere strebte zwar prinzipiell dasselbe Ziel an, befürchtete aber ungünstige 
Folgen für die eigene Politik, falls die Polarisierungsstrategie, bezogen auf die 
Verbände, zu extrem ausfiel, und wollte demzufolge auch massenhafte gesellschaftli- 
che, auch gewerkschaftliche Interessen an Arbeit und Einkommen nicht übermäßig 
beeinträchtigen. In der Folgezeit sollte es besonders diese Linie sein, die der SPD 
explizit ihr reformpolitisches Versagen und die Schädigung lohnabhängiger Inter- 
essen durch die fehlende Bewältigung ökonomischer und infrastruktureller Probleme 
vorwerfen sollte. 

Welche Strömung, die konservativ-ideenparteiliche oder die pragmatisch-volkspartei- 
liche, sich letzten Endes durchsetzen würde, hing ebenso von der weiteren ökonomi- 
schen und inter verband liehen Entwicklung ab wie das Ergebnis des sozialdemokrati- 
schen Bemühens um eine Dämpfung der Auseinandersetzungen zwischen den Organisatio- 
nen von Lohnarbeit und Kapital und um die - für diese Politik des Ausgleichs 
unerläßliche - Disziplinierung ihres linken, eher k lassen interessenparteilichen 
Flügels. 

Wenn hier auf die partei theoretische Terminologie zurückgegriffen wird, so deshalb, 
weil allmählich nicht nur Veränderungen des Verhältnisses zwischen Verbände- und 
Parteiensystem faßbar, sondern auch klarere Konturierungen innerhalb des Parteien- 
systems selbst möglich werden. Offenkundig verfolgten die drei Parteien drei ver- 
schiedene Strategien der Interessenverarbeitung: Die SPD strebte die Interessenhar- 
monisierung und -realisation über maximale Wachstumsraten an, die es erlauben 
sollte, vor allem quantitative gesellschaftliche und parteipolitische Forderungen 
relativ konfliktfrei gleichzeitig zu verwirklichen. Dieser 'expansiven Volkspartei- 
Konzeption' der Sozialdemokraten stand eine 'restriktive Volkspartei -Konzeption' 
der CDU/CSU gegenüber, die eine Strategie der Interessenbegrenzung 'von oben' 
verfolgte. Danach sollten qualitatives Spektrum und quantitatives Ausmaß der zur 
politischen Verarbeitung überhaupt zugelassenen gesellschaftlichen Interessen ein- 
geschränkt werden, unter Hinweis auf die knappen materiellen Ressourcen einerseits, 
die notwendige Erhaltung der staatlichen Autorität andererseits, sowie schließlich 
der erforderlichen nationalen Positionssicherung im weltweiten Konkurrenzkampf um 
Reichtum, Macht und Ansehen. Während die SPD noch kaum über qualitative Veränderun- 
gen, auch und gerade zum Zweck der Sicherung ihres eigenen Handlungsspielraums 
gegenüber den Verbänden öffentlich nachdachte, implizierte diese 'Knappheitskonzep- 
tion' der Union gleichzeitig bereits die Vorstellung, über die bewußte, durch 
gerne inwohl orientierte, staats-patriarchalische und nationalistische Ideologien 
betriebene und legitimierte Interessenselektion im Sinne von Interesseneingrenzung 
das Handlungsfeld gerade der Tarifparteien einschränken zu können. Je konservativer 
die dominierende Unionströmung wurde, desto klarer trat die Absicht zutage, durch 
eine vornehmlich ideologische Interessenintegration die Verbände disziplinieren zu 
wollen; das Schweigen der eher expansiv orientierten Flügel der Partei jedenfalls 
in der Öffentlichkeit ersparte ihr die Auseinandersetzung darüber, welche Durchset- 
zungschancen eine derartige, eindeutig in Richtung auf eine Rückwendung zu ideen- 
parteilichen Strategien zielende Politik gegenüber den gesellschaftlichen Gruppen 
haben konnte. 

Demgegenüber gebärdete sich die FDP wirtschaftspolitisch inmer offenkundiger inter- 
essenparteilich. Sie vertrat am rigorosesten kapitalbegünstigende und verbände-, 
speziell gewerkschaftsfeindliche Positionen, z.T. weit kompromißloser als die da- 
mals noch eher konziliant eingestellten Arbeitgeber; und die Tatsache, daß sie als 
einzige überhaupt nicht darüber nachdachte, welche Sicherungen parte ien-staatlicher 
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Handlungsspielräume gegenüber den Verbänden in einer Zeit zunehmender ökonomischer 
Turbulenzen eventuell angebracht sein könnten, verweist auf die Geschichte des 
parteiförmig organisierten (Wirtschafts-)Liberalismus in Deutschland. Der Betrach- 
ter sieht sich - jedenfalls was die Wirtschaftspolitik der Freien Demokraten be- 
trifft - zwangsläufig an die DVP der Weimarer Republik erinnert, die so lange und 
so ausschließlich wirtschaftliche Interessen vertrat, bis sie als Partei über- 
flüssig geworden war. Die Frage, ob die FDP den Koalitionswechsel im Herbst 1982 
würde organisatorisch überleben können, macht dramatisch klar, welche Konsequenzen 
diese Orientierung auch lange nach Weimar haben mußte: Geführt von seinem rechtsli- 
beralen Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff ruhte der wirtschaftsorientierte FDP- 
Flügel nicht, bis durch die Auflösung der sozial liberalen Koalition auch politisch 
wieder günstigere Bedingungen zur Durchsetzung von Kapital-, besonders von Mittel- 
standsinteressen in der Bundesrepublik bestanden. Er fragte nicht, ob dies der 
Partei das Leben kosten würde; wieder einmal erwies sich das organisatorische 
Selbsterhaltungsinteresse des deutschen Liberalismus in seiner Gestalt als Partei 
als möglicherweise nicht ausreichend, um das überleben der Organisation zu sichern. 

5.3) Krise und Verzicht - Vom zweiten Kabinett Brandt/Scheel zur Reqierunq Schmidt/ 
Genscher (1973 - 1976)' 



Das Jahr 1973 schien zunächst wenigstens die Furcht vor einem Anhalten der ökonomi- 
schen Stagnationstendenzen überflüssig zu machen; die Reaktion der Bundesregierung, 
vor allem aber der Bundesbank, bestand in einer Stabilitätspolitik von bislang noch 
nicht erlebter Härte. Als ob nun alle früheren Drohungen auf einmal wahrgemacht 
werden sollten, Lohnarbeit und Kapital mit den Mitteln der Anti inf lat ionspol itik 
zur Mäßigung zwingen zu wollen, folgte Maßnahme auf Maßnahme: Begrenzung der Mög- 
lichkeiten zur Kreditaufnahme*), Diskont- und Lombardsatzerhöhungenw, Erhebung 
einer Stabilitätsabgabe, Steuererhöhungen, Aussetzung der degressiven Abschrei- 
bung^), Stillegung von Steuermehreinnahmen und Haushaltskürzungen - bis zum Oktober 
1973 bremsten die politischen Instanzen so hart sie konnten und so scharf, wie es 
die erneut auftretenden währungspolitischen Probleme zuließen. 4) 

Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß durch die Kredit res triktionen auch die 
Ausgabenpläne der Regierung selbst unter Druck gerieten; als sie jedoch endlich 
gelockert wurden, um nach dem Beginn der Ölpreiskrise einen wirtschaftlichen Ein- 
bruch zu verhindern, war die Koalition dem Dilemma der drohenden Arbeitslosigkeit 
bei weiter anhaltenden massiven Preissteigerungen so hilflos ausgeliefert, daß an 
eine eventuelle reformpolitisch motivierte Ausgabenexpansion kaum noch gedacht 
wurde. 1974 lavierte die neue Regierung Schmidt/Genscher zwischen halbherzigen 
Ankurbelungsversuchen und der Fortführung der Stabi 1 i tätspol i t ik^ ) hin und her, 
wobei - wie sich gleich zeigen wird - diese Unentschlossenheit wesentlich mit den 
jetzt offen aufbrechenden Unterschieden in der Lagebeurteilung durch SPD und FDP 
zusarrmenhing. 

Ab Dezember 1974 setzten sich dann die Befürworter einer Ankurbelungspolitik zu- 
nächst durch, allerdings zu einem Zeitpunkt, als der jähe und tiefe Absturz der 
Konjunktur nicht nur aus der massenhaften Arbeitslosendrohung Wirklichkeit werden 
ließ, sondern auch die Staatsfinanzen bereits hart getroffen hatte. 6) Die 1975 
folgenden Steuererhöhungen und Leistungskürzungen?} waren die Folge, um wenigstens 
partiell die entstehenden - verglichen mit 1967/68 gigantischen - Defizite decken 
zu können^), und sie markierten zugleich das Ende der Versuche, den Staatsanteil am 
Bruttosozialprodukt nachhaltig au szu weiten. §) 

Denn auch 1976, als sich die Anzeichen der konjunkturellen Besserung mehrten, blieb 
es bei der Zurückhaltung in Sachen staatlicher Ausgabenpolitik; die Anhänger einer 
Fortführung der Stabilitätspolitik und der Steuersenkungen im Aufschwung gewannen 
die Oberhand, und es wurden nurmehr begrenzte Versuche zur Erhöhung des Beschäfti- 
gungsstandes unternormien.lO) Es blieb bei relativ hoher struktureller Arbeitslosig- 
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keit und weiter, wenn auch deutlich langsamer steigenden Preisen^) - die Regierung 
wartete auf die 'Selbstheilung durch die Kräfte des Marktes' und verzichtete da- 
rauf, ihren eigenen Handlungsspielraum voll zu nutzen, geschweige denn, ihn etwa 
durch die gesetzliche Verankerung neuer wirtschaftspolitischer Instrumente weiter 
auszubauen. Insofern stellte der Übergang von der Regierung Brandt/Scheel zur 
Regierung Schmidt/Genscher .mehr als nur den Austausch von politischem Personal dar: 
Er markierte zugleich den Verzicht auf ein politisches Programm. 

Die Stellungnahmen der Parteien zu diesem wirtschafts- (und reform-)politischen 
Scheitern sind nun als letzter Teil dieses Kapitels zu betrachten. 

5.3.1) SPD 

Brandt s zweite Regierungserklärung vom Januar 1973 unterschied sich vor allem in 
zwei wesentlichen Punkten von seiner ersten des Jahres 1969: Zum einen bezog er 
viel klarer Stellung gegenüber den gesellschaftlichen Verbänden, auch und gerade 
hinsichtlich der gewerkschaftlichen Lohnpolitik; deutlicher als früher verwies er 
darauf, daß ausufernde Verteilungskämpfe und Reformpolitik einander ausschließen 
könnten: "Wer nur neue Forderungen stellt, ohne zu neuen Leistungen bereit zu sein, 
wird der Lage, auch der eigenen Interessenlage, nicht gerecht"; wer mehr öffentli- 
che Gemeinschaftsaufgaben wolle, "der muß im Zuwachs des privaten Verbrauchs auch 
einmal langsamer treten. Reformgerede, hinter dem sich nur Gehaltsforderungen 
tarnen, taugt wenig. Niemand soll glauben - und ich sage dies keineswegs nur an 
eine Adresse -, wir könnten mit selbstverständlicher Automatik mehr verdienen, wenn 
wir weniger leisten."^) 

Zum anderen - und wohl als Folge der hinter dieser neuen Haltung stehenden Erfah- 
rung, daß bei aller Freundschaft zwischen SPD und DGB beide Organisationen nicht 
immer dieselben Ziele mit denselben Mitteln verfolgten -, deutete der Kanzler die 
Möglichkeit von Steuererhöhungen an, die zur Erfüllung der ständig wachsenden 
öffentlichen Aufgaben notwendig und auch gesellschaftlich legitimierbar seien. 13) 
Konkrete Konsequenzen dieser Haltung sollten das Bemühen um eine straffere Geld- 
und Kreditpolitik, die stabilitätspolitisch an "erster Stelle" stehe, um eine 
Haushaltspolitik, die "in Zukunft auch mehr auf die Einnahmeseite sehen muß", um 
eine verschärfte Wettbewerbspol itik^) und um mehr gemeinsame internationale, be- 
sonders europäische Anstrengungen zur Wiederherstellung stabiler Währungsbeziehun- 
gen sein. 15) 

Die Sozialdemokratie wurde augenscheinlich offensiver; sie ging deutlich von ihrer 
Strategie des 'Allen-Wohl-und-keinem-Wehe' gegenüber den Organisationen der gesell- 
schaftlichen Interessenträger ab^), und sie ließ ihren Ankündigungen nur allzu 
bald stabilitätspolitische Taten folgen. Sicherlich waren drei Faktoren für diesen 
Wandel bestimmend: Die bessere Wirtschaftslage, die auf eine Stabilisierung ohne 
allzu große Beschäftigungseinbrüche hoffen ließ, das Dilemma der SPD, bei einer 
Fortsetzung des alten Kurses nie diejenigen Reformen verwirklichen zu können, um 
derentwillen sie vor allem gewählt worden war, und der aus diesem Dilenma resultie- 
rende, wachsende innerparteiliche Druck von links. 

Denn innerhalb der Partei war man längst dabei, den Neokeynesianismus Stück für 
Stück aufzugeben, infolge seiner Unfähigkeit, gleichzeitig mit Geldentwertung und 
Arbeitslosigkeit fertigzuwerden, und weil diese Konzeption kaum Spielräume für eine 
autonome, gesellschaftspolitisch orientierte, innovative Fiskalpolitik ließ. Der 
SPD-Parteitag im April 1973 diskutierte die erste Fassung des Orientierungsrahmens 
'85, wobei bemerkenswerterweise das Thema Investitionslenkung als Mittel zur Bändi- 
gung wirtschaftlicher Großmacht und zur Ausweitung des öffentlichen Korridors im 
Vordergrund stand. 1?) 

Der zweite wichtige Themenkomplex des Parteitages befasste sich mit dem Problem, ob 
eine einnahmeorientierte Konjunktursteuerung möglich und wie die angestrebte Er- 
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höhung der Steuerlastquote durchsetzbar sei. 18) Mit anderen Worten: Bestimmte 
Flügel in der SPD waren nun angesichts der bisherigen Erfahrungen mit der globalen 
und quantitativen Nachfragesteuerung dazu entschlossen, qualitative Eingriffe in 
die unternehmerische Investitionsautonomie zu erzwingen und auch quantitativ den 
Konflikt mit den gesellschaftlichen Gruppen zu riskieren, bei dem Versuch einer 
Umverteilung zugunsten des Staates, dessen Lasten sie ganz gewiß nicht 'gleichmäßig 
verteilen' wollten, sondern der vor allem die Kapitalseite getroffen hätte, wäre er 
tatsächlich unternommen worden. 

In beiden Bereichen zeigten sich erhebliche Differenzen in der Beurteilung der 
Wirksamkeit solcher Instrumente durch 'einfache Parteimitglieder' und durch Angehö- 
rige des Regierungs- bzw. Staatsapparates. Beispielsweise betonte der damalige 
Finanzminister, Helmut Schmidt , der Staat werde zum Inflationserzeuger, wenn er in 
der derzeit gegebenen Konjunkturlage eine allzu expansive Konjunkturpolitik betrei- 
be 1 ^), während der nordhessische Delegierte Hans Eichel Schmidt vorwarf, durch die 
Kürzung geplanter öffentlicher Investitionsvorhaben in Karl Schillers Fehler zu 
verfallen, (der letztlich der Irrtum von Keynes war), staatliche Ausgaben zu ein- 
seitig in den Dienst der Konjunktursteuerung zu stellen. 20) 

Die Partei fächerte sich intern irnner weiter auf, und die Schwierigkeiten wuchsen, 
Brücken zwischen den sich immer mehr voneinander entfernenden Positionen zu schla- 
gen. 

Nicht gerade erleichtert wurde der Sozialdemokratie diese Auseinandersetzung um den 
einzuschlagenden Kurs der Wirtschaftspolitik durch die Tatsache, daß nunmehr ein 
FDP -Mitglied das Wirtschaftsministerium leitete, was sich bald in den geldmengenpo- 
litischen Überlegungen der Bundesregierung deutlich widerspiegelte, die wiederum 
von der neuen, gleichgerichteten Bundesbankpolitik ermutigt und vorangetrieben 
wurden. 

Nach dem ersten Stabil itätsprogramn und den Brüsseler Währungsbeschlüssen formu- 
lierte die SPD noch deutlicher, von wem sie vor allem ein verändertes Verhalten 
erwartete: Die Arbeitnehmer hätten in den Tari Verhandlungen ein "erhebliches 
Verantwortungsgefühl für die Gesamtwirtschaft gezeigt", und nun sei es ganz ent- 
schieden an den Unternehmern, . diesem guten Beispiel zu folgen. 21) Hatte der dama- 
lige Wirtschaftsminister Schiller noch 1971/72 beide Seiten zur Zurückhaltung 
gemahnt, so wurde jetzt ganz offen den Kapitaleignern mit einer "erhebliche(n) 
Kumulierung restriktiver Maßnahmen" für den Fall gedroht, daß sie weiterhin alle 
vorhandenen preislichen Überwälzungsspielräume ausnutzen sollten. 22) 

In der Tat: Der . Tonfall wurde härter, konf liktorischer; es dürfte wohl in erster 
Linie der triumphale Sieg der Koalition in den vorgezogenen Bundestagswahlen 1972 
gewesen sein, der der Sozialdemokratie nun den Rücken stärkte. 

Auch die zu erwartende Exportdämpfung im Gefolge der währungspolitischen Beschlüsse 
wurde aus verteilungs- und stabilitätspolitischen Gründen für erstrebenswert gehal- 
ten23), und hier tauchte plötzlich - im wettbewerbspolitischen Gewand - das alte 
Argument der Exportumlenkung zur Sicherung eines ausreichenden binnenwirtschaftli- 
chen Produktions- und Angebotspotentials wieder auf. 24) 

Bereitstellung von Mitteln für die Reformpolitik - dieses Thema gewann auch steuer- 
und haushaltspolitisch wieder an Bedeutung25), und die SPD machte keinen Hehl 
daraus, daß es ihr auch darum ging, jene "Freunde einer freiheitlichen Gesell- 
schaftsordnung" zurückgewinnen, die in den letzten Jahren von der "scheinbare(n) 
Unverträglichkeit zwischen Konjunktur- und Reformpolitik" "in die Resignation ge- 
trieben" worden seien. 26) 



Die regierenden Sozialdemokraten hatten also deutlich erkannt, in welche Probleme 
die Gewerkschaften geraten mußten, falls die Unternehmer ihre aggressive Preispoli- 
tik fortsetzten, und es war ihnen auch völlig klargeworden, zu welchen Schwierig- 
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keiten mit ihrer eigenen Basis ein weiteres Aufschieben der großen Reformpläne und 
eine Fortführung des verbal interessenneutralen Kurses führen konnte. Sie verstärk- 
ten daher den argumentativen, aber durchaus auch den realen stabilitätspolitischen 
Druck auf die Kapitalseite, aber es gelang ihnen dennoch nicht mehr, die spontane 
Streikwelle im Spätsomner 1973 zu verhindern. Und als der Bundestag im November zu 
einer wirtschaftspolitischen Debatte unter dem unmittelbaren Eindruck der Ölpreis- 
krise zusammentrat, stand ganz überragend das Ziel des Konjunkturstabilisierung im 
Vordergrund. 

Jetzt schlug die Stunde des Staatseingriffs: Beschränkungen im öl- und Benzinver- 
brauch, besonders im privaten Bereich^) Versuch einer Kontrolle der Preisbil- 
dungsmechanismen in der Mineralöl industrie^Ö), Förderung energiepolitischer Alter- 
nativen zum Öl29), gezielte Hilfen für die von der Ölverteuerung besonders hart 
getroffenen sozialen Gruppen^) und möglichst einheitliche europäische Verhandlun- 
gen mit den OPEC-Staaten^l) - dies waren die Maßnahmen, die die SPD zu ergreifen 
beabsichtigte oder bereits ergriffen hatte. 

Man war sich des Dilemnas bewußt, daß die Preissteigerungen nun noch schwieriger zu 
bekämpfen sein würden, daß aber zugleich eine unvermindert harte Stabilitätspolitik 
jetzt zu einer ernsthaften Gefährdung des Beschäftigungsstandes führen konnte. Die 
Antwort der SPD sollte in einer "Gratwanderung" bestehen, zwischen der "Restrik- 
tionspolitik mit leichter Hand" und einer Strukturpolitik, die alternative Energien 
und neue Technologien ebenso fördern sollte wie strukturell von Wirtschaftseinbrü- 
chen besonders bedrohte Branchen. 32) Die Partei Sprecher votierten dagegen, "global 
den Fuß von der Bremse zu nehmen"^), versprachen aber, den Beschäftigungsstand so 
hoch wie möglich zu erhalten. 34) 

Im Grunde kann der ölpreisschock wohl als eine Geburtsstunde sozialdemokratischer 
Überlegungen - und zwar jetzt in aller Öffentlichkeit - hinsichtlich qualitativ 
differenzierter wirtschaftspolitischer Eingriffe des Staates betrachtet werden, 
denn selten zuvor war so massiv (und so ohne jede marktwirtschaftlich verbrämte 
Selbstrechtfertigung) die Intervention in ganz bestimmte einzelne Branchen (und nur 
in diese) propagiert worden. Wie die Aussagen zur erforderlichen Differenzierung 
der Konjunktursteuerung belegen, war die SPD ganz entschieden dafür, die Tarifpar- 
teien nicht so schnell und nicht so gänzlich aus der ihr möglichen Einflußnahme zu 
entlassen, und auch ihre Stellungnahmen zur anstehenden Tarif runde im öffentlichen 
Dienst und - allgemeiner - zum jetzt erforderlichen Klima des Verzichts^) zeigen, 
wie wenig sie gewillt war, das konjunkturpolitische Ruder in der gegenwärtigen 
Situation aus der Hand zu geben und vorrangig den eigenen Aktionsradius durch ein 
bedingungsloses Entgegenkommen gegenüber unternehmerischen, aber auch gewerkschaft- 
lichen Forderungen zu verkürzen. Nicht nur weigerte man sich, in der derzeitigen 
Situation stark gespaltener Branchenkonjunkturen global anzukurbeln; man lehnte es 
darüber hinaus auch ab, den eigenen quantitativ bestimmten Handlungsspielraum 
einzuschränken. Daß die Aufrechterhaltung eines einigermaßen akzeptablen Beschäfti- 
gungsstandes ihren Preis kosten würde, war klar, aber die Regierung war diesmal 
entschlossen, ihn nicht vorrangig selbst zu bezahlen und lehnte daher unter Hinweis 
auf die zu erwartende notwendige Konjunkturbelebung eine Senkung der Mehrwert- oder 
der Mineralölsteuer ab. 36) 

Aber bis zum Frühjahr 1974 hatte sich die Lage an mehreren Fronten gleichzeitig so 
zugespitzt, daß die SPD unter Druck von allen Seiten geriet: Die spektakuläre 
Tarifrunde im öffentlichen Dienst hatte gezeigt, daß die Gewerkschaften aus Legiti- 
mationsgründen gegenüber ihrer eigenen Basis eine ofensive Lohnpolitik treiben 
mußten (und nun auch trieben), um die erwarteten Preissteigerungen nicht voll auf 
den Lebensstandard der Lohnabhängigen durchschlagen zu lassen. Damit war die Hoff- 
nung auf eine interverband liehe Begrenzung des Tarifkonflikts angesichts äußerer 
Bedrohung zerschlagen; zugleich mußten sektorale und regionale Beschäftigungsein- 
brüche befürchtet werden, und die SPD stand vor dem komplexen Problem, bei steigen- 
den Preisen und sinkenden Einnahmen Arbeitslosigkeit zu verhindern, ohne die Ver- 
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tei lungskonf 1 ikte oder die Inflation zu verschärfen. Hinzu trat schließlich noch 
die immer aggressivere Strategie der Opposition^), die der Koalition ein Versagen 
auf allen Linien vorwarf, so daß es kaum verwundern kann, daß die Stellungnahmen 
der SPD-Redner nun vor allem auf die Rechtfertigung des bisherigen Regierungshan- 
delns zielten. 

Zunächst stellte man fest, die Bundesrepublik nehme im Vergleich mit anderen Indu- 
striestaaten sowohl beim Beschäftigungsstand als auch in Sachen Preisstabilität 
einen sehr günstigen Platz ein, wobei den weltwirtschaftlichen Ursachen der Infla- 
tion jetzt eindeutig der Vorrang vor binnenwirtschaftlichen Faktoren gegeben wur- 
de.^) Es wurde bestritten, das wachsende Defizit der Bundesfinanzen sei eine 
Hauptinflationsquelle; vielmehr suchte die SPD nun die Bedeutung und die Reichweite 
investiver Transaktionen des Bundes überhaupt als relativ gering dazustellen, vor 
allem verglichen mit der Ausgabenpolitik der Länder. 39) 

Dieses Vorgehen stellte den Beginn des Verzichts der SPD auf die Übernahme von 
Hand lungs Verantwortung in wirtschaftspolitischer Hinsicht dar, auch, wenn dies 
zunächst nur in Ansätzen, gleichsam atmosphärisch, greifbar wurde. Nachdem nämlich 
der Handlungsspielraum und die Zuständigkeit der Regierung solchermaßen nach zwei 
Seiten hin eingegrenzt worden waren - international und förderal -, bekannte sich 
die SPD zwar zu dem Ziel, die Vollbeschäftigung zu erhalten^), ohne allerdings auf 
einen klar expansionsorientierten Kurs gehen zu wollen, mit der Begründung, daß 
noch irrmer konjunkturelle Gefahren von der Preisentwicklung ausgingen. 41) Diese 
Entscheidung war letzten Endes bedeutsamer als der verbale Versuch, die Gewerk- 
schaften vor Angriffen wegen ihrer Lohnpolitik in Schutz zu nehmen. 42) Ohnehin 
fielen diesmal die Aussagen zur Gewerkschafts- und Tarifpolitik recht kühl aus43), 
während an die Unternehmer, auf deren Investitions'neigung' man zunehmend dringli- 
cher angewiesen war, ein deutliches Kooperationsangebot erging, das sich im Tonfall 
erheblich von den Attacken des Vorjahres abhob: “Ich appelliere von dieser Stelle 
aus an die verantwortungsbewußten Unternehmer, vor allem an die jüngeren Unterneh- 
mer, objektiv und fair zur sozial liberalen Koalition zu sein... "44) 

Die Investitionsneigung und ihre Voraussetzung: verbesserte Erträge, standen denn 
auch im Mittelpunkt der SPD-Stellungnahmen im Dezember 1974 anläßlich der Verab- 
schiedung des ersten größeren Konjunkturprogranms. Tadel der vergangenen Lohnrun- 
de^) und Beschwörung der Notwendigkeit steigender Unternehmensgewinne, damit wie- 
der investiert und Arbeitsplätze geschaffen werden könnten - deutlicher konnte die 
wirtschaftspolitische Haltung der neuen Bundesregierung kaum noch formuliert wer- 
den, wobei explizit auf die Stabilitätsabgabe des Jahres 1973 verwiesen wurde, die 
einseitig die höheren Einkommen belastet habe, weshalb die umgekehrte Selektivität 
derzeit nicht nur ökonomisch sinnvoll, sondern auch sozial gerecht sei. 46) Kein 
Wort fiel mehr darüber, daß diese Stabilitätsabgabe mitsamt ihrer sozialen Einsei- 
tigkeit seinerzeit mit den zurückhaltenden Lohnabschlüssen der Gewerkschaften in 
der Tarifrunde 1972/73 begründet worden war. 

Der neue Bundeskanzler Schmidt scheute sich nicht, zu quantifizieren, welche Er- 
wartungen er an die Gewerkschaften richtete. Zwar vertraute er “in dieser gegenwär- 
tigen, wirklich schwierigen Lage erneut auf die Urteilskraft der deutschen Gewerk- 
schaften “; aber zur Sicherheit formulierte er nachdrücklich, zu welchem Urteil 
diese für 1975 zu kommen hatten: Die Bundesregierung würde "es als einen ganz 
großen Erfolg ansehen, ... wenn wir anders als in vielen anderen Gegenden der Welt 
unseren realen Lebensstandard aufrechterhalten könnten. "47) 

Dafür wurde das Thema Arbeitslosigkeit eher mit gebremstem Engagement angesprochen: 
Gewiß "legen wir jetzt ein stärkeres Gewicht auf die Sicherung der Arbeitsplätze", 
die "nunmehr den Vorrang" habe. 48) Aber es sei völlig richtig gewesen, daß die 
Bundesregierung "nicht den großen Geldhahn geöffnet" habe49), und im übrigen be- 
stehe bei allen Sorgen um den Beschäftigungsstand kein Anlaß zur Dramatisierung der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt^) und der Situation der einzelnen Arbeitslosen^), von 
denen vor allem Mobilität erwartet werden müsse. 32) 
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Die regierende Sozialdemokratie spielte nicht nur dasjenige Problem herunter, das 
die mit ihr verbündeten Gewerkschaften aufs schwerste belasten mußte, sie betonte 
darüber hinaus, die Regierung sei weder für alle wirtschaftlichen Gegebenheiten 
verantwortlich, noch könne sie ökonomische Störungen inmer aus eigener Kraft behe- 
ben. Dieser Hinweis auf die von der Tarifautonomie, der weltwirtschaftlichen Inte- 
gration und der föderalen Struktur der Bundesrepublik gesetzten Grenzen des staat- 
lichen Aktionsradius^) konnte von den Gewerkschaften, die von ebendiesem Staat, 
der nun einmal von der Sozialdemokratie geführt wurde, schnelle und umfassende 
Krisenbewältigung forderten, nur als eine brüske Zurückweisung empfunden werden. 
Aber die ökonomische Lage und wohl auch die Tatsache, daß die Bundestagswahl noch 
fast zwei Jahre ausstand, versetzten sie nicht in die Lage, eine ümorientierung der 
sozialdemokratischen Politik zu erzwingen. 

Es war ein jäher Kurswandel, den die SPD da vollzogen hatte. Keine Rede war mehr 
von qualitativen Eingriffen in die unternehmerische Dispositionsfreiheit oder vom 
quantitativen Ausbau öffentlichen Handlungsressourcen; dafür umso mehr von der 
Notwendigkeit der Gewinnsteigerung als Voraussetzung der Konjunkturbelebung und dem 
demgegenüber nur längerfristig lösbaren Problem der Arbeitslosigkeit. Es kann wohl 
nicht allein auf die Verschlechterung der ökonomischen Lage zurückgeführt werden, 
die erst 1975 in vollem Umfang erkennbar wurde, wenn sich schon im Vorjahr der 
Eindruck abzeichnet, daß die SPD ihren Versuch auf gab, ihre eigenen Handlungsspiel- 
räume - notfalls auch im Konflikt mit den Verbänden - auszuweiten. Es war kein 
Zufall, daß dieses neue, betont marktwirtschaftliche Prograrrm nicht vom alten 
Kanzler vorgetragen und verfolgt wurde; ebensowenig, wie es zufällig erscheint, daß 
Brandt wohl mehr noch als über den DDR-Spion Guilleaume über die harte Politik des 
damaligen ÖTV-Vorsitzenden Klunker gestürzt war. Die regierende SPD schwenkte unter 
Schmidt um auf ein deutlich zugunsten der Unternehmer selektierendes Krisen- 
management, und dies konnte nur zu einer schweren Belastung ihrer Beziehungen zu 
den Gewerkschaften werden. 

Auch im Februar des Folgejahres blieb es bei der Haltung der Sozialdemokraten, auf 
die im internationalen Vergleich günstige Lage der Bundesrepublik und auf die 
weltwirtschaftlichen Ursachen der Krise zu verweisen^), die Unternehmer nachgerade 
zu beschwören, die außerordentlich günstige binnenwirtschaftliche Kostenlage doch 
endlich für neue Investitionen zu nutzen^), auch die gezielte Förderung mittel- 
ständischer Unternehmen für sich zu reklamieren^) und im übrigen darauf zu verwei- 
sen, daß nicht die Regierung die zentralen Wirtschaftsentscheidungen treffe^ 7 ), 
insbesondere dann nicht, wenn die Arbeitsmarktlage betroffen sei: "... nicht die 
Bundesregierung stellt ein und entläßt, nicht die Bundesregierung ist für Personal- 
planung und Personalpolitik verantwortlich! Hier kann man auch nur wieder an die 
Wirtschaft die Bitte richten: Wenn jedes Unternehmen in dieser Situation die vom 
Arbeits- und Sozialminister gebotenen sozialen Hilfen in Anspruch nähme, wenn die 
Unternehmen den Mut hätten, zu investieren und auch Arbeitslose einzustellen, dann 
würden wir sehr bald eine spürbare Entlastung auf dem Arbeitsmarkt bekomnen."68) 

Mit derartigen Formulierungen zeigte die Sozialdemokratie im Grunde, wie vollstän- 
dig sie sich und ihr wirtschaftspolitisches Instrumentarium in der Krise an die 
Unternehmen auslieferte. Von hier aus war es kein allzu großer Schritt mehr bis zum 
Eingehen auf die unternehmerische Grundforderung, der Staat solle Maßnahmen der 
Ankurbelung der Konjunktur (besonders zur Belebung des Arbeitsmarktes) und der 
Reformpolitik unterlassen. Es war nicht zufällig in diesem Jahr, daß die BDA er- 
freut und erleichtert feststellte, man 'trage wieder Unternehmer! '59) 

Gewiß, man war zum deficit spending bereit, um die Rezession und speziell die 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, und man wies mit dieser Begründung alle Vorwürfe der 
Opposition zurück, man ruiniere die Staatsfinanzen. 60) y n d auch bezogen auf die 
Politik der Bundesbank plädierte die SPD für einen eher expansiven Kurs, wobei sich 
hier ernsthafte Differenzen zum Koalitionspartner ergaben, der den Wirtschaftsmini- 
ster stellte. 61) Aber besonders entschieden konnte dieser Vorsatz der Konjunkturbe- 
lebung nicht sein, wenn der Bundesfinanzminister im Februar 1975 der Opposition 
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implizit vorwarf, sie wolle ausgerechnet in der Krise "von Steuererhöhungen spre- 
chen oder Leistungen kürzen"62), um dann im September desselben Jahres genau dies 
zu tun: Steuern zu erhöhen und Leistungen zu kürzen. 

Anläßlich der Debatte um das Haushaltssicherungsgesetz war die SPD vor allem be- 
müht, viererlei klarzustellen: Die Krise sei weltwirtschaftlich verursacht worden 
und könne deshalb auch nur durch einen internationalen Aufschwung überwunden wer- 
den63); die Unternehmer könnten absolut sicher sein, daß ihre dringend erforderli- 
chen Neuinvestitionen weder durch übermäßige öffentliche Kreditaufnahmen noch durch 
Steuererhöhungen eingeschränkt werden sollten^); die Gesellschaft müsse und könne 
gewisse materielle Opfer in der gegenwärtigen Lage erbringen, zumal alle Gruppen 
gleichermaßen belastet würden und oft genug auch nur sozialstaatlicher 'Wildwuchs' 
beseitigt werdet); und schließlich bestehe in der Bundesrepublik weiterhin ein 
Höchstmaß an sozialem Frieden, der nicht zuletzt den Gewerkschaften zu danken sei 
und der die Krisenbewältigung enorm erleichtern werde, jedenfalls aber nicht beein- 
trächtigt oder gar gefährdet werden dürfe. 1 6°) 

Vor diesem Hintergrund wurde der Kanzler dann konkret: Mehr als die Sicherung des 
erreichten Lebensstandards könne derzeit von niemandem angestrebt werden, der 
"Stärkung der Ertragskraft unserer Wirtschaft zugunsten der Investitionsguote und 
zugunsten der Sicherung (gebührt, C.S.) eindeutig de(r) Vorrang vor etwaiger weite- 
rer Steigerung der Real löhne in diesem Augenblick "67). Die Gewerkschaften wurden 
damit konfrontiert, daß ein allzu heftiger Widerstand von ihrer Seite aus. sowohl 
den Abbau der Arbeitslosigkeit als auch die sozialdemokratische Regierungsführung 
insgesamt gefährden könne. 66) Dabei waren die Begründungsmuster der SPD bemerkens- 
wert, mit denen sie ihre Sparmaßnahmen zu legitimieren suchte: 

Die Bürger "verstehen nicht nur, sondern sie sind bereit, für eine Zeitlang zurück- 
zustecken, im Interesse des Ganzen, im InteVesse des öffentlichen Wohles. "69) Auch 
die Rechtfertigung der Maßnahmen im einzelnen, die irmter wieder um Allgemeinwohl, 
Solidarität und Beschneidung von Auswüchsen kreiste, war beachtlich: Von den Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes dürfe man "eine besondere Hingabe an das Gesamt- 
interesse erwarten"; beim Arbeitsförderungsgesetz würden Einsparungen nur dort 
vorgenorrmen, wo sich "ungewollte Übertreibungen herausgestellt haben oder die 
Solidargemeinschaft der Versicherten mit Aufwendungen für solche Personen belastet 
wird, die gar keinen Beitrag geleistet haben." Bei den Änderungsvorschlägen für die 
Studenten- und Graduiertenförderung schließlich gehe es um eine "größere Nüchtern- 
heit im Hochschulbereich" und "um ein Stück sozialer Gerechtigkeit" gegenüber dem 
Steuerzahler, der die Graduiertenförderung finanziere, ohne selbst in der Regel 
von ihr Mittel zu erhalten. '0) 

Diese Strategie, die in einigen Fällen auf nichts anderes hinauslief als darauf, 
bestimnte Bevölkerungsgruppen gegeneinander auszuspielen (z.B. 'Steuerzahler' gegen 
'Doktoranden'), wurde ergänzt durch die ebenso feinsinnige wie personalisierende 
Unterscheidung zwischen Unternehmen, deren volkswirtschaftlich lebenswichtige Er- 
träge unbedingt steigen müßten, und Unterne hmern , die sich bescheidener gebärden 
und weniger Gewinne aus ihren Betrieben entnehmen sollten. 71) Offenbar war dies der 
Versuch der Sozialdemokratie, zu beweisen, daß ihr Krisenmanagement wirklich alle 
Gruppen von Gesellschaftsmitgliedern traf; zugleich drückt sich hierin eine funk- 
tional istische Auffassung ökonomischer Strukturen aus, die eigentlich bei einer 
Partei mit hundertjähriger Tradition des Kampfes für lohnabhängige Interessen 
überraschen müßte. Wie man sieht, ist jedoch in all diesen Fragen nur von einem 
Interesse die Rede: vom allgemeinen Interesse, jenem für alle Parteien unverzicht- 
baren obersten Maßstab der Interessenintegration und -harmonisierung. 

Und auch von Reformen, jedenfalls soweit sie Geld kosten sollten, wurde nicht mehr 
gesprochen72). Zwar wies man die Vorwürfe der Opposition empört zurück, die staat- 
liche Reformpolitik sei eine der Krisenursachen gewesen, weil sie die Wirtschaft 
übermäßig belastet habe bzw. zur Verunsicherung der Investoren geführt habe, ebenso 
wie zum Ruin der Staatsfinanzen. 73) Aber selbst wenn Kanzler Schmidt behauptete, 
seine Regierung bleibe bei den "Grundzüge(n) der Politik der sozial! iberalen Koali- 
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tion", deren bisherige Ergebnisse keineswegs mit "einem Federstrich" zunichte 
gemacht werden sollten' 4 ), so war doch spätestens mit diesem Haushaltssicherungsge- 
setz und mit diesen Begründungen offenkundig geworden, daß die SPD - jedenfalls was 
ihre Abgesandten in Parlament und Regierung betraf - Abschied von den großen Verän- 
derungsplänen der späten sechziger und frühen siebziger Jahre genormien hatte. 

Die Parteibasis hatte ebenfalls realisiert, daß sich die Chancen 
weit ausgreifender Reformen und Umverteilungskonzepte seit dem letzten Parteitag 
erheblich verschlechtert hatten. Auf dem Parteitag im November 1975 stand das Thema 
Arbeitslosigkeit und die Möglichkeiten ihrer Bekämpfung durch verkürzte Arbeitszeit 
bzw. durch noch zu entwickelnde staatliche Instrumente zunächst im Vordergrund, 
wobei die der Exekutive verbundenen Mitglieder der Partei eher für Zurückhaltung in 
der Konzeption neuer Methoden der Vollbeschäftigungspolitik plädierten 7 **). Aber 
über die Diskussion konkreter Maßnahmen zur Konjunkturbelebung hinaus 7 **) bestand 
die Partei darauf, über grundsätzliche Fragen des Verhältnisses von Marktgeschehen 
und Wirtschaftslenkung zu debattieren, und wieder wurden Forderungen nach weitge- 
hender Investitionslenkung und Vergesellschaftung bzw. Verstaatlichung bestimmter 
Unternehmen oder sogar ganzer Sektoren laut. 77 ) 

Von besonderem Interesse ist dabei, daß die Gegner der Investitionslenkung sich 
unter anderem gegen solche Instrumente aussprachen unter Rückbezug auf Diskussionen 
mit Gewerkschaften und Betriebsräten, die angesichts möglicher Diskrepanzen zwi- 
schen betrieblicher Mitbestimmung und staatlicher Investitionsbeeinflussung bis zum 
Investitionsverbot in diesen Fragen selbst noch unentschieden seien oder derartige 
Methoden sogar ablehnten. 7 8) Es müßte außerordentlich ertragreich sein, die Ge- 
schichte der Diskussion um die Investitionslenkung in den Gewerkschaften und in der 
SPD im einzelnen zu erforschen, da gerade an dieser Frage Etatozentrismus und 
autonome gewerkschaftliche Tarifpolitik aufeinander treffen. 

Aber die Zeiten waren ungünstig für die Durchsetzung innerparteilicher Ansprüche an 
die Regierungspolitik, sofern sie von den bisherigen Zielen und Methoden abwichen. 
Nicht nur, daß der Bundestag am 12.2.1976 eben jenen steuerlichen Verlustrücktrag 
bis zu 5 Millionen DM verabschiedete, der auf dem SPD-Parteitag zuvor auf entschie- 
dene Ablehnung gestoßen war - die SPD-Reden im Parlament insgesamt anläßlich der 
Debatte des Jahreswirtschaftsberichts 1976 gaben einfach überhaupt nichts von 
diesen Bestrebungen zur Ausweitung staatlicher Aktionsmöglichkeiten in der Krise 
innerhalb der sozialdemokratischen Partei wieder. Auch dies war ein klassischer 
Fall von Selektivität durch Nicht-Thematisierung, der von der Parteiführung im 
Staatsapparat wohl vor allem aufgrund der Oppositionsstrategie betrieben wurde, den 
Sozialdemokraten laufend die Absicht der 'heimlichen Systemüberwindung ' zu unter- 
stellen (wie immer eine solche zu bewerkstelligen sein mochte). Zugleich wird 
hierin jedoch faßbar, wie ausschließlich der regierende SPD-Flügel nur noch Argu- 
mentationen zuließ, die keine Konflikte mit der Unternehmerseite heraufbeschwören 
konnten, was im Umkehrschluß bedeutete, daß die SPD nicht mehr öffentlich darüber 
nachdenken durfte, wie sie ihre eigenen, autonomen Handlungsspielräume nutzen bzw. 
ausweiten konnte. 

Stattdessen wurde allgemein gedämpfter Optimismus zur Schau getragen: Es war die 
Rede vom "zunehmend heller werdenden Konjunkturhorizont" 7 ^), der im internationalen 
Vergleich günstigen Investitionsentwicklung in der Bundesrepublik^) angesichts 
einer Entwicklung hin zu verbesserten Erträgen**!), die allerdings zur Vermeidung 
neuer verteilungspolitischer Auseinandersetzungen ergänzt werden müsse durch eine 
gezielte betriebliche Vermögenspolitik. «2) Kein Wort an die Gewerkschaften, nur die 
Mahnung an die Unternehmer, sich preispolitisch vernünftig zu verhalten^), ledig- 
lich die erleichterte und zugleich stolze Feststellung, die Bundesrepublik sei 
"nicht in das ganz tiefe Tal der Massenareitslosigkeit" geraten** 4 ) - jede dieser 
Aussagen konnte die tiefe Kluft zwischen der regierenden Sozialdemokratie und der 
Organisation der Lohnabhängigen nur immer noch weiter aufreißen. Während die Ge- 
werkschaften mit einer vor allem strukturellen Arbeitslosigkeit von in der Bundes- 
republik bis dahin unbekannten Ausmaßen zu kämpfen hatten, konstatierte der sozial- 
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demokratische Bundesfinanzminister lapidar: "Wir haben ... keine neuen Konjunktur- 
progranme vor."Ö5) 

Es war exakt diese Erfahrung, die die Gewerkschaften 1975/76 in den beginnenden 
Lernprozeß zwangen, sich auf ihre eigenen Kräfte zu besinnen. Angesichts des unver- 
hohlen Abrückens der SPD-Führung von lohnabhängigen bzw. gewerkschaftlichen Posi- 
tionen seit etwa Ende 1974 ist es umso erstaunlicher, wie lange - bis weit über das 
Ende des Untersuchungszeitraumes hinaus - der DGB noch immer auf die Sozialdemokra- 
tie hoffte. Erst im Herbst 1982 kam es zu einer Serie von gewerkschaftlichen 
Massendemonstrationen und Protestkundgebungen gegen die Politik des Sozialstaatsab- 
baus und der unzureichenden Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die sich zu dieser 
Zeit der Zwei-Millionen-Grenze näherte. Passenderweise wurde die Regierung zu 
diesem Zeitpunkt seit zwei Wochen von der CDU/CSU/FDP-Koalition gestellt, so daß 
noch dieser Widerstand des DGB nicht die Sozialdemokratie traf. 

Erst als sich im Verlauf des Jahres 1976 die Anzeichen einer wirtschaftlichen 
Belebung, besonders steigender Erträge^), zu mehren schienen, ohne daß allerdings 
dadurch der Beschäftigungsstand - wie so oft versprochen - hätte durchgreifend 
gesteigert werden können, und nachdem die Bundestagswahl 1976 nur gefährlich knapp 
hatte gewonnen werden können, wandte sich die SPD dem Problem der strukturellen 
Arbeitslosigkeit wieder verstärkt zu. Jetzt galt die "Wiedergewinnung der Vollbe- 
schäftigung" als "unsere Aufgabe Nr. 1"8'), wenngleich das Ziel der weiteren Preis- 
stabilisierung nicht aus den Augen verloren werden dürfe. 88) Dabei vertraten die 
Sozialdemokraten zwar die Auffassung, der Staat müsse und werde hier mit gezielten 
Hilfen für arbeitslose Problemgruppen und durch ein mehrjähriges investitionsför- 
derndes Infrastrukturprogranin aktiv werden.^) Aber sie wiesen einhellig darauf 
hin, daß dies nur als Anregung für die Wirtschaft, keinesfalls als Ersatz für ihre 
autonome Dynamik begriffen werden dürfe. Entsprechend nachdrücklich fielen ihre 
Appelle an die Unternehmer (aber auch an die Gewerkschaften) aus, die "hohe morali- 
sche Aufgabe" der Eingliederung der Arbeitslosen in den Wirtschaftsprozeß durch 
"sozial verantwortliches Handeln" zu bewältigen™), womit wieder klargestellt worden 
war, wo nach Auffassung der SPD die Letztverantwortung für eine Wiederherstellung 
störungsfreier Wirtschaftsabläufe lag. Im Grunde kann die Geschichte sozialdemokra- 
tischer Wirtschaftspolitik seit 1973/74 begriffen werden als der Prozeß des 
schrittweisen Rückzugs der Partei von ihrem eigenen früheren Anspruch, den ökonomi- 
schen Prozeß wirkungsvoll steuern zu können. Dabei versteht es sich von selbst, daß 
dieser Verzicht das Ergebnis ihrer Erfahrungen mit der realen Reichweite staatli- 
cher Beeinflussung der Wirtschaft und insbesondere der Verbände von Lohnarbeit und 
Kapital darstellt; nicht selbstverständlich dagegen ist die Tatsache, daß die SPD 
gerade diesen Schluß aus ihren - zugegebenermaßen leidvollen - Erfahrungen zog und 
nicht etwa den, verstärkt den Konflikt mit den Unternehmerverbänden zu suchen und 
sich dabei der gewerkschaftlichen Unterstützung, die ja unbestreitbar vorhanden 
war, zu versichern. Diese Entscheidung kann wohl nur so verstanden werden, daß der 
innerparteilich dominierende Regierungsflügel auf den Rückhalt in nicht-lohnabhän- 
gigen bzw. nicht-gewerkschaftlich organisierten Wählerschichten setzte und die 
Auseinandersetzung mit der Kapitalseite scheute, aus Furcht, dann nicht länger 
mehrheitsfähig zu sein. Wieder einmal schlug sich die - auch im Lager der Lohnab- 
hängigen vorhandene - Rivalität zwischen Partei und Verband nieder, diesmal zu 
Lasten der Gewerkschaften. 

Bundeskanzler Schmidt übernahm nun völlig die investitionszentrierte Argumentation 
der Unternehmer: "Wenn wir in den nächsten Jahren die Vollbeschäftigung wieder 
erreichen und sichern wollen, brauchen wir allerdings Jahr für Jahr ausreichende 
Wachstumsraten und ausreichende Arbeitsplatzinvestitionen. "91 ) Er verlor kein Wort 
darüber, welche Möglichkeiten der Staat überhaupt hatte, Einfluß darauf zu nehmen, 
daß künftige Investitionen wirklich neue, zusätzliche Arbeitsplätze schaffen wür- 
den; stattdessen galt seine Sorge der Vermeidung jeder weiteren Umdrehung der 
Inflationsspirale, was von jeher im Zielkonflikt zwischen Vollbeschäftigung und 
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Geldwertstabilität einer Parteinahme gegen die Gewerkschaften gleichgekomnen war. 
So votierte er erneut flir eine vermögenspolitische Ergänzung der Tarifbewegung92); 
vor allem aber war sich die regierende SPD darin einig, daß der Staat selbst alles 
vermeiden müsse, was zu einer lohn- und preistreibenden Belastung der Wirtschaft 
führen könne. Dies bedeutete konkret: Steuerliche Entlastung der Unternehmen, 
allerdings diesemal auch der Lohnabhängigen^), sowie Verzicht auf eine übermäßige 
Inanspruchnahme des Kapitalmarktes durch die öffentlichen Hände. Daher blieb nach 
Auffassung der SPD die Konsolidierung der Bundesfinanzen eine Hauptaufgabe der 
nächsten Jahre, und dies lief letztlich darauf hinaus, daß die Ausgabenzuwächse 
"mittelfristig unter den Zuwachsraten des nominalen Sozialprodukts zu halten" 
seien. 94) Gewiß, die SPD gab ihren Anspruch auf Reformen nicht preis^); aber sie 
steckte den Rahmen dafür sehr eng, was insbesondere den sogenannten "konsumtiven 
Bereich"^), d.h. vor allem personal intensive Projekte, betraf. 

Damit aber bleibt am Ende festzuhalten, daß die Partei nicht nur ihre Beziehungen 
zum gewerkschaftlichen Bündnispartner selbst immer weiter lockerte und verschlech- 
terte, sondern daß sie auch ihren eigenen Aktionsradius als die Regierung führender 
Teil der Koalition bewußt verkürzte. In den Jahren 1974 bis 1976 verzichtete die 
SPD nicht allein auf den gemeinsam mit einer Seite des Verbändelagers zu führenden 
Kampf gegen die andere Seite, um den lohnabhängigen Interessen stärker als früher 
zur Durchsetzung zu verhelfen, sondern sie gab auch ihren autonomen Versuch auf, 
dem Staat größere quantitative Ressourcen und weiter ausgreifende qualitative Hand- 
lungsbereiche und -instrumente zu verschaffen, und zwar aus dem organisatorischen 
(Regierungs-) Interesse heraus. Krise und Arbeitslosigkeit hatten einen Erkenntnis- 
prozeß beschleunigt, der bereits von dem Phänomen der immer schneller werdenden 
Inflation ausgelöst worden war: Die 'Wirtschaft', damit aber letztlich diejenigen, 
die in ihr entschieden, besaß Mittel und Wege, auf erhöhte Ansprüche und gesteiger- 
te Belastungen seitens des Staates zu reagieren und zwar dergestalt, daß jeder 
Versuch, den 'öffentlichen Korridor' auszubauen, scheitern mußte. Jetzt war alles 
Bemühen nur noch auf das eine Ziel gerichtet, den allmählich wieder in Gang kommen- 
den Akkumulationsprozeß zu beschleunigen und auf ein höheres Niveau zu bringen^), 
in der Hoffnung, darüber das auch für die SPD legitimatorisch lebensgefährliche 
Problem der massenhaften strukurellen Arbeitslosigkeit beseitigen zu können. 

Die SPD wollte es der Kapitalseite überlassen, mittels steigender Investitionen die 
Arbeitslosigkeit allmählich abzubauen; dafür war sie nun engültig zu dem von den 
Unternehmern seit langem geforderten Handlungsverzicht bereit. Hier kann nur ab- 
schließend festgehalten werden, daß die Jahre von 1973 bis 1976 den Zeitraum der 
Aufgabe des sozialdemokratischen Versuchs umfassten, den Staatsanteil am gesell- 
schaftlich erwirtschafteten Mehrprodukt auszubauen. Hatte man 1973 noch geglaubt, 
angesichts einer verstärkten konjunkturellen Aktivität durch massive Disziplinie- 
rung der sozio-ökonomi sehen Gruppen zu mehr Stabilität, Steuern und Handlungsspiel- 
raum zu gelangen, so machte die Krise ab 1974 diese Hoffnung restlos zunichte. 
Nicht zuletzt durch das Insistieren des Regierungspartners FPD auf steuerlicher 
Entlastung der Wirtschaft, das von dem Trommelfeuer der Opposition unterstützt 
wurde, die die Einschränkung sowohl der Steuereinnahmen als auch der Kreditaufnah- 
men verlangte und jede Weigerung als ungewollten - oder schlimmer noch: als beab- 
sichtigten - Ruin der Marktwirtschaft und der Staatsfinanzen diskreditierte, sah 
sich die SPD gezwungen, schließlich selbst auf die Formel der Anbindung der staat- 
lichen Ausgabenzuwächse an die Entwicklung des Bruttosozial sprodukts zurückzuwei- 
chen. Aus der kurzlebigen Offensive des Jahres 1973 wurde rasch die Defensive der 
Sozialdemokraten gegenüber den Unternehmern, schließlich der beschwörende Appell an 
diese, doch die ihnen unterbreiteten Angebote annehmen zu wollen und endlich wieder 
zu investieren. Gegenüber dem eigentlichen gesellschaftlichen Bündnispartner aber, 
den Gewerkschaften, herrschte Schweigen und weitgehende Inaktivität. 

Aber eines sollte nicht übersehen werden: Die Zurücknahme sozialdemokratischer 
(parteien-)staatlicher Ansprüche an die Gesellschaft hatte zwar de facto in der 
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Krise stattgefunden; aber sie war entscheidend vorbereitet worden durch die Jahre 
der sich beschleunigenden Inflation, die die öffentlichen Finanzen schon schwer 
belastete, als von einem drohenden oder gar akuten konjunkturellen Absturz noch 
keine Rede sein konnte. Es gelang der SPD zwischen 1969 und 1972 nicht, ausreichen- 
de materielle und machtpolitische Positionsgewinne zu verbuchen, um den dann fol- 
genden Abbau staatlicher Forderungen an und öffentlicher Leistungen für die Gesell- 
schaft zwischen 1974 und 1976 zu mildern oder gar zu verhindern. An beidem aber: 
der Erfolglosigkeit vor der Krise und dem Rückzug in der Krise, war der kleinere 
Koalitionspartner keineswegs unbeteiligt. 

5.3.2) FDP 

Es war ganz sicher kein Zufall, daß im neuen Kabinett Brandt/Scheel der Wirt- 
schaftsminister von der FDP gestellt wurde. In dieser Besetzung dürfte wohl das 
Bestreben der Liberalen, bremsend auf die sozialdemokratischen Interventionsambi- 
tionen einzuwirken, mit der Erkenntnis der SPD zusanmengetroffen sein, daß die 
Inflation anders - und zwar härter - als bisher bekämpft werden müsse und daß es 
aus Legitimationsgründen nicht ungünstig sein mochte, dieses Geschäft von einem 
FDP-Minister betreiben zu lassen. Daß dieser stabilitätspolitisch nicht übertrieb, 
dafür sorgte man unter anderem präventiv durch die Auslagerung der für 
Friedman ‘sehe Experimente am ehesten anfälligen Abteilung Geld und Kredit in das - 
weiterhin von einem Sozialdemokraten geführten - Finanzministerium, was von den 
Liberalen wiederum lebhaft bedauert wurde. 

Der neue Wirtschaftsminister stellte unverzüglich klar, was die Grundlinien seiner 
Politik sein würden: Er empfand sich als "ein Offizialverteidiger unserer Wirt- 
schaftsordnung", dessen Vorgehen ganz gewiß nicht darin bestehen werde, "faule 
Kompromisse im Sinne von Querschnittsmeinungen oder unterschiedlichen Gruppenkar- 
tellen ^u Lasten des Gemeinwohls zum Gegenstand (seiner, C.S.) Politik zu ma- 
chen."^) 

Die Spitze gegen die Politik der Volksparteien, gegensätzliche gesellschaftliche 
Interessen durch materiellen Ausgleich miteinander vereinbaren zu wollen, war 
unüberhörbar, die diesbezügliche Kontinuität des liberalen Politikverständnisses 
eindeutig. 

Es hatte sich offenkundig nichts an den freidemokratischen Ansichten zur Wirt- 
schaftspolitik geändert: Keine Bevorzugung bestimnter Gruppen, auch nicht der 
Unternehmer, sondern Orientierung am "Verbraucher, das heißt, der Gesamtheit dieses 
Volkes"100), demzufolge vorrangige Belebung des Wettbewerbs, besonders auch durch 
Mittelstandsförderung, allerdings nicht ohne Berücksichtigung internationaler Kon- 
kurrenz- und Größenverhältn isselul), keine guantifizierte Einwirkung auf die Tarif- 
parteien!02), keine unbegrenzte Vollbeschäftigungsgarantiel03) und schließlich 
Ablehnung von SteuererhöhungenlM) - die FDP votierte trotz ihrer neuen wirt- 
schaftspol i tischen Kompetenzen nach wie vor für staatliche Zurückhaltung insbeson- 
dere gegenüber den sozialen Verbänden, weil jede Einmischung der Regierung grund- 
sätzlich in die Unterstützung einer der vorhandenen Positionen, ungünstigstenfalls 
in die der gewerkschaftlichen Seite, umgemünzt werden konnte. Hinzu trat wie irnner 
das Bestreben, die finanzielle Absicherung öffentlicher Handlungsmöglichkeiten 
begrenzt zu halten sowie das Bemühen, das eigene mittelständische Wählerpotential 
gezielt zu begünstigen. 

Derartige Vorstellungen waren am ehesten legitimierbar, wenn sie stabilitätspoli- 
tisch motiviert wurden; im März 1973 stellte die FDP denn auch das Problem der 
irrmer schnelleren Geldentwertung in den Mittelpunkt ihrer Beiträge und betrachtete 
von hier aus die seit der letzten Debatte getroffenen Maßnahmen. Die Brüsseler 
Beschlüsse kommentierte sie mit gedämpfter Zustimmung: Sie seien zwar keine Ideal- 
aber auch wesentlich teurer für die Bundesrepublik ausfallen 
vom Aufwertungseffekt ausgehende Bremswirkung auf den Export wurde 
aus stabilitäts-, aber auch aus verteilungspolitischen Gründen für wünschenswert 
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gehalten, da nun einmal alle "ein Interesse daran haben müßten, daß Gewinn- und 
Lohnentwicklung in einer gewissen Relation zueinander verlaufen." 106) 
überhaupt thematisierten die Liberalen diesmal auch die anstehenden Verteilungskon- 
flikte recht deutlich. Gewiß hätte ihnen ein allgemeiner Konjunkturzuschlag eher 
zugesagt als die Stabilitätsabgabe auf die hohen Einkommen, aber sie sprachen offen 
aus, was alle im Parlament wußten: "...daß eine Verschärfung des Verteilungskampfes 
die unausweichliche Folge eines allgemeinen Konjunkturzuschlages gewesen wäre" und 
daß diejenigen, die die "äußerst verantwortungsbewußt(en)" Abschlüsse zu Jahresan- 
fang "zu verantworten haben, in eine schwierige Lage gekomnen sind. "107) Eine 
zusätzliche Abschöpfung von Massenkaufkraft "hätte zu einem heißen Tarifsonmer 
führen müssen. Ich hoffe, daß wir den nicht ohnehin bekommen. "108) 

Ganz offenkundig war es den Liberalen weit eher als der SPD möglich, tatsächlich 
bestehende Spannungen zwischen den Tarifparteien einerseits, zwischen Gewerk- 
schaftsspitze und -basis andererseits offen zu thematisieren. Mußte die Sozialdemo- 
kratie jeden Komnentar hierzu vermeiden, da nicht zuletzt die gewerkschaftliche 
Unterstützung ihrer eigenen Politik die Organisationsspitzen erst in Konflikte mit 
ihren Mitgliedern gestürzt hatte, so war die FDP von derartiger Notwendigkeit zur 
Vorsicht frei. 

Dies fand seinen Ausdruck unter anderem in der kontinuierlichen Priorisierung des 
Stabilitätszieles durch die Liberalen, die stets - völlig unabhängig von der jewei- 
ligen konjunkturellen Lage - vorgenorrmen wurde. So waren sie im Frühjahr 1973 über 
die Mineralölsteuer-Erhöhung und die Pläne zur Verwendung der aus ihr den öffentli- 
chen Händen zufließenden Mittel nicht glücklich*^); sie hätten die Stillegung der 
Mehreinnahmen bevorzugt, da dies am ehesten mit dem von ihnen geforderten "katego- 
rische(n) Imperativ der Stabil itätspol itik" vereinbar gewesen wäre, der auf eine 
harte Begrenzung des Geld- und Kreditvolumens hinauslief. ^0) Aber man lebte nun 
einmal in einer Koalition und mußte sich daher auf das Versprechen an die eigene 
Basis beschränken, man werde ein wachsames Auae auf die weiteren steuerpolitischen 
Pläne des größeren Regierungspartners haben. 

Die künftige Preisentwicklung stand auch bei der Diskussion der ‘Ölkrise 1 für die 
FDP im Mittelpunkt ihrer Überlegungen: Gerade weil jetzt ein "verschärfter Zielkon- 
flikt zwischen Preisstabilisierung und hohem Beschäftiaunasstand" bestehe, auf den 
insbesondere die Lohnspolitik Rücksicht zu nehmen habe^], sei es zu begrüßen, daß 
die stabilitätspolitische Linie der Bundesregierung "aufrechterhalten bleibt". "Die 
Fortsetzung dieser Stabilitätspolitik ... liegt in allererster Linie im Interesse 
der Arbeitnehmer, nämlich im Sinne der Sicherung der Arbeitsplätze . "H3) 

Man sieht: Das Arbeitsplatzsicherungs-Argument, schon früher von den Liberalen zur 
Legitimation auch gegensätzlicher Forderungen und Maßnahmen verwendet, diente auch 
hier wieder zur Rechtfertigung eines wirtschaftspolitischen Kurses, der binnen 
eineinhalb Jahren zu einer Arbeitslosenzahl von über einer Million nicht unwesent- 
lich beitragen sollte, überflüssig zu erwähnen, daß die FDP mit diesem Begründungs- 
muster ganz nahe an gleichlautenden Stellungnahmen der BDA angesiedelt war, die 
jetzt - im Gegensatz zu 1971/72 - auch selbst für eine rigorosere Stabilitätspoli- 
tik plädierte. 

Wenig Illusionen machten sich die Liberalen über die Möglichkeiten einer Dämpfung 
der Preisentwicklung im Mineralölbereich: Zwar sprachen sie sich für wettbewerbs- 
fördernde Maßnahmen und für die Überprüfung der Preisgestaltung in diesem Sektor 
ausll^), aber direkte staatliche Eingriffe wurden entschieden abgelehnt, da dies 
nur zur Umlenkung des Öls auf diejenigen Märkte außerhalb der Bundesrepublik führen 
könne, auf denen günstigere Preise erzielt werden könnten. H5) Abgesehen von der 
Kritik an einigen Auswüchsen im ölhandel und beim Import, die von so manchen 
"wilde(n) Hecht im Karpfenteich" zu verantworten seien^6) > vertraute die FDP 
unverdrossen auf die "Verteilungsfunktion des Marktes "^ 7 ), deren preispolitische 
Wirkungen lediglich für besonders e i nkonrmensschwache Bevölkerungsgruppen durch 
gezielte soziale Hilfen gemildert werden sollten. Ü8) Schließlich und endlich 
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hätten nationale und internationale Ölkonzerne doch auch ein Interesse an der 
Erhaltung der Marktwirtschaft und ihrer eigenen längerfristigen Stellung auf dem 
westdeutschen Marktes), weshalb ein solches Vertrauen durchaus zu rechtfertigen 
sei. 

Die Freien Demokraten waren ganz offenkundig nicht bereit, eventuellen Beschäfti- 
gungseinbrüchen durch einen Kurswechsel in Richtung auf Konjunkturbelebung vorzu- 
beugen. 120) vielmehr stellten sie fest, die künftige energiepolitische Entwicklung 
werde "uns allen, auf lange Sicht gesehen, ein Stück persönlichen Wohlstandes und 
ein Stück persönlicher Konsurmiöglichkeit abfordern. "121j 

Der Schluß ist wohl berechtigt, daß die FDP von allen drei Bundestagsparteien von 
einer derartigen materiellen Einschränkung des verteilungspolitischen Spielraumes 
am wenigsten zu befürchten hatte, basierte doch ihr parteiinterner Zusarmienhalt 
nicht so sehr auf dem Interessenausgleich durch Umverteilung und stand doch ihr 
Wählerpotential aus den Mittelschichten ohnehin den ausufernden Tarifkonflikten und 
wachsenden Staatsansprüchen am ablehnensten gegenüber. 

Gleichzeitig ist an dieser Stelle darauf aufmerksam zu machen, daß die FDP jeden- 
falls in wirtschaftspolitischer Hinsicht weniger als Ideen-, denn als Interessen- 
partei zu charakterisieren ist. 122) zwar faßte sie - wie die anderen Parteien auch 
- Interessen unter Gemeinwohl bezug ('Allgemeinheit der Verbraucher ' ) und expliziter 
Abwehr von Gruppenkonpromissen zusanmen, was eindeutig ideologische Züge aufweist. 
Jedoch waren - verglichen mit den beiden großen Volksparteien - ihre Forderungen an 
die Wirtschaftspolitik ganz unzweifelhaft auf die Befriedigung von Wünschen der 
Unternehmer, speziell des Mittelstandes, gerichtet. Der betonte Verzicht auf Kon- 
junkturbelebung in Flautezeiten und das stets völlig unversch leiert vorgetragene 
Verlangen nach einer Disziplinierung der Tarifparteien durch die Marktgesetze 
weisen viel eindeutiger als im Falle der CDU/CSU aus, für welche gesellschaftlichen 
Interessen die FDP in die Schranken trat. Mitunter erwecken die eingestreuten 
ideologischen Legitimationsversuche fast den Eindruck der Nachlässigkeit, so etwa 
bei den fast beliebig angehängten Arbeitsplatzsicherungs-Argumenten; sie verlieren 
jedenfalls klar an Gewicht und Bedeutung gegenüber den von den Liberalen klar und 
kompromißlos vertretenen Interessengehalten, deren sozio-ökonomi scher Standort 
zweifelsfrei als der der (mittelständischen) Unternehmer zu identifizieren ist. 
Allerdings belegt das historische Beispiel der Freien Demokraten, wie hoch das 
erreichte Niveau an Harmonisierungs- und Generalisierungsverfahren der Interessen- 
verarbeitung im westdeutschen Parteiensystem insgesamt geworden war, das von keiner 
Organisation unterlaufen werden konnte, die sich noch im Parlament wiederzufinden 
wünschte. Denn wenn die Interessenpartei im klassischen Sinne oben als eine Organi- 
sationsform definiert wurde, die bei klarer Anerkennung gesellschaftlicher Gegen- 
sätze ein bestimmtes Interesse explizit hervorhebt und partikular vertritt, so 
weicht die Praxis der FDP hiervon selbstverständlich ab, wie die Verwendung von 
Gerne inwohlargumentationen hinreichend belegt. Innerhalb des Spektrums faktisch noch 
vorhandener verschiedener Ausprägungen von Parteitypen jedoch scheint es unter 
Berufung auf die eben vorgetragene Argumentation dennoch berechtigt, in wirt- 
schaftspolitischer Hinsicht die FDP mehr dem interessen- als dem ideenparteilichen 
Typus zuzuordnen. 

Wie man Tarifauseinandersetzungen erfolgreich eindämmen könne, formulierte 
Lambsdorff im April 1974: Er bezog sich auf das längst international gewordene 
Phänomen der Inflation und plädierte für ein System autonomer Notenbanken, die die 
Zentralbankgeldmenge nur "in Obere instiimmg mit den zu erwartenden Produktions- 
steigerungen" ausweiten dürften, "Das System sorgt dafür, daß von den nominalen 
Lohnerhöhungen so viel in Form von Preiserhöhungen auf die Verbraucher und damit 
auf die Lohnempfänger zurücküberwälzt wird, daß der Anstieg des Reallohns nicht 
größer ist als das, was an realer Wertschöpfung im Produktionsprozeß mehr erzielt 
wird. "123) Die Konsequenz, daß Nominal lohnerhöhungen weit über die reale Mehrwert- 
produktion hinaus bei verknappter Geldmenge und Kreditvolumen in absehbarer Zeit zu 
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Konjunkturrückgang und Beschäftigungseinbrüchen führen mußten, wurde nicht ausge- 
sprochen, war aber mit Sicherheit intendiert. 

Der freidemokratische Wirtschaftsminister vertrat denn auch eine " Konjunkturpolitik 
der mittleren Linie " zwischen Preisstabi 1 isierung und Beschatt i gungs s i cherung, d i e 
konkret folgendes beinhalten sollte: einen weiterhin "grundsätzlich restriktiven 
Kurs" der Bundesbank in der Geld- und Kreditpolitik, Haushaltsausgaben, die "in den 
derzeit sich abzeichnenden Größenordnungen" blieben, wobei die Defizitfinanzierung 
"grundsätzlich ohne Liquiditätserweiterung" zu erfolgen habe, volle Verwirkl ichung 
der strukturpolitischen Förderungsmaßnahmen, wobei allerdings die "vorsorglich 
geplanten Konjunkturprograrrme des Bundes ... in der Schublade" bleiben sollten, 
sowie Verzicht auf besondere steuerpolitische Maßnahmen zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt.124) Diese Kombination von Methoden entsprach zwar nicht rigoros dem 
Fnedman' sehen Geldmengenkonzept, das Lambsdorff theoretisch befürwortet hatte, 
legte aber doch den Schwerpunkt der Wirtschaftssteuerung wahrhaftig nicht gerade 
auf die Vermeidung steigender Arbeitslosenzahlen. 

Dazu konnte nach Auffassung der FDP auch gar kein Anlaß bestehen, da sie die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt zwar für kompliziert, aber keineswegs für dramatisch 
hieltl^ vor allem aber wohl deswegen nicht, weil die Ergebnisse der vergangenen 
Lohnrunde mit dem vom Jahreswirtschaftsbericht "gezogenen gesamtwirtschaftlichen 
Rahmen nicht vereinbar gewesen" seien.126) per Wirtschaftsminister lehnte daher 
auch jegliche Steuersenkung zwecks Konjunkturbelebung ab, die zu Jahresanfang 
vielleicht recht sinnvoll hätte gewesen sein können, aber zwei entscheidende Unsi- 
cherheiten gegen sich gehabt habe: "Weder konnte eine Honorierung bei den folgenden 
Tarifabschlüssen als sicher gelten, noch gab es eine verläßliche Aussicht auf eine 
entsprechende Beschränkung der öffentlichen Ausgaben. Heute, nachdem die Tarifab- 
schlüsse gelaufen sind, sind Steuersenkungen konjunkturpolitisch eindeutig uner- 
wünscht."^^) 

Es wird erneut deutlich, daß die FDP wenig Hemnungen verspürte, das t arif pol i tische 
Geschehen eindeutig zu komnentieren. Verglichen mit der SPD, die sich nach wie vor 
sehr schwer mit einer öffentlichen Kritik an den Gewerkschaften tat (obgleich der 
Regierungsflügel unter Schmidt zweifellos ähnlich dachte, was das Ergebnis der 
Tarifrunde 1973/74 betraf), machte die FDP absolut keinen Hehl aus ihrer Auf- 
fassung, die 'gesellschaftlichen Gruppen', mit anderen Worten: vor allem die Ge- 
werkschaften als deren fordernder Teil, verhielten sich maßlos und daher illegitim: 
"Das eigentliche soziale Phänomen der Inflation ist nämlich der Kampf der gesell- 
schaftlich relevanten Gruppen um die Anteile am Sozialproduk t und die geringe 
Bereitschaft einer Gruppe, mit gutem Beispiel voranzugehen. 1 "128) 

Die grundsätzliche Verbändefeindlichkeit der Freien Demokraten geht aus Zitaten wie 
diesem klar hervor, und gerade im Zusamnenhang mit dem Inf lat ionsprob lern läßt sich 
zeigen, daß sie mit einer solchen Auffassung besonders mittel ständischem Inter- 
essenbewußtsein eine politische Ausdrucksmöglichkeit verliehen. Denn wie schon 
erwähnt, gerät der selbständige Mittelstand gerade dann an den Rand der gesell- 
schaftlichen Entwicklung und der politischen Berücksichtigung, wenn die großen 
Verbände von Lohnarbeit und Kapital ihre Auseinandersetzungen untereinander ver- 
schärfen und durch die daraus resultierenden inflationären Folgeprobleme verstärkt 
die staatliche Aufmerksamkeit erzwingen.129) 

Daß das Resultat dieser objektiven Entwicklung in der subjektiven Ablehnung der 
'maßlosen', 'übermächtigen' Interessengruppen und dem Ruf nach ihrer Disziplinie- 
rung seitens des Mittelstandes bestand und besteht, kann nicht verwundern; die FDP 
bot sich als Sprachrohr dieser Feindseligkeit und dieses - längerfristig ohnmächti- 
gen - Protestes an. 

Die Hoffnung der Liberalen bestand im Frühjahr 1974 darin, durch marktwirtschaftli- 
ches Verhalten, d.h. durch das Gewähren lassen des Kräftespiels der nationalen und 
internationalen Marktparteien und den Verzicht auf weitgehende nationa 1 Staat 1 i che 
Eingriffe sowohl den als Konjunkturstütze lebenswichtig gewordene Export sichern zu 
könnenl^ a ls auch zu einer Preisberuhigung zu gelangen.131) Man ging noch von 
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einer Weltkonjunktur aus, "die keineswegs die befürchteten depressiven Tendenzen 
zeigt"132) und davon, daß jetzt echte Chancen bestünden, um die "Grundlagen für 
eine mittelfristige Stabilisierung zu legen. "133) 

Daran änderte sich auch im Dezember 1974 wenig: Im Gegenteil formulierte Lambsdorff 
recht eindeutig, daß das vorliegende Ankurbel ungsproaramn durchaus nur einen Kom- 
promiß der beiden Koalitionspartner darstel 1el34J # woraus wohl mit Recht ge- 
schlossen werden darf, daß die FDP allein zu diesem Zeitpunkt kaum zu derartigen 
Maßnahmen gegriffen hätte. Gegen die Investitionszulage hatte sie nicht unbedingt 
etwas einzuwenden, denn sie wollte explizit "die Gewinne verbessern"135). $j e 
folgte damit der "Erkenntnis..., daß die Gewinnsituation der Unternehmen ... zu 
verbessern ist, und die Unternehmen bestehen ja wohl nicht zuletzt aus den Beschäf- 
tigten. Die Verbesserung der Gewinnsituation der Unternehmen führt zu Investitio- 
nen, und diese Investitionen sichern die Arbeitsplätze; dies ist heute wohl unbe- 
stritten. Dazu bedarf es eines besseren Investitionsklimas. Wir können uns im 
gegenwärtigen Zeitpunkt keine neue Belastung leisten, und wir können uns auch ... 
keine Verunsicherungen leisten."136) 

Der Topos 'Verunsicherung der Wirtschaft' entstammte dem CDU/CSU-, aber auch dem 
BDA-Arsenal und zielte darauf, die sozialdemokratischen Reformpläne als wirt- 
schaftsbedrohend, weil auf Veränderung gerichtet, radikal zu diffamieren. Schon 
hier deutet sich an, daß der Dissens zwischen den Koalitionspartnern vorprogram- 
miert war, der spätestens ab 1980/81 offen zutage treten sollte. 

Aber genau dieses günstigere Investitionsklima war nach freidemokratischer Auf- 
fassung noch nicht geschaffen worden; insbesondere die vergangene Tarifrunde galt 
als nicht zufriedenstel lend.137) Zwar seien die Preis- und die Exportentwicklung 
für die Konjunktur vorteilhaft^); aber die FDP wurde vorrangig von der Sorge 
bewegt, ein zu frühes und zu umfassendes Ankurbel ungsmanöver könne alle stabili- 
tätspolitischen Erfolge wieder zunichte machen.^) Daher galt vor allem eine 
Maßnahme als ganz besonders akzeptabel: Die Begrenzung des für 1975 vorgesehenen 
Wachstums der Zentralbankgeldmenge auf 8%140). Von der Nennung dieser Zahl (und 
selbstverständlich der damit verknüpften wirtschaftspolitischen Strategie) erhoff- 
ten sich die Liberalen ein verbessertes Wirtschaftsklima, denn sie "bedeutet, daß 
alle wissen - Staat, Unternehmer, Gewerkschaften, autonome Gruppen -, was im näch- 
sten Jahr finanziert werden kann und was nicht, und daran muß man sich halten."^) 

Und die Rechnung der FDP schien aufzugehen: Im Februar 1975 stellte sie befriedigt 
fest, daß die von ihr unterstützte monetäre Politik dazu geführt habe, "daß die 
Einsicht in die Notwendigkeit in letzter Zeit schon merklich zugenomnen hat, bei 
Einkorrniensforderunaen die Grenze der Belastbarkeit des gesamtwirtschaftlichen Rah- 
mens zu beachten.' "142) Nahezu die gesamte Rede des Wirtschaftsministers war den 
Tarifparteien gewidmet, die nach zunächst noch zu hohen Forderungen und Abschlüssen 
nun doch auf den Pfad des volkswirtschaftlich Vernünftigen zurückgefunden hät- 
ten. 14 3) Qas System der Tarif autonomie, des friedlichen Konfliktaustrags ohne 
massive staatliche Eingriffe habe sich eindeutig bewährt-^), die Einsicht der 
'Sozialpartner' sei gewachsen, daß eine überproportionale Steigerung der Investi- 
tionen für die Belebung des Wachstums und den Abbau der Arbeitslosigkeit unerläß- 
lich sei^5), und es korrcne nun ganz entscheidend darauf an* einen neuen Aufschwung 
ohne Beschleunigung der Inflation zu bewerkstelligen.^; (jm dies zu erreichen, 
müßten autonome Gruppen und Staat "auch mittelfristig von den in den letzten Jahren 
gewohnten nominalen Ansprüchen an das Bruttosozialprodukt Abschied nehmen, nach 
Adam Riese also: deutlich unter 10&"147) 

Die Prioritäten der Freien Demokraten waren klar und unverändert: Begrenzung des 
Verteilungskampfes der Tarifparteien, aber auch des Staates, um das erwirtschaftete 
Mehrprodukt durch eine straffe Geldmengenpolitik und Abbau der Arbeitslosigkeit nur 
insoweit, als dadurch nicht die Geldwertstabi 1 ität erneut gefährdet werden konn- 
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tel48) bzw. der höchst willkomnene arbeitsmarktpolitische Druck auf die Gewerk- 
schaften nicht allzu rasch beseitigt werden sollte. Letzten Endes liefen diese 
Vorstellungen auf die den Unternehmerstel lungnahmen sehr ähnliche Konzeption 
hinaus, die Marktposition der Gewerkschaften nachhaltig zu verschlechtern und die 
Durchsetzungschancen staatlicher Ansprüche an das Sozialprodukt zu vermindern, um 
dadurch die Verwertungsbedingungen des Kapitals insgesamt zu verbessern.!^) Denn 
jedenfalls in einem Punkte deckten sich mittel ständische und gesamtkapitalistische 
Interessen: In dem Bestreben, gerade bei verknappten Wachstumsspielräumen Gewerk- 
schaften und Staat bei verteilungspolitischen Auseinandersetzungen möglichst 
schlecht abschneiden zu lassen. Der Mittelstand war dabei viel rigoroser als die 
hochkonzentrierten Kapitalfraktionen auf die Begrenzung von Tarifkonflikten und 
Steuerforderungen angewiesen, da er über viel geringere finanzielle Ressourcen 
verfügte als diese, so daß die Rigidität der frei demokratischen Vorstellungen zur 
Geldmengenpolitik der Lage ihres spezifischen Basiskerns jetzt, in der Krise, 
ebenso angemessen war wie wenige Jahre zuvor in der Phase der beschleunigten Infla- 
tion und Stagflation. 

Aus der Tatsache, daß die Liberalen nun in etwa mit den Unternehmerverbänden 
gleichzogen, die vor der akuten Krise konzessionswilliger aufgetreten waren, läßt 
sich zugleich ein indirekter Beleg dafür ableiten, daß sich - wie oben postuliert - 
in der ökonomischen Krise die Reihen der beiden Seiten des Verbändesystems intern 
wieder fester schließen und die Bündnisse über die Organisations- (und Interessen- 
)Grenzen hinweg zwischen 'reichen 1 und 'armen' Wirtschaftszweigen und den dort 
jeweils angesiedelten Gewerkschaften nun einer generalisierten Minimal ismus-Pol itik 
der Unternehmerverbände weichen müssen.150) Der Mittelstand, wenig durchsetzungsfä- 
hig in den hochkonzentrierten Kapital spitzenverbänden, fand offenbar in den Jahren 
der inflationären Hochkonjunktur eher in der FDP als in der BDA eine Ausdrucks- 
möglichkeit seiner Interessen, die nun, in der Krise, wieder mehr mit den jetzt 
verallgemeinerten Interessen aller Kapitalfraktionen in Einklang gebracht werden 
konnten und insgesamt auf niedrigere Löhne und Steuern zielten. Die nunmehr er- 
reichte, fast völlige Identität von FDP- und BDA-Positionen legt dafür beredtes 
Zeugnis ab. 

Bei allem Desinteresse an einer sofortigen Überwindung der Arbeitslosigkeit und an 
einer Konjunkturbelebung mit allen Mitteln war eines allerdings auch der FDP be- 
wußt: Die Konjunktur mußte in bedrohliche Tiefen abstürzen, wenn der Export als 
Stützpfeiler ausfiel. 151) Genau dies geschah aber im Verlauf des Jahres 1975, und 
der Wirtschaftsminister verlor seine optimistische Wette, wonach der Ausfuhrüber- 
schuß auch in diesem Jahr wieder über 50 Milliarden DM liegen werde.^) 

Denn wenngleich Exportfragen von den Liberalen nie mit dem nationalen Pathos behan- 
delt worden waren wie es die CDU/CSU sorgsam pflegte, so hatten sie doch stets ein 
florierendes Außenwirtschaftsgeschäft ohne jede Einschränkung begrüßt und befürwor- 
tet (und - nebenbei bemerkt - damit ein Interesse aufgegriffen, das durchaus im 
Widerspruch zu ihrem in der Regel überwiegend binnenwirtschaftlich orientierten 
mittelständischen Basispotential stand). 

Selbstverständlich registrierten die Liberalen den Exporteinbruch als eine Hauptur- 
sache der nun nicht mehr zu verkennenden schweren Krise im September 1975.153) Aber 
die Gelegenheit erschien ihnen offenbar günstig, um dennoch wieder zwei andere 
Wurzeln des gegenwärtigen Übels stärker zu betonen, Zum einen kritisierten sie 
offen die in den letzten Jahren zugunsten der Lohnabhängigen verschobenen Vertei- 
lungsrelationen, in dieser Deutlichkeit ein ungewöhnlicher Vorgang im bundesdeut- 
schen Parlament: "Es gab auch einen besonderen Einfluß von bereits länger anhalten- 
den Verschiebungen der makroökonomischen Schlüsselrelationen auf den Wirtschaftsab- 
1 auf . Ich spreche das an. Warum eigentlich nicht? Natürlich ist die Lohnquote 
gegenüber der Investitionsquote angestiegen."154) 

Zum anderen identifizierten die Freien Demokraten - etwas zurückhaltender - erneut 
den Versuch, den Staatsanteil am Sozialprodukt zu steigern, als wesentliche Kri- 

senursachel55), und zeigten damit einmal mehr, daß ihnen wenig bis gar nichts daran 
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lag, jenes Handlungsfeld ausgeweitet zu sehen, in dem die Parteien selbst ihre 
Kompetenz, Effizienz und Legitimität beweisen konnten. 

Zur Umkehrung dieser Trends forderten sie eine Erhöhung der Investitionsquote, die 
diesem Ziel entsprechende maßvolle Lohnpolitik^) und das "Austarieren" der Rolle 
staatlicher Leistungen in jedem einzelnen Fall^/). Die Arbeitslosigkeit, die sich 
ohnehin von allen ökonomischen Indikatoren wohl am längsten ungünstig gestalten 
werdet), könne nur durch steigende Investitionen bei anhaltender Preisstabilität 
beseitigt werden!59) # wofür auch die öffentliche Haushaltspolitik ihren Beitrag 
leisten müsse. 

In dem Dilemma, aus Stabil itäts- und Kapitalmarktgründen für eine Sanierung der 
Staatsfinanzen eintreten zu müssen, aber zugleich Gegner von Steuererhöhungen zu 
sein, entschied sich die FDP für die vorrangige Anhebung solcher Steuern, die nicht 
die Unternehmen belasteten, sondern die Allgemeinheit, den Verbraucher,*^) (ohne 
auch nur ein Wort darüber zu verlieren, daß damit exakt jenes 'allgemeine Inter- 
esse' 'der Verbraucher' geschädigt wurde, das zu wahren Bundeswirtschaftsminister 
Fridrichs 1973 ausdrücklich angetreten war.) Wenn aber sowohl Kreditaufnahmen zur 
Konjunkturstabilisierung als auch Steuererhöhungen zur Haushaltskonsolidierung nun 
einmal unumgänglich waren, so wollten die Liberalen doch jedenfalls eines festhal- 
ten: daß "derzeit für neue Ausgaben oder erhöhte alte Ausgaben kein Raum ist."l°l) 

Man sieht, daß die Übereinstimmung zwischen den Koalitionspartnern im Faktischen 
derzeit gegeben war, aber über dieser Einigkeit darf nicht übersehen werden, daß 
die SPD um dieser Position willen zentrale Orientierungen ihrer bisherigen Politik 
hatte aufgeben müssen (woraus ihr auf Dauer gesehen nur Schwierigkeiten erwachsen 
konnten, was das Verhältnis zu ihrer eigenen Basis, aber auch zu den Gewerkschaften 
betraf; besonders dann, wenn das erhoffte Ergebnis: sinkende Arbeitslosenzahlen 
ausbleiben sollte), während die FDP da stand, wo sie von jeher gestanden hatte. 
Konsequenz jedenfalls war dieser Partei nicht abzusprechen. 

Wenn die Liberalen sogar 1975 keineswegs für einen unbegrenzt expansionsorientier- 
ten Kurs der Wirtschaftspolitik plädierten, so kann es nicht verwundern, daß sie im 
März 1976, "in einer Phase der konjunkturellen Erholung"^ 2 ), erst recht gegen 
weitere Ankurbelungsmaßnahmen eingestellt waren.163) i m Vordergrund stand für sie 
vielmehr die Anerkennung der Notwendigkeit steigender Unternehmererträge für mehr 
Arbeitsplatzinvestitionen durch die Sozial verbände, damit aber die Verhinderung 
neuer Verte i lungskämpfe^), insbesondere durch ihre Einbindung in vermögenspoliti- 
sche Maßnahmen*^ un( j S ie appellierten an beide Tarifparteien, im Interesse des 
längerfristigen Abbaus der Arbeitslosigkeit sowohl lohn- als auch preispolitisch 
entsprechende Zurückhaltung zu üben.166; 

Den Liberalen war natürlich klar, daß besonders die strukturelle Arbeitslosigkeit 
"die drückendste Sorge ist und für eine vorausschaubare Zeit bleiben wird"l°') 
(besonders für ihren größeren Koalitionspartner). Aber sie warnten auch hier wie 
immer davor, den marktwirtschaftlichen Weg der Global Steuerung verlassen zu wol- 
len^); stattdessen setzten sie auf national wie international verbesserte Verwer- 
tungsbedingungen durch Rationalisierung und Technisierung, verstärkte Mobilität von 
Kapital und Arbeit und auf die Eroberung neuer Märkte durch technologisches Know 
how und den Einbezug der Entwicklungsländer in den Weltmarkt. 169) Nicht mehr 
Staatsinvestition, sondern härterer Wettbewerb auf allen Märkten - so lautete ihre 
Devise. Daß die von ihnen favorisierten Methoden nahezu allesamt auf die Vernich- 
tung weiterer binnenwirtschaftlicher Arbeitsplätze hinauslaufen mußten, schien 
ihnen dabei offenbar nicht weiter erwähnenswert. 

Mit anderen Worten: Wieder, wie stets, war ihre Beschäftigung mit dem Problem der 
Arbeitslosigkeit rein ideologisch und diente absolut nicht dazu, realistische 
Mittel und Wege der Problembewältigung zu finden. Es ging den Liberalen nicht um 
die Vertretung lohnabhängiger Interessen, die ihres Erachtens ohnehin dann am 
besten berücksichtigt werden konnten, wenn man die Marktwirtschaft sich selbst und 
ihren Gesetzen überließ, und zwar ohne störende staatliche Eingriffe. 
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Diese ihre Grundüberzeugung, von der sie zu keinem Zeitpunkt während des vergange- 
nen, wirtschaftspolitisch so Wechsel vollen Jahrzehnts abgewichen war, formulierte 
die FDP anläßlich der Debatte zu Kanzler Schmidts zweiter Regierungserklärung vom 
Dezember 1976 noch einmal in prograrmiatischer, komprimierter Form. Das "in diesem 
Augenblick vorrangig(e) Ziel" sei "die Sicherung der Vol Ibeschäftigunq, d.h. ste- 
tige stabilitätspolitisch abgesicherte Fortsetzung des Wachstumsprozesses"170). 
Dies sei zwar nur mittelfristig, dafür aber mit Sicherheit erreichbar, denn: "Wenn 
die Rahmenbedingungen stimmen, und zwar nicht nur national, sondern auch interna- 
tional, dann schafft die Marktwirtschaft Vol Ibeschäftigung."!'-*-) 

Aber es war zuviel verändert worden an dieser Wirtschaftsordnung, meinten die 
Liberalen*^), und ihr Ziel, dem sie näher als je zuvor seit Antritt der Großen 
Koalition waren, bestand in der Wiederherstellung der ursprünglichen "ausgewo- 
gene(n) Rollenverteilung zwischen Staat und gesellschaftlichen Gruppen."!™ Danach 
hatten Regierung und Parlament die mittel- und längerfristigen Voraussetzungen für 
ein angemessenes qualitatives wirtschaftliches Wachstum mitsamt hohem Beschäfti- 
gungsstand zu schaffen, die Bundesbank für die Stabilität des Geldwertes zu sorgen, 
die Tarifparteien aber über die Grundlinien der Verteilung des Sozialproduktes zu 

entscheiden. 174) 

Aktuell hieß diese Arbeitsteilung für die FDP: Steigerung der privaten Erträge und 
Investitionen einschließlich einer vermögenspolitischen "Korrektur" zugunsten der 
Arbeitnehmer!^), ein "entschiedenes Festhalten an einer stabilitätsorientierten 
Wachstumspol itik"176) unc j schließlich vorsichtige strukturpolitische Hilfen zur 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit, die jedoch nicht die Aufgabe haben sollten, "die 
Schäden zu beseitigen, die andere dadurch angerichtet haben, daß sie dank ihrer 
Marktmacht nicht marktkonform Preise und Löhne durchgesetzt haben."!'') Hier sprach 
noch einmal der verbitterte Mittelstand, dessen Glaube an die eigene ökonomische 
und gesellschaftliche Bedeutung von den spätkapitalistischen Konzentrat ionstenden- 
zen erbarmungslos unterhöhlt und in das unrealistische Verlangen nach der 'Wieder- 
herstellung der Wettbewerbsordnung' verwandelt worden war. 

Mit diesem letzten Satz hatte der künftige Wirtschaftsminister auf die kürzeste 
Formel gebracht, was nicht nur zwischen 1973 und 1976 das wirtschaftspolitische 
Credo der FDP zur 'Bewältigung', d.h. Duldung der Reinigungskrise gewesen war, 
sondern das den Tenor ihrer konjunkturpolitischen Stellungnahmen vom Beginn des 
Untersuchungszeitraumes an ausgemacht hatte: Aufgabe des Staates sei es, die ord- 
nungs- und stabilitätspolitischen Bedingungen der Produktion bereitzustel len, nicht 
aber, die Folgen interverbandlicher Kontroversen abzumildern. Die Tarifparteien 
sollten erhalten, was ihnen zustand: die volle Härte der Marktgesetze. In dieser 
Rigorosität unterschieden sich die Freien Demokraten nicht nur von ihrem Koali- 
tionspartner, den sie oft genug zur Zurückhaltung zwangen, wo dieser gerne gehan- 
delt hätte, sondern auch von den Konservativen, in deren eigenen Reihen es zuviele 
gab, die die ganze Wucht des Kräftemessens am Markt nicht verkraften konnten oder 
wollten und die ihrer Partei die Legitimation entzogen hätten, sofern diese es 
befürwortet hätte, sie diesem 'KräftespieV schonungslos auszusetzen. Der Argumen- 
tation der Unionsparteien gilt daher nun der letzte Abschnitt. 

5.3.3 CDU/CSU 

Die CDU/CSU begann die neue Legislaturperiode mit einem Generalangriff auf die 
sozialdemokratische Partei, der die seit 1970 inrner wieder geäußerten Vorwürfe 
ordnungspolitischer Unzuverlässigkeit und wirtschaftspolitischer Inkompetenz der 
Regierungsführung deutlicher konturieren sollte. Es "ist wohl kein Zufall", daß 
Bundeskanzler Brandt sich in seiner Regierungserklärung nicht mehr zum marktwirt- 
schaftlichen System bekannt habel78), da er anders die erstarkenden linken Strömun- 
gen in seiner Partei nicht länger integrieren könnep^). Diese predigten den 
Klassenkampf und die Verteufelung jeglicher LeistunglÖÖ); unter der Herrschaft der 
Sozialdemokratie sei es ganz generell zu einer Vergiftung der gesellschaftlichen 
Atmosphäre und zu einem "künstlichen Reizzustand" dadurch gekomnen, "daß unerfüll- 
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bare Hoffnungen erweckt und unstillbare Forderungen in die Welt gesetzt worden 
sind."löi) Besonders die kleinen und mittleren Unternehmer würden zunehmend verun- 
sichert und verhetzt; vor allem aber lasse die Regierung die Gewerkschaften im 
Stich, die ohne Unterstützung durch die staatliche Autorität "überfordert (werden, 
C.S.), wenn ihnen allein die Aufgabe überlassen wird, die Erwartungen der Arbeit- 
nehmer in richtige Bahnen zu lenken und innerhalb der Grenzen der volkswirtschaft- 
lichen Möglichkeiten zu halten."-*-^) 

Vor al lern dieser letzte Vorwurf wurde zum Angelpunkt der oppositionel len Stel lung- 
nahmen im Januar 1973: Das gewerkschaftliche Dilemna, aufgrund der Inflation Lohn- 
zuwächse für ihre Basis durchsetzen zu müssen, die einerseits die Unternehmer zu 
noch höheren Preissteigerungen veranlaßten und die andererseits die Stabilitätspo- 
litik der sozialdemokratisch geführten Regierung erschweren mußten, wurde als 
Versagen der SPD vor der Aufgabe gedeutet, durch Autorität, Führungskraft, Orien- 
tierungsdaten und eine konsequente Antiinflationspolitik die Tarifkonflikte zu 

begrenzen. 183) 

Deutlicher als bisher formulierte die Union ihr Staats Verständnis gegenüber den 
gesellschaftlichen Gruppen: Die Marktwirtschaft könne nur funktionieren, "wenn sich 
ihr über den Markt gesteuerter Produktionsprozeß in einem Rahmen von Daten ent- 
wickelt, die von einem starken Staat gesetzt und auch wirksam durchgesetzt werden. 
Ein starker Staat ist ein Staat, der mächtiger ist als die großen Gruppen, auch 
wenn sie einmal gemeinsam auftreten oder einen Querschnitt von Gruppen in teressen 

anbieten... "184) 

Vor diesem Hintergrund war ihr einkomnenspol itisches Konzept nur konsequent, ebenso 
konsequent wie der Vorwurf an die SPD, sie werde den ihr gestellten Anforderungen 
nicht gerecht: "In der Einkomnenspol itik sollte durch ein abgestimmtes und in sich 
widerspruchsfreies Verhalten der Gruppen und des Staates unter Führung einer um das 
gegenseitige Vertrauen aller Parteien bemühten Bundesregierung eine gleichmäßige 
und nur deshalb zumutbare Lastenverteilung der Inflationsbekämpfung versucht wer- 
den." Aber die Bundesregierung habe keinerlei "Kraft zur Führung"!^); mit nahezu 
denselben Worten hatte die SPD im Jahre 1966 den christdemokratischen Kanzler 
Erhard attackiert, der jegliche einkomnenspol itische Datensetzung kategorisch abge- 
lehnt hatte. Genüßlich kehrte die Union nun endlich den Vorwurf unsozialen Verhal- 
tens gegen die Sozialdemokratie selbst: Nicht nur überlasse die Partei die mit ihr 
befreundeten und auf ihre Unterstützung angewiesenen Gewerkschaften ihrem Schick- 
sal, sondern sie schädige darüber hinaus besonders die sozial und organisatorisch 
schwachen Gruppen der Gesellschaft, die am bittersten unter der beschleunigten 
Geldentwertung zu leiden hätten. 186) j m Grunde beschuldigte die Union die SPD, jene 
sozio-pol itische Einigkeit nicht wiederhergestellt zu habend), deren Auflösung 
seit 1969 das sozialdemokratische Konzept von Wirtschafts- und Reformpolitik gerade 
am härtesten geschädigt hatte. Sie verlangte von der Regierung, einkomnens- und 
haushaltspolitisch alles zu tun, was den inflationären Trend brechen könnet), 
leugnete zugleich aber implizit, daß soziale Spannungen unabhängig von der Politik 
der SPD diesen Trend erst erzeugt hätten, indem sie - wie ausführlich zitiert - 
unterstellte, der Staat könne den großen Verbänden durchaus seinen Willen aufzwin- 
gen, wenn nur die die Regierung tragendeTarteT dies ernsthaft wolle. Es wird 
erkennbar, daß die Union nach der erneut verlorenen Wahl jetzt verstärkt auf eine 
offensive ideenparteiliche Strategie setzte (bzw. daß der entsprechend orientierte 
Flügel innerparteilich dominierte); die angebliche 'Systemfeind lichkeit' der SPD 
wurde geschickt und aggressiv mit der harmoni st i sehen Vorstellung verknüpft, es sei 
die SPD selbst, und nur sie, die den grundsätzlich möglichen friedlichen Inter- 
essenausgleich zwischen den Verbänden verhindere, indem sie das Gift der 'An- 
spruchsinf lation' über das Land gestreut habe. Damit erübrigte sich der - legitima- 
torisch problematische - direkte Angriff auf die 'al 1 eingelassenen' und 'überfor- 
deten' Gewerkschaften; Versagen, Verantwortung, böse Absichten und Schuld waren 
auf der politischen Bühne, bei einer Partei lokalisiert. 

Als die Regierung dann zu rigorosen stabilitätspolitischen Maßnahmen griff, wieder- 
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holte die Union im März 1973 nicht nur alle diese Vorwürfe erneut!^), sondern sie 
unterstellte darüber hinaus der Koalition gänzlich andere als stabilitätspolitische 
Motive: "Das ist natürlich kein Stabil itätsprogranm, sondern ein ganz raffiniert in 
der Maske eines Stabil itätsprograrmis herantrabendes Steuererhöhungsqesgtz , und zwar 
ein ganz massives, das allein für den Bund Einnahmen besorgen soll. "190) Jetzt lag 
der Schwerpunkt der konservativen Argumentation deutlich auf der Forderung nach 
einer Reduktion (bundes-)staatlicher Ansprüche an das Sozialprodukt, wobei dieses 
Verlangen zum Teil stabilitätspolitisch motiviert wurde, mit der Wendung gegen den 
Bund aber auch als zur Sicherung der Investitionsfähigkeit von Ländern und Gemein- 
den unerläßlich dargestellt wurde.!9!) 

Der CDU/CSU kam es offenbar auf zweierlei an: den staatlichen Anteil am Kampf um 
das gesellschaftlich erwirtschaftete Mehrprodukt zu begrenzen - wobei dieses Be- 
streben seine tarifpolitische Ergänzung in der erneuten Propagierung unbedingt 
erforderlicher vermögenspolitischer Maßnahmen fand^2) und innerhalb der einzel- 
nen staatlich-förderalen Ebenen das finanzielle Potential des Bundes zugunsten der 
Länder und Gemeinden zu schwächen, in denen die Union zum Teil die Exekutive 
stellte. Diese Strategie gewann außer durch die starke Stellung der Opposition im 
Bundesrat erhebliche Durchschlagskraft auch dadurch, daß die Konservativen ihre 
Stabilitätsforderung mit dem Verdacht verknüpften, jeder, der ihr - und ihren 
Konsequenzen, so wie sie die Union verstand - nicht zustimne, stehe heimlich im 
Bunde mit den Feinden der Gesellschaft. Die Partei war bemüht, der Öffentlichkeit 
klarzumachen, "daß eine Bundesregierung, die die Inflation nicht stoppt, ob sie es 
will oder nicht, mit den 'Systemüberwindern' kol laboriert."!^) 

Die Außenwirtschaftspolitik komnentierte die Union in dieser Zeit nur wenig: Außer 
dem Vorwurf, die Regierung trage selbst nicht unwesentlich Schuld an der Zerrüttung 
der internationalen Währungsbeziehungen und müsse daher das ganze ökonomische 
Potential der Bundesrepublik in die Waagschale werfen, um endlich eine dauerhafte 
Lösung zu finden und weltweit die Prioritäten zugunsten der Stabilitätspolitik zu 
verschieben^), war vor allem die weitsichtige Frage von Strauß an den 
Bundeskanzler bezüglich der Mineralölsteuererhöhung bemerkenswert: "Und glauben Sie 
denn, daß ... die sogenannten OPEC-Länder auf die Dauer auf Preisforderungen ver- 
zichten werden, wenn sie sehen, wie das ergiebige Mineralöl für höhere Einnahmen 
der jeweils belieferten Staaten verwendet wird?"!^) 

Als die OPEC-Staaten dann diese Befürchtung wahr werden ließen!^) s bot die Union 
ihre Mitarbeit bei der Bewältigung der Folgen dieser Entwicklung an, um gleich 
anschließend darauf zu verweisen, daß Kooperation das Recht und die Pflicht zur 
Kritik einschl ieße.!97) Und zu kritisieren fand sie genug: Vor allem sei es gefähr- 
lich, wenn jetzt von seiten der Jungsozialisten zur Bekämpfung der Ölpreissteige- 
rungen Verstaatlichungsvorstei 1 ungen propagiert würden, da dies nur zum Abfließen 
der Fördermengen in andere Länder führen könne: "Es ist schrecklich, wenn man sagen 
muß: Lieber teures Öl als kein öl. Aber kein öl ist noch schlimmer."!^) im übrigen 
dürfe die Regierung keinesfalls ihre erfolgreiche Inflationsbekämpfung mitsamt 
ihrer sich abzeichnenden negativen beschäftigungspolitischen Konsequenzen "unter 
den großen Teppich 'Energiekrise'" kehren.!”) 

Wie die Liberalen, so lehnte auch die Union jeden gezielt branchenspezifischen 
Staatseingriff ab, sofern er nicht ganz generell der konjunkturellen Unterstützung 
galt, wie sie jetzt für den von Lohn- und Rohstoffkostensteigerungen hart getroffen 
Export gefordert wurde.^OO) 

In der Grundtendenz hatte man kaum etwas gegen die getroffenen oder geplanten 
konjunkturbelebenden und energiepolitischen Maßnahmen der Koalition einzuwen- 
den^Ol), die auf tiefergehende Eingriffe in die Investitions- und Preis Setzung sau - 
tonomie der Unternehmen speziell in der Mineralölindustrie verzichteten; diese 
grundsätzliche Übereinstimmung mit der Regierung in der 'Stunde der nationalen 
Bedrohung' sollte jedoch rasch wieder härteren Attacken weichen. 

Im April 1974 wurde die CDU/CSU zunächst deutlicher, was die Zielrichtung ihrer 
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Forderung nach Zurücknahme staatlicher Ansprüche an das Sozialprodukt betraf. 
Angesichts des gewerkschaftlichen Dilemmas zwischen Befriedigung der Bedürfnisse 
ihrer Basis und Unterstützung der Stabilitätspolitik der Regierung seien massen- 
wirksame Steuersenkungen "der einzige Ausbruch, der noch möglich ist, (um, C.S.) 
eine Entlastung an der Lohnfront (zu, C.S.) schaffen..."202j Dabei erwies sich 
besonders Strauß, der in diesen Jahren innerhalb der Union immer mehr an Bedeutung 
gewann, als profunder Kenner innergewerkschaftlicher Lohnfindungs- und Legitima- 
tionsprobleme: "Ein Gewerkschaftsführer kann nicht weniger verlangen als den Aus- 
gleich für die Inflationsrate und den Ausgleich für die Steuer 1 ichen Sonderbe 1 a- 
stungen , die bei nominaler Erhöhung der Lohn- und tehaltse inkommen entstehen. Und 
wenn man die eine Komponente mit mindestens 9 bis 1Ö% und die andere mit 2,5 bis 
3,5% ansetzt, dann sind wir mit den jetzigen Lohnabschlüssen genau bei, viel leicht 
sogar noch etwas unter dem, was von einem Gewerkschaftsführer, der nicht das Ver- 
trauen der Basis verlieren und sich die Arbeiter von radikalen Agitatoren und 
Chaoten verhetzen lassen will, hingenomnen werden kann."^3) per CSU-Vorsitzende 
hatte sich mittlerweile eindeutig für die Strategie der Polarisierung von Regierung 
und Verbänden entschieden und verlor demzufolge kein Wort mehr über seine früheren 
Vorstellungen, auch der Staat müsse einen finanziellen Handlungsspielraum im infra- 
strukturel len Wirtschaftsinteresse besitzen und auch ausbauen dürfen. Die entschei- 
denden Fragen waren nach Auffassung der Opposition vielmehr: "Ist die Bundes- 
regierung angesichts ihrer zentralen Verantwortung für Stabilität und Wirtschaft 
nunmehr bereit, den von ihr ständig erweiterten Erwartungshorizont vieler Menschen 
und großer Verbände auf rasche weitere Expansion der Staats Teistungen in fast allen 
Gebieten deutlich einzuschränken oder nicht?"2M) Würde sie ein Ende mit der Verun- 
sicherung der Wirtschaft, besonders des unter enormem wirtschaftlichem Druck ste- 
henden selbständigen Mittelstandes machen?^5) und würde sie sich endlich so, wie 
es ihrer gesetzlichen Verpflichtung entsprach, kraftvoll und konsequent gegenüber 
den gesel Ischaftl ichen Gruppen verhalten, deren Zusammenspiel vom Stabilitätsgesetz 
einst harmonisch und auf den sozialen Ausgleich angelegt konzipiert worden war, 
längst aber bedrohlich konflikthafte Formen angenommen hatte?206) 

Offenbar war man sich innerhalb der Union selbst nicht ganz einig, wie hinsichtlich 
der Verbände und ihrer Stellung gegenüber dem Staat zu verfahren sei. Während 
Strauß offensiv die Verschärfung der Konflikte zwischen Verbändelager und Regierung 
befürwortete und persönlich vorantrieb, schienen Parteiführer wie Stoltenberg mehr 
die Macht der Interessengruppen, besonders wohl der Gewerkschaften, zu fürchten. 
Stoltenberg, selbst lange Zeit als Aspirant auf den Parteivorsitz gehandelt, ent- 
warf ein klassisches Volksparteienkonzept des Interessenausgleichs und seiner Be- 
drohung durch allzu starke gesellschaftliche Gruppen: Die einkorimenspoli tische 
Philosophie des Stabilitätsgesetzes sei "von den Grundsätzen der sozialen Part- 
nerschaft, der Eingrenzung sozialer Konflikte, nicht etwa ihrer Unterdrükkung ... 
und deshalb (von, C.S.) der Entwicklung von Regeln für das Austragen von Konflikten 
und die Entscheidungsfindug bestimmt. Nicht ein rücksichtsloser Verteilungskampf, 
sondern die ständige Abwägung der legitimen konkurrierenden Einzel interessen mit 
den übergreifenden gemeinsamen Zielen sind das Merkmal dieser aufgeklärten Markt- 
wirtschaft." Aber diese Konflikteingrenzung gelinge heute nicht mehr ohne weiteres, 
und zusammen mit der "ständige(n) institutionelle(n) Stärkung gesellschaftlicher 
Gruppen auf Kosten des Staates , aber teilweise auch auf Kosten des einzelnen" 
stelle diese Entwicklung eine "außerordentliche Gefahr für das Funktionieren einer 
freiheitlichen Wirtschafts- und Staatsordnung" dar, gegen die nur "eine institutio- 
neile Stärkung des Staates, seine Entschlossenheit, im Verteilungs- und Gruppen- 
kampf entschiedener für das allgemeine Wohl einzutreten", helfen könne/06) 
Stoltenberg erwies sich als Anhänger staatskorporatistischer Modelle, von denen 
oben vor allem im Zusammenhang mit Plänen von CDU/CSU und FDP hinsichtlich eines 
Verbändegesetzes die Rede war^7) 9 wenn er formulierte: "In den nächsten Jahren 
wird deshalb die Frage nach der Sozialpflichtigkeit der Verbände dieselbe Bedeutung 
haben, wie die nach der sozialen Bindung des Eigentums."^) Und obgleich auch er 
keineswegs die Regierung, speziell die SPD, von jeder Schuld an diesen bedrohlichen 

Entwicklungen freisprechen wollte209), so wies seine Argumentation doch erkennbar 
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in eine andere Richtung als die demonstrative Unterstützung gewerkschaftl icher 
Positionen durch Strauß , der ganz eindeutig die Sozialdemokratie zu bekämpfen 
suchte. 210) 

Hinsichtlich des autonomen parteien-staatlichen Handlungsspielraums zielte die 
Opposition auf dessen radikale Beschneidung ab: Ausgabenkürzungen, besonders im 
Personal bereich, und Steuersenkungen - das war es, was sie in dieser Situation von 
der Regierung verlangte. 2 !!) Infolge der Inflation hätten die Versprechen steigen- 
der staatlicher Leistungen ohnehin nicht erfüllt werden können 2 ! 2 ), so daß die 
Feststellung nur konsequent sei, "daß bei der aus den Fugen geratenen Stabilität im 
Gesamtbereich der Reformen kürzer getreten werden muß. "213) Letzten Endes aber 
helfe angesichts des verlangsamten Wachstums, das ebenso als Folge hauptsächlich 
der verfehlten Regierungspolitik galt wie der Verlust der Geldwert stabil ität214), 
nichts anderes als "daß man die berechtigten Ertragsinteressen der deutschen Wirt- 
schaft, die auch diejenigen der Arbeitnehmer sind, anerkennt. Anders wird man das 
Rad nicht wieder zum Laufen bringen." 2 ^) 

In dieser Schlußfolgerung stimmten CDU/CSU und FDP sicherlich überein, und beide 
dürften damit den Auffassungen der Unternehmerverbände in diesem Punkt recht nahe- 
gestanden haben. Aber dennoch sollen hier die Unterschiede zwischen der konservati- 
ven Volkspartei und den Liberalen nicht verwischt werden. Es findet sich in den 
Stellungnahmen der Opposition zu diesem Zeitpunkt eben keine Forderung nach einer 
rigiden Geldmengenpolitik, und wenngleich das Thema Arbeitslosigkeit zu dieser Zeit 
noch weit hinter den Steuer-, haushalts- und (gegen)reformpolitischen Überlegungen 
der Union zurücktrat, so warnte sie dennoch bereits jetzt vor regionalen Beschäfti- 
gungseinbrüchen216;. Dies beinhaltete zwar keineswegs die Forderung nach einem 
konjunkturpolitischen Kurswechsel, aber festzuhalten bleibt dennoch, daß die 
CDU/CSU im ganzen der Regierung weit mehr wirtschaftspolitische Verantwortung 
einräumte und dafür zurückhaltender gegenüber den gesellschaftlichen Verbänden 
argumentierte als die FDP. Sie wußte - und sprach es offen aus -, daß die Gewerk- 
schaften kaum anders handeln konnten, als sie es taten, und im Gegensatz zu der, 
Freien Demokraten setzten die Konservativen mehr auf den Abbau staatlicher Vertei- 
lungspositionen als auf die direkte geldmengenpolitische Disziplinierung der sozia- 
len Kontrahenten im Verteilungskampf. Wenn überhaupt staatlicher Einfluß auf die 
Tarifpolitik genomnen werden sollte, dann - abgesehen von den Orientierungsdaten - 
nur durch ihre steuerpolitische Entlastung. 

Im Dezember 1974 legte die Union das Schwergewicht ihrer Aussagen auf die Feststel- 
lung, nur eine generelle Verbesserung des "negative(n) Investitionski ima(s) "21 7 ) 
könne die Arbeitslosigkeit beseitigen, die "d ie Folge einer fehlerhaften Konjunk- 
turpolitik , einer falschen Prognosenstel lunq und einer Ein 1 u 1 1 ung der Bevölkerung, 
aber auch des eigenen Sachverstandes" sei.218) Die Staatsfinanzen seien zerrüttet, 
die Steuer- und Gesellschaftspolitik sei fast zum Ruin der - ohnehin völlig zu 
Unrecht verteufelten - Wirtschaft geworden 2 ^), und daher könnten nur "Dauermaßnah- 
men" anstelle kurzatmiger Belebungsversuche helfen, "die eine tatsächliche Ver- 
besserung des Investitionsklimas herbei führen." "Viel wichtiger als Investitions- 
spritzen ist die Verbesserung der Ertragslage der Unternehnten und ihrer Liquidität 
aus sich heraus." 220 ) Und das hieß wieder Steuersenkungen. 22 !) 

Während der CSU- Vorsitzende Strauß diese Forderungen, die auf eine drastische 
Beschneidung materieller Handlungsmöglichkeiten des Staates ausgerechnet in der 
ökonomischen Krise hinausliefen, vortrug, befasste sich in einem quasi arbeitstei- 
ligen Zusarrmenhang Blüm als Vertreter der CDU-Sozial ausschüsse mit dem Problem der 
wachsenden Arbeitslosigkeit, die "nicht nur ein materieller Mangel" sei, sondern 
auch "von vielen als eine soziale Deklassierung empfunden" werde.222) B 1 Um trat für 
"ein differenziertes Arbeitsbeschaffungsprograirm" ein sowie für die "Ankurbelung 
der Investitionen dort, wo sie ohne Hilfen nicht zustanden kämen" 2 23) # kritisierte 
aber zugleich die einseitige Wirkung derartiger Maßnahmen auf die Verteilungsrela- 
tionen, die die Bundesregierung in Ermangelung eines ausgereiften vermögenspol iti- 
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sehen Konzepts nicht abbauen könne. 224) Dadurch und durch ihren jetzt allzu weitge- 
henden Reformverzicht habe die Koalition bereits die nächsten sozio-ökonomi sehen 
Störungen gleichsam schon vorprogrammiert: "... dann steckt im nächsten Aufschwung 
schon der Keim zum nächsten Abschwung, und das Ankurbeln ist nur die Vorbereitung 
für die nächste Krise oder Krisenkette."225) 

Es wird an dieser Stelle offenkundig, wie jetzt, bei sich verschärfender Wirt- 
schaftskrise, auch innerhalb der CDU/CSU sich die Gegensätze zwischen den verschie- 
denen Flügeln deutlicher konturierten: Der staatliche Leistungsverzicht wurde eben- 
so gefordert wie sein Gegenteil. Auf dieses Problem wird gleich noch genauer einzu- 
gehen sein, denn dahinter verbarg sich mehr als nur die zunächst zu vermutende 
Strategie, die SPD von jeder sich bietenden Position aus anzugreifen und dabei den 
jeweils glaubwürdigsten Vertreter der betreffenden innerparteilichen Strömung zu 
Wort konmen zu lassen. 

Im Februar 1975 wiederholte die Opposition im wesentlichen ihre Forderung nach 
einer grundsätzlichen Verbesserung des Investitionsklimas, zu der die steuerliche 
Entlastung der Unternehmen, die Steigerung ihrer Erträge und gezielte Hilfen für 
Aufbau und Konsolidierung mittelständischer Betriebe^) ebenso gehöre wie die 
Gewähr, "daß die langfristigen ordnungs- und gesellschaftspolitischen Ziele der 
Regierung wieder klarwerden. "227) Eben weil das strukturelle Kernproblem der gegen- 
wärtigen Situation, die seit längerem stagnierende Investitionstätigkeit, . von der 
"jahrelange(n) gewinnfeindliche(n) Politik" der Koalition und einer mindestens zur 
Hälfte binnenwirtschaftlich verursachten "Kostenexplosion"228) erzeugt worden sei, 
müßten die Investitionen auf breiter Front gefördert werden. Dies schließe aber 
auch die Wiederherstellung des "Vertrauens" der Investoren ein: "ökonomische, 
finanzielle und psychologische Daten spielen eine Rolle. "229) Mit anderen Worten: 
Steuersenkungen waren nach Auffassung der Union ebenso dringend vonnöten wie die 
Überprüfung des staatlichen Lei$tungskatalogs230); dazu sollte jedoch der Verzicht 
auf alle Überlegungen treten, die geeignet waren, Furcht und Verwirrung in den 
Reihen der Unternehmer zu säen. 231) 

Mit diesen Vorstellungen, die weit stärker im Vordergrund der konservativen Stel- 
lungnahmen standen als die Aussagen der CDU/CSU zur Arbeitslosigkeit232) un d Tarif- 
pol i tik233) ^ kehrte die Opposition im Grunde zu ihrer Ausgangsposition von 1969/70 
zurück. Damals schon hatte sie dem ersten Kabinett Brandt/Scheel vorgeworfen, es 
überfordere mit seinen Reformplänen den ordnungspolitischen Rahmen und die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bei weitem. Und noch in einem 
zweiten Fall griff sie frühere Überlegungen wieder auf: nämlich in der Frage einer 
deutschen Exportoffensive, nun, da das Ausmaß der Krise in vollem Umfang spürbar 
wurde. 

Es war der Union klar, daß das Außenwirtschaftsgeschäft im gegenwärtigen Ausmaß 
kaum längerfristig eine stabile Stütze der Konjunktur würde sein können. 234) pi e 
Partei stellte mit Entsetzen fest, daß die internationalen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsbeziehungen infolge weltweit sich zuspitzender Verteilungskämpfe zerrüttet 
worden seien; Tatsache sei "eine erschreckende all seitige Abnahme der Bereitschaft 
zum verantwortlichen Handeln für die Weltwirtschaftsordnung . . . Staat für Staat hat 
sich in den 60er Jahren aus binnenwirtschaftlichen Gründen der außenwirtschaftli- 
chen Disziplin entzogen und die Weltwirtschaftsordnung sich selbst überlassen", 
habe die Inflation geduldet, "um über (seine, C.S.) Verhältnisse leben zu 
können. . . "235) 

Angesichts der besonderen "Weltwirtschaft! ichen Verantwortung " der Europäischen 
Gemeinschaft sei es geradezu die "Pflicht der deutschen Außenwirtschaftspolitik , 
mit einem hohen Maße an Konzeptionskraft und zähem Durchsetzungsvermögen eine 
sichtbarere Rolle zu spielen als bisher". Es sei jetzt von entscheidender Bedeu- 
tung, daß - da "Leidenschaften, Haß und Mißgunst" irrnier stärker in den internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen dominierten - auch eine "geschlossene deutsche Gegen- 
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Position * 1 zustandekomme, die erkenne, daß man erst am Anfang "weltweite(r) Vertei- 
lungskämpfe" stehe und daher nicht ein "sich nur auf Reaktionen beschränkende(r) 
Vertragspartner" sein dürfe. 236) 

Diese Auffassung wurde so ausführlich zitiert, weil sich an ihr zeigen läßt, wie 
die Union weltwirtschaftliche Machtpolitik zu betreiben beabsichtigte, ohne doch in 
anderen Begriffen als 'Pflicht* und 'Verantwortung* zu sprechen. Gemeint war im 
Grunde die forcierte europäische Integration^), die nach Lage der Kräfteverhält- 
nisse zugleich die Stärkung der westdeutschen ökonomischen Position europaweit und 
global mit sich bringen mußte. Aber in ihren Stellungnahmen präsentierte sich die 
Union als Verteidigerin der weltwirtschaftlichen Ordnung, die durch Maßlosigkeit 
und Verlust an Verantwortungsbewußtsein seitens anderer Nationen bedroht werde. Von 
Interessen war kaum die Rede^), von Vernunft und Disziplin, die man gegen die 
wachsende Flutwelle weltweiter Irrationalität in Wirt$chaft$angelegenheiten239) 
stärken müsse, dafür umso mehr. 

Gleichzeitig wird an dieser Stelle überaus deutlich, wie bruchlos die Union Export- 
interessen der deutschen Industrie aufgriff. Hatten diese auch in der Argumentation 
der Liberalen stets eine Rolle gespielt, aber wenig im Vordergrund gestanden gegen- 
über den Mittelstandsinteressen, die erkennbar die gesamte Grundstruktur der wirt- 
schaftspolitischen Stellungnahmen der FDP prägten, so verhielt es sich bei der 
CDU/CSU gerade umgekehrt. Zwar forderte sie ebenfalls unverdrossen immer wieder die 
besondere Förderung des Mittelstandes, aber dies blieb eigentümlich isoliert und 
lapidar, ohne jede Einbettung in die anderen dominierenden Argumentationsgebäude 

der Partei. 240) 

Im September 1975 stand das Haushaltsstrukturgesetz zur Debatte, das von der Oppo- 
sition als Schritt in die falsche Richtung hart, aber nicht in sich widerspruchs- 
frei kritisiert wurde. Zwar seien Ansätze zur Kürzung staatlicher Ausgaben prinzi- 
piell richtig, wenn auch unzureichend^!), aber letzten Endes gehe es der Regierung 
offenbar viel mehr um eine Verbesserung der Einnahmeseite der Haushalte^) als um 
deren Konsolidierung und Umstrukturierung^), Grundsätzlicher - auch und vor allem 
ideologischer - Kurswechsel 244), eine weitere Ausgabenreduktion, besonders im soge- 
nannten konsumtiven Bereich, keinesfalls aber bei den öffentlichen Investitio- 
nen245), steuerliche Entlastung der Unternehmen^) . die Positionen der Union zu 
diesem Themenbereichen waren die alten geblieben. 

Aber es tauchten Anzeichen dafür auf, daß nicht mehr alle innerparteilichen Strö- 
mungen diesen Kurs vorbehaltlos mittrugen. Die Spannweite der Gegensätze wird 
deutlich, wenn der CSU-Abgeordnete Dollinger feststellte, "daß nach wie vor alles 
versucht werden muß, um die Inflationsrate zu senken"247), während einer der promi- 
nentesten Führer des christdemokratischen Arbeitnehmerflügels, Hans Katzer , den 
Schwerpunkt seines Beitrages auf die dringend erforderliche Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit legte. 248) 

Aber wichtiger vielleicht noch als solche Nuancen in den Formulierungen mag die 
Tatsache sein, daß die Union es überhaupt weitgehend vermied, zu Arbeitsmarkt- und 
Verteilungsfragen Stellung beziehen. Selektivität hieß seit Ausbruch der Krise für 
die CDU/CSU Schweigen zu diesem Problem, das man nicht mehr einheitlich beurteilte 
bzw. dessen allzu selektive Beurteilung Legitimationsschwierigkeiten gegenüber 
Teilen der eigenen Basis herbeifuhren mußte. Die Formel von der Unfähigkeit der 
Regierung war bislang immer eine probate Methode zur Überbrückung innerparteilicher 
Gegensätze gewesen; verlor sie an Wirkung, so mußten die internen Integrations- 
schwierigkeiten der Union unweigerlich zunehmen, weil allzu deutlich die für die 
Lohnabhängigen irrmer problematischer werdenden tarif politischen Auseinandersetzun- 
gen nicht in die Kompetenzen der Bundesregierung fielen und auch der Abbau der 
Arbeitslosigkeit letztendlich in den Händen der (einstellenden) Unternehmen lag. 
Die Reaktion der Partei auf diesen Verlust eines Integrationsmechanismus bestand in 
der 'Selektivität durch Nicht-Thematisierung', was in der Krise - ebenso wie sei- 
nerzeit in der Rezession 1967/68 - nur zu Lasten lohnabhängiger Interessen gehen 
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konnte. 

Die Parallele zu den sechziger Jahren läßt sich auch im Folgejahr fortführen: Im 
Frühjahr 1976 blieb es trotz einiger "Zeichen einer gewissen Belebung der Nachfra- 
ge"^) bei den inzwischen hinlänglich geschilderten Globalattacken sowie haus- 
halts- und steuerpolitischen Forderungen der CDU/CSU^); aber angesichts gestei- 
gerter Aufschwungserwartungen war ein Schweigen zur Tarif politik nun nicht länger 
möglich. Während zur Arbeitslosigkeit nach wie vor kaum mehr geäußert wurde als der 
Vorwurf, sie sei letzten Endes von der Regierung verschuldet worden, indem die 
fatalen Konsequenzen der halbherzigen Stabil itäts- und der überzogenen Reformpoli- 
tik falsch eingeschätzt worden seien^l), wurden die Aussagen zum Verhältnis der 
Tarifparteien untereinander und gegenüber der Bundesregierung wieder häufiger. 

Die Union verfolgte "mit Sorge..., daß jetzt zwischen den Sozialpartnern , nach 
ihren öffentlichen Bekundungen in Grundfragen der künftigen Wirtschaftspolitik die 
Auffassungsunterschiede zunehmen. "2527 "Die stabilitätsgerechte Tarifpolitik 11 werde 
gerade in nächster Zeit an Bedeutung gewinnen, "wenn wir den Investitionsanteil 
erhöhen wollen"^), und die "mehrjährige Kalkül ierbarkeit aller Kosten " sei die 
"unabdingbare Voraussetzung für eine verläßliche Investitionsrechnung". 254) j n 
Anbetracht dieser Ziele und Vorstellungen der Opposition zu den anstehenden Tarif- 
runden kann ihr Bemühen um eine Eingrenzung des tarif politischen Handlungsspiel- 
raumes nicht weiter verwundern. 

Allerdings muß auch an dieser Stelle wieder aufgeschlüsselt werden, wer hier die 
Opposition nach außen vertrat, d.h., welche parteiinterne Strömung sich im begin- 
nenden Aufschwung in den Vordergrund schob. Während sich der CDU-Vorsitzende Strauß 
nach seinen zahlreichen großen Auftritten und Grundsatzreden in den akuten Krisen- 
jahren 1974/75 an der Debatte im Frühjahr 1976 überhaupt nicht beteiligte, standen 
nun die kritischen Stellungnahmen Stoltenbergs und Nar jes 1 im Zentrum der opposi- 
tionellen Argumentation. 

Man verfuhr zweigleisig: Auf der einen Seite kehrte der Vorwurf der Unterhöhlung 
der staatlichen Autorität wieder, wenn Narjes formulierte, eine "Epidemie der 
Verantwortungslosigkeit" habe seit fast zehn Jahren die meisten demokratischen 
Industriestaaten erfasst, "überall haben die Verteilungskämpfe großer Gruppen mit- 
einander und der Gruppen gegen den Staat ihren Bezug auf das Gemeinwohl und das 
gesamtwirtschaftliche Leistungsvermögen verloren. Hemnunqs loser Gruppenegoismus hat 
zunächst Inflation geschaffen, dann die Staatsfinanzen zerrüttet und Arbeitslosig- 
keit und Wachstumsschwäche zwangsläufig nach sich gezogen. Zunehmend schwächere 
Regierungen haben zwar formale Verantwortung; aber selten noch die Macht, ihr 
entsprechen zu können. Die Inhaber der Macht weigern sich, Verantwortung und 
Pflichten zu übernehmen."255) Erst mit diesem letzten Satz kehrte der Abgeordnete 
zur eigentlichen Strategie der Union wieder zurück, der Regierung die Hauptschuld 
für ein eventuelles 'Fehl verhalten' der Verbände zuzuschieben; seine im Kern kor- 
rekte Analyse des wirklichen Kräfteverhältnisses zwischen staatlichen und gesell- 
schaftlichen Instanzen konterkarierte im Prinzip dieses Vorgehen. 

Zugleich wird mit dieser 'Kehrtwendung in letzter Minute' deutlich, daß jedenfalls 
eine sehr wesentliche Strömung innerhalb der CDU/CSU bei aller vordergründigen 
Kritik an der SPD-geführten Regierung sich sehr ernsthaft mit den Möglichkeiten 
einer Eingrenzung des unmittelbar politischen Einflusses der Interessengruppen 
befasste^) unc j damit implizit Überlegungen darüber anstellte, wie man den eigenen 
Handlungsspielraum - auch zu Lasten der Verbände - ausbauen konnte. Darin unter- 
schied sich jedenfalls dieser Flügel der Union deutlich von der FDP, die sich 
hierüber keinerlei Gedanken machte, sieht man einmal von ihrer generellen Hoffnung 
ab, durch staatlichen Interventionsverzicht und rigide Rahmendatensetzung die (Ar- 
beits-)Marktparteien disziplinieren zu können. Während diese von den Liberalen 
bevorzugte Methode jedoch per se zu einer Verringerung staatlicher Aktivitäten (und 
damit parteienstaatlicher Legitimationschancen) führen mußte, suchte die Union 
durchaus nach Mitteln und Wegen, die staatliche Handlungsautonomie zu sichern und 
gerade gegenüber den Verbänden auszubauen - allerdings mit deutlich konservativer 
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Akzentuierung des Staatsbildes. 

Auf der anderen Seite propagierte man zur Eingrenzung der tarif politischen Ausein- 
andersetzungen aufs neue den Versuch einer vermögenspolitischen Ergänzung der 
Tarifpolitik, der - zusammen mit einer steuerlichen Entlastung der Masseneinkommen 
- Verteilungskonflikte entschärfen und zugleich die Eigenkapitalbasis besonders 
mittel ständischer Unternehmen verbessern könne. 257) wieder wird das Bemühen er- 
kennbar, die tarifpolitisch aktiven Verbände zumindest teilweise zu entfunktionali- 
sieren, um ihnen damit Legitimationschancen, Basisbindung und damit letzten Endes 
wenigstens einen Teil ihrer Macht zu nehmen. 

Fragen des Zusammenspiels oder Ause inander strebens von Gruppen und Staat standen 
schließlich auch im Mittelpunkt der konservativen Stellungnahmen zur Regierungser- 
klärung Schmidts vom Dezember 1976. Neben der bewährten Arbeitsteilung zwischen 
einzelnen Reden zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit^) 4 der Notwendigkeit einer 
drastischen Reduktion der staatlichen Verschuldungsraten (und damit öffentlicher 
Leistungen) 259) unc j dem von der Regierung verursachten drohenden Ruin des Mittel- 
standes250) dominierte die ordnungspolitisch konzipierte Rede Biedenkopfs , der sich 
mit dem von der Union geforderten Verhalten des Staates gegenüber den gesellschaft- 
lichen Verbänden befasste. 

Danach stehe die Bundesregierung offenbar dem Problem ratlos gegenüber, daß Vertei- 
lungskämpfe bei künftig engeren Wachstumsspielräumen auch und gerade zwischen 
organisierten und unorganisierten Teilen der Gesellschaft auf treten könnten. 251) 
Anstatt eine verantwortungsbewußte, und das mußte wohl heißen: kraftvolle, Haltung 
gegenüber den Verbänden einzunehmen, nehme sie die "gesellschaftlichen Gruppen in 
die Verantwortung". Dies sei nicht nur "ein entscheidender Schritt in Richtung auf 
Vergesellschaftung staatlichen Handelns '^?), die verfassungsrechtlich illegitim 
sei253)^ sondern darüber hinaus der verurtei lenswerte Versuch der Regierung, sich 
ein "Alibi für den Fall (zu schaffen, C.S.). daß sich die Regierung nicht gegen or- 
ganisierte Besitzstände durchsetzen kann."264) 

Der Abgeordnete diagnostizierte völlig richtig die Steuerungs- und Legitimations- 
konflikte, die aus der Macht der gesellschaftlichen Gruppen unweigerlich für das 
politische Handeln erwuchsen, sobald die Umverteilungsspielräume infolge geringerer 
Wachstumsraten begrenzter wurden. Aber die Schlußfolgerung, die er dann zog, ent- 
hüllte noch einmal in aller Klarheit, welches Verständnis die Union selbst von den 
gesellschaftlichen Verteilungsproblemen und den Chancen ihrer Bewältigung hatte - 
nämlich ein staatliches , letztlich ein autoritäres: Wenn eine ordnungspolitische 
Orientierung der Regierung fehle, so Biedenkopf , so komme es dazu, "daß die Lösung 
von Verteilungsproblemen immer auf die gesellschaftlichen Gruppen übergeht und die 
Verteilungsfragen, die ja so dringlich sind, ... in erster Linie nicht mehr von den 
staatlichen Autoritäten, sondern von den gesellschaftlichen Gruppen entschieden 
werden. Daß die gesellschaftlichen Gruppen jetzt aber nach ihren eigenen Interessen 
handeln, liegt in der Natur der Sache."255) 

Es darf wohl als ausgesprochene Ironie der Geschichte angesehen werden, daß sich in 
den Jahren 1975/76 die Gewerkschaften mit der CDU/CSU in dem Bemühen trafen, dem 
Staat die Verantwortung für die Lösung der Verteilungsprobleme zuzuschieben. Ei- 
gentlich hätte schon diese Übereinstimmung den DBG stutzig werden lassen müssen und 
die Erkenntnis erleichtern helfen sollen, daß die Übergabe verteilungspolitischer 
Kompetenzen an das politische Entscheidungszentrum immer das Risiko implizierte, 
daß diese Kompetenzen gegen die Gewerkschaften genutzt werden konnten, da es nun 
einmal kein sozialdemokratisches Abonnement auf die Regierungsführung gab und geben 
konnte. Während sich denn auch die Gewerkschaften allmählich und keineswegs gradli- 
nig in den Jahren nach dem Ende des hier gewählten Untersuchungszeitraumes von 
dieser Auffassung fortentwickelten, kann für die Strategie der Union von einer 
offenkundigen Absicht und einer darunter angesiedelten objektiven Funktion ihres 
Argumentationsgebäudes ausgegangen werden. Die Absicht der Opposition war es, der 
sozialliberalen Koalition ein Versagen gegenüber der gruppenspezifischen Her ausfor- 
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derungen zu unterstellen; darunter aber lag die objektive Funktion , die allen 
parteipolitischen Stellungnahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung gemeinsam war und 
ist, nämlich die Beschränkung dieser Fragen und ihrer Lösungsmog lichkeiten auf die 
Dimension öffentlichen , politischen Handelns. 

5.4) Zusammenfassung: Die Haltung der Parteien zur Wi rt schaf tsentwi ck 1 ung , zun 
Verbändesystem und zur Wirtschaftspolitik 1966 bis 1976 

Begonnen hatte alles mit dem optimistischen Glauben der Sozialdemokratie, durch 
einen offenen, rationalen Dialog mit Gewerkschaften und Unternehmerverbänden die 
Interessen aller direkt und indirekt am Produktionsprozeß bzw. der Verteilung 
seiner Ergebnisse Beteiligten transparent zu machen, d.h. zugleich aber: den Prozeß 
der Befriedigung dieser Interessen kalkulierbar und vor allem steuerbar zu machen. 
Die Hoffnung der SPD bestand darin, mit dem 1967 verabschiedeten Stabilitätsge- 
setz!) einen allseits akzeptierten wirtschaftspolitischen Zielkatalog geschaffen zu 
haben, dessen einzelne Bestandteile jedenfalls faktisch auch für die Tarifparteien 
genügend Verbindlichkeit beinhalten sollten, um ihr Handeln zu begrenzen. Diese 
Verbindlichkeit sollte aus dem allen - Unternehmern, Gewerkschaften und Parteien - 
gemeinsamen Interesse entstehen, mittel- und langfristig die eigenen Ziele am 
ehesten realisieren zu können, wenn ein sich stetig, störungsfrei und vor allem auf 
einem kontinuierlich steigenden quantitativen Niveau entwickelnder Wirtschaftspro- 
zeß durch den Verzicht aller auf maximal istische und extrem konf liktorische Ver- 
haltensweisen ermöglicht würde. Damit sollte das Bestreben der Unternehmer nach 
wachsenden Gewinnen ebenso erfüllt werden wie das gewerkschaftliche Verlangen eines 
steigenden Wohlstandsniveaus der Lohnabhängigen, aber eben auch das Bemühen der SPD 
selbst umgesetzt werden, über ständig zunehmende Staatseinkünfte die Chancen einer 
Selbstlegitimation durch materielle Umverteilungs- und strukturelle Reformleistun- 
gen als Regierungpartei zu erweitern. 

Dies war in der Tat ein bestechendes Vorhaben, das auf drei Säulen errichtet werden 
sollte: einer vorrangig quantifizierenden Strategie der Interessenbefriedigung 
durch stetiges Wirtschaftswachstum, einem hohen Niveau der Interessengeneralisie- 
rung, indem Spitzen verbände und die die Bundesregierung tragenden Parteien auf eine 
globale Verstetigung des gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsprozesses verpflichtet 
werden sollten und einer auf Interessenintegration und - quantitativ vermittelter - 
Interessenharmonisierung basierenden Politikkonzeption. 

Die SPD als die treibende Kraft bei dem Versuch, Wirtschaftsentwicklung und Wirt- 
schaftspolitik in den Dienst einer langfristigen generellen gesellschaftlichen 
Wohlstandssteigerung zu stellen, traf zunächst tatsächlich auf massenhafte Zustim- 
mung, die ihr 1969 die Regierungsführung brachte und 1972 sogar den triumphalen 
Sieg über die Gegenoffensive der Konservativen ermöglichte. Der Eindruck, den sie 
bis 1973/74 vermitteln konnte, war der dynamischer, innovativer und dem Prinzip 
sozialer Gerechtigkeit verpflichteter Aktivitäten, und er sicherte ihr Rückhalt 
beim Wähler wie bei den Gewerkschaften. 

Aber die drei Säulen ihres Konzepts wurden brüchig, mußten brüchig werden, weil sie 
auf Annahmen über das zugrundeliegende Gesellschaftssystem gegründet waren, die 
herzustellen und zu bekräftigen zwar Aufgabe des sozio-poli tischen Interessenverar- 
beitungsprozesses war und ist, die aber nichtsdestoweniger nicht zutreffen. Weder 
ist ein kontinuierlicher, störungsfreier, expansiver Akkumulationsprozeß des Kapi- 
tals möglich, aufgrund der ihm irrmanenten Gesetzmäßgkeiten der Profitorientierung, 
der Konkurrenz, der Konzentration und des tendenziellen Falls der Profitrate; noch 
vermag eine gesamtwirtschaftliche Orientierung das betriebs- und branchenbezogene 
Verhalten der Unternehmer und der Gewerkschaften wirklich nachhaltig zu beein- 
flussen, da im Betrieb uncTin der Branche die realen Entscheidungen über die 
Produktion und die Verteilung ihrer Ereignisse fielen und fallen; noch ist schließ- 
lich die dauerhafte Versöhnung von Interessen möglich, von denen die Realisierung 
des einen notwendig und unaufhebbar von der vorgängigen Befriedigung des anderen 
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existentiell abhängig blieb und bleibt. Dieser letzte Aspekt, die prinzipiell 
antagonistische Widersprüchlichkeit von lohnabhängigen und Kapital interessen machte 
sich zuerst bemerkbar: Es ging nämlich nicht nur darum, daß jeder jedes Jahr mehr 
hatte als im Vorjahr, sondern es ging auch darum, daß die einen mehr als die 
anderen und es dabei auch belassen, diesen Zustand sogar, wenn möglich, noch aus- 
bauen wollterü Der 'SündenfalT bestand darin, daß die Kapital seite 196Ö/69 eben 
nicht auf maximal istische Strategien verzichtete, sondern es vielmehr zu einer 
derart massiven Verschiebung der Verteilungsrelationen zu ihren Gunsten kommen 
ließ, daß die Reaktion der Lohnabhängigen nur noch in einer härteren Konfliktorien- 
tierung bestehen konnte. 

Die Folgen sind oben hinlänglich beschrieben worden: Zwischen die Mühlsteine eines 
ungebremsten Superbooms, inrnier hitziger werdender Verteilungskämpfe und rasanter 
Geldentwertungsprozesse geraten, zerbröckelten die Fundamente des sozialdemokrati- 
schen Politikgebäudes unaufhaltsam, bevor die außenwirtschaftlich eingeleitete und 
forcierte Krise ab 1973/74 noch seinen Grundstein: beachtliche jährliche quantita- 
tive Wachstumsraten, zerschlug. In den .Jahren der Inflation und Stagflation zwi- 
schen 1970 und 1972/73 hatte die SPD noch gehofft, die Verbände auf den gemeinsamen 
Zielkatalog wieder einschwören zu können, der allen Beteiligten auf längere Sicht 
doch nur Vorteile bringen sollte. Aber es gab eben keine längerfristigen Gemein- 
samkeiten mehr, denn die Unternehmer bekämpften bereits den Versuch der Gewerk- 
schaften, die lohnabhängige Verteilungsposition zu verbessern ebenso wie das so- 
zialdemokratische Bemühen um die Ausweitung der staatlichen Handlungsspielräume und 
-ressourcen; angesichts dessen verstärkten die Gewerkschaften ihren Druck auf die 
SPD eindeutig, zu ihren Gunsten in das wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Geschehen einzugreifen und intensivierten gleichzeitig, von ihrer eigenen Basis 
dazu getrieben, die Konf 1 ikthaftigkei t der Auseinandersetzungen mit dem Kapital. 
Beides jedoch machte die sozialdemokratischen Versuche zunichte, verteilungs- und 
reforrrpoli tische Veränderungen herbeiführen zu können, gerade ohne die offene 
Auseinandersetzung mit einer Seite des Verbände lagers riskieren zu müssen. Die 
Strategie des 'Allen-Wohl-und-Keinem-Wehe' war gescheitert; in einem kurzen, harten 
Aufbäumen versuchte die Partei 1973 noch, dann wenigstens beide Verbände zu diszi- 
plinieren und fand sich in der Krise schließlich zurückgeworfen auf die schlech- 
teste aller Welten: das Kapital in seinem Bestreben nach gesteigerten Gewinnen 
stützen und die gewerkschaftlichen Hilferufe (hinter denen auf die Dauer nur die 
Drohung des massenhaften Legitimationsentzuges auftauchen konnte) überhören zu 
müssen. Die Rigorosität, mit der die regierende Sozialdemokratie 1974/75 auf diesen 
Kurs umschwenkte, macht deutlich, daß das Ziel der ejjjenen Legitimationssicherung, 
als staatlicher Krisenmanager überhaupt wieder neues Wachstum ermöglicht haben, vor 
der Solidarität mit den Gewerkschaften rangierte, die aus der Tatsache hätte resul- 
tieren können, daß beide Organisationen sich prinzipiell auf das gleiche gesell- 
schaftliche Interessenpotential stützten. Darin darf man wohl auch die Antwort der 
Partei darauf erkennen, daß die Gewerkschaften von 1969 bis 1973/74 ihrerseits 
keine Chance der Selbstlegitimation durch materielle Leistungen im Tarifkonflikt 
ausgelassen hatten, wenngleich die Organisationen durchaus Bemühungen in diese 
Richtung unternommen, dafür jedoch von ihrer Basis sehr bald die Quittung erhalten 
hatten. 

Aber auch die SPD handelte sich innerorganisatorische Schwierigkeiten ein: mit 
denjenigen Strömungen innerhalb der Partei, besonders den Jungsozialisten, nämlich, 
die verstärktes Gewicht auf die Interesse ninhalte legen wollte, die von der Partei 
in der Regierungspolitik auf gegriffen und verwirklicht werden sollten. Während die 
Selektivität der regierungsamtlichen Politik nämlich zunächst in der generalisie- 
renden Integration ungleich durchsetzungsstarker Interessen bestand, ohne zu beach- 
ten, daß die gleiche Behandlung ungleicher Kontrahenten stets Ungleichheit reprodu- 
zieren mußte, und dann prompt in der Krise auf die vorrangige Berücksichtigung der 
durchsetzungsstärksten, weil mit dem effizientesten Droh- und Verweigerungspoten- 
tial ausgestatteten Kapitalinteressen verwiesen war, begannen etwa ab 1970/71 
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starke innerparteiliche Kräfte, die progranrmatische Verpflichtung der SPD auf die 
vorrangige Berücksichtigung lohnabhängiger und gewerkschaftlicher Interessen einzu- 
klagen. Die Schwierigkeiten, in die die Sozialdemokratie dadurch gegenüber dem 
selbst irrmer offensiver werdenden Unternehmerlager, vor allem aber gegenüber der 
zunehmend hitzigere General attacken reitenden CDU/CSU geraten mußte, wurden hin- 
länglich beschrieben. Die innerparteilichen Oppositionsgruppen konnten sich nicht 
durchsetzen, wie der Kurs der Wirtschaftspolitik in der Krise nur zu deutlich 
bewies; es kann aber als sicher angenorrmen werden, daß die bloße Tatsache ihres 
Vorhandenseins gesellschaftlichen Kräften außerhalb der Partei, auch bestirrmten 
Strömungen innerhalb der Gewerkschaften, immer wieder Hoffnungen einflößte, doch 
noch besser als bisher die eigenen Interessen in die Willensbildung der Partei 
einbringen zu können. Insofern erfüllten sie ihre Funktion als Bindeglied und 
Konmunikationskanal für außerparteiliche Minderheitsinteressen voll und ganz. 
Gleichzeitig waren es auch diese Kräfte, die sich als besonders sensibel für sich 
wandelnden gesellschaftlichen Problemdruck erwiesen. Denn es waren die innerpartei- 
lichen Oppositionsgruppen, die der SPD eine Diskussion darüber aufzwangen, inwie- 
weit eine globale gesamtwirtschaftliche Wirtschaftssteuerung mit vornehmlich quan- 
titativen Mitteln noch funktionsfähig war. Es ist evident, daß während des Untersu- 
chungszeitraumes wenig bis gar nichts von diesen internen Entwicklungen Eingang in 
die öffentlich-parlamentarische Selbstdarstellung der SPD fand und sie unter dem 
Aspekt der Regierungsp artei insofern hinter den Gewerkschaften zurücklag, die 
bereits konkreter Über neue, differenziertere Eingriffsmöglichkeiten in regionale 
und sektorale Prozesse sowie betriebliche Entscheidungsspielräume des Kapitals 
diskutierten. Allerdings ist bei diesem Befund nun in der Tat eine Besonderheit des 
Quellenmaterials zu beachten: Während die analysierten Gewerkschaftspublikationen 
erklärtermaßen in erster Linie der Selbstverständigung nach innen dienten und von 
daher relativ offen gegenüber neuen oder abweichenden Positionen waren (sein 
mußten), zielten die parlamentarischen Reden der SPD-Abgeordneten und -Regierungs- 
mitglieder vorrangig auf die Legitimation der Partei und ihres Handelns nach außen 
und waren demzufolge weit mehr auf interne Geschlossenheit und die Vermeidung von 
Legitimationsverlusten gegenüber anders orientierten Wählern angelegt. Eine Kon- 
trollanalyse der SPD-Zeitschrift "Die Neue Gesellschaft" in den Jahrgängen von 1966 
bis 19732), die aus Platzgründen nicht ausführlicher in die vorliegende Arbeit 
eingebracht werden konnte, ergab erstens eine von Jahr zu Jahr deutlich zunehmende 
Zahl von wirtschaftspolitischen Beiträgen überhaupt, und zweitens ein außerordent- 
lich steigendes Gewicht wi rt schaf t sreformp o 1 i t i scher Themen, das 1973 sein vorläu- 
figes quantitatives und qualitatives Maximum erreichte und besonders auf Fragen der 
Investitionslenkung, des qualitativen Wachstums ('Lebensqualität' ), aber auch auf 
die Kontroverse zwischen den wirtschaftspolitischen Methoden 'Planung' und 'Wettbe- 
werb' zentriert war. 3) 

Die SPD als parteiförmig strukturierte Organisation der Interessenverarbeitung 
diskutierte also ähnlich wie die Gewerkschaften, inwiefern sie in ihrem je eigenen 
Tätigkeitsfeld mehr als bisher auf qualitative, differenzierte und - interessenin- 
haltlich betrachtet - eher selektive als integrierende Verfahren zurückgreifen 
mußte. Aber die SPD als Führung des politischen Entscheidungszentrums, der Spitze 
und des letztendlichen Abschlusses des Interessenverarbeitungsprozesses, übernahm 
kaum etwas von diesen Überlegungen in ihre Praxis; sie blieb vielmehr noch dann bei 
der überwiegend globalen und quantitativen, d.h. mehr oder weniger ausschließlich 
mit der Variation der staatlichen Ausgaben und Einnahmen arbeitenden Wirtschafts- 
steuerung, als längst erkennbar geworden war, wie stark die strukturellen, sektora- 
len und regionalen Krisenursachen waren. Zwar wurden 1974 1,55 Milliarden DM auch 
zur Förderung bestimmter strukturschwacher Regionen freigegeben und 1975 ein Bauin- 
vestitionsprograrmi in Höhe von 5,75 Milliarden DM verabschiedet^). Aber vergleicht 
man dies mit den DGB-Forder ungen an die Wirtschaftspolitik in diesen Jahren, die 
ein sehr viel stärkeres Gewicht auf die regionale und sektorale Beschäftigungspoli- 
tik sowie auf gezielte Eingriffe in die unternehmerische Investitionsautonomie 
gelegt hatten^), so wird offenkundig, wie weit das faktische Regierungshandeln der 
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SPD hinter den Überlegungen in ihren eigenen Reihen, besonders aber innerhalb der 
'befreundeten' Gewerkschaften zurückblieb. 

Wie in der Einleitung zur vorliegenden Arbeit begründet, wurde in der Untersuchung 
wirtschaftspolitischer Stellungnahmen mehr Betonung auf die Darstellung der Situa- 
tionsanalyse und der Methoden ihrer Bewältigung durch die parlamentarischen Teile 
der jeweiligen Parteien gelegt als auf die faktischen Ergebnisse des Politikfin- 
dungsprozesses, die sich als staatliches Handeln niedersch lugen. Dennoch sollte 
deutlich geworden sein, daß die letztendlich betriebene Wirtschaftspolitik zwischen 
1966 und 1976 im großen und ganzen innerhalb des Zielkatalogs des Stabilitätsgeset- 
zes verblieben war. Dieser hatte die Aufgabe öffentlicher Interventionen in den 
Wirtschaftsprozeß dahingehend definiert, daß diese Eingriffe "im Rahmen der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem 
hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem und 
angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen" sollten. 6) Damit war die Wirtschaftspo- 
litik insgesamt auf die Einhaltung der kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten festge- 
legt, bei erster Priorität des Zieles der Geldwertstabilität, dessen Verfolgung - 
wie mehrfach diskutiert - stets zu Lasten der lohnabhängigen lohn- und (um)vertei- 
lungspolitischen Ziele gehen mußte. Es war aber dicht gefolgt vom Beschäftigungs- 
ziel, dessen aus massenl eg itimatori sehen Gründen unverzichtbare Beachtung anzeigt, 
daß Wirtschaft spolitik eben niemals die Berücksichtigung nur einer Seite des wider- 
sprüchlichen soz i o-ökonomi sehen Interessenpotentials heißen durfte. Schließlich 
bringt der Verweis auf das 'stetige und angemessene Wachstum' die gemeinsame Über- 
zeugung aller am wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Geschehen Beteiligten 
zum Ausdruck, daß nur ein expansiver Akkumulationsprozeß den verschiedenen gesell- 
schaftlichen Interessen zur Durchsetzung verhelfen konnte; gleichzeitig spiegelt er 
aber auch die oben diskutierte Absicht aller wirtschaftspolitischen Akteure, auch 
der Verbände, wider, zu einer Dehnung und Glättung konjunktureller Ausschläge und 
zyklischer Verwerfungen beizutragen. 

Betrachtet man nun noch einmal den realen wirtschaftspolitischen Ablauf, so ist es 
an der Zeit, den Blickwinkel über die SPD hinaus zu erweitern, die bislang als 
Initiatorin und treibende Kraft der neuen Wirtschaftspolitik und als lange Zeit die 
Regierung führende Partei im Zentrum der Analyse stand. Denn die Tatsache, daß 
erstens 1968/69 stetiges Wachstum verhindert wurde, da nicht konjunkturell gebremst 
werden konnte, und daß zweitens ab 1970 das Ziel der Preisstabilität bis zum Ende 
des Untersuchungszeitraumes im Vordergrund stand, nur 1975/76 ergänzt um den Wunsch 
nach allmählicher Wiederherstellung der Vollbeschäftigung, hatte beide Male sehr 
viel mit dem jeweiligen Regierungspartner der Sozialdemokraten zu tun. 

Der Einfachheit halber sei hier zunächst die Rolle des zeitlich späteren Koali- 
tionspartners, der FDP, analysiert, da sie am geschlossensten und eindeutigsten 
auftrat und am leichtesten bestimmbaren gesellschaftlichen Interessen zugeordnet 
werden kann, die sie auch ohne besondere innerparteiliche Umarbeitungsprozesses 
stets bruchlos und offensiv vertrat. 

Vermutlich ist es sogar diesen, jedenfalls zumindest in wirtschaftspolitischer 
Hinsicht offenbar weitgehend fehlenden, innerparteilichen Widerständen selbst zuzu- 
schreiben, daß die FDP sich so rückhaltlos in den Dienst bestimmter, vor allem 
mittelständischer, daneben aber auch großindustriell-exportorientierter Interessen 
stellen konnte und auch stellte. Denn so lästig parteiinterne Oppositionsgruppen 
aus der Sicht der Parteiführung auch sein mögen: Sie verhindern insbesondere in den 
Volksparteien die Selbstidentifikation mit zu eng begrenzten gesellschaftlichen 
Interessenpotentialen, die für eine Partei auf die Dauer existenzgefährdend werden 
kann, da sie auf diesem Felde der sehr viel effizienteren verbandsförmigen Konkur- 
renz kaum gewachsen sein dürfte. 

Die Freien Demokraten machten vom Anfang bis zum Ende des Untersuchungszeitraumes 
nie einen Hehl daraus, wofür sie standen, und wogegen. Der stabile Geldwert war ihr 
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oberstes Ziel, ganz gleich, welche aktuelle konjunkturelle Situation jeweils gege- 
ben war. Auch sie traten für Wachstum ein - keine Partei hätte sich eine entgegen- 
gesetzte Position gegenüber ihren Wählern leisten können -, aber an maximalen 
Wachstumsraten war ihnen weit weniger gelegen als vor allem den Sozialdemokraten. 
Den Hintergrund dieser Zurückhaltung bildete dabei die kompromißlose Verbändefeind- 
lichkeit dieser Partei, die es durchgehend vorgezogen hätte, die Tarifparteien ohne 
jeden staatlichen Schutz den Unbilden der Konjunktur auszusetzen, um auf diesem 
Wege verteilungspolitische Mäßigung zu erzwingen. Diese Auffassung wird zusätzlich 
gestützt durch den eindeutig rein ideologischen Charakter des von der FDP verwende- 
ten Arbeitsplatzsicherungs-Arguments, das gelegentlich sogar zur Begründung von 
Forderungen und Maßnahmen herangezogen wurde, die ganz offenkundig der Vernichtung 
von Arbeitsplätzen diente. 

Es ist nicht schwer, die gesellschaftliche Gruppierung zu identifizieren, der mit 
solchen Positionen zugearbeitet wurde. Gerade die kleinen und mittleren Selbständi- 
gen, die Gewerbetreibenden, die Händler und die Angehörigen der freien Berufe 
mußten an niedrigen Löhnen und stabilem Geld interessiert sein, besaßen sie doch - 
verglichen mit den hochkonzentrierten Großunternehmen, aber auch mit den gewerk- 
schaftlichen Massenorganisationen - wenig Einfluß auf die Tarifpolitik der Großver- 
bände und auf die staatliche Entscheidungsfindung, hatten sie doch kaum Zugang zu 
den internationalen Geld- und Kreditmärkten, auf die die Konzerne sehr wohl zumin- 
dest eine Zeitlang ausweichen konnten, falls eine anhaltende restriktive Stabi- 
litätspolitik die inländische Geldmenge als Inflationsbekämpfungsmaßnahme verknapp- 
te. Diese Gruppen waren auch am wenigsten an weit ausgreifenden infrastrukturellen 
Innovationen des Staates interessiert, da sie zumeist für einen mehr oder weniger 
begrenzten Markt produzierten bzw. Handel trieben, noch dazu eher selten auf einem 
besonders hohen technologischen Niveau, und da sie steigende Steuerlasten aufgrund 
des für sie unvermeidlichen Zwanges der kurzfristigen Profitmaximierung (anstelle 
der längerfristigen Profitoptimierung) schmerzhafter zu spüren bekamen als die 
Großunternehmen, die ohnehin weit höhere ' überbaukosten ' hatten und diese auch 
verkraften konnten. 

Im Grunde darf man wohl auch in der FDP einen wichtigen Kanal isator erkennen, denn 
diese mittelständischen Gruppen verfügten über keine zweite Organisation, die ihre 
Interessen so bruchlos vertrat, mußte doch auch etwa die BDA aufgrund ihrer organi- 
satorischen Breite und Heterogenität und wegen ihrer Einbindung in das Tarifsystem 
interne Kompromisse eingehen, die aus der Sicht des Mittelstandes schädlich, weil 
teuer waren. Ähnliches galt auf der Ebene der Parteien für die konservative 
CDU/CSU, die als Volkspartei unterschiedliche Interessenpotentiale intern integrie- 
ren mußte, um fortbestehen zu können. 

Das Problem der FDP lag auf einer anderen Ebene und wird daher bei einer rein 
wirtschaftspolitischen Analyse nicht recht faßbar. Als Ergebnis eines Lernprozesses 
aus der Entwicklung der Weimarer Republik versuchte diese Partei nämlich, Links- 
und Rechtsliberalismus in sich zu vereinigen. Die Wirtschaftspolitik war und blieb 
dabei die Domäne der Rechts liberalen von Fridrichs bis Lambsdorff , während Bi 1 - 
dungs-, Innen- und Rechts-, sowie späterhin auch die Ilmweltpolitik zum Betätigungs- 
feld linksliberaler Kräfte wurde. Dies sollte jedoch spätestens in dem Augenblick 
verhängnisvoll für die Partei werden, als Teile des Mittelstandes, vom linken 
Flügel verschreckt, zu der inzwischen im Prozeß der 'Modernisierung' befindlichen 
CDU/CSU stießen, die auch aufgrund ihrer allmählichen Säkularisierung attraktiver 
für sie wurde, während die unverändert hart rechtsliberale Wirtschaftspolitik in 
der Krise die eher sozial- oder linksliberal eingestellten Wähler und Mitglieder 
abstieß. Die Abspaltung des linken FDP-Flügels nach der koalitionspolitischen Wende 
der Partei zur CDU/CSU im Spätherbst 1982, von dem ein Teil direkt zur SPD über- 
ging, ein anderer dagegen den Versuch des Aufbaus einer dezidiert sozialliberalen 
Partei unternahm, war insofern nur konsequent; fraglich dagegen dürfte sein, auf 
welches Wählerpotential die FDP-Führung für ihre Politik noch hoffte, bei einem 
Anteil der Selbständigen an der inländischen Wohnbevölkerung im Jahre 1978 von 
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knapp 4%. 7) 

Die Selektivität der wirtschaftspolitischen Stellungnahmen der FDP war somit ein- 
deutig; ähnlich stand es mit ihrer Haltung zu den beiden anderen, hier näher 
untersuchten Leitfragen: Die Kontroverse um globale oder differenzierte Staatsein- 
griffe bestand für die Liberalen nicht, da sie - wenn überhaupt - nur mit äußerst 
generalisierten Wirkungen der Staatstätigkeit einverstanden waren (ausgenommen 
natürlich die gezielte Förderung des Mittelstandes), am liebsten aber möglichst 
überhaupt keine öffentlichen Interventionen in den Produktions- und (Arbeits-) 
Marktbereich zugelassen hätten. Mit dieser Einstellung eng verknüpft war ihr Votum 
für ausschließlich quantitative Maßnahmen, die - wenn es nach ihnen ging - ohnehin 
stets negativ zu definieren waren, nämlich als Steuersenkungen bzw. als Verzicht 
auf mögliche Steuererhöhungen. 

Der Betrachter stellt kaum interne Differenzen in der wirtschaftspolitischen Kom- 
mentierung seitens der Liberalen fest; sofern sich überhaupt unterschiedliche 
Nuancierungen der einzelnen Beiträge finden lassen, so bestehen sie darin, daß die 
nicht durch Ministerpflichten gebundenen Abgeordneten für eine noch rigorosere 
Politik eintraten als die jeweiligen Wirtschaftsminister. Um* diese interne Einig- 
keit mochte sie die Führung der CDU/CSU gelegentlich beneidet haben, die sich immer 
aufs neue vor die Aufgabe gestellt sah, die unterschiedlichen Strömungen innerhalb 
ihrer Partei zusammenzufassen, was ihr nicht immer vollauf gelang. 

Die interne Aufsplitterung der Union zu Regierungszeiten in einen extrem konserva- 
tiv-interventionsfeindlichen, einen großindustriell-, export- und technologie- 
freundlichen und einen sozialreformerischen Flügel Mitte der sechziger Jahre ist 
oben ausführlich geschildert worden. Die innerparteiliche Durchsetzung der zweiten, 
insbesondere vom CSU-Vorsitzenden Strauß geführten Richtung deutete sich zwar bis 
1969 an, aber mit dem Wahlausgang dieses Jahres sah sich die CDU/CSU zunächst der 
Notwendigkeit enthoben, sich soweit intern zu einigen, daß sie handlungs-, d.h. 
regierungsfähig war. 

In den Jahren der verkürzten Legislaturperiode bis 1972 begann die Union damit, das 
Argumentationsmuster der ordnungspolitischen Unberechenbarkeit und wirtschaftspoli- 
tischen Inkompetenz der SPD zu entwickeln, wobei noch nicht ganz klar wurde, wel- 
cher Kurs gegenüber der Sozialdemokratie, vor allem aber gegenüber den Verbänden 
gesteuert werden sollte. Erst nach dem ökonomischen Absturz 1973/74 fächerten sich 
die unterschiedlichen Strömungen deutlicher auf, die in der Tat ein bemerkenswertes 
Bild boten. 

Als Opposition verzichtete sie auf die Vorlage detaillierter Programne, wie die 
Krise im einzelnen zu überwinden sei; dies macht es recht schwierig, jene gesell- 
schaftlichen Interessen auf den ersten Blick zu identifizieren, die sie aufgriff 
und vertrat. Zweifellos stimmte sie in dem kontinuierlich vorgetragenen Verlangen 
nach einem Verzicht der Regierung auf Einnahmen und Veränderungspläne sowie nach 
der Zurücknahme staatlicher Leistungen mit gleichgerichteten Stellungnahmen der BDA 
überein. Und ebenso eindeutig übernahm sie die deutschen Exporti nteressen in ihre 
Politik, allerdings spezifisch interpretiert als Bestandteil ihrer national orien- 
tierten Begründungsmuster, d.h., mit einer gezielten Wendung weg von rein ökonomi- 
schen Fragen in Richtung auf Topoi wie 'Volk 1 , 'Nation', 'Staat', etc. Kann ihr 
somit eine überwiegend globale (außer in Exportförderungsfragen) und (negativ- 
)quantitative Orientierung zugesprochen werden, so liegt der Fall dennoch kompli- 
zierter, als daß es erlaubt wäre, sie deswegen in sich widerspruchsfrei als Inter- 
essenvertretung der deutschen Wirtschaft oder gar der (Groß-) Industrie zu charak- 
terisieren. 

Vielmehr lassen sich mit wachsender Dauer der Krise drei innerparteiliche Strömun- 
gen ausmachen, die unterschiedlich weit von Wirtschaftsinteressen wegführten. Am 
einfachsten fällt die Identifizierung des Blüm-Katzer -Flügels: Er betonte vor allem 
lohnabhängige und nicht-marktförmige Interessen der Gesellschaftsmitglieder und 
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stellte insoweit die Fortsetzung des Burqbacher- Flügels der sechziger Jahre dar, 
ohne jedoch innerparteilich über einen wirklich ausschlaggebenden Einfluß zu verfü- 
gen. In ihm verkörperten sich rudimentäre klasseninteressenparteiliche Elemente 
innerhalb der Volkspartei CDU/CSU, tradiert aus der christlichen Arbeiterbewegung, 
denen die knappen interessenparteilichen Statements zugunsten des Mittelstandes 
entsprachen. 

Die von Stoltenberg und Narjes geführte Richtung vertrat demgegenüber eine konser- 
vativ-volksparteiliche Konzeption des für möglich gehaltenen sozialen Interessen- 
ausgleichs von oben, durch einen starken Staat, in dessen Beschreibung ideenpartei- 
liche Elemente autoritärer Durchsetzungsfähigkeit, nationalen Prestiges und harmo- 
nist'i scher Formierungsvorstellungen einflossen. Insoweit mag man hierin eine Fort- 
setzung der Erhard/Poh 1 e- Fr ak t i on erkennen, aber entscheidend modifiziert um die 
seit dem Ende der sechziger Jahre unvermeidlich gewordene Erkenntnis, daß auch ein 
konservativ geführter Staat sich wirtschaftspolitisch wohl nicht mehr allein auf 
die Sicherung des Geldwerts werde beschränken können. Rigorose Anhänger dieser ganz 
restriktiven Staatseinschätzung durften sich mittlerweile von der FDP in diesen 
Fragen besser vertreten sehen. 

Die größten Schwierigkeiten ergeben sich jedoch bei der Aufschlüsselung der von 
Strauß verfolgten politischen Linie. Der CSU-Vorsitzende verzichtete auf Aussagen 
zur Disziplinierung der Verbände; er befürwortete zwar die Verbesserung der Unter- 
nehmenserträge, aber hütete sich vor offener Kritik der Gewerkschaften und ihrer 
Lohnpolitik. Sein Ziel auf ökonomischer Ebene war ganz gewiß die Wiederherstellung 
besserer Verwertungsbedingungen des Kapitals, besonders in Steuer- und sozialpoli- 
tischer Hinsicht (über die Lohnkosten schwieg er sich aus); aber der Eindruck 
drängt sich auf, daß es ihm weniger um die Realisierung konkreter Wirtschaftsinter- 
essen ging, als ganz allein um die Rückkehr der konservativen Parteien an die 
Macht. Die 'Sonthofener Strategie', die Krise zu beschwören und, wenn möglich, 
durch die innenpolitische Polarisierung weiter zu verschärfen, wurde spätestens 
seit 1973/74 von ihm verfolgt. Er denunzierte und attakierte die Regierung, wo er 
nur konnte, ohne eine alternative Problemlösungsstrategie auch nur zu skizzieren. 
Es ging ihm, so lange die CDU/CSU in der Opposition war, nicht um inhaltliche 
Fragen, welche Interessen wie zu realisieren sein könnten; auch nicht, sich in den 
Augen der Wähler durch detaillierte Programme als kompetenter als die derzeitige 
Regierung zu erweisen. Es ging ihm allein um den Nachweis, daß diese Regierung als 
solche schädlich war, für Volk und Nation. Insofern trat er als Partei -, nicht als 
Wirtschaftspolitiker auf; seine Stellungnahmen aus den sechziger Jahren weisen ihn 
dabei durchaus als einen profunden Kenner der Materie aus, der besonders die tech- 
nologisch fortgeschrittenen, durch forcierte Rationalisierung und staatliche Infra- 
strukturpolitik im internationalen Wettbewerb zu stärkenden großindustriellen In- 
teressen aufgriff. Aber in den siebziger Jahren verfolgte er eine Strategie der 
globalen Obstruktionspolitik, die sich weder auf konkrete Interessenpotentiale noch 
auf bestimmte 'issues' oder Methoden der Problemlösung festlegen ließ. So lange er 
seine Partei (und sich selbst) nicht wieder in den Staatsapparat zurückgeführt 
hatte, betrieb er eine krass ideenparteiliche, speziell antikomnunistisch bzw. 
antisozialistisch orientierte Politik; dies sagt aber überhaupt nichts darüber aus, 
welche gesellschaftlichen Interessen er an der Regierung zu realisieren suchen 
würde. Gerade dieser Wechsel der Argumentation zwischen der Regierungszeit von 1966 
bis 1969 und in den Jahren der Opposition danach zeigt, daß Strauß höchst re- 
alistisch und ohne ideologische Bewußtseinstrübungen Bedingungen und Probleme par- 
teiförmiger Politik durchschaute. 

Er hegte weder ähnlich autoritär-harmonistische Vorstellungen gegenüber den Verbän- 
den wie der Stoltenberg/Narjes- Flügel , noch lieferte er sich und sein organisatori- 
sches Instrument der Politik bestimmten Interessenfraktionen widerstandslos aus wie 
im Falle der FDP. Mit der Stoltenberq/Narjes- Fraktion teilte er das globale Eintre- 
ten für 'die Wirtschaft', das ihn vom Arbeitnehmerflügel der CDU/CSU abgrenzte; mit 
derselben Fraktion teilte er auch das Bestreben, gesellschaftliche Interessen nicht 
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wie durch eine Rohrleitung ohne innere Filter unverändert in den politischen Prozeß 
einzubringen, sondern sie umzuformulieren in die Unterstützung einer autonomen 
politischen Konzeption. Von dieser Fraktion trennte ihn hingegen offenkundig das 
klare Bewußtsein, eine solche politische Autonomie nicht durch die Selbstverpflich- 
tung an eine wie irrni er geartete Ideologie erlangen zu können, und sei es die 
hoffnungsvolle vom 'starken Staat', sondern im Gegenteil nur durch den bewußten, 
rationalen, nüchternen Umgang mit dem Instrument der Organisation der 'Partei' und 
ihren Handlungspartnern bzw. -gegnern im Parteien- und Verbändesystem. Fast mochte 
man ihn als den 'Stresemann des bundesdeutschen Konservativismus' bezeichnen, der 
souverän mit ideenparteilichen Strategien umzugehen verstand, ohne sich ihnen je 
auszuliefern, indem er sich von ihren Inhalten selbst überzeugen ließ, und der ohne 
jeden Zweifel für industrielle Interessen eintrat, ohne sich jedoch zu ihrem will- 
fährigen Sprachrohr zu machen. 

Eines sollte deutlich geworden sein: Die Union als ganze war - jedenfalls in der 
Opposition - nicht derartig fest an eine bestimnte gesellschaftliche Interessen- 
gruppierung rückgekoppelt, wie dies wohl generell für die SPD in ihrer Beziehung 
zum DGB vermutet werden darf. Während die Verbindung zu den Gewerkschaften derjeni- 
ge Punkt war, an dem sich die Sozialdemokratie spätestens an der Regierung wund- 
rieb, weil er Maßnahmen erzwang, die die vom Staat erwarteten Steuer leistungen 
erschwerten bzw. Maßnahmen erschwerte, die umgekehrt von den staatlichen Funktionen 
erzwungen wurden, war der wunde Punkt der Union ihre ideologische Anfälligkeit. 
Diese machte sich zwar in der Opposition kaum hinderlich bemerkbar, war das oberste 
Ziel doch ohnehin stets nur die möglichst obstruktive Kritik an der Regierung. Aber 
Konzeptionen des Verhältnisses von Staat und Verbänden, wie sie etwa von 
Stoltenberg und Narjes formuliert wurden, bargen - einmal in Regierungshandeln 
umgesetzt - gravierende Risiken. Die Realitätsferne der autoritär-harmonistischen 
Staatsvorstellung führender Konservativer^) mochte sowohl zur Hilflosigkeit vor der 
wirklichen Macht der Verbände führen, als auch in den repressiven Versuch Umschla- 
gen, jene Staatsautorität zu erzwingen, die man für möglich und legitim hielt. Ob 
einer dieser beiden Extremfälle e intreten sollte oder ob es zu einem Lernprozeß 
konmen wird, der die Bindekraft der Idologie unvermeidlich lockern muß, wird die 
weitere Geschichte christdemokratischer Regierungsführung zeigen müssen; der empi- 
rische Beweis ist jedenfalls erbracht worden, daß die oben aufgestellte These 
zutrifft, wonach konservative, ideenparteilich geprägte Volksparteien nur allzu 
leicht die Chance des rationalen Umgangs mit den gesellschaftlichen Verbänden 
verspielen. 

So hatte sich einiges verändert, zwischen 1966 und 1976, sowohl was die Landschaft 
des Parteiensystems selbst betraf, deren Konturen schärfer geworden waren, die aber 
auch deutliche Grenzen hatte, was vor allem die SPD in wachsendem Maße zu spüren 
bekommen hatte, als auch, was die Beziehungen zwischen Parteien und Verbänden 
anging, die aus der Sicht der Parteien imner komplizierter und immer weniger kon- 
trollier- und steuerbar wurden. Es ist durchaus kein Zufall, daß diese Zusamnen- 
fassung weitaus länger und komplexer ausfällt als der entsprechende Abschnitt über 
BDA und DGB, denn die Parteien argumentierten alle in einem weit größeren - natio- 
nal Staat liehen, gesamtgesellschaftlich bezogenen, demokratieverpflichteten - Rahmen 
als die Verbände, die sich mit klaren, eindeutig abgrenzbaren ökonomischen Proble- 
men und Konflikten auseinandersetzten. Welchen Eindruck hinterlassen nun elf Jahre 
parlamentarischer Debatten über die Wirtschaft in der Bundesrepublik, deren Ent- 
wicklung und die Möglichkeiten ihrer Beeinflussung? Die Beantwortung dieser Frage 
erzwingt zugleich eine relative Distanzierung von den einzelnen Parteien, die - wie 
ausführlich geschildert - höchst unterschiedliche Positionen vertraten, aber den- 
noch gemeinsam an einer ganz bestirrmten Sichtweise und Interpretation arbeiteten. 

Vier Schlagworte charakterisieren das Bild', das vor dem Zuhörer der Parlamentsde- 
batten entstehen mußte, sofern er nichts anderes als diese hörte und zur Kenntnis 
nahm: 

- Integration 




- 250 - 



- Generalisierung 

- Harmonisierung 

- Politisierung. 

Im Gegensatz zu den Verbänden gab es keine Beiträge nur zum Thema Inflation oder 
Arbeitslosigkeit oder Wirtschaftswachstum und so weiter. Stets wurden so viele 
Fragen und Probleme miteinander verknüpft wie nur möglich, was selbstverständlich 
beinhaltete, die mit ihnen verbundenen gesellschaftlichen Interessen in einen 
Zusammenhang zu bringen. Dabei war fast nie die Rede von Interessen, außer gele- 
gentlich auf nationale Fragen bezogen; es ging um 'Probleme', 'Sachzusammenhänge', 
'Verantwortlichkeiten', 'Sicherung der Zukunft', 'nationale Pflichten', 'Dienst' 
oder 'Verrat am Gemeinwohl' und 'soziale Gerechtigkeit' - aber nie ging es um 
konkret benennbare Gruppen von Interessenträgern, die zur Erfüllung ihrer Bedürf- 
nisse und Forderungen keiner höheren Weihe bedurft hätten als eben der, daß sie 
Forderungen und Bedürfnisse hatten . Bis ein Interesse die Ebene der bundesstaatli- 
chen Politik erreichen konnte, so darf geschlossen werden, hatte es nicht mehr wie 
ein Interesse auszusehen, sondern das Gewand einer 'nationalen Aufgabe', 'unabweis- 
baren Notwendigkeit' oder der 'gesamtgesellschaftlichen Gerechtigkeit' zu tragen. 
Mit anderen Worten: Es hatte general isierbar zu sein und sich in einen Zusammenhang 
mit anderen, ähnlich bekleideten Interessen bringen zu lassen. 

Auch die SPD, die noch am deutlichsten für eine ganz konkret bestimmbare gesell- 
schaftliche Gruppe von Interessenträgern einstand, vertrat lohnabhängige Interessen 
nicht als solche, sondern weil es sozial gerecht war, sie zu berücksichtigen oder 
weil sie zurückhaltend vertreten worden waren und daher nun einen berechtigten 
Nachhol anspruch anmelden durften oder weil ihre Befriedigung mit der konjunkturel- 
len Steuerung in Einklang stand, diese vielleicht sogar beförderte. Gerade die 
absolut kommentarlose Übernahme der lohnpolitischen Produktivitätsregel durch die 
Sozialdemokraten belegt schlagend, daß lohnabhängige Interessen immer nur im Zusam- 
menhang mit anderen Zielen (sprich: anderen Interessen) verfolgt wurden, denen sie 
sich anzupassen hatten. Und als sie nicht mehr harmon isierbar waren mit den Impera- 
tiven der globalen Konjunktursteuerung, da schwieg man sie tot, betrieb 'Selektivi- 
tät durch Nicht-Thematisierung'. 

Generell überwog ohnedies bei allen Parteien die demonstrativ vorgetragene Auffas- 
sung, alle gesellschaftlichen Interessen seien miteinander vereinbar. Das sozialde- 
mokratische Konzept des 'Allen-Wohl-und-Keinem-Wehe' war eine geradezu klassisch zu 
nennende Harmonisierungsstrategie; die CDU/CSU hielt es überwiegend mehr mit der 
patriarchalisch-autoritären Harmonisierung von oben; allein die FDP ließ einige 
konf liktorische Töne hören. Aber da sie stets die Überzeugung vertrat, gesell- 
schaftliche Harmonie sei durchaus möglich, wenn die Teilnehmer am Wirtschaftsleben 
nur Abstand von Maßlosigkeit und Irrationalität nehmen wollten, so unterstützte 
auch sie die parteipolitischen Harmonisierungskonzeptionen zumindest indirekt. 

Die Liberalen wichen auch in der letzten Frage ein wenig von den beiden Volkspar- 
teien ab, bei der es um die Politisierung von Interessen geht. Sie beharrten nun 
einmal darauf, die gesellschaftlichen Gruppen, allen voran die Tarifparteien, nicht 
'aus der Verantwortung zu entlassen', d.h., zu leugnen, welchen überragenden Ein- 
fluß auf das Wirtschaftsgeschehen sie real besaßen. Ansonsten beschuldigte die 
CDU/CSU die SPD, vor der Aufgabe der Orientierung der Verbände zu versagen, und die 
SPD übernahm stets aufs neue die politische Verantwortung für den Wirtschaftspro- 
zeß, sei es als Initiatorin der Konzertierten Aktion, sei es als Krisenmanagerin. 
Allerdings war dies in der Tat ein Feld, auf dem die Turbulenzen der sechziger und 
siebziger Jahre verändernde Wirkungen zeitigten: Denn sowohl die SPD mit ihrem 
irrni er konsequenteren Schweigen zur Tarifpolitik als auch die CDU/CSU mit ihrer 
Disziplinierungskonzeption (und der darin implizierten Kritik an der Verbändemacht) 
als schließlich auch die FDP als Anhängerin der Geldmengenpolitik begannen offen- 
kundig damit, sich zu überlegen, wie sie sich entweder von einer Verantwortung 
zurückziehen konnten, der sie real nicht gewachsen waren (auch niemals gewachsen 
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sein konnten, angesichts der Reichweite politischer Maßnahmen zur Lösung ökonomi- 
scher Probleme), oder wie sie sich eventuell doch noch bessere Mittel der Verbände- 
kontrolle verschaffen konnten. Wenn man so will, stand die CDU/CSU noch am Beginn 
ihres Lernprozesses, wie man mit den Interessengruppen fertig werden konnte - und 
wie nicht -, den die SPD schmerzlich genug zwischen 1969 und 1976 zwangsweise hatte 
absolvieren müssen. 

Diese beginnende Tendenz der politischen Instanzen, sich aus der Verantwortung für 
die sozio-ökonomische Interessenverarbeitung stückweise zu lösen, darf zwar nicht 
über interpretiert werden, aber unverkennbar ist sie dennoch. Bringt man sie in 
einen Zusammenhang mit dem gewerkschaftlichen Lernprozeß, künftig mehr auf die 
eigene, autonom ersetzbare Kraft zu vertrauen als auf den Staat, so deutet sich 
eine mögliche künftige Entwicklung an, die zu einer verschärften Rivalität der 
beiden Organisationstypen 'Verband' und 'Partei' untereinander führen könnte, mit 
nicht unbedenklichen Konsequenzen für den Gesamtprozeß der selektiven Interessen- 
transmission und -Verarbeitung und seiner Legitimation, der als eigentliche Aufgabe 
beider organisatorischer Strukturen im Rahmen der Reproduktion des kapitalistisch- 
bürgerlichen Gesamtsystems beschrieben wurde. Es ist daher an der Zeit, in einem 
letzten Abschnitt die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit auf einer mittleren Ab- 
straktionsstufe zusammenzufassen, die weder den Bezug zur konkret -empirischen Ent- 
wicklung verliert, so, wie sie hier ausführlich analysiert wurde, noch den Blick 
auf die Klärung aktueller wirtschaftspolitischer Probleme der Bundesrepublik der 
frühen achtziger Jahre konzentriert. 

Aber eines sollte zuvor noch festgehalten werden: Von einem Antagonismus gesell- 
schaftlicher Gruppen, von unaufhebbaren sozio-ökonomi sehen Abhängigkeiten und Wi- 
dersprüchen, von struktureller Dominanz bestimmter Interessen über andere, von der 
prinzipiellen Unvermeidbarkeit ökonomischer Störfälle, also letztlich von der 
existentiellen ökonomischen Auslieferung von Menschen, die arbeiten mußten, um 
leben zu können, an Menschen, die Arbeitsplätze und -mittel besaßen, um an ihnen zu 
verdienen - von alledem war die Rede nicht. 
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6.) Ausblick, Synthese und Schluß 



Der Zustand der Ökonomie war nicht besonders ermutigend, am Ende des Untersuchungs- 
zeitraumes, und es sollte noch schlinmer komnen. Nachdem es in den Jahren bis 
1979/80 so ausgesehen hatte, als ob der Entwicklungstrend sich wieder mehr in 
Richtung auf eine stabilere expansive Kapitalakkumulation bewegte*), brach der 
nächste Krisenschub nach der Bundestagswahl 1980/81 über das Land herein^), mit 
Arbeitslosenzahlen, die nun wirklich nicht mehr heruntergespielt werden konnten^) 
und mit Zusanmenbrüchen zahlreicher Unternehmen, darunter auch Wirtschaftsriesen 
wie etwa die AEG, die nach allen Regeln der politischen Ökonomie als unzerstörbar 
gegolten hatten, weil sie so groß geworden waren. Strukturkrisen wie die der Stahl- 
industrie gerieten immer mehr außer Kontrolle, bedrohten weitere zehntausende von 
Arbeitsplätzen und erzwangen immer massivere Stützungsaktionen eines immer stärker 
verschuldeten Staates. 4) Zwar konnte die Geldentwertung immerhin einigermaßen ein- 
gegrenzt werden^); aber der Preis für diesen partiellen Erfolg bestand in der 
dauerhaften Duldung einer echten Massenarbeitslosigkeit. 

Die Reaktionen der einzelnen Instanzen des Interessenverarbeitungsprozesses auf 
diese sich immer weiter verschlechternde Sitution sahen naturgemäß äußerst ver- 
schieden aus. Die Unternehmer wurden immer kompomißloser, je länger die Krise 
anhielt, bis hin zur Vorab-Ausklammerung brisanter Konfliktgegenstände wie etwa der 
35-Stunden-Woche in dem 'Tabu-Katalog' nicht-verhandlungsfähiger Themen durch die 
BDA. Die Gewerkschaften versuchten zunächst in der Tat in der Tarifrunde 1977/78 
auszureizen, wie weit sie sich mit qualitativen Forderungen hinsichtlich der Ar- 
beitszeitverkürzung und des Rationalisierungsschutzes gegenüber der Kapitalseite 
durchsetzen konnten. 6) Aber nachdem sie auf härtesten Widerstand gestoßen waren, 
wandten sie sich 1979/80 nach innen, gegen ihre eigenen Kritiker sowohl in den 
Betrieben als auch in den Reihen der Gewerkschaftsjugend, und suchten sie zum 
Schweigen zu bringen, notfalls auch durch ihren Ausschluß aus der Organisation . n 
Gegenüber der Regierung blieb es noch lange bei der Aufstellung von Programmen 
überwiegend appellativen Charakters^); es wurde bereits erwähnt, daß die ersten 
echten Protestdemonstrationen der DGB-Gewerkschaften gegen das Krisenmanagement und 
die Politik des Sozialstaatsabbaus im Herbst 1982 zu einem Zeitpunkt stattfanden, 
als sich die Sozialdemokratie seit zwei Wochen in der Opposition befand. 

Was die Parteien betrifft, so beherrschte seit der Bundestagswahl 1980 immer mehr 
die Auseinandersetzung der geldmengenpolitisch-restriktiv argumentierenden FDP mit 
der wenigstens noch an einzelnen Elementen der keynesianischen Wirtschaftssteuerung 
festhaltenden SPD die politische Bühne, über zwei Jahre schleppte sich der Streit 
hin, ob neues Wachstum durch mehr oder durch weniger Staatseingriffe zu erreichen 
sei, wobei es im Kern häufig genug nur um das Ausmaß der vorzunehmenden Kürzungen 
staatlicher Leistungen ging, kaum jedoch um einen grundsätzlichen Kurswechsel. 
Altvater/Hoffmann/Senmler charakterisieren die Wirtschaftspolitik in der Krise seit 
1973/74 generell als eine Gratwanderung zwischen Monetarismus und jedenfalls noch 
partieller Nachfragebel ebung^), wobei die beiden strategischen Pole von den beiden 
Regierungsparteien verkörpert wurden und der Balanceakt zwischen ihnen das persön- 
liche Erfolgsrezept des Kanzlers, Helmut Schmidt , zu sein schien. 

Es soll hier nicht darüber spekuliert werden, welche artistische Geschicklichkeit 
die, christlich-liberale Regierung Kohl /Gen scher nach ihrem Verbleiben im Amt nach 
den Bundestagswahlen im März 1983 wird aufbringen müssen, um den schwierigen Pfad 
zwischen dem Absturz in eine noch größere Arbeitslosigkeit und dem Riskieren eines 
Konflikts mit den Erwartungen der Kapitalseite zu finden. Dieser knappe überblick 
diente vielmehr dem Zweck, deutlich zu machen, daß auch die über nunmehr fast zehn 
Jahre hin anhaltende Krise mit all ihren nicht mehr zu verleugnenden Begleiter- 
scheinungen noch immer von den Verbänden und Parteien bewältigt wurde und wird, 
wenn der Maßstab der Bewältigung im Ausbleiben massenhaften Legitimationsentzuges 
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auf parteipolitischer oder verbandsförmiger Ebene besteht. 

Die beiden Studien von Domboi s^ Q) und Esser/Fach/Väth^ ) befassen sich mit dem 
Phänomen, daß trotz unübersehbar steigender Arbeitslosenzahlen und anhaltender 
Dauer der Massenarbeitslosigkeit gerade keine bruchlose Umsetzung sozio-ökonomi- 
schen Problemdrucks in sozio-politisches Konfliktverhalten stattfindet. Dies ver- 
weist auf aktuell -empirischer Ebene noch einmal auf die Ausgangsfrage der vorlie- 
genden Arbeit, weshalb es zu Auseinandersetzungen zwischen den gesellschaftlichen 
Klassen stets nur begrenzt kommt, worin der Beitrag der Verbände und Parteien zu 
dieser Domestizierung des kapitalistischen Grundkonflikts besteht. Denn es würde 
zur Erklärung der noch immer stabil zu nennenden innenpolitischen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik nicht genügen, auf spezifisch deutsche historische Traditionen 
wirtschaftsfriedlicher Gewerkschaften oder staatsfixierter Erwartungshaltungen von 
Bevölkerung oder Organisationen zu verweisen. Es muß tief er liegende Gründe für die 
Elastizität eines gesellschaftlichen Systems geben, das nun wieder, wie schon 
mehrfach im letzten Jahrhundert, tiefe Krisen erzeugt, ohne doch bei den Menschen, 
die in die von ihm vorgegebenen Formen organisierten Zusammenlebens eingebunden 
sind, das Bewußtsein seiner Untauglichkeit hervorzurufen. 

Am Ende des theoretischen Teils der vorliegenden Arbeit stand die Skizze einer 
sozio-poli tischen Organisationsstruktur der Interessenverarbeitung, die sich zwi- 
schen den Koordinaten 'Kooperation' und 'Rivalität' zwischen einerseits Interessen 
konf liktorisch abgrenzender, andererseits Interessen integrativ generalisierender 
Organisationen bewegte. Dabei galt der Terminus der Selektivität der Interessenver- 
arbeitung als Schlüsselkategorie, mit der Zusammenhänge und Unterschiede beider 
Organisationstypen näher charakterisiert werden sollten. Die These lautete, daß die 
Verbände von Lohnarbeit und Kapital die Besitzer jeweils verschiedener Waren mehr 
oder weniger homogen erfassen und ihre Interessen im Konflikt untereinander und mit 
dem politischen Entscheidungszentrum zu realisieren suchen und daß die Parteien, 
ohne den Kernbereich der Reproduktion von Kapital und Lohnarbeit selbst zu steuern, 
die Einordnung dieser Interessenpotentiale in einen ganzheitlichen Prozeß gesell- 
schaftlich-politischer Systemsicherung und -fortexistenz leisten. 

Wie geschieht dies nun konkret? Es hat sich gezeigt, daß die Strategie der Kapital- 
verbände im Tarifsystem der sozio-ökonomi sehen Interessenverarbeitung in der Quan- 
tifizierung und Globalisierung der auftretenden Konflikte bestand, ergänzt durch 
die Hypostasierung bestehender Verteilungs- und Machtverhältnis-se, von denen über- 
wiegend nur erstere überhaupt thematisiert wurden, letztere dagegen nur in dem 
offensiven Vorwurf aufschienen, Gewerkschaften und SPD versuchten illegitimerweise, 
ein allseits als leistungsfähig anerkanntes ökonomisches System aus nie^igen 
Beweggründen des Neides und der Irrationalität zu zerstören. Quantifizierung bedeu- 
tete dabei das Ausklanmern von Fragen betrieblicher, unternehmerischer Disposi- 
tionsfreiheit ebenso wie die Verhinderung von Versuchen der Gewerkschaften und des 
SPD-geführten Staates, strukturelle gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zugunsten 
der Lohnabhängigen zu verschieben. Globalisierung hieß nichts anderes, als alle 
Lösungsversuche ökonomischer und verteilungspolitischer Probleme möglichst auf 
einem maximalen Abstraktionsniveaus zu halten, am besten auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene, damit die Kapitalseite selbst die Möglichkeit hatte, über die partielle 
Befriedigung bzw. die teilweise Beeinträchtigung aller in ihr vorhandenen konkur- 
rierenden Interessen den Konflikt zwischen diesen zu vermeiden und gleichzeitig den 
Bewegungsspielraum der einzelnen Unternehmen in vollem Umfang zu erhalten. 

Denn es sollte deutlich geworden sein, wie belastend für die Politik des hier 
untersuchten unternehmerischen Spitzenverbandes die Tatsache der fortbestehenden 
Konkurrenz zwischen seinen Mitgliedern in der Tat war. Die Beschleunigung der 
Inflation ab 1970, die aus der Sicht der einzelnen Unternehmen eine vernünftige 
Reaktion auf unerwartete Kostensteigerungen darstellte, bedeutete für die BDA eine 
immer härtere Zuspitzung der Auseinandersetzungen mit ihrem gewerkschaftlichen 
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Gegenspieler, der ihr und ihren tariffähigen Zweigen zumindest in den Jahren der 
Vollbeschäftigung so hart entgegentreten konnte, daß er Lohnsteigerungen durchzu- 
setzen vermochte, die wiederum intern im Arbeitgeberlager nicht unerhebliche Legi- 
timationskonflikte zwischen Organisation und (besonders mittelständischen) Basis- 
teilen geschaffen haben müssen. Daß diese nur ganz fragmentarisch in den Verbands- 
publikationen faßbar werden, belegt die Geschicklichkeit, mit der hier offenbar 
innerverbandliche Integrations- und Aggregationsarbeit geleistet wurde; es darf 
aber doch wohl als zweifelsfrei festgehalten werden, daß es sie gab und daß sie 
nicht unwesentlich zur wachsenden Härte und KompromißlosTgReit der Arbeitgeberver- 
bände in der Krise ab 1973/74 beigetragen haben müssen. 

So zeigt sich eine bemerkenswerte und unerwartete Parallele zwischen BDA und SPD; 
beide Organisationen hätten gerne durch globale statt differenziert-selektive Maß- 
nahmen den Konflikt zwischen den von diesen Maßnahmen berührten Interessen vermie- 
den, nur, daß die BDA darin sehr viel erfolgreicher war als die SPD. Für einen 
Arbeitgeberverband ist dies auch weit eher zu bewerkstelligen als etwa für einen 
unternehmerischen Wirtschaftsverband, der sich mit dem Problem inhaltlich, qualita- 
tiv verschiedener Mitgliederinteressen und ihrer Integration herumschlagen muß. 
Alle Arbeitgeber haben das grundsätzliche Interesse an niedrigen Löhnen und Sozial- 
abgaben sowie an der Erhaltung ihrer autonomen Personalplanung und -politik ein- 
schließlich der Gestaltung von Arbeitszeit und -bedingungen gemeinsam. Ersteres ist 
ein quantitatives Interesse, und kann daher 'nur 1 zu Konflikten über die Höhe der 
Konzessionen an Gewerkschaften und Staat führen (obgleich diese, wie gezeigt, nicht 
unterschätzt werden dürfen). Letzteres ist in der Tat ein qualitatives, die Reich- 
weite der unternehmerischen Dispositionsfreiheit tangierendes Interesse, auf dessen 
Thematisierung vor allem seitens der Gewerkschaften man stets mit dem Versuch 
reagierte, die Lösungsstrategien auf die betriebliche Ebene zu verlagern, auf der 
die strukturelle Dominanz der Unternehmensleitung gesichert war und ist, und wo- 
durch gleichzeitig die integrativen Kapazitäten des Verbandes selbst gegenüber 
seinen untereinander konkurrierenden Mitgliedern vor Überlastung geschützt wurden. 

Was das Bild des Wirtschaftsablaufs betraf, das die Arbeitgeber zu zeichnen bemüht 
waren, so war es das eines von Sachzwängen, logischen Abfolgen und vor allem völlig 
interessenneutralen Verhaltensweisen beherrschten Geschehens. Sämtliche Störfälle, 
die j^brend des Untersuchungszeitraumes auftraten, waren nach Auffassung der BDA 
auf Irrtümer oder maßlose Ansprüche von Gewerkschaften und Staat zurückzuführen; 
mit anderen Worten: Der ökonomische Prozeß als solcher galt als stabil und zur 
Herstellung eines ruhigen Gleichgewichts fähig, wenn ihn nur 'die anderen', die 
stets weniger vernünftig und kompetent als die Unternehmer waren, nicht störten. 

Insgesamt erweckt die «BDA den Eindruck eines ungeheuer stabilen, kaum zu bewegen- 
den, geschweige denn fundamental zu erschütternden Blocks, zwar gewiß in sich nicht 
so monolithisch, wie sie gerne gewesen wäre, aber doch nach außen zu einem außeror- 
dentlich einheitlichen Auftreten fähig. Sie verstand es, aus der Erfüllung der 
Profitoptimierungs- bzw. -maximierungsinteressen ihrer Mitglieder sachliche Voraus- 
setzungen des Allgemeinwohls werden zu lassen; Interessen hatten stets nur Gewerk- 
schaften und Staat, und alsdann diese in der Regel auf Veränderungen des Status quo 
zielten, in dem die Kapitalseite strukturell dominant verankert war, galten sie 
immer als illegitimer Angriff auf einen akzeptablen und akzeptierten Zustand. 

An diesem Phänomen, daß die BDA während des gesamten Untersuchungszeitraumes an 
ihren Verfahren der Interessenaggregation, -general isierung (in der Regel durch 
Quantifizierung) und -realisation sowie an ihren 1 eg itimatori sehen Begründungs- 
mustern so gut wie überhaupt nichts änderte, läßt sich im Umkehrschluß erkennen, 
daß sie von ihren Kontrahenten auch nicht dazu gezwungen wurde. Es ist eines der 
überraschendsten Ergebnisse der vorliegenden Arbeit, daß der theoretisch postulier- 
te antagonistische Interesse nkonflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital, dessen ver- 
teilungspolitisch eingeschränkter Austrag als eine selektive Hauptleistung des 
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Tarifsystems beschrieben wurde, von den Gewerkschaften zwar verbal durchaus kon- 
f liktorisch betrieben wurde (sogar in zunehmender Härte), daß es aber innerhalb der 
lohnabhängigen Organisationen praktisch keine Überlegungen darüber gab, wo der 
Gegner machtpolitisch stand, welches seine wichtigsten Durchsetzungsmittel waren 
und über welche Konterstrategien die Gewerkschaften demgegenüber verfügten. 

Es sollte deutlich geworden sein, daß die Auseinandersetzungen zwischen DGB und BDA 
in der Tat beschränkt waren und blieben auf quantitative, verteilungspolitische 
'issues' sowie - dies in wachsendem Maße von den Gewerkschaften forciert - auf 
qualitative Fragen der Arbeitsplatzgestaltung, der Arbeitsbedingungen und der Ar- 
beitszeit. Insofern wurde die oben aufgestellte These in vollem Umfang bestätigt, 
daß das Zusanmenwirken der beiden gegnerischen Verbände zu einer Erscheinungsform 
des sozio-ökonomi sehen Grundwiderspruchs führte, in der offenbar beide Seiten mit 
ihrem grundsätzlichen Status - Kapitalist oder Lohnarbeiter - einverstanden waren. 
Ohne Zweifel kämpften die Gewerkschaften für verbesserte Lebens- und Arbeitsver- 
hältnisse des von ihnen erfaßten Interessenpotentials; und ebenso zweifelsfrei ist, 
daß auch eine Zeitlang, in den frühen siebziger Jahren, die Verteilung des Wohl- 
standes und der Chancen zur Selbst- und Fremdbestirrmung ins Kreuzfeuer gewerk- 
schaftlicher Kritik gerieten. Aber dies geschah stets vor der - zumeist unausge- 
sprochenen - Prämisse, daß es möglich sein werde, die Gleichberechtigung der Lohn- 
abhängigen im gegebenen System herbeizuführen, ohne an dessen fundamentalen Struk- 
turen zu rütteln. Die Gewerkschaften verlangten am Ende des Untersuchungszeitraumes 
wohl nach erweiterten Möglichkeiten der Einflußnahme auf unternehmerische Investi- 
tions- und Personalentscheidungen; aber es war überhaupt keine Rede davon, daß 
etwas grundsätzlich falsch daran sein könnte, daß einzelne private gewinngeleitete 
Produktionsentscheidungen trafen, mit deren (gebrauchswert-) inhaltlichen und kon- 
junkturellen Folgen die Gemeinschaft aller Gesellschaftsmitglieder leben mußte. Man 
wünschte verstärkte Einwirkungsmöglichkeiten der eigenen Organisation und des 
Staates in diesen Bereichen; aber wieder drängt sich der Eindruck auf, der privat - 
wirschaft liehe Motor des ökonomischen Prozesses sollte gesteuert, in Dienst genom- 
men, aber keinesfalls abgeschaltet werden. Die Vermutung wurde mithin bestätigt, 
daß die Gewerkschaften sich als Verbände innerhalb des bestehenden Systems ver- 
standen, denen viel an der Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ihrer 
Mitglieder lag, nichts dagegen daran, das System und damit auch die eigene ver- 
bandsförmige Existenz in Frage zu stellen. 

Diesen Kurs zu halten, war nicht einfach für die Gewerkschaften, denn die ökonomi- 
schen Störfälle begannen sich bedrohlich zu häufen und der Widerstand der von ihnen 
organisierten Interessenträger brach sich mehrfach unkontrolliert Bahn. Während 
dies 1969 und 1973 ganz eindeutig verteilungspolitischen Mißständen in der Hochkon- 
junktur galt und insofern zwar für die Gewerkschaften legitimatorisch bedenklich 
war, aber von der Automatik des Tarifsystems ohne weiteres verkraftet werden konn- 
te, zeigt die sehr harte Kritik der Basis an ihrer Organisation im Verlauf des 
gescheiterten Kampfes um den Einstieg in die 35-$tunden -Woche in der Tarifrunde 
1978/7912), daß die Gewerkschaftsmitglieder nun auch in der Krise nicht länger 
bereit waren, sich allen von der Gegenseite diktierten vermeintlichen Bedingungen 
eines neuen Aufschwungs widerspruchslos zu beugen. Rationalisierungsintensifika- 
tion, Massenarbeitslosigkeit, ßeallohnsenkung und die stets vorhandene Angst, der 
Tiefpunkt könne noch lange nicht erreicht sein, übten einen derartigen Druck aus, 
daß die Gewerkschaftsbasis zumindest eine gewisse Zeit lang, wie sonst nur in 
Prosperitätsphasen, auf eine konsequente Realisation ihrer Interessen drängten. 

Denn die Gewerkschaften hatten imner wieder ihren eigenen Aktionsradius selbst 
verkürzt, sei es, indem sie erst dann von marktwirtschaftlich orientierten zu 
explizit interessenpolitisch begründeten Positionen übergingen (d.h., anfingen, ihr. 
Droh- und Verweigerungspotential ins Spiel zu bringen), nachdem lohnabhängige In- 
teressen bereits verletzt worden waren (1968/69, besonders im Verlauf der Infla- 
tionsentwicklung bis 1973/74); sei es, indem sie die Verarbeitung von 'issues', die 
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in ihren eigenen Kompetenzbereich fielen, an die Parteien delegierten bzw. vom 
Staat erwarteten. Die DGB-Gewerkschaften, in der Regel sogar branchenübergreifend- 
sektoral verankert, betrieben das Geschäft der Interesse ngeneralisierung nämlich so 
vehement, daß gelegentlich die I nteresse nrea 1 i s ierung auf der Strecke blieb. 

Damit ist gemeint, daß die deutschen Gewerkschaften, hier vertreten in ihrer orga- 
nisatorischen Spitze, dem DGB, stets so sehr um die breitestmögliche Legitimation 
ihrer Forderungen als 'konjunkturell erforderlich 1 bzw. 'sozial gerechtfertigt' 
bemüht waren, daß sie immer wieder in Gefahr gerieten, nicht alles, was vertei- 
lungspolitisch möglich gewesen wäre, aus der tarifpolitischen Gegenseite herauszu- 
holen. Zwar fand unbestreitbar ein Lernprozeß in ihren Reihen statt, der verstärkt 
auf qualitative Forderungen, differenzierte (statt ausschließlich globaler) Maßnah- 
men und autonome neben staatlichen Vorgehensweisen zielte. Aber diese Entwicklung 
stand erst ganz am Anfang, und die Tatsache, daß 1979/80 Gewerkschaftsausschlüsse 
und Disziplinierungsversuche seitens der Organisationsspitzen schlagartig Zunahmen, 
macht zunächst wenig Hoffnung, wie es hier weitergehen könnte. 

Beide Verbände generalisierten die von ihnen vertretenen Interessen sehr weitgehend 
und unter Verwendung von Legitimationsmustern, die auf die ganze Breite der gesell- 
schaftlichen Gruppen, Schichten und Klassen zielten; aber während dies für die 
Arbeitgeber in ihrem ureigensten Interesse lag, beraubten sich die Gewerkschaften 
dadurch eines Kräftepotentials, das ihnen in der - allerdings dann auch unvermeid- 
lich werdenden - direkten Auseinandersetzung mit dem Kapital hätte zur Verfügung 
stehen können, wenn sie sich unmittelbar auf die handfesten Interessen ihrer Basis 
bezogen und ihre eigenen gesamtwirtschaftlich oder demokratietheoretisch begründe- 
ten Legitimationsbemühungen etwas mehr in den Hintergrund gedrängt hätten. Statt- 
dessen wichen sie vor dem Versuch zurück, auszureizen, wie weit man die andere 
Seite von der Stelle bewegen, den Verlauf der gesellschaftlichen Frontlinien weiter 
nach vorne verschieben konnte. Sie ersparten sich (selbstverständlich auch ihren 
Mitgliedern) härtere Konflikte und sicherten sich die gesamtg esellschaftliche Legi- 
timation eines 'gesamtwirtschaftlich verantwortungsbewußten Ordnungsfaktors ' - nur 
ihre Verankerung in ihrem ureigensten Basispotential, ihre Selbstrechtfertigung 
durch materielle Leistungen, gefährdeten sie, wie dies kooperative Gewerkschaften 
stets tun, und es bleibt abzuwarten, welche Folgen ihnen daraus bei einem weiteren 
Anhalten der Krise erwachsen werden. 

Aber die Gewerkschaften waren nicht die einzigen, die es nicht auf die offene 
Auseinandersetzung mit der Kapitalseite ankonfinen ließen und dadurch ihren Aktions- 
radius schon im Vorfeld massiv verkürzten. Ein zweites zentrales Ergebnis der 
Arbeit besteht nämlich in dem Nachweis, daß die ab 1969 bis weit über den Untersu- 
chungszeitraum hinaus die Regierung führende SPD zunächst versuchte, über maximale 
Wachstumsraten jeden Konflikt mit dem Verbändelager zu vermeiden, dann einen kurz- 
fristigen Versuch unternahm, beide Großorganisationen stabilitätspolitisch diszi- 
plinieren zu wollen, um sich dann in der Krise den unternehmerischen Forderungen 
nach einem Hand lungs verzieht weitgehend zu beugen. 

Wie erwartet, war auch auf der Parteiebene das Bild des wirtschaftlichen Gesche- 
hens, an dem die Verbände beständig zeichneten, akzeptiert; es wurde hier noch 
weiter ausgestaltet. Weitgehende Interessenneutralität der Argumentation auf Unter- 
nehmerseite und generalisierendes Beharren auf gesamtgesellschaftlicher Gerechtig- 
keit bei den Gewerkschaften wurde nun ergänzt durch die Integration, Harmonisierung 
und Politisierung der sozio-ökonomi sehen Interessenpotentiale besonders durch den 
fast völligen Verzicht auf die Erwähnung zentraler Konflikte innerhalb der ökonomi- 
schen Struktur und durch das Umlenken konfliktori scher Auseinandersetzungen auf die 
politische Bühne. Hörte man den parlamentarischen Debatten über die Ökonomie und 
ihre Steuerung zu, so gewann man den Eindruck, daß es zwar Auseinandersetzungen 
zwischen den gesellschaftlichen Lagern und ihrer Vorhut, den Verbänden, gab. Aber 
diese waren als verteilungspolitische sowohl quasi naturgegeben als auch begrenzt 
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als auch deswegen akzeptabel. Es mochte in der SPD innerparteiliche Positionen 
geben, die darüber anders dachten, aber diese fanden höchstens als unwillkonmene 
Störfaktoren Eingang in die parlamentarischen Auseinandersetzungen. In diesen ging 
es vielmehr höchst lebhaft um die Zuteilung politischer Verantwortlichkeiten, und 
da waren den Verdächtigungen, Irrtumszuweisungen, Unterstellungen partikularisti- 
schen Verhaltens und systemfeindlicher Absichten wahrlich keine Grenzen gesetzt. 

Der Eindruck ist voll und ganz bestätigt, daß auf der Verbändeebene die auftreten- 
den Konflikte klar abgegrenzt und sozusagen handfest waren, und daß auf der Par- 
teienebene die Auseinandersetzungen gleichzeitig in die Breite gingen und an Basis- 
bindung, fast möchte man formulieren: an Realitätsgehalt verloren. Natürlich ging 
es hier um ganz zentrale Fragen der Stabil itäts- und später der Konjunkturbele- 
bungspolitik, worauf gleich noch einmal zurückzukommen sein wird. Aber die Verve, 
mit der sich die Parteien gegenseitig vorwarfen, verhängnisvolle Fehler in wirt- 
schaftspolitischer Hinsicht zu begehen, stand doch wohl in umgekehrtem Verhältnis 
zur realen Reichweite ihrer ökonomischen Kompetenzen. Diejenigen, die sich hätten 
ernsthaft beschuldigen können, den Wirtschaftsprozeß zu beeinträchtigen - Kapital 
und Lohnarbeit und ihre Organisationen -, taten dies überwiegend nur einlinig als 
Vorwurf der BDA an den DGB, maßlos zu werden, höchstens noch konterkariert durch 
die gewerkschaftliche Kritik, die Unternehmer verhielten sich nicht marktwirt- 
schaftlich oder nicht gerecht. Stattdessen kämpften diejenigen, die nur höchst 
sekundär am wirtschaftlichen Geschehen beteiligt waren, verbissen um Schuldzuwei- 
sungen - die Parteien. 

Selbstverständlich soll hier nicht der Eindruck erweckt werden, es habe im Parla- 
ment nichts als Schattenboxen stattgefunden. In der Tat rang die SPD, wie ausführ- 
lich beschrieben, um die Durchsetzung eines Konzepts der Wirtschaftssteuerung, das 
sowohl ihren eigenen Handlungsspielraum hätte vergrößern als auch die verstärkte 
Realisierung lohnabhängiger bzw. gewerkschaftlicher Forderungen hätte ermöglichen 
können. Und ohne Frage bedeutete es viel für den Mittelstand, wenn die FDP eine 
restriktive Stabilitätspolitik und den Verzicht des sozialdemokratischen Regie- 
rungspartners auf seine geplante steuerpolitische Offensive erzwang. In diesen 
Fragen wird greifbar, welchen Einsatz jede einzelne Partei wagte, um ihr genuines 
Basispotential zu vertreten, seine Interessen durchzusetzen; hier sollte jedoch 
zunächst das grundsätzliche Verhältnis von verbandsförmigen und parteipolitischen 
Kontroversen über ökonomische Fragen zueinander klargestellt werden. 

Und wie sah es nun mit der parteipolitischen Interessenrealisation konkret aus? In 
dieser Frage ist die Opposition, die CDU/CSU, am schnellsten abgehandelt. Da sie ab 
1969 keinen Zugang zur Regierung mehr besaß, konnte sie keine Interessenbefriedi- 
gung aus dem Staatsapparat heraus mehr betreiben und gehorchte ihrer Aufgabe der 
politischen Schuldzuweisung, der Lokalisierung von Verantwortlichkeiten bei der 
Regierung. Aus ihrer Politik in den Jahren vor 1969 ging hervor, daß sie sowohl 
mittel ständische als auch großindustriell-exportorientierte als auch lohnabhängige 
Interessen vertrat, letztere, sofern sie religiös überformt waren. Das eigentliche 
Problem der Union konnte erst deutlich zutage treten, wenn sie einmal die Regierung 
stellte; es lag, neben der objektiven Widersprüchlichkeit dieser von ihr erfaßten 
Palette von Interessen, wie beschrieben, in ihrem unrealistischen, von staatsauto- 
ritativen Vorstellungen durchsetzten Konzept, wie sie mit den Verbänden, besonders 
den Gewerkschaften, würde verfahren können. Damit lieferte sie zugleich einen Beleg 
für die oben aufgestellte These, daß konservative Volksparteien infolge ihres 
(partiellen) Rückgriffs auf ideenparteiliche Interessenintegrationsstrategien in 
Gefahr geraten können, reale erwartete und erforderliche Steuerungsleistungen als 
Regierung nicht erbringen zu können. Ein zweites Feld, auf dem diese Überlegung 
ebenfalls gelten dürfte, war das der Außenwirtschaft, das durchaus von den nationa- 
listischen Ideologemen, denen die Union teilweise anhing, bedroht werden konnte. 

Ähnlich einfach ist die Beurteilung der FDP, die in wirtschaftspolitischer Hinsicht 
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deutlich interessenparteiliche Züge zeigte, sich zum fast widerstandslosen ('fil- 
terlosen') Sprachrohr des Mittelstandes machte und voraussichtlich damit ihre 
eigene organisatorische Existenz als Partei zerstörte. Der FDP ermangelte es - im 
Gegensatz zur Union - nicht an Klarheit über die faktische Rolle der Verbände im 
Wirtschaftsprozeß; dafür fehlte es ihr an General isierungs- und Integrationsmecha- 
nismen, die ihr eine gewisse Autonomie gegenüber ihrem Basispotential gesichert 
hätte. Wo die Union, ideologisch gebunden, zu sehr abstrahierte und damit den 
Kontakt zur realen Interessen(gruppen)struktur teilweise zu verlieren drohte, ab- 
strahierte die FDP zu wenig von dem Interesse, das sie vertrat, und lieferte sich 
ihm damit auf Gedeih und Verderb aus. 

Am kompliziertesten war die Lage der SPD: Sie suchte den realistischen Umgang mit 
den Verbänden, war aber zugleich so eng an eine der beiden Seiten des Interessen- 
gruppenlagers gebunden, daß der Versuch der Distanzierung zwecks Autonomiesicherung 
als Partei zu massiven Legitimationskonflikten führen mußte. Sie bemühte sich um 
die integrierende Generalisierung verschiedener Interessenpotentiale unter dem Dach 
hoher Wachstumsraten (eher als durch ideologische Identitätsstiftung), und mußte 
erleben, wie die Verbände selbst dazu beitrugen, diese Voraussetzung ihrer Politik 
zu vernichten. Sie strebte die inhaltliche Verbesserung der lohnabhängigen Positio- 
nen in der Gesellschaft an und überantwortete ihren Handlungsspielraum in der Krise 
weitgehend den Unternehmern. Der Topos 'Rivalität zwischen Verband und Partei' läßt 
sich nirgendwo so plastisch illustieren wie im Verhältnis von SPD und DGB. 

Die Sozialdemokraten teilten die gewerkschaftliche Konzentration auf lohnabhängige 
Interessenpositionen und suchten sie über den ökonomischen Bereich hinaus gesamtge- 
sellschaftlich zu verbreitern und zu vertreten. Dies führte sie in ein wirtschafts- 
steuerndes und reformpolitisches Engagement, dessen Erfolg ihr in der Tat eine 
außerordentlich starke Basisbildung hätte sichern können. Und es soll hier auch 
nicht jene Auflösung innen-, sozial-, bildungs- und gesellschaftspolitischer Ver- 
krustungen unterschlagen werden, die ihr real gelang. Aber dennoch scheiterte sie 
mit ihrem Versuch des 'großen Wurfes', und sie scheiterte nicht zuletzt in wirt- 
schaftspolitischer Hinsicht an ihren eigenen Generalisierungsstrategien. Denn hier 
schließt sich der Kreis: Auch die SPD trat an, mehr Demokratie zu wagen, ohne 
auszusprechen, daß dies notwendig den Konflikt mit denjenigen nach sich ziehen 
mußte, denen an mehr Demokratie, an einer Umverteilung von Reichtum, Macht, Bildung 
und Prestige nicht gelegen war. Wie der DGB in engeren Sinne in wirtschaftlichen 
Fragen, so hoffte auch die SPD in ihrem breiteren Tätigkeitsfeld, sich Legitimation 
zu verschaffen, indem sie offene Konflikte vermied und stattdessen behauptete, es 
könne allen irnner besser gehen, wenn nur alle gleichermaßen viel dazu beitragen 
wollten. 

Daß dem nicht so war, wurde gezeigt, und die SPD reagierte darauf mit dem rasanten 
Kurswechsel, sich als Krisenmanagerin erneut Massenlegitimation zu verschaffen, nun 
aber ganz eindeutig zu Lasten der Gewerkschaften. Indem beide Organisationen darauf 
verzichteten, schrittweise (und gleichgerichtet!) auszuloten, wie weit sie bei 
einer offen betriebenen, unter explizitem Rückbezug auf die Interessen ihrer Basis 
vorgenomnenen Auseinandersetzungen mit dem Kapital die Grenzen ihrer Handlungs- 
spielräume nach vorne verschieben konnten, schlug ihr Vorgehen seit 1969 in die 
Konkurrenz um legitimationssicherende Ressourcen in Form materieller Leistungen im 
Tarifsystem bzw. aus dem Staatsapparat heraus um. Und wie immer, wenn zwei sich 
streiten, so freute sich auch hier der dritte, indem die Unternehmer so lange gegen 
Gewerkschaften und Partei kämpften, bis beide, zerstritten und gegeneinander ausge- 
spielt, ihre Ziele nicht mehr verwirklichen konnten. 

Welche Wirtschaftspolitik wurde nun letztlich betrieben, in den Jahren des Untersu- 
chungszeitraumes? In der Tat: Verfahren und Ergebnis der Wirtschaftssteuerung waren 
selektiv. Der Zielkatalog des Stabilitätsgesetzes wurde oben kommentiert; es kann 
überhaupt kein Zweifel daran bestehen, daß alle Bundestagsparteien den Kurs der 
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Verbände fortsetzten, den ökonomischen Prozeß in seiner kapitalistischen Formbe- 
stimntheit zu hypostasieren, sei es als leistungsfähige Marktwirtschaft als ein 
Wert sui generis, sei es als hinzunehmende und hinnehmbare Voraussetzung ehrgeizi- 
ger gesellschaftlicher Umgestaltungsvorstellungen. Es ging auch im Parlament nie um 
fundamentale Alternativen zu diesem Wirtschaftssystem; gestritten wurde nur darü- 
ber, ob es so, wie es war, perfekt war oder ob es noch verbessert werden mußte. In 
der Krise dann reduzierten auch die beiden regierenden Parteien den politischen 
Handlungsspielraum darauf, sachzwanghaft die Ertragssteigerung der Unternehmen als 
Voraussetzung von Neu Investitionen, Wachstum und Abbau der Arbeitslosigkeit zu 
beschwören. 

Die Betrachtung der realen Selektivität wirtschaftspolitischer Praxis steht dabei 
in engem Zusamnenhang mit dem Versuch, präzisere Aussagen zur Frage nach Funktionen 
und Grenzen des Handelns des bürgerlichen Staates zu treffen. Allzu oft hat sich 
die politische Ökonomie nämlich darauf beschränkt, theoretisch abzuleiten, welche 
Steuerungsfunktionen dem Staat hinsichtlich des Kapitalverwertungsprozesses zukom- 
men und in welche er nicht eingreifen darf, weil er ein bürgerlicher Staat oberhalb 
eines kapitalistischen Wirtschaftssystems ist. Dieses Verfahren gerät leicht in die 
Nähe der Tautologie, was sich vermeiden läßt, wenn man einerseits etwas mehr kon- 
kret-empirisch vorgeht und andererseits die Tatsache verstärkt berücksichtigt, daß 
dieser bürgerliche Staat in aller Regel von ganz bestimmten Organisationen - den 
Parteien - besetzt und geführt wird. 

Betrachtet man noch einmal den hier untersuchten Ablauf des Wirtschaftsprozesses 
und seiner Beeinflussung durch die Wirtschaftspolitik, und läßt man den oben be- 
schriebenen Zielkatalog des Stabilitätsgesetzes als Festschreibung der generali- 
sierten und spezifisch selektiven Funktionserwartungen der beiden hauptsächlich am 
ökonomischen Geschehen beteiligten gesellschaftlichen Lager in einer bestimmten 
historischen Phase an den Staat gelten, so lassen sich drei Knotenpunkte angeben, 
an denen der Staat hätte anders handeln müssen, als es die ihn tragenden Parteien 
faktisch tatenT 1568/69 hätte, um der Erwartung stetigen Wachstums zu entsprechen, 
die Konjunktur gebremst werden müssen. Dies unterblieb, weil keiner der Verbände 
auch nur auf ein Prozent Zuwachs verzichten wollte, und weil keine Partei den 
Konflikt mit den organisierten Gruppen bzw. den Gesellschaftsmitgliedern generell 
riskieren wollte, für weniger Reichtum als objektiv möglich verantwortlich zu sein, 
zumindest im Falle der SPD aber darüber hinaus wohl auch aus der Hoffnung heraus, 
das eigene Handeln und damit die eigene Legitimation durch maximales Wachstum 
erleichtern zu können. 1972/73 hätte eine konsequente Inflationsbekämpfung bedeu- 
tet, sowohl massiv in die autonome Preispolitik der Unternehmer einzugreifen als 
auch Umfang und Zuwachs der Masseneinkommen steuerpolitisch zu begrenzen (bzw. 
entsprechenden Druck auf die Gewerkschaften auszuüben). Dies unterblieb, weil die 
SPD weder den offenen Konflikt mit der Kapitalseite noch den dann unvermeidlichen 
Legitimationsentzug seitens der Lohnabhängigen und ihrer Organisationen riskieren 
wollte und außerdem jede wirklich rigide Stabilitätspolitik ihre eigenen Ausgaben- 
und Veränderungspläne restlos torpediert hätte. 

Hatten bei diesen beiden Störfällen wenigstens noch die jeweils vorrangig gefährde- 
ten Ziele des Stabilitätsgesetzes nicht in einem internen Widerspruch zueinander 
gestanden, so war dies zwischen 1974 und 1976 nicht mehr der Fall. Nun wurde das 
Bemühen um staatliche Wirtschaftssteuerung nämlich hin- und hergezerrt zwischen den 
Zielen der Wachstumsbelebung, der Anhebung des Beschäftigungsstandes und der Siche- 
rung des Geldwertes, deren interne Unvereinbarkeit nur ein unverhohlener Ausdruck 
gesellschaftlicher Gegensätze war, wie oben für den Zielkonflikt zwischen Vollbe- 
schäftigung und Geldwertstabilität ausführlich gezeigt wurde. Den Imperativen der 
Kapitalverwertung mußte entsprechen, durch Kostenentlastung und Nachfrageankurbe- 
lung für verbesserte Verwertungsbedingungen zu sorgen; dies hätte jedoch den Ver- 
zicht auf lohnabhängige und staatliche Einkünfte bedeutet sowie den selektiven 
Einsatz der noch verbleibenden staatlichen Ressourcen zugunsten der Investoren. Der 
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erstgenannte Verzicht lag gar nicht in der Reichweite staatlichen Handelns, der 
letztgenannte hätte gleichzeitig das Unterbleiben gezielter arbeitsmarktpolitischer 
Hilfen zugunsten der Lohnabhängigen und ihrer Gewerkschaften bedeutet. Insofern bei 
dem erreichten technologischen Niveau des Kapitalverwertungsprozesses heute Wachs- 
tum und steigender Beschäftigungsgrad eben nicht mehr unauflöslich miteinander 
gekoppelt sind^), mußte das Dilemna des Staates noch undurchdringlicher werden, 
weil auf die Dauer auch das Argument an Glaubwürdigkeit verlieren mußte, wenn man 
nur intensiv genug die Investoren fördere, werde die Vollbeschäftigung schon nach- 
konmen. 

Wenn hier nun bereits auf der staatlichen Ebene absolut widersprüchliche Funktions- 
erwartungen bestanden, die angesichts der faktischen Überlegenheit des Kapitals, 
d.h., seines Droh- und Verweigerungspotentials, langfristig nur selektive Maßnahmen 
zu seinen Gunsten erzwingen konnten, so wurde die Lage noch weiter dadurch kompli- 
ziert, daß die erforderlichen Staatsm aßnahmen von einer Partei getroffen und durch- 
geführt werden mußten, noch dazu von einer sozialdemokratischen Partei, die sich 
noch weniger als andere Legitimationsentzug seitens der Gewerkschaften leisten 
konnte. So zeichnet sich allmählich folgendes Bild ab: Bereits die Funktionserwar- 
tungen der ökonomischen Hauptinteressen an den Staat können in sich widersprüchlich 
sein, und wenn es zum Konflikt zwischen ihnen komnt - spätestens in der ökonomi- 
schen Krise, d.h. in der verallgemeinerten Verweigerung des Kapitals, sich expansiv 
zu reproduzieren -, dann setzten sich letzten Endes strukturell die Prioritäten der 
Unternehmer durch. So geschah es auch 1975/76: Der Staat kürzte seine von den 
Unternehmern kritisierten Leistungen an die Gesell Schaftsmitglieder und verzichtete 
auf die gezielte Hilfestellung zugunsten der arbeitsmarktpolitisch massiv unter 
Druck geratenen Gewerkschaften. Darüber hinaus können die Funktionserwartungen von 
Kapital und Lohnarbeit an den Staat aber auch in Konflikt mit den Gesetzmäßigkeiten 
parteif örmiger Legitimation und Existenzsicherung geraten. Dies war zweifellos der 
Fall, als 1968/69 nicht gebremst und 1972/73 nicht rigoros stabilisiert wurde; 
dahinter verbarg sich nämlich der Wunsch, hier der SPD, den Konflikt mit beiden 
Verbänden zu vermeiden und die eigenen Handlungsmöglichkeiten an der Regierung zu 
erhalten, wenn möglich, sogar noch auszuweiten. 

Jede Partei an der Regierung sieht sich in dem Dilemma, Funktionserwartungen an 
sie, die nunmehr Teil des Staatsapparates ist, zu vereinbaren mit Interessenerwar- 
tungen ihrer je eigenen Basis. Selbstverständlich stehen auch hinter den hier so 
bezeichneten 'Funktions'erwartungen an den Staat die Interessen von Lohnarbeit und 
Kapital an den Staat; aber dies ist von der direkten Bindung bestimmter Potentiale 
von Interessenträgern an bestimmte Parteien zu unterscheiden. Die Partei kann sich 
nur selbst legitimieren und an der Regierung halten, wenn sie den Erwartungen 
ihres spezifischen Wählerpotentials entspricht; sie muß aber in jedem Falle schei- 
tern, wenn sie die strukturell dominanten Funktionserwartungen der beiden wichtig- 
sten gesellschaftlichen Lager dauerhaft enttäuscht. Als Partei zu regieren bedeutet 
aber stets eine Gratwanderung zwischen Verletzung der Interessen des je eigenen 
Wählerkerns, der der beiden gesellschaftlichen Grundklassen und ihrer Verbände oder 
die einer Seite von ihnen. Jede regierende Partei muß in jedem Moment neu abwägen, 
welche Verletzung sie sich am ehesten leisten kann, oder anders formuliert: wessen 
Droh- und Konfliktpotential sie derzeit am meisten fürchten muß. 

Nun steht es durchaus in der Macht der Partei, ihr eigenes Basispotential, das 
zumeist in irgendeiner Form vorranaia mit einer Seite der gesellschaftlichen Inter- 
essenstruktur verknüpft sein wird^T, bewußt zu moblisieren, um sich über diesen 
verstärkten Rückhalt konfliktfähiger gegenüber den anderen, am politischen und 
ökonomischen Geschehen Beteiligten zu machen. Wenn nun in der vorliegenden Arbeit 
ausführlich gezeigt wurde, daß die SPD hierauf sowohl in der inflationären Hochkon- 
junktur als auch in der Krise verzichtete, so bedeutet dies nichts anderes, als daß 
die Partei im Staatsapparat ihre Tätigkeitsgrenze nicht so weit wie möglich nach 
vorne verlegte, und zwar aus der Hoffnung heraus, auf diese Weise legitimationszer- 
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störende Konflikte mit dem Kapital zu vermeiden bzw. legitimationssichernde Erfolge 
als Krisenmanagerin zugunsten der Gesamtgesellschaft zu verzeichnen. Mit anderen 
Worten: Wie weit eine Partei jeweils zur Sicherung ihres autonomen Handlungsfeldes 
geht, hängt stark davon ab, ob sie Legitimation als konsequenter Anwalt ihrer 
Wähler oder als kompetenter Regulator der Ökonomie im allgemeinen Interesse sucht. 
Im einen Falle handelt es sich um eine sozial abgegrenztere, aber auch entsprechend 
intensivere Legitimationsform, die die Partei automatisch in Konkurrenz zu den in 
diesen Interessenfeldern jeweils angesiedelten Interessengruppen bringen muß, im 
anderen um eine stärker generalisierte Rechtfertigung, die entsprechend geringere 
Basisbindung und -konfliktbereit Schaft mit sich bringen wird. Im einen Fall wird 
die Partei konf liktorisch auszureizen suchen, wie weit sie auch gegenüber den 
Verbänden von Lohnarbeit und/oder Kapital gehen kann (und sie wird zu diesem Ver- 
such durch ihren verstärkten Basisrückhalt auch fähig sein), im anderen wird sie 
den Konflikt mit ihnen eher meiden. Man sieht, wie auch auf dieser Ebene der 
Konkretion die Tatsache noch einmal auftaucht, daß Verbände und Parteien sich 
gegenseitig die Stärken des jeweils anderen streitig zu machen suchen: Die Verbände 
generalisieren, die Parteien stehen vor. der Wahl, sich enger oder weiter abzugren- 
zen, was das Interessenpotential betrifft, das sie aufgreifen und zu vertreten 
suchen. 

Das heißt, die Partei im Staatsapparat muß sich entscheiden, ob sie sich mehr durch 
den Bezug auf die Interessenerwartungen ihres Basispotentials oder durch die Erfül- 
lung der Funktionserwartungen der sozio-ökonomi sehen Hauptinteressen legitimieren 
will, wobei selbstverständlich Überlappungen möglich, sogar wahrscheinlich sind. 
Von dieser Entscheidung, die sich empirisch in der Regel als Bereitschaft zum oder 
Verzicht auf den Konflikt mit der einen oder beiden Seiten des Verbände lagers 
nieder sch lagen wird, hängt es ab, wo ihre Tätigkeitsg renze verläuft. Je nachdem, 
wie geschickt sie alle beteiligten Interessenpotentiale gegeneinander auszuspielen 
versteht, kann sie sich mehr oder weniger Autonomie verschaffen, nie jedoch die 
strukturelle Dominanz der Interessen von Kapital und Arbeit und die ihr entspre- 
chende Macht der Verbände auf heben. 

Diese Betrachtungsweise, die bewußt auf die Beantwortung der Frage nach den System- 
grenzen des Handelns bürgerlicher Staaten verzichtet und stattdessen genauer zu 
klären versucht, wo die Tätigkeitsgrenze der regierenden Parteien jeweils verläuft, 
entspricht der bereits an anderer Stelle getroffenen Entscheidung der Verfasserin, 
kein maximales Abstraktionsniveau zu wählen. Ebensowenig wie oben die Diskussion 
über das Verhältnis von Staat und Gesellschaft aufgenomnen wurdet) und die Unter- 
suchung vielmehr auf Zusammenhänge und Unterschiede von Parteien und Verbänden 
zugespitzt (durchaus auch: eingeengt) wurde, soll hier der Versuch unternomnen 
werden, quasi ein für alle Mal zu bestirrmen, wo das Ende staatlicher Handlungs- 
spielräume gegenüber dem Kapital liegt. In der empirischen Wirklichkeit kapitali- 
stisch-bürgerlicher Systeme vermitteln sich diese Zusairmenhänge eben häufig über 
die konkreten Organisationsstrukturen von Verbänden und Parteien, so daß von daher 
die Vorgehensweise fruchtbarer erscheint, ihren Umgang miteinander unter wechseln- 
den Bedingungen ökonomischer Properität und Depression zu untersuchen. 

Und noch einen Effekt hat dieses Verfahren: Das, was in der politischen Ökonomie 
oft lapidar als die 'Irrationalität des Kapitalismus', als seine prinzipielle 
Unfähigkeit zur Vermeidung ökonomischer Störfälle bezeichnet wird, kann nun etwas 
genauer beschrieben werden. Denn es hat sich in der vorliegenden Arbeit an ver- 
schiedenen Stellen gezeigt, daß bestimmte wirtschaftliche bzw. wirtschaftspoliti- 
sche Ziele, allen voran das der Stetigkeit der ökonomischen Entwicklung, das von 
allen Beteiligten erklärtermaßen angestrebt wurde, nicht erreicht wurden, weil alle 
Beteiligten in solchen Organisationsformen aufeinandertrafen, die aufgrund ihrer je 
eigenen Legitimationszwänge und Existenzsicherungsbedingungen ein abgestimmtes, 
'rationales' Verhalten unmöglich machten. Weil die BDA ein Verband oberhalb autono- 
mer Wirtschaftssubjekte ist, konnte sie 1568/69 die disparitäre Entwicklung von 
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Gewinnen und Löhnen ebensowenig verhindern wie ab 1970 die exzessive Preisentwick- 
lung. Weil die Gewerkschaften als Verband sich überwiegend durch materielle Lei- 
stungen im Tarifkonflikt vor ihren Mitgliedern legitimieren, mußten sie ab 1970 
eine härtere Lohnpolitik betreiben, die die regierende Sozialdemokratie in Schwie- 
rigkeiten brachte. Weil die SPD eine Partei ist, dominierte in der Krise ihr 
Wunsch, wiedergewählt zu werden, über dem Ziel inhaltlicher, auf die Lohnabhängigen 
im engeren Sinne zugespitzter Interessenrealisation und bewog sie letzten Endes zu 
der Entscheidung, die Gewerkschaften im Stich zu lassen, so wie diese sie umgekehrt 
in der Hochkonjunktur unter Druck gesetzt hatten. 

Jede der beteiligten Organisationen suchte im Konfliktfalle zunächst sich selbst zu 
retten; die Konfliktfälle waren unvermeidlich, da die zugrundeliegende Interessen- 
struktur der Gesellschaft von unaufhebbaren Gegensätzen gekennzeichnet war; und so 
wurde aus dem 'Rette sich wer kann' ein 'Jeder gegen jeden', bei dem mit Sicherheit 
eines, nämlich die rationale Abstimmung über gemeinsame Ziele und die Mittel ihrer 
Verwirklichung auf der Strecke bleiben mußte. Die ‘Interessenclearing'-Konzeption 
der SPD Mitte der sechziger Jahre war entschieden richtig angelegt; nur realisier- 
bar war sie - in dieser Gesellschaftsformation - nicht. 

Welchen Ausgang aus der Verstrickung kann es geben? Nach der gesamten bisherigen 
Anlage der vorliegenden Arbeit steht hier keine Anleitung zum revolutionären 
Klassenkampf zu erwarten. Stattdessen hat sich eine Schlußfolgerung der Verfasserin 
im Verlauf der Arbeit unabweisbar aufgedrängt: Der Beginn der Klärung über die je 
eigene Position innerhalb der gesellschaftlichen Interessen-, Macht- und Vertei- 
lungsstruktur und der Beginn jeder Auseinandersetzung über diese Pos itions Vertei- 
lung muß, kann nur, seinen Ausgang von der Offenlegung des je eigenen Interesses 
nehmen. Wozu irrmer diese Auseinandersetzungen dann führen mögen (und es ist histo- 
risch durchaus offen, ob dies in Richtung auf die Überwindung kapitalistischer 
Funktionsprinzipien und ihre Ersetzung durch sozialistische gehen muß), sie können 
stets nur damit anfangen, daß jeder am Kampf Beteiligte genau weiUT" wo er steht - 
und wo der Gegner -, was er will, - und was der Gegner -, und welche Waffen er 
besitzt - und welche der Gegner -. Diese Arbeit zu schreiben beinhaltete einen 
Lernprozeß darüber, daß etwas Falsches an einer Form des Zusarmienlebens sein muß, 
die es nicht gestattet, Interessen um ihrer selbst willen bestehen zu lassen und zu 
verwirklichen, so weit dies eben möglich ist. Wenn es irnner höherer Weihen bedarf, 
um die eigenen Bedürfnisse, die doch nun einmal existentiell gegeben und in der 
Notwendigkeit ihrer (wie imner partiellen) Befriedigung unabweisbar sind, anzumel- 
den, dann liegt ein Schleier über den gesellschaftlichen und politischen Ver- 
hältnissen, der eine - im besten philosophischen Sinne - vernünftige Verständigung 
aller Gesell Schaftsmitglieder untereinander unmöglich macht. Wenn das einzige Re- 
sultat dieser Untersuchung darin bestehen sollte, den Begriff des Interesses ein 
wenig mehr zu seinem eigenen Recht gelangen zu lassen, und zwar ohne seine euphori- 
sche Überhöhung als historisch und moralisch überlegenes Klasseninteresse ebenso 
wie ohne seine Abwertung als partikular-egoistisches Fehlverhalten, so hätte sie 
ihr Ziel mehr als erreicht. 
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ANMERKUNGEN 



1 . ) Zur Theorie der Interessengruppen 



1.1) Entwicklung und Stand bisheriger interessengruppentheoretischer Überlegungen und Ansätze 

1) Die Begriffe "Interessengruppe”, "Verband” und "Interessenverband” werden hier synonym 
gebraucht; vgl. hierzu von Beyme, Klaus: Interessengnppen in der Demokratie. München 1969, 
S.1 1-13 sowie die Einleitung der vorliegenden Arbeit. 

2) Zur Geschichte des interessengruppentheoretischen Denkens vgl. die zusanroenf assenden Dar- 
stellungen bei: v3eyme, a.a.0., S. 203ff; Ehrlich, Stanislaw: Die Macht der Minderheit 
Die Einflußgrippen in der politischen Struktur des Kapitalismus. Europäische Perspektiven. 
Wien/Frankfurt/Zürich 1962, S.1 3 ff; Narr, Wolf-Dieter/Naschold, Frieder: Theorie der 
Demokratie. Stuttgart/Berlin/Ko ln/Mainz 1971 (Narn-Naschold, Einführung in die moderne 
politische Theorie, Bd. III), S.204 ff; Abromeit, Heidrun: Staat und Wirtschaft Zum 
Staatsverständnis der Wirtschaftsöffentlichkeit in der Bundesrepublik. Frankfhrt/New York, 
S.1 1 - 21; Weber, Jürgen: Die Interessengruppen im politischen System der Bundesrepublik 
Deutschland. Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz 1977, S. 23 - 29 sowie S. 43-69; Steinberg, 
Rudolf: Pluralismus und öffentliches Interesse als Problem der amerikanischen und deutschen 
Verbandslehre; in: Archiv des öffentlichen Rechts, Bd. 96, 1971, H.4, S.465 - 505. 

3) Gerade in der deutschen Geschichte der Staatstheorie ist der Staat imner wieder als der 
omnipotente, nur dem höheren Wohl des Ganzen verpflichtete Souverän gedacht (oder ge- 
wünscht) worden, dessen Handlungsfreiheit keinesfalls durch Organisationen aus den Niede- 
rungen des gesellschaftlichen Interessengetüamels beeinträchtigt werden durfte. Vgl. zu 
dieser ideengeschichtlichen Tradition außer den in Arm 2) genannten Titeln besonders: 
Ehnke, Horst: 'Staat" und 'Gesellschaft” als verfassungstheoretisches Problem; in: Verglei- 
chende Analyse politischer Systeme. Ccnparative Politics. H&v. G. Doeker, Freiburg 1971, 
S. 241- 269 

4) Besonders in den angelsächsischen Ländern lebt die liberale Betrachtungsweise des gesell- 
schaftlichen Interessenausgleichs durch Konkurrenz und des Staates als dem neutralen 
Schiedsrichter im Gruppenwettbewerb noch imner fort, in denen sie seit Adam Snith zuhause 
ist. Nicht zufällig stammen die frühen Gruppentheorien Bentleys aus den USA; ebensowenig 
ist es Zufall, daß führende Pluralismus-Theoretiker wie Laski und Fraenkel in England 
lebten und arbeiteten Vgl. zu diesen Unterschieden zwischen der angelsächsischen und der 
deutschen Entwicklung Steinberg, Pluralismus, säOl, S.465 ff. In der Tat ist die plurali- 
stische Staatsbeurteilung in jüngster Zeit nicht unerheblich zurückgenommen worden; 
vgl.Kremendahl, Hans: Pluralismustheorie in Deutschland. Ehtstehurg, Kritik, Perspektiven. 
Leverkusen, 1977, S244: "Pluralistische Willensbildurg läßt sich als ein Integrations- 
prczeß beschreiben, der aus einer Gesellschaft atcmisierter Individuen mittels intermediä- 
rer Organisationen und makropolitischer Institutionen eine geordnete und handlungsfähige 
Ganzheit konstruiert, die jedoch stets Einheit in der Vielfalt bleibt.” Uhd ebenda, S. 
263: 'Der Staatswille kann nichts anderes sein, als eine von den gesellschaftlichen Kräften 
gebildete und durchgesetzte, allgemein verbindliche Entscheidung Es gibt nicht die überge- 
sellschaftliche neutrale Instanz, die zur Schiedsrichterflinktion im vollen Wort sinn befä- 
higt wäre.” Dies ändert aber nichts an der fixierten Betrachtung der Interessengruppen als 
Instrumente im engeren Sinne politischer Einflußnahme, wie Kremendahls These belegt, die 
Verbände benötigten zur optimalen Ziel Verwirklichung die Parteien (die aber letzten Endes 
politisch handlungsfähig nur an der Regierung, clh.,im Staat, sind) und mißten deshalb auf 
deren Generalisierungsfunktion Rücksicht nehmen; ebenda, S. 264/65. 

5) Vertreter der funktionalis tischen Theorie wie Almond und Eckstein haben den Verbänden die 
Aufgabe zugeschrieben, Interessen zu artikulieren, die divergierenden Ziele von Einzelindi- 
viduen zu politisch verwendbaren (!) Handlungsalternativen zu integrieren und disjunktiv 
gegenüber den tendenziell überintegrierend wirkenden Parteien aufzutreten, um durch die 
stete Betonung partikularer Interessen eine eventuelle Entfremdung sozialer Gruppen von dem 
politischen (!) System zu verhindern; vgl. hierzu Narr/Naschold, a.a.0., S. 210 - 212. 
Weber, a.a.0., S. 49 - 54 sowie Almond, Gabriel A.: Interessengruppen und politischer 
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Prozeß; in: Vergleichende Analyse politischer Systeme. Conparative Politics. Hg. v. G. 
Doeker, Freiburg 1971 , S. 77 - 38. 

6) Dieses Verdikt wurde paradigmatisch formuliert von Zeuner, Bodo: Verbandsforschung und 
Pluralismustheorie. Etatozentrische Fehlorientierungen politologischer Bnpirie und Theorie; 
in: Leviathan, Jg. 4, H. 2/1976, S. 137 - 177. Auf seine Kritik der 1 etatozentristischen 
Verbandseinflußforschung 1 wird unten noch genauer einzugehen sein; vgl. Abschnitt 1.1.3). 

7) Popp, Klaus: Öffentliche Aufgaben der Gewerkschaften und innerverbandliche Willensbildung. 
Berlin 1975 (Schriften zun Sozial- und Arbeitsrecht, Bd.20). 

8) Teubner, Günther: Organisaticnsdenckratie und Verbandsverfassung. Rechtsmodelle für poli- 
tisch relevante Verbände. Tübingen 1978 (Tübinger rechtswissenschaftliche Abhandlungen, 47) 

9) Popp, a.a.O., S. 30 

10) ebenda 

11) ebenda, S. 31/32 

12) ebenda, S. 32. Bemerfcenswerterweise bezieht Popp auch das System der autonomen ökonomi- 
schen und interverbandlichen Interessenrealisierung in diese Beurteilung mit ein: ,f Die 
verbliebenen Residuen gesellschaftsautonomen Handelns (!) (vor allem die Produktionssphäre 
mit ihren Annexen des Waren- und Arbeitsmarktes) , deren Konflikts- und Bedürfnisregelung 
sich nach dem Marktroechanisnm vollziehen soll, sind allerdings nur begrenzt politischer 
Regelung entzogen: der staatsfreie Konkurrenzprozeß wird durch staatlich gesetzte und 
kontrollierte Verfahrensmodalitäten stnicturiert, die offensichtliche Uhgleichgewichtig- 
keiten auf dem Waren- und Arbeitsmarkt vermeiden sollen; tatsächlich aber wird schon durch 
die justizförmige Kontrolüerbarkeit des Auseinandersetzungsprozesses mittels Auslegung 
und Aufstellung von Verfahrensregeln die gesellschaftliche Kbnfliktsbewältlgung weitgehen- 
der staatlicher Beeinflußbarkeit als der Herstellung von Gleichgewichtslagen zugänglich 
gemacht. Darüber hinaus wird der Aktionsrahmen rechtlich autonomer Subsysteme durch ihre 
wirtschaftliche Verflechtung mit staatlichen Verantwortungsbereichen eingeengt"; ebenda, 
S. 29. 

Hier soll nicht bestritten werden, daß der Staat bestimmte Spielregeln des Ökonomischen 
und interverbandlichen Konfliktaustrags ratifiziert hat, allerdings in der Regel erst, 
nachdem sie - jedenfalls im Falle der Tarifautonomie - zwischen den beteiligten Parteien 
selbst im Prinzip anerkannt worden waren. Bestritten wird vielmehr, daß die Produktions- 
und Marktsphäre samt der in ihnen angesiedelten Verbände ein ’Residuun gesellschaftsau tö- 
nernen Handelns* darstellen; sie umfassen und verkörpern stattdessen den Kembeneich des 
kapitalistischen Reproduktionsprozesses, in dessen grundsätzliche Funktionsmechanismen der 
Staat als bürgerlicher Staat weder eingreifen kann noch eingreifen darf. Popp realisiert 
zwar selbst die Begrenzung staatlicher Handlungsspielräurae durch die Struktur des ökonomi- 
schen Prozesses, definiert diese jedoch als "objektiv(e), aus dem Wirtschaftssystem resul- 
tierend (e) »Sachzwänge 1 ”, ohne zu klären, inwieweit sie sich im Handeln der Verbände 
konkretisieren. Siehe dazu unten die Abschnitte 1.2.3) sowie 1.5). Zitat Popp, a.a.O., S. 
41. 

13) ebenda, S. 39. Auf diesen sehr wichtigen Gedanken der besonders engen Bindung der Verbände 
an die gesellschaftliche Basis wird weiter unten zurückzukerrmen sein: vgl. Abschnitt 
1.2.3) 

14) Vgl. Popp, a.a.O., S. 185 -233 

15) ebenda, S. 132; Hervorhebung d.Verf. 

16) Vgl. hierzu von Aleraarm, Ulrich/ Heinze, Rolf G. : Parteien, Staat und Verbände - die 
aktuelle Diskussion un eine Kontrolle der Verbände in der Bundesrepublik; in: dieselben 
(Hg) : Verbände und Staat. Vom Pluralismus zun Korporatismus. Analysen, Positionen, Doku- 
mente. Opladen, 1979, S. 115-117, sowie die anschließenden Aufsätze zu Verbändegesetz- 
plänen von FDP und CDU sowie zur Kritik hieran von seiten des DGB und der SPD. 

17) Teubner, a.a.O., S. 164 

18) ebenda, S. 239 

19) ebenda, S. 245: Er stellt nämlich die Frage, "ob Mitgliederbedürfhisse und politische 
Anforderungen denn tatsächlich derart miteinander unvereinbar sind, daß ihre Berührung 
peinlichst zu vermeiden ist.” 

20) Seine implizite Priorisierung wird nämlich deutlich faßbar, wenn er über die seines Erach- 
tens erforderlichen verbandsrechtlichen Strukturvorgaben schreibt: "Danach eröffhen die 
primären Anforderungen des politischen Systems an die Verbände einen Spielraum, für dessen 
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nähere Eingrenzung sich adäquate Kriterien aus der MitgUederumwelt bestimmen lassen.” 
Ebenda, S. 259, Hervorhebung d.Verf.; vgl. ebenso S. 242/43. 

21) ebenda, S. 252 

22) ebenda, S. 239/40 

23) ebenda, S. 250 

23a) Zu dieser Art der Konzertierten Aktion vgl. Wiesenthal, Helmut: Die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen: Ein korporatistisches Verhandlungssystem der Sozialpolitik; in: von 
Alemann, Ulrich: Neokorporatisraus. Frankfurt/New York 1931, S. 180 - 205; zur Konzertier- 
ten Aktion mit Untemehmerverbänden und Gewerkschaften im einzelnen siehe das Kapitel 
über wirtschaftspolitische Stellungsnahmen von BDA und DGB. 

24) v.Alemann/Heinze, Verbände und Staat, 1979, a.a.O. 

25) siehe Arm. 16) sowie Abschnitt 2.3.2) zur Rivalität zwischen Parteien und Verbänden 

26) von Alemann, Ulrich/Heinze, Rolf G. : Auf dem Weg zum liberalen Ständestaat? Einführung in 
die Korporatismusdiskussion; in: dies., Verbände und Staat, 1979, a.a.O., S. 38 - 49, hier 
S. 39 

28) Lehmbruch, Gerhard: Wandlungen der Interessenpolitik im liberalen Korporatismus; in: 
v.Alemann/Heinze, Verbände und Staat, 1979, S. 50 - 71 

27) Schmitter, Philippe C.: Interessenvermittlung und Regierbarkeit; in: v.Alemann/Heinze, 
Verbände und Staat, 1979, a.a.O., S. 92-114 

29) Schmitter, a.a.O., S. 113 

30) Generell unterscheiden die Vertreter der Korporatismustheorie zwischen einer liberalen, 
gesellschaftlichen Variante, basierend auf der freiwilligen Einfügung der Verbände in 
staatliche Steuerungskonzeptionen, und einer autoritären, staatlichen Variante der erzwun- 
genen Unterwerfung der Interessengruppen unter den ( faschistischen) Staat. Vgl. hierzu 
Schmitter, a.a.O., S. 97/98, sowie besonders dann Kastendiek, Hans: Die Selbstblockierung 
der Korporatismus-Diskussion: Teilproblematisierungen der gesellschaftlichen Politikorga- 
nisation und gesellschaftspolitische Entproblematisierung korporativer Strukturen und 
Strategien, in: von Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., S. 92 - 116 und Nocken, 
Ulrich: Korporatistische Theorien und Strukturen in der deutschen Geschichte des 19. und 
frühen 20. Jahrhunderts; in: v.Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., S. 17 - 39 

31) Lehnbruch, a.a.O., S. 51 

32) ebenda, S. 55 

33) ebenda, S. 55 

34) Offe, Claus: Die Institutionalisierung des Verbandseinflusses - eine ordnungspolitische 
Zwickmühle; in: v.Alemann/Heinze, Verbände und Staat, 1979, a.a.O., S. 72-91, hier S. 
86, Hervorhebung i.T. 

35) ebenda, S. 87 

36) Vgl. den Band von v.Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., darin besonders Nocken, 
a.a.O.; von Alemann, Ulrich/Heinze, Rolf G. : Korporativer Staat und Korporatismus: Dimen- 
sionen der Neo-Korporatisrausdiskussion; S. 43-61; sowie Groser, Manfred: Pluralismus, 
Korporatismus und Neue Politische Ökonomie; S. 117 -134 

37) Vgl. hierzu außer den im folgenden ausführlicher zitierten Beiträgen den Aufsatz von 
Kastendiek, Selbstblockierung, in: v.Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., sowie ders., 
Neokorporatisraus? Thesen und Analyse-Konzepte in der westdeutschen Diskussion und in der 
internationalen ”corporatismus”-Debatte; in: ProKla 38, 10. Jg. , 1980, Nr. 1, S. 81 — 106. 

38) v.Alemann/Heinze, Korporativer Staat, in: v.Alemann, Neckorporatismus, 1981, a.a.O. , S. 55 

39) ebenda, S. 54 

40) ebenda, S. 60 

41 ) Schmitter, Philippe C. : Neokorporatisraus: Überlegurgen zur bisherigen Theorie und zur 
weiteren Praxis, in: von Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., S. 62 - 79 

42) ebenda, S. 75 - 78 

43) Diese Feststellung gilt trotz der für die Korporatisten neuen These von v.Alemann/Heinze, 
Korporativer Staat, in: v.Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., S. 60: "Unterstützt 
wird das Vordringen neckorporatistischer Politikfonnen durch den Funktionsverlust der 
Volksparteien, die sich imner mehr von gesellschaftlichen Interessengruppen zu Staatspar- 
teien gewandelt haben.” Und: "... die großen Parteien sind mit beiden, Staat und Verbän- 
den, in einem vielfältigen Netz der Beziehungen verknüpft. Allein die Verankerung der 
Parteien in ihrer Basis löst sich weiter, denn die Verbände verweisen auf ihre engere und 
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direktere Bindung an Mitgliederschaft. '* Es finden sich nämlich keine Ansatzpunkte inner- 
halb der Korporatismus-Diskussion , diesem Hinweis auf die Parteien systematisch nachzuge- 
hen, der auch von Jäger präzisiert wird: Jäger, Michael: Sozialliberaler Korporatimus: die 
Zukunft des "Ntodell Deutschland"; in: ProKLa 1)1, 10. Jg., 1980, Nr. 4, S. 131 - 143, hier 
S. 135 - 138 

Und noch viel weniger machen die Korporatisten Anstalten, sich mit demjenigen Teil der 
Verbändeaktivitäten zu befassen, der sich fernab vcm Staat, als interne Interessenbefrie- 
digung mittels Dienstleistungen und als autonomer interverbandlicher Konfliktausgleich 
abspielt. 

44) Aus dieser Formulierung sollte nicht vorschnell auf eine bestimmte Auffassung des Verhält> 
nisses von Staat und Gesellschaft seitens der Verfasserin geschlossen werden. Vielmehr 
wird auf dieses Problem weiter unten noch ausführlich zu sprechen zu können sein; vgl. 
Exkurs 2.3.1). 

45) Zeuner, a.a.O. , S. 146 

46) ebenda, S. 151 



1.2) Verbands förmige Interessenverarbeitung - Zur Schlüsselkategorie der Selektivität 

1 ) Streeck, Wölfgang: Gewerkschaftliche Organisationsprobleme in der sozialstaatlichen Demo- 
kratie. Kronberg/Ts. 1981 (Sczialwissenschaft und Praxis, Buchreihe des Wissenschaftszen- 
trums Berlin, Bd. 7) 

2) ebenda, S. 1, Hervorhebung i.T. 

3) ebenda, S. 1 

4) ebenda, S. 10 

5) ebenda, S. 16/17 

6) vgl. hierzu Heinze, Rolf G.: Verbändepolitik und "Neokorporatisraus**. Zur politischen Sozio- 
logie organisierter Interessen. Opladen 1981 (Studien zur Sozialwissenschaft , Bd.46), S. 15 
- 39, sowie den Band: Interesse und Gesellschaft. Definitionen, Kontroversen, Perspektiven. 
Hg. von Massing, Peter, und Reichel, Peter. München, 1977; darin besonders folgende Bei- 
träge: Sik,Ota: Ökonomische Interessen, S. 224 - 234; Massing, Peter: Anthropologische 
Überlegungen zur Struktur des Interesses; S. 21 1 - 223; von Ferber, Christian: Interesse 
und Gesellschaft, S. 234 - 248; Reichel, Peter: Anmerkungen zur Sozialgeschichte des Intern 
esses; S. 52 - 67; sowie den Aufsatz von Baibus, Isaac D. : Das Interessenkonzept in plura- 
listischer und marxistischer Analyse. Ein kritischer Vergleich; S. 193 - 206. 

Zu der dem Interessenbegriff vorgeschalteten Kategorie des Bedürfnisses vgl. Lederer, 
Katrin/ Mackensen, Rainer: Gesellschaftliche Bedürfhislagen. Möglichkeiten und Grenzen 
ihrer wissenschaftlichen Bestimmung. Göttingen 1975 (Kommission für wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel, 92) 

7 ) Diese Differenzierung wird sehr häufig im Zusammenhang mit dem Interessenbegriff vorgencm- 
men, zielt aber dabei zumeist auf die Unterscheidung zwischen dem subjektiven, d.h. , dem 
Einzelnen bewußten , Interesse und dem objektiven Interesse als Ausdruck seiner Stellung im 
sozio-ökcncmischen Reproduktionsprozeß der jeweiligen Gesellschaftsordnung; vgl. Heinze, 
Verbändepolitik, 1981, a.a.O., S. 33. 

Allzu oft hat jedoch dieser begriffliche Dualismus dazu geführt, daß der subjektive Faktor 
des Interessenbewußtseins vernachlässigt und mehr oder weniger ausschließlich das objektive 
Interesse einer Grippe, Schicht oder Klasse betrachtet wurde, nicht selten sogar den Indi- 
viduen mahnend als dasjenige vorgehalten wurde, das sie zu verfolgen hätten. Diese Posi- 
tion, gipfelnd in der moralisch getönten Vorhaltung * falschen Bewußtseins* oder gar des 
’ Verrats an der objektiven Interessenlage* , hat besondere Bedeutung im Zusammenhang mit der 
Bewertung der gewerkschaftlichen Politik gewonnen, führt jedoch auf gefährliche Pfade. 
Keine Organisation kann sich dauerhaft vcm Bewußtseinsstand ihrer Basis lösen, und dies 
nicht nur inter strategisch-taktischen Aspekten, sondern in erster Linie, weil auch sie, 
ihre Funktionäre und ihre Führung, denselben bewußtseinsbeeinflussenden gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen unterliegen wie diese. Damit wird nicht die Reflexionanöglichkeit be- 
stritten, die jedes Individuum und jede Organisation hinsichtlich dieses Zusammenhanges 
besitzt; es wird nur bezweifelt, daß die Qualität der Organisation notwendig in verstärkter 
Reflexion und damit größerer Autonomie der Wahrnehmung dieser Dialektik von Bewußtsein und 
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Beeinflussung bestehen muß . 

Um derartigen Fehldeutungen möglichst aus dem Wege zu gehen, wird hier ein subjektiver 
Interessenbegriff zugrundegelegt, in den objektive Faktoren jedoch in der Beeinflussung 
dessen eingehen, was die Individuen jeweils als Margelsituaticn empfinden, und was nicht. 

8) Vgl. hierzu als Grundlage dieser Überlegungen: Bierbaum, Christiane/ Bischof f, Joachim/ 
Eppenstein, David/ Herkcramer, Sebastian/ Maldaner, Karlheinz/ Martin, Amhild: Ende der 
Illusionen? Bewußtseinsänderungen in der Wirtschaftskrise. Fmnkfurt/Koln 1977 (Studien zur 
Gesellschaftstheorie), S. 9 - 12: sowie Greven, Michael Th.: Parteien und politische Herr- 
schaft. Zur Interdependenz von innerparteilicher Ordnung und Demokratie in der BRD. Meisen- 
heim a.Gl. 1977 (Studien zun politischen System der Bundesrepublik Deutschland, hg. v. 
Heino Kaack, Bd. 8), S. 110 - 118. 

9) Konkurrenzprinzip und Akkumilationszwarg gehören zun Charakter des kapitalistischen Repro- 
duktionsprozesses; sie werden vom individuellen Kapitalisten dergestalt erlebt, daß die 
Stagnation oder gar SchrunpfUrg seiner Gewinne sein Unternehmen - oder gar ihn selbst - 
existentiell bedrohen. Der Bezug zur Nfengelsituation, hier: ihrer Drehung, wird deutlich. 

10) In dieser Allgemeinheit handelt es sich um eine Negativdefinition, deren enorme Bedeutung 
erst klarer wird, wenn man sich vor Augen führt, daß hierzu beispielsweise der gesamte 
Bereich sozialer Beziehungen und emotionaler Bedürfhisses gehört. 

1 1 ) Vgl. zun grundsätzlichen Problem der Autoncmiesteigerung des individuellen Bewußtseins 
durch Reflexion: Adorno, Theodor W. : Erziehung nach Auschwitz; in: ders. , Erziehung zur 
Mündigceit, 4. Aufl. Frankflirt 1975, S. 88-104; sowie Habermas, Jürgen: Theorie und Pra- 
xis. 3* Aufl., Frankfurt 1974. 

12) Offe, Claus: Politische Herrschaft und Klassenstrukturen. Zur Analyse spätkapitalistischer 
Gesellschaftssysteme; in: Kress, Gisela/Senghass, Dieter (Hg): PoHtikwissenschaft. Eine 
Einführung in ihre Probleme; Frankfurt 1972, S. 135-164 

13) ebenda, S. 145 

14) ebenda, S. 145 

15) ebenda, S. 145/46 

16) ebenda, S. 146 

17) Mit dieser Priorisierung der Erwerbsinteressen von Warenbesitzem durch die verbandsför- 
mige Organisation ist noch nichts ausgesagt über das Verhältnis zwischen Erwerbsinteressen 
und den Interessen an der Überwindung kapitalistischer Herrschaft innerhalb der Klasse der 
Lchnabhängigen und ihrer Organisation, der Gewerkschaft. Siehe dazu auch unten Abschnitt 
1.3.2) und Abschnitt 1.3.3). 

18) Vgl. hierzu auch Offe, Politische Herrschaft, a.a.O., S. 146: "Organisierten und politisch 
folgenreichen Ausdruck können auf der Basis eines pluralistischen Verbändesystems nur 
solche Interessen finden, die im Bezug auf leistende und Gegenleistungen entgegennehmende 
Gruppen von Vöntschaftssubjekten definiert sind: der institutioneile Rahmen des politi- 
schen Willensbildungsprozesses ( I ) definiert den Bürger nur in den Grenzen als Bedürfhis - 
subjekt, in denen er Leistung3subjekt ist ; statt den Markt zu transzendieren, rückt das 
System der pluralistischen Interessenvertretung gerade markt-analoge Interessendefinitio- 
nen in den Vordergrund - und zwar in der Gewichtung, die ihrer Marktmacht entspricht." 
Hervorhebung i.T. 

19) Zu diesem Begriff und seinen vielfältigen Inplikationen siehe den nächsten Abschnitt. 

20) Diese These wird von der Arbeit Peter Raschkes über 1 Vereine und Verbände* gestützt, wenn 
er gerade für die kleinen, vorrangig Freizeit - oder andere, nicht dem Erwerbssektor 
zugehörige Interessen organisierenden Vereine feststellt, daß sie weder über ein aktives 
bzw. aktivierbares Mitgliederpotential noch über größeren externen (politischen) Einfluß 
verfügen; vgl. Raschke, Peter: Vereine und Verbände. Zur Organisation von Interessen in 
der Bundesrepublik Deutschland. Minchen 1978 (Politisches Verhalten, Bd.5), S. 218/19. 

Auf das Mittel, mit dem die kleinen Vereine diesem Dilenma zu entrimen suchen, - das 
Angebot verbandsintemer Serviceleistungen -, wird noch ausführlich zurückzukcmnen sein; 
vgl. Raschke, a.a.O., S. 218-221. 

21 ) Hier soll nicht der Eindruck erweckt werden, die Verbandsforschung im ganzen stecke sozu- 
sagen noch in den Kinderschuhen - dafür ist sie eine zu alte Disziplin (Bentley * s ,r The 
Prooess of Government" erschien immerhin bereits 1908), und dafür hat sie zu viele Er- 
kenntnisse produziert. Vielmehr richtet sich die in der vorliegenden Arbeit geübte Kritik 
gegen die Aussparung bestimmter Themenbereiche, die hier für zentral gehalten werden, 
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sowie gegen fehlende Systematisierung bzw. gesellschafts theoretische Rückbindung. Vgl. zu 
diesem Problem oben, Einleitung. 

22) Vgl. Abschnitt 1.1), Arm. 5) 

23) Steinberg, Rudolfs Interessenverbände als Kannunikaticnskanäle; ins Zur Theorie der poli- 
tischen Kcraimikation. Hg. von Wblfgang R. Langenbucher. München 1974, S. 132-146, hier S. 
134 s Als Selektivitätskriterien nennt Steinberg "Intensität der Forderung, Rang in einer 
innerverbandlichen Prioritätenskala, Rücksicht auf Verbandaninderheiten, Abschätzen der 
Erfolgsaussichten, Berücksichtigung existentieller Legitimitäts- und Wertvorstellungen, 
Einstellung befreundeter und gegnerischer Verbände, Parteien und öffentlicher Meinung, 
natürlich auch Gewicht der hinter einer Forderung stehenden Verbandsmitglieder"; ebenda, 
S.’ 134 

24) ebenda, S. 136s "Schon die bloße Tatsache der Partizipation besitzt integrierende Wirkurg 
. . . Trotz aller Meinungsverschiedenheiten und Interessengegensätze bildet allein die 
Tatsache der Teilnahme an dem gemeinsamen politischen Prozeß das alle Interessergruppen 
und staatliche Organe (!) einende Band." 

25) ebenda, S. 138; vgl. ähnlich Weber, a.a.O., S. 346-358; er benennt folgende Verbandsfünk- 
tionens Interessenartikulation, -aggregation, -Selektion, Integration durch Kcnrnrnikation 
zwischen Bürgern und Staat, durch Partizipation an der staatlichen Willensbildurg und 
durch die Übernahme von Ordnungsfurktionen sowie Legitimation des Wohlfahrtsstaates, an 
den gesellschaftliche Interesse durch die Verbände mit einer gewissen Aussicht auf Berück- 
sichtigung herargetragen werden. 

26) Vgl. hierzu auch von Beyme, a.a.O., der zwar keine explizite Funktionsbestimnurg der 
Interessengruppen vomlmnt, aber sich überwiegend mit ihrer Einflußnahme auf im ergeren 
Sinne politische Instanzen und Institutionen befaßt (siehe ebenda, S. 87-159) und zu 
folgender Einschätzung gelangt: "Bei aller Kritik, die organisierte Interessen ihrem Staat 
und der Gesellschaft entgegenbringen, ist ihr Verhältnis (auch bei gelegentlicher Anwen- 
dung destruktiver oder gar systemfeindlich erscheinender Methoden) vorwiegend affirmativ. 
Sie erkennen die bestehende Ordnurg an, indem sie ihre Organe für ihre Sonderziele auszu- 
nutzen versuchen." Ebenda, S. 31/32, Hervorhebung i.T. 

27) Offe in Kress/Serghaas, a.a.O., S. 148, Hervorh. i.T. 

28) Massirg, Otwin: Parteien und Verbände als Faktoren des politischen Prozesses. Aspekte 
politischer Soziologie; in: Kress/Serghaas, a.a.O. , S. 277-313; hier S. 291: "Der Klassen- 
konflikt reduziert sich nicht nur dem Selbstverständnis der Kontrahenten zufolge, sondern 
auch de facto auf partielle, prinzipiell lösbare Interesserkonflikte, deren graduelle 
Lösung auf einen neuen Gleichgewichtszustand bei höherem Nutzenniveau zustrebt, ohne daß 
am Ende am Gesamtzustand des Nutzenquantuns sich prinzipiell etwas geändert hätte." 

29) ebenda, S. 293 

30) Heinze, Verbändepolitik, 1981, a.a.0., S. 41-44 

31) ebenda, S. 53 

32) Buchholz, Edwin: Die Wirtschaftsverbände in der Wirtschaftsgesellschaft. Eine Analyse 
ihres Ordnurgs- und Selbsthilfesystems als Beitrag zu einer Theorie der Wirtschaftsverbän- 
de. Tübingen 1969, S. 38, Hervorh. d.Verf. 

33) Greven, a.a.O. 

34) ebenda, S. 127 

35) ebenda, S. 131/32; zu diesen Organisationen zählt Greven neben den Parteien auch die 
Verbände und Gewerkschaften. 

36) ebenda, S. 132 

37) ebenda, S. 138 

38) Vgl. dazu unten den Exkurs über Fragen des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft, 
Abschnitt 2.3.1). 

39) Greven, a.a.O., S. 149 

40) ebenda, S. 153 

41) ebenda, S. 164 

42) ebenda, S. 164 

43) ebenda, S. 164 

44) vgl. Anm. 35) in diesem Abschnitt. 

45) Greven, a.a.O., S. 188 

46) ebenda, S. 187, Hervorhebung i.T.; ein typischer Forschungsansatz, der diese Reduktion von 
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Herrschafts- auf Verteilungskonflikte schon in seine prinzipielle Auffassung von Bedürf- 
nissen und Interessen überninint, findet sich bei: Himnelmann, Gerhard: Bedürfhisse - 
Interessen - Politik. Ansätze einer verteilungs- und interessentheoretischen Analyse der 
Gesellschaft; in: Gegenwartskunde, Jg. 25, 1976, H. 1, S. 105—13^- 

48) Greven, a.a.O., S. 142/43 

49) ebenda, S. 145-148 

50) ’ln erster Linie* heißt, daß zwar auch die Verbände neben *Infonnationen* auch Personal 
zwischen Wirtschaft und Politik vermitteln, wie Greven dies für die Parteien festgestellt 
hat; vgl. oben sowie Greven, a.a.O., S. 141/42 und S. 148. Allerdings liegt bei ihnen 
insofern mehr Gewicht auf der Infonnationstrananission , als sie weit weniger als die 
Parteien Reservoir für politisches Personal sind, und zwar infolge der direkten Beteili- 
gung der Parteien an den Rekrutierungsprozessen der Wählen, zu denen die Verbände nur 
indirekten Zugang erlangen. Zu diesem Problem der Wahl als zentralem Unterscheidurgskrite- 
riixn zwischen Verbänden und Parteien, siehe unten, Abschnitt 2.3.2). 

51 ) Diese Beschränkung auf primäre sozio-Ökoncmische Reprodiictionsinteressen geht zurück auf 
die im Abschnitt 1.2.1) entwickelten Dimensionen der von der gesellschaftlichen Inter- 
essenstruktur selbst vongegebenen Selektivität der Interessenaufhahme und -Verarbeitung. 
Diese Interessen 1 bieten* sich quasi am ehesten der verbandsfünnigen Organisation *an* und 
werden deshalb auch am leichtesten von den Verbänden erfaßt. Vgl. hierzu die Unterschei- 
dung Heinzes zwischen dem sozialstrukturellen Interessenbezug der Verbände auf die verti- 
kale Klassen- und Schichtenstruktur der Gesellschaft gegenüber der Verankerung der Vereine 
in der horizontalen Interessenstruktur von Lebensbereichen; Heinze, Verbändepolitik, 1981, 
a.a.0., S. 55. Gerade mit letzteren hat sich die bereits zitierte Arbeit von Peter Raschke 
beschäftigt, die zu dem Schluß kcmnt, daß für diese Organisationen intermediäre urx) markt- 
förmige Modelle bzw. Theorien kaum anwendbar seien: “Oligarchie, Apathie und Desinteresse 
an der innerorganisatorischen Willensbildung und den Vereinsaktivitäten lassen die im 
intermediären Modell inplizierten Partizipationsvorstellungen zu nicht realisierbaren 
Forderungen schnupfen, da die Organisations- und Funktionsweise des Vereinigungssystems 
die gesellschaftlichen Inter^senrestriktionen und die mitgebrachte Apathie der Mitglieder 
noch verstärken. Es scheinen keine Impulse von den Vereinen und Verbänden auszugehen, 
Interessen in ihrem ganzen Unfeld selbst wahrzunehmen und in die Organisationen einzubrin- 
gen. Die Transmission der Interessen findet nicht statt, da die Beteiligung der Verbands- 
spitzen am politischen Prozeß keine innerorganisatorisbhen Entsprechung findet.** Raschke, 
a.a.O., S. 218 

52) Diese Dimension der verbandsförmigen Informationsfunktion ist die am häufigsten in der 
wissenschaftlichen Diskussion erwähnte; siehe oben, Abschnitt 1.2.2). In etwas grundsätz- 
licheren Bezügen taucht sie bei Scharpf auf, der innerhalb seines Modells der Unsetzung 
ökonomischen Problemdmcks in politischen Handlungsdruck die unverzichtbare Kategorie der 
Perzeption eines Problems als Problem durch die Öffentlichkeit oder relevante konfliktfä- 
hige Gruppen zwischenschaltet; Scharpf, Fritz W. : Einführung: Politischer Imnaobilismus und 
ökonomische Krise; in: ders. : Politischer Inmobilismus und ökonomische Krise. Aufsätze zu 
den politischen Restriktionen der Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik. Kronberg/Ts. 
1977 (Monographien Praktische Sozialwissenschaft), S. 1-18, hier S. 4. Damit wird nämlich 
im Gegensatz zu etatozentrischen Modellen die Erkenntnis möglich, daß die Aufgabe * rele- 
vanter konfliktfähiger Grippen* darin bestehen könnte, systematisch bestimmte Formen von 
Interessendruck als * Problem* zu perzipieren, andere dagegen ebenso systematisch - nicht! 

53) Dieser Begriff des Kontinuums interessenverarbeitender Organisationen geht zurück auf 
Gabriel Almond, der ihn meines Wissens als erster verwandt hat, um das Verhältnis von 
Verbänden und Parteien zu beschreiben; Almond, a.a.O., S. 84: **Die Beziehung zwischen 
politischen Parteien und Interessergruppen könnte als ein Kontinuum betrachtet werden, das 
einerseits durch substantielle Autonomie und andererseits durch Über- und Unterordnung 
begrenzt ist.** Das Bestechende an diesem Begriff liegt in der Betonung der Verbindung 
zwischen unterschiedlichen Organisationstypen, die, wie immer verborgen sie auch sein mag, 
letzten Endes das Funktionieren des Gesamtprozesses (in diesem Fall: der Interessenverar- 
beitung) gewährleistet. Gerade weil scheinbar so ganz verschiedene Organisationen wie - 
überspitzt formuliert - die Sonderinteressen anmeldenden Interessengruppen und die gemein- 
wohlverpflichteten Parteien in Wirklichkeit eben nicht voneinander völlig getrennt agie- 
ren, sondern auf eine noch näher zu bestimmende Art und Weise verschiedene Beiträge zu 
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demselben Prozeß liefern, wird dieser einheitliche Systenprozess noch inmer so selten als 
solcher überhaupt erkannt, 

55) Vgl. dazu oben am Schluß des Abschnitts 1.2.1). 

56) Vgl. hierzu Streecks Darstellung des Prozesses der ’Veralltaglichung des Charismas* 

(Max Weber ); Streeck, Organisationsproblene , 1981, a.a.0., S. 24-32. Danach geraten so- 

ziale Bewegungen ohne formale Organisationsstruktur früher oder später in den Widerspruch, 
der sich zwischen ihren überwiegend spontanen Kaminikaticnsf orrnen und dem Problem ökono- 
mischer Subsistenzsicherurg unvermeidlich auftut. Entweder sie beharren dann auf ihrem 
Charakter als nichb-fonnalistischer Bewegung - und gehen zugrunde. Oder sie bilden inter- 
ne, längerfristig angelegte Strukturen der Selbsterhaltung aus und werden so zu freiwilli- 
gen Organisationen, die irgendwo auf dem Kontinuum zwischen den extremen Polen der sozia- 
len Bewegung einerseits, der Bürokratie andererseits angesiedelt sind; vgl. ebenda, S. 32- 
41. 

57) Der Begriff des * Advokaten* zielt auf das delegierende Moment, das jedem Verband innewohnt 
und in seinem Anspruch Ausdruck findet, die Interessen einer bestimmten Grippe zu vertre- 
ten . Im Gegensatz zur sozialen Bewegung, die zwar durchaus sowohl Führer als auch Gefolg- 
schaft kennen kann, deren Anhänger aber per definitionem selbst, mit ihrer ganzen Person 
flir das Anliegen der Bewegung eintreten, nimmt die Organisation ihren Mitgliedern dieses 
Engagement in weiten Teilen ab, fordert Leistungen (Beitrag, bestimmte Formen von Mit- 
gliedsaktivitäten, z.B. Teilnahme von Gewerkschaftsmitgliedern an Streiks) im Austausch 
gegen die Anmeldung der Basisinteressen gegenüber gesellschaftlichen und/oder politischen 
Kontrahenten qua Organisation. Dies geht allerdings nicht so weit wie die Haltung der 
Bürokratie gegenüber ihren Kunden; vgl. hierzu Streeck, Organisationsprobleme, 1981 , 
a.a.O., S. 35 und S. 37. Der äußerste Fall ’advokatorischer Verbandspolitik* liegtim 
Falle der Wohl fährtsorganisationen vor, die ein Basispotential zu vertreten beanspruchen, 
das z.T. zu dem Akt der Delegation gar nicht befähigt ist, z.B. Vereinigungen zun Schutz 
geistig Behinderter etc. Allerdings bewegen sich diese Organisationen auch sehr am Rande 
des hier als zentral erachteten * Interessenpaketes * sozio-ökoncraischer Reproduktionsinter- 
essen, deren Realisierung üblicherweise handlungsfähige Interessenträger - Statusgrippen, 
Schichten, Klassen - voraussetzt. 

58) Streeck, Organisationsprobleme, 1981, a.a.O. , S. 11, Hervorhebung i.T. 

59) Dies gilt für alle Organisationen, die auf der beruflichen Stellung ihrer Mitglieder 
aufbauen; allen voran die üntemehnerverbände, mit gewissen Akzentverschiebungen, die 
unten näher zu erläutern sein werden, auch die Gewerkschaften, darüber hinaus aber eben- 
falls Ärzte-, Bauern-, Anwalts-. Handwerkerverbände usw. 

60) Hierunter fallen etwa Rentnerorganisationen, vor allem aber Verbände, die sogenannte 
* allgemeine Interessen* wie Umweltschutz-, Ausbildungs-, kulturelle oder ähnliche Inter- 
essen umfassen. Hierzu gehören prinzipiell auch diejenigen Interessen, die aus der Wider- 
sprüchlichkeit der lohnabhängigen Existenz erwachsen, sofern sie den Lohnabhängigen selbst 
in irgendeiner Form bewußt sind, und auf die Überwindung von Herrschafts- und Abhängig- 
keitsstrukturen zielen.. 

61 ) Diese Bedeutung kann sowohl die Form äußerer, insbesondere staatlicher Repression anneh- 
men; sie kann aber auch auf die innere Auszehrung der Organisation hinauslaufen, weil sie 
ihren Mitgliedern oft nur *Blut, Schweiß und Tränen’ , jedenfalls aber nur karge materielle 
Erfolge, zu bieten in der Lage ist. 

62) »Loyalität* heißt hier nicht nur aktive, werthafVrationale und emotional engagierte 
Bindung des Mitglieds an die Organisation, sondern umfaßt ebenso alle Spielarten des 
individuell-rationalen Nutzenkalküls. 

63) Vgl. Greven, a.a.O., S. 153; dieser ganze Bereich ideologischer Interessenbefriedigung 
wird verstärkt im Zusammenhang mit den Parteien zu thematisieren sein. Zun psychologischen 
Zusammenhang von ökonomischen Wurzeln und geglaubter Ideologie als Verankerung des politi- 
schen * Überbaus* in den Individuen, vgl. Glaser, Hermann: Politische Psychologie und 
psychoanalytische Soziologie. Überlegungen zur Übertragung Freudscher Kategorien auf Ge- 
sellschaftsanalyse und Gesellschaftskritik; in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/76, 
S. 31-47. 

64) Dieser Begriff ist spätestens seit der Arbeit von Sylvia und Wolfgang Streeck in der 
Forschung innerparteilicher bzw. -verbandlicher Willensbildungsprozesse gängiger Topos; 
Streeck, Sylvia und Wolfgang: Parteiensystem und Status quo. Drei Studien zun innerpartei- 
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liehen Konflikt. Frankfurt 1972. Vgl. etwa ftir die Verbände die Arbeit von: Weitbrecht, 
Hans jörg: Effektivität und Legitimität der Tarif au tenanie. Eine soziologische. Untersuchung 
am Beispiel der deutschen Metallindustrie. Berlin 1969 (Volkswirtschaftliche Schriften, 
133), sowie den Abschnitt 1.5) der vorliegenden Arbeit zu internen Legitimationskonflikten 
von Gewerkschaften md Arbeitgeberverbänden. 

65) * Verfahren* umschließt hier sowohl echte als auch (Xasi-Partizipation. 

66) Darunter fällt beispielsweise die Agitation in Vertriebenenverbänden, sofern sie nur 
darauf zielt, die kritische Distanz der Mitglieder zu den effektiven Leistungen ihrer 
Organisation durch die Beschwörung von Erinnerungen an die 'alte Heimat' zu verringern und 
damit die Organisation leistungsfähiger erscheinen läßt, als sie wirklich ist. Allerdings 
gilt das gleiche ftir die Klassenkanpfrhetorik integrierter Gewerkschaften; siehe dazu 
weiter unten. 

67) Vgl. hierzu unten den Exkurs über das Verhältnis von Staat und Gesellschaft. 

68) Diese Legitimationsform allein wäre allerdings zu wenig, da ökonomische und soziale 

Störfälle im Kapitalismus als Folge kapitalistischer Bewegungsgesetze und Widersprüche nun 
einmal unvermeidlich sind. An dieser Stelle greifen ideologische und/oder repressive 
Interessenverarheitiig^ Platz, ausgeübt vor allem seitens der Parteien und des 

Staates, was weiter unten zu diskutieren sein wird. Zu den verschiedenen Dimensionen des 
Legitimationsbegriffs, vgl. auch Rannstedt, Otthein/Rönsch, HorsWDieter: Darstellung und 
Kritik der gegenwärtigen Legitimationsforschung; in: Matthöf er, Hans (Hg): Bürgerbeteili- 
gung md Bürgerinitiativen. Legitimation und Partizipation in der Demokratie angesichts 
gesellschaftlicher Konfliktsituationen. Wissenschaftliche Redaktion: Otthein Rannstedt. 
Villingen 1977 (Argumente in der Energiediskussion, Bd. 3), S. 91-157. 

69) Zur Auswahl gerade dieser beiden Organisationen vgl. oben Einleitung. 

1.3) Konkretion interessengr\ippentheoretischer Überlegungen (I): Die Gewerkschaften 

1 ) Auch hier wieder, wie im Abschnitt 1.1.1) soll und kann nicht die gesamte, enorme Breite 
der gewerkschaftstheoretischen Diskussion entwickelt werden. Wiederum gärt es nur um die 
Sichtung derjenigen Ansätze und Positionen, die zu der hier interessierenden Betrachtungs- 
weise der Gewerkschaften als Bestandteil eines Kontinuums interessenverarbeitender Organi- 
sationen Beiträge zu liefern vermögen - und sei es auch durch den systematischen AufWeis 
ihrer Lücken. 

2) Vgl. bereits die eher fragmentarischen Äußerungen von Marx und Engels zur Rolle der Gewerk- 
schaften; interpretiert bei Zoll, Rainer: Der Doppelcharakter der Gewerkschaften. Zur 
Aktualität der Mantschen Gewerkschaftstheorie. Frankflirt 1976, S. 128-135. 

3) Vgl. den Übersichtsband von Mayer, Evelies: Theorien zum Funkticnswandel der Gewerkschaf- 
ten. Frankflirt 1973, S. 19-103. Mayer unterscheidet vier hauptsächliche Theoriestränge: 

- konservative und pluralistische Gewerkschaftstheorien, die die Übernahme öffentlicher Funk- 
tionen der Gewerkschaften im Zuge der Herausbildung des interventionistischen Sozialstaates 
als unvermeidlich betrachten und sie entweder als Bedrohung staatlicher Souveränität oder 
als begrüßenswertes Korrektiv noch bestehender sozialer und/oder politischer Disparitäten zu 
Lasten der Lohnabhängigen bewerten; 

- reduktionistische Theorien, die von der Annahme eines prinzipiell stillgestellten KLassen- 
und Verteilungskampfes ausgehend den Gewerkschaften nurmehr die Aufgabe des Austrags von 
'Restkonflikten' zuschreiben, sofern sie sich nicht zwangsweise oder freiwillig in die 
staatliche Steuerungs- und ReguUerungsstrategien einfügen; 

- Theorien der Umwandlung der Gewerkschaften in gigantische Dierstleistungsuntemehmen, da sie 
anders ihre Basis nicht mehr länger'an sich zu binden vermögen, in Anbetracht ihrer Integra- 
tion in den etablierten politischen Prozeß; 

- Gegenmchttheorien, die sich auf die verfassungsrechtliche Stellung der Gewerkschaften 
konzentrieren und aus dieser den Auftrag der gewerkschaftlichen Organisation zur Herstellurg 
bzw. Bewahrung demokratischer Verhältnisse in Staat und Gesellschaft ableiten. 

4) vgl. oben, Abschnitt 1.1.2) 

5) Unter den zahlreichen Beiträgen zum Thema 'Gewerkschaften und Korporatismus' vgl. u.a. 
Esser, Josef/ Fach, Wolfgang: Korporatistische Krdsenregulierung im 'Modell Deutschland", * 
in: von Alemann, Neckorporatianus, 1981, a.a.0., S. 158-179; Hübner, Kurt/ Moraal, Dick: 
Zwischen Verbändegesetz und "Konzertierter Aktion". Körporativistische Restnkturierungs- 
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versuche des Verhältnisses von Staat - Kapital - Gewerkschaften in der Bundesrepublik; Teil 
I, PrcfGLa 38 , 10. Jg., H.1, S. 41-61 ; Hofftaann, Jürgen: Einheitsgewerkschaft oder **korpora- 
tistische Blockbildung”? Probleme einer solidarischen Interessenvertretungspolitik in der 
ökonomischen Krise der Bundesrepublik; in: ProKla 43, 11. Jg., 1981, H. 2, S. 6-26; Jäger 
in ProfCLa, a.a.O.; Kastendieck in von Alemann, Neokorporatisraus , 1981, a.a.O.; ders. in 
PrcfCLa, a.a.O.; Offe in von Alemann/Heinze, Verbände und Staat, 1979, a.a.O.; sowie den 
bereits zitierten Band von Streeck, Organisationsproblems , 1981, a.a.O. 

6) ebenda, S. 1, Hervorhebung i.T. 

7) ebenda, S. 7: "Mit dem gleichen Recht, mit dem die Entstehung des kapitalistischen Wohl- 
fahrtsstaates aus der Perspektive ’des Systems* als eine erfolgreiche Methode der Anpassung 
an veränderte Verhältnisse erscheinen kann, erschien und erscheint sie aus der Perspektive 
der Arbeiterbewegung als Resultat eines erfolgreichen Kampfes un eine Veränderung des 
Systems." Hervorhebung i.T. 

8) ebenda, S. 6, Hervorhebung i.T. Hierzu erscheinen zwei Bemerkungen angebracht. Zun ersten 
wird mit dieser Begründung partieller echter Interessenrealisierung zugunsten der Gewerk- 
schaft durch den Staat die gewerkschaftliche Bereitschaft zur Teilnahme an korporatisti- 
schen Arrangements sehr viel plausibler als bei jenen Autoren, die stets die systemerhal- 
tende Funktion korporatistischer Strukturen betonen. Vgl. hierzu etwa Hübner/Moraal, 
a.a.O., S. 43: "Gerade in einer Situation, in der mit einer Ablösung der keynesianischen 
*VollbeschäftigurgspQlitik* und deren Ersetzung durch eine Politik der Austerität der 
’keynesianische Kompromiß * zwischen Gewerkschaften und staatlicher Wirtschaftspolitik auf- 
gekündigt wird, erfordert die Verpflichtung der Gewerkschaften auf die Inperative der 
Kapitalverwertung verstärkte Anstrengungen der politischen Einbindung." Zwar erkennen auch 
diese Autoren den realen Nutzen, den die Gewerkschaften und ihre Basis aus der aktiven 
Beteiligung an dem sczio-politischen Reproduktionsprozeß der bürgerlichen Gesellschaft 
bezogen haben; ebenda, S. 44. Aber dieser Gedanke scheint offenbar nicht zentral für ihr 
Konzept zu sein, wenn sie nämlich im Fortgang ihrer Überlegungen das Modell einer "autori- 
täre en) staatskorporatis tische ( n) Einbindungsvariante mittels eines Verbändegesetzes" ent- 
wickeln (ebenda, S.43), ohne sich die Frage zu stellen, ob es überhaupt realisierbar ist, 
und wenn ja, zu welchen Kosten, die Gewerkschaften zur Einbindung zwingen zu wollen, statt 
sie ihnen durch materielle Vorteile zu erleichtern. 

Zum zweiten: Streeck unterliegt allerdings wieder dem Irrtum aller (zwangsläufig etatozen- 
trischen) Korporatisten, wenn er annimmt, es sei in erster Linie der Staat, der den Gewerk- 
schaften zu dem Einblick verhelfen müsse, ihre Interessen seien mit denen der Arbeitgeber 
prinzipiell kcnpatibel. Diesen Eindruck vermitteln zunächst vielmehr die Unternehmer 
selbst, indem sie sich im Tarif System konzessionsfähig und -willig zeigen, in welch engen 
Grenzen auch inmer. Nach wie vor ist es nicht der Staat, der Tarifverträge über steigende 
Löhne und Gehälter abschließt, sondern Unteraehmerverbände und Gewerkschaften arbeiten sich 
so lange an ihren (zumeist quantitativ) unterschiedlichen Interessen ab, bis sie zu einem 
Kcnpraniß gefunden haben. Vgl. dazu unten die Bemerkungen zur Selektivität und Legitima- 
tionsfunktion des autonomen interverbandlichen Kbnfliktaustrags, Abschnitt 1.5). 

9) Streeck, Organisationsprobleme, 1981 , a.a.O. , S. 2, Hervorhebung i.T. 

10) ebenda, S. 3 

11) vgl. ebenda, S. 193-269 

12) vgl. ebenda, S. 273-312 

13) vgl. ebenda, S. 313-368 

14) vgl. Popp, a.a.O., S. 131-134 und S. 190-200 

15) ebenda, S. 132 

16) Vgl. hierzu: Autorenkollektiv: Marxistische Gewerkschafts theorie. Eine Einführung. West>- 
Berlin 1976; Herkcnmer, Sebastian/ Bischoff, Joachim/ Lohauß, Peter/ Maldaner, Karlheinz/ 
Steinfeld, Friedrich: Gesellschaftsbewußtsein und Gewerkschaften. Arbeitsbedingungen, Le- 
bensverhältnisse, Bewußtseinsänderungen und gewerkschaftliche Strategie von 1945 bis 1979. 
Hamburg 1979; Hack, Lothar/ Krause, Wulf/ Schmidt, Ute/ Wachutka, Werner: Klassenlage und 
Interessenorientierung; in: Sozialstruktur und politische Systeme. Hg. von Urs Jaeggi. 
Köln 1976, S. 197^221. 

17) Vgl. hierzu: Deppe, Frank: Autonomie und Integration. Materialien zur Gewerkschaftsana- 
lyse. Marburg 1979 (Schriftenreihe für Sozialgeschichte und Arbeiterbewegung, Bd. 9); 
Deppe, Frank u.a. (Hg): Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung. Köln 1977. 
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18) vgl. zum folgenden Herkcnmer u.a. , a.a.O. , S. 210-258 

19) ,T Der mit der Existenz und Rückwirkung der Gewerkschaften auf die gesellschaftliche Ent- 
wicklung immer vorhandene Widerspruch zwischen Abstreifen der Individualität des als 
privater Warenbesitzer agierenden einzelnen Lohnarbeiters durch gewerkschaftliche Organi- 
siert^ einerseits und Reproduktion der Individualität auf dieser Basis andererseits 
reflektiert sich in Phasen prosperierender ökonomischer Entwicklung darin, daß das größte 
Gewicht, das das persönliche Individuum gegenüber dem Klassenindividuum erhält, sich in 
einer wachsenden Kluft zwischen den Gewerkschaften als Klassenorganisation der Lohnabhän- 
gigen und dem Dasein der Lohnabhängigen als persönlichen Individuen ausdrückt. " Ebenda, S. 
241/42. 

Dies ist sozusagen das marxistisch gewendete ’Olsorv-Dilerama' ; anders ausgedrückt: Olsons 
Überlegungen zur Bedeutung des individuell-rationalen Nutzenkalküls für die verbandsför- 
mige Organisation gewinnen - bezogen auf die Situation der Lohnabhängigen - erst dann an 
Bedeutung, wenn deren verbesserte ökonomische Lage ihre existentielle Bindung an die 
Gewerkschaften als Voraussetzung ihrer Reproduktion lockert. 

20) ebenda, S. 255 s ''Dadurch tritt erstens die Bedeutung der Gewerkschaften als Assoziation 
zur Verteidigung der Lebenslage und als Assoziation der Arbeiterklasse gegen das Lohnsy- 
stem deutlicher hervor; die Fragen der gewerkschaftlichen Strategie und ihrer Veränderun- 
gen angesichts gewandelter Umstände gewinnen auch für den Lohnabhängigen persönlich zuneh- 
mend an Gewicht. Der Organisationsgrad der Gewerkschaften steigt, die Teilnahme an der 
Willensbildung der Assoziation und die Bereitschaft, selbst in ihren Aktionen tätig zu 
werden, wächst. Die Kongruenz zwischen den Diskussionen über gewerkschaftliche Strategie 
in den Organisationen und den die Mehrheit der Klasse bewegenden Fragen ist größer gewor- 
den, weil der Zusammenhang zwischen der Lebenssituation der einzelnen und der zentralen 
Funktion der Gewerkschaften bewußt geworden ist. Zweitens tritt jetzt deutlich hervor, daß 
trotz aller Unterschiede zwischen den einzelnen Abteilungen der Klasse, trotz der Abstu- 
fungen und Modifikationen der Stellung im Reproduktionsprozeß die Position der Lohnabhän- 
gigen im System der gesellschaftlichen Produktion gemeinsam ist, so daß alle tatsächlichen 
Unterschiede in den Arbeits- und Lebensverhältnissen dominiert werden von der allgemeinen 
sozialen Bestimmtheit ihrer Existenz, Lohnarbeiter zu sein. Drittens rückt das Bewußtsein 
in den Vordergrund, daß das gesellschaftliche System der Produktion alle anderen Lebens- 
verhältnisse übergreift und daß sich trotz der Anstrengung um die Verbesserung der Lebens- 
lage an dem repressiven, für den Lchnabhängigen und seine Familie feindlichen Produktions- 
verhältnissen nichts geändert hat.” 

21) vgl. unten, Abschnitt 4.3.2), zur Politik des DGB in der tiefen Wirtschaftskrise ab 
1973/74. 

22) Herkcnmer u.a., a.a.O., S. 251 

23) vgl. oben, Abschnitt 1.2.3) 

24) Vgl. unten, Abschnitt 2.3.2) sowie den Exkurs über Fragen des Verhältnisses von Staat und 
Gesellschaft. Abschnitt 2.3.1). 

25) Die hier eingestandenermaßen nur äußerst knapp angerissen wurde, vgl. oben, Arm. 1) zu 
diesem Abschnitt. So substantielle Arbeiten wie die von Bergmann u.a. oder Altvater/ 
Hoffmann/Senmler sind bislang nicht erwähnt worden, nicht etwa, weil die Verfasserin sie 
für irrelevant für das vorliegende Thema hielte. Sie werden vielmehr aufgrund ihrer vor- 
rangig empirischen Orientierung an anderer Stelle ausführlich zu besprechen sein, bzw. in 
die in den folgenden Abschnitten zu entwickelnden eigenen gewerkschaftstheoretischen 
Überlegungen als Unterstützung und Ergänzung einfließen. Vgl. Bergmann, Joachim/ Jacobi, 
Otto/ Müller-Jentsch, Walther: Gewerkschaften in der Bundesrepublik. Gewerkschaftliche 
Lohnpolitik zwischen Mitglieder intereäsen und ökonomischen Systemzwängen. Frankfurt/Köln 
1974 (Studienreihe des Instituts für Sozialforschung Frankfurt a.M. , Bd. 1); Altvater, 
Elmar/ Hofftaarm, Jürgen/ SenmLer, Willi: Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise. 
Ökonomie und Politik in der Bundesrepublik. Berlin 1979. 

26) vgl. zu diesen Thesen das historische Kapitel der vorliegenden Arbeit. 

27) vgl. hierzu ausführlich Bierbaum u.a. , a.a.O. , S. 35 ff 

28) siehe hierzu oben, Abschnitt 1.2.1) 

29) Bierbaum u.a., a.a.O., S. 12: "Insbesondere in Phasen der gesellschaftlichen Entwicklung, 
in denen auch die Mehrheit der Arbeitnehmer in wachsenden Proportionen am gesellschaftli- 
chen Reichtum teilhaben kann und nicht die Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund steht, 
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scheint den Bedirgurgen von Erziehung und Bildung, den Möglichkeiten der Freizeitgestal- 
tung und des Konsuwerhaltens für das Bewußtsein der Arbeiter und erst recht der anderen 
Bevölkeraggrippen eine dominierende Bedeutung zuzukcnroen. Die Stellung im gesellschaft- 
lichen Reproduktionsprozeß kann zeitweilig durch diese Faktoren in den Hintengrund ge- 
drängt werden.” 

30) ebenda, S. 50: "Solange der Reproduktionsprozeß in dieser Form verläuft, bilden daher die 
unzulänglichen sozialen Verhältnisse auf der einen Seite im Bewußtsein keinen Grund zun 
Zweifeln an der Sicherstellung der individuellen Reproduktion, und erscheinen auf der 
anderen Seite die gesellschaftlichen Verhältnisse als ausreichende Basis, i*n schrittweise 
bessere und gerechtere Lebensverhältnisse zu entwickeln. Die schlechte Realität wird in 
dem Bewußtsein wahrgencramen, daß es notwendig ist, die noch nicht durchgesetzte soziale 
Gerechtigkeit zu verwirklichen.” 

31) ebenda, S. 49: ”Der Staat ist vermittels der politischen Parteien diejenige gesellschaft- 
liche Instanz, die dem Widerspruch zwischen den staatsbürgerlich sanktionierten Prinzipien 
von Freiheit, Gleichheit und Leistung und der kontinuierlichen Ungerechtigkeit der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse entscheidend abhelfen kann. Im Gesellschaftsbewußtsein der Lohn- 
abhängigen ist darum der Staat bzw. sind seine parlamentarischen Glieder (Parteien etc.) 
die zentrale Instanz, die soziale Gerechtigkeit durchzusetzen hat und an die entsprechende 
Forderungen zu richten sind.” 

32) ebenda, S. 10/11: "Vielmehr sind es in jedem Moment, auch noch unter verschärften ökonomi- 
schen Bedingungen, beide Seiten des Lohnarfceitsverhältnisses, die das Bewußtsein von der 
Gesellschaft bestimmen. Zu unterscheiden ist lediglich, in welcher Richtung sich der 
dadurch konstituierte Widersprach bewegt: Verstärkt sich die Einsicht in die gegensätzli- 
chen Interessen von Lohnarbeitern und Kapital, oder befestigt die ökonomische Unsicherheit 
noch die Illusionen von Freiheit und Gleichheit des Individuums, das durch Leistung alles 
Unglück überwinden kann?” 

33) ebenda, S. 49 

34) ebenda, S. 42: "Die Willensverhäl tnisse , die die Individuen als Freie und Gleiche 
schließen, werden schließlich von ihrem Bewußtsein befestigt dadurch, daß sie als allge- 
meine Willensverhältnisse fixiert werden und dem Individuum in seiner Bestimmung als 
Staatsbürger zukcmmen." 

35) Hierin spiegelt sich auch wieder das Problem, das oben als 'Olson-Dilenma’ eingeführt 
wurde; je allgemeiner eine Forderung nach ProblemLösurg ausfällt, desto leichter kann sie 
an den Staat gerichtet werden, dessen Selbst-Legitimation als Wahrer des Allgemeininter- 
esses partikulare Privilegierungen jedenfalls dam erheblich erschwert, wem sie allzu 
offensichtlich ausfallen. Ubgekehrt aber binden allgemein gehaltene, d.h. : hochgradig 
aggregierte und generalisierte Forderungen die Individuen nur wenig, sofern nicht der ganz 
außerordentliche Fall massenhafter Bewußtheit darüber vorliegt, daß die Realisierung 
allgemeiner Interessen letztlich auch dem Individuum selbst dient und deshalb ein persön- 
licher Einsatz sinnvoll ist. 

36) Zoll, a.a.O., S. 107: "Der Ort, an dem der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit am 
stärksten erlebt wird, ist der Betrieb. Hier wird der Gegensatz als Kanpf erfahren, den 
die Arbeiter nur dam führen können, wem sie Koalitionen bilden.” 

37) Bierbaun u.a. , a.a.O., S. 49 

38) vgl. oben, Abschnitte 1.2.2) und 1.2.3) 

39) Bierbaun u.a. , a.a.O. , S. 42/43 

40) ebenda, S. 57. Vgl. auch die Ausführungen von Hack u.a. zur Gleichgültigkeit gegenüber dem 
konkreten Arbeitsprozeß und der konektiv-instrumentellen Ihteressenorientierurg der Lohn- 
abhängigen; Hack u.a., a.a.O.. 

41) vgl. Bierbaun u.a., a.a.O., S. 142 - 164 

42) vgl. zur Daninanz der Freizeit- und Konsumorientierung der Lohnabhängigen in Zeiten der 
Prosperität Herkcmner u.a. , a.a.O. , S. 240 - 242. 

43) vgl. hierzu die im Abschnitt 1.3.1) vorgestellten Thesen von Herkcmner u.a. sowie Autoren- 
kollektiv, a.a.O., S. 81: Die Gewerkschaft wird nach Auffassung des Autorenkollektivs 
"infolge des stets arwachsenden Drucks auf die unmittelbaren Produzenten gezwungen sein, 
verstärkt radikale Forderungen ihrer Mitglieder zu berücksichtigen. In diesen Forderungen 
wird eine mehr oder minder klare Vorstellung über den Charakter der bürgerlichen Produk- 
tionsweise und die Notwendigkeit ihrer Veränderurg zun Ausdruck können.” 
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44) vgl. hierzu Bierbauin u.a., a.a.O., S. 51: f *Gleichheit, Freiheit und Leistung des Indivi- 
duums erscheinen auf dieser brüchigen Grundlage nicht mehr selbstverständlich als bestän- 
dige Voraussetzung und Resultat des Wirtschaftskreislaufs, so daß in Zeiten zunehmender 
Verunsicherung diese Momente im Bewußtsein eine noch größere Bedeutung als zuvor erhalten 
und deshalb ihre Gewährleistung oder Wiederherstellung zur politischen Forderung erhoben 
werden kann. Auf der anderen Seite unterminiert dieser Prozeß die Vorstellung, daß die 
schrittweise Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit durch die kontinuierlich funktionieren- 
de Ökonomie gewährleistet sei.” Wohl nur so, nämlich prinzipiell zunächst einmal offen, 
kann der ideologische Erosionsprozeß als Auswirkung der ökonomischen Krise aufgefaßt 
werden. Ein Blick auf den Untergang der Weimarer Republik vermittelt mit voller Wucht die 
geschichtliche Lektion, daß es keinen wie immer gearteten automatischen Zusammenhang 
zwischen ökonomischer Krise und Auflösung ideologischer Trübungen des lohnabhängigen 
Interessenbewußtseins gibt; vgl. unten, Abschnitt 3*2). 

45) vgl. etwa die Studie von Kudera u.a. zur bewußtseinsschärfenden Konflikterfahrurg im 
Betrieb; Kudera, Werner u.a. : Gesellschaftliches und politisches Bewußtsein von Arbeitern. 
Abschlußbericht. Nürnberg 1976 (Sonderforschungsbereich Sozialisations- und Koramunika- 
tionsforschung - SFB 22 - der Universität ErlargernNürnberg). Siehe auch den Aufsatz von 
Herkcmmer zur Bedeutung arbeitsweltlicher Erfahrungen der Arbeiter für ihr Gesellschafts- 
und Politikbild; Herkcmmer, Sebastian: Gesellschaftsbild und politisches Bewußtsein. Gegen 
affirmative und defensive Sczialforschung; in: Argument 50, Sonderband zum 10. Jg., S. 208 
- 222 . 

46) "Die Lohnarbeiter und ihr Zusammenschluß, die Gewerkschaft, bewegen sich zunächst auf der 
Ebene des kapitalistischen Marktes, auf der Ebene der Warenbesitzer, des Äquivalententau- 
sches, und bleiben so der Oberfläche der kapitalistischen Gesellschaft verhaftet, auf der 
die wirklichen Prozesse nur in bestimmten Formen erscheinen: der Lohnarbeiter als Besitzer 
der Ware Arbeitskraft, die er ’frei* verkauft, gegen ein Äquivalent eintauscht; der Kapi- 
talist als Warenbesitzer, der dieses Äquivalent verkauft und die Arbeitskraft dafür ein- 
tauscht. Es ist die Ebene der fonmalen Freiheit und Gleichheit der Lohnarbeiter und 
Kapitalisten"; Zoll, a.a.O., S. 130/31. 

47) vgl. ebenda, S. 128; Zoll setzt sich hier mit der Marx’ sehen Auffassung vom "doppelten 
Zweck der Gewerkschaften, die Konkurrenz der Arbeiter untereinander und die Konkurrenz 
überhaupt aufzuheben", auseinander. Allerdings weist Zoll zu Recht auf die Einsicht von 
Marx und Engels hin, daß ersteres ihre genuine Aufgabe ist, während letzteres von ihnen im 
Rahmen bewußter, programmatischer und organisatorischer Weiterentwicklung zum Ziel gemacht 
werden kann : "Van Kanpf der Gewerkschaften zur Abschaffung des Lohnsystems ist dagegen 
immer nur im Sinn einer Aufforderung die Rede..."; ebenda, S. 129. 

48) ebenda, S. 131 

49) vgl. oben, Abschnitt 1.2.1), zur Offe ’ sehen Definition der Organisations- und Konflikt fä- 
higeeit von Interessen. 

50) vgl. dazu oben, Abschnitt 1.2.3) 

51) Sohn, Karl-Heinz: Berufsverband und Industriegewerkschaft. Organisationsprinzipien der 
deutschen Gewerkschaften. Köln 1964, S. 29 

52) ebenda, S. 29; vgl. hierzu ausführlich die Darstellung des occupational-cxOTnu^ 
von Lipset bei Streeck, Organisationsprobleme, 1981, a.a.O., S. 54 ff. 

53) vgl. ebenda, S. 59 ff; zur historischen Entwicklung vom Berufsverband zur Industriegewerk- 
schaft siehe unten, Abschnitt 3*1) 

54) vgl. hierzu Crusius, Reinhard/ Wilke, Manfred: Elemente einer Theorie der Gewerkschaften 
im Spätkapitalismus. Berlin 1971 (Schriftenreihe Kritische Gewerkschaftspolitik) , S. 30; 
Beier, Gerhard: Elemente einer Theorie der gewerkschaftlichen Entwicklung. Autonomie, 
Funktion, Struktur und Aktion; in: Gewerkschaftliche Politik: Reform aus Solidarität. Zun 
60. Geburtstag von Heinz 0. Vetter. Hg. von Ulrich Borsdorf, Hans 0. Hemmer, Gerhard 
Leminsky und Heinz Markmann. Köln 1977, S. 191 - 218, besonders S. 210; ders. : Einheitsge- 
werkschaft. Zur Geschichte eines organisatorischen Prinzips der deutschen Arbeiterbewe- 
gung; in: Archiv für Sczialgeschichte , XIII. Bd. , 1973» S. 207 - 242. 

Demgegenüber sind Zweifel anzumelden an der Zoll * sehen Einschätzung des Industrieverbands- 
prinzips als Entsprechung der Forderung nach maximaler Organisation "alle(r) Arbeiter .... 
ohne Ansehen von Rasse, Geschlecht, Religion, Qualifikation oder anderen Unterscheidungs- 
merkmalen" ; Zoll, a.a.O., S. 106, Hervorhebung d. Verf. Vielmehr wird hier jeweils nur ein 
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Ausschnitt aus der Klasse der Lohnabhängigen organisiert, der sich von den anderen durch 
den jeweils spezifisch bestimmten Prozeß der Produktion verschiedener Gebrauchswerte 
unterscheidet, an dem er konkret beteiligt ist. 

55) Vgl. Zoll, a.a.O. , S. 108: "Die Knechtungssituation im Betrieb macht den Klassengegensatz 
erfahrbar; das Bewußtsein der Ausbeutung erlangt der Arbeiter jedoch erst dann, wenn er 
sich gegen die Herrschaft des Kapitals auflehnt, wenn er sie im Streik abschüttelt und 
sich - wie vorübergehend auch immer - von ihr befreit." Wenn also der Betrieb nicht mehr 
hauptsächliches Aktionsfeld der Gewerkschaften ist und Streiks nur noch in Situationen und 
in einem Umfarg stattfinden, die auf die branchenspezifische Wirtschaftslage Rücksicht 
nehmen - wo sollen dann die Erfahrungen gemacht, vor allem aber verarbeitet, interpretiert 
und verallgemeinert werden, die die Grundlage für die Entstehung des ’ Bewußtseins der 
Ausbeutung* bilden? Eine Herrschaft, von der sich die Beherrschten in dem Rahmen * be- 
freien* , in dem es der Herrschende selbst noch verkraften kann, dürfte sich als außeror- 
dentlich flexibel und daher höchst dauerhaft erweisen. 

56) vgl. Gimbel, Hans-Dieter: Sozialistengesetz und "große Depression**. Die deutsche Gewerk- 
schaftsbewegung von der Wirtschaftskrise 1873 bis zun Kölner Parteitag der deutschen 
Sozialdemokratie 1893; in: Deppe u.a. (Hg), Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewe- 
gung, a.a.O., S. 44-61, hier S. 59/60; Schmidt, Jutta/ Seichter, Wolfgang: Die deutsche 
Gewerkschaftsbewegung von der Mitte der neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts bis zun 
Ersten Weltkrieg; ebenda, S. 62 - 93, hier S. 81; Beier, Theorie der gewerkschaftlichen 
Entwicklung, a.a.O., S. 209/210: **Die optimale Größe der organisatorischen Einheit ist 
keineswegs konstant, sondern resultiert aus der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, 
aus der branchenspezifischen Größe der Betriebe und des jeweils vorgegebenen Arbeitanark- 
tes. Wo es nur einen lokalen oder regional eng begrenzten Arbeitsmarkt gab, genügte die 
örtliche, zünf tierisch beschränkte (!) Organisation. ... Richtungweisend und maßgebend ist 
also die allgemeine Konzentrationsbewegung in Wirtschaft, Gesellschaft und Staat, und zwar 
aufsteigend von der regionalen Ebene über die nationale zur kontinentalen und globalen 
Integration. Die Gewerkschaften erzielen Vorteile, wo sie dieser Konzentrationsbewsgung 
vorauseilen." Wer so ungebrochen dem hochgradig aggregierten Interessenverfolg das Wort 
redet, übersieht, daß sich mit wachsendem Grad der Interessenverallgemeinerung die Bindung 
zwischen dem einzelnen Interessenträger und * seiner* Organisation itwner mehr lockert. 

57) vgl. Conert, Hansgeorg: Gewerkschaften heute: Ordnungsfaktor oder Gegenmacht? Funktion und 
Strategie der Gewerkschaften Im Spätkapitalismus. Offenbach, 5. Aufl. , 1973 (Reihe Betrieb 
und Gewerkschaften, hg. vcm Sozialistischen Büro), S. 49: "Die Tarife orientieren sich 
dabei am ’ Grenzbetrieb’ , das heißt, an dem ungünstigsten Kostenbild, der die vorgesehene 
Erhöhung gerade noch zu tragen imstande ist. Das bedeutet aber, daß die anderen Unterneh- 
men eine 1 Differentialrente* in Höhe des Betrags gewinnen, den sie nach ihrer günstigeren 
Kostenlage für Lohn- und Gehaltserhöhungen zu verausgaben imstande gewesen wären.** Zur 
Durchschnittsorientierung der gewerkschaftlichen Lohnpolitik vgl. auch Bergnann, Joachim: 
Organisationsinterne Prozesse in kooperativen Gewerkschaften; in: Leviathan, Jg. 1973, S. 
242 - 253, hier S. 250 

59) vgl. Teschner, Eckart: Zentralisierte Lohnpolitik und betriebliche Lohnbildung; in: Ge- 
werkschaften und Klassenkanpf. Kritisches Jahrbuch 1972. Hg. von Otto Jacobi, Walther 
Müller-Jentsch, Eberhard Schmidt. Frankfurt 1972, S. 134 - 144, hier S. 137 ff; sowie zun 
enpirischen Befund: Robak, Brigitte: Industriezweigstruktur und über tarifliche Entlohnung. 
Berlin/ München 1978 (Volkswirtschaftliche Schriften, 271). 

58) vgl. dazu unten, Abschnitt 3*4.3), zum westdeutschen Betriebsratssystem. 

60) vgl. Conert, a.a.O., S. 49/50 

61) vgl. hierzu Zoll, a.a.O., S. 118: "Ein auf reine Lohnforderungen begrenzter Konflikt 
bekamt dann eine politische Dimension, wenn er den Preis der Ware Arbeitskraft weit über 
ihren Wert hochtreibt; denn eine gewichtige Reduktion der Profitrate - eine Erhöhung der 
Lohnrate geht unter sonst gleichen Bedingungen auf Kosten der Profitrate - ruft im Kapita- 
lismus Krisen oder krisenähnliche Erscheinungen hervor**. Vgl. dazu unten das Kapitel über 
Verbandes tellugnahmen zur Wirtschaftsentwicklung, besonders die Aussagen zur Verteilungs- 
politik und Inflation nach 1969. 

62) vgl. zu Strukturkrisen- und Strukturpolitikfragen ausführlich das Kapitel über Verbände- 
stellungnahmen zur Wirtschaftsentwicklung sowie empirisch zur westdeutschen Wirtschaft: 
Saß, Peter: Die Untersuchung der Pnofitraten-Unterschiede zwischen den westdeutschen 
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Industriebranchen nach dem 2. Weltkrieg. Tübingen 1975 (Veröffentlichungen der Hochschule 
für Wirtschaft und Politik, Hamburg). 

63) Sofern man nicht von der Monetarisierungs44ethode zur Vernichtung von bestimmten Arbeits- 
plätzen durch Zahlung einer Abfindungsprämie etc. ausgeht, liegt es nahe, verfehlte ökono- 
mische Strukturen zum Wandel zu veranlassen, indem beispielsweise die Forschung intensi- 
viert, die Entwicklung neuer Produktionsverfahren angeregt, bestimmte Standorte begünstigt 
werden usw. All dies sind jedoch Fragen, die nicht auf der Ebene von mehr oder weniger 
Geld für alle Beteiligten allein beantwortet werden können, sondern inhaltliche Entschei- 
dungen verlargen, welche Produktionsverfahren gefördert, welche Standorte begünstigt wer- 
den sollen usw. Derartige Entscheidungen fallen aber stets zugunsten eines sehr viel 
deutlicher begrenzten Bündels von inhaltlich bestimmten, eben qualitativen, Interessen aus 
als jede Monetarisierungsstrategie, und angesichts dieser ihrer deutlicher wahrnehmbaren 
Selektivität bringen sie auch weitaus gravierendere Legitimationsprobleme mit sich als 
jene. 

64) Siehe zu letzterem Punkt ausführlich den Abschnitt 1.4.2) über Kapitalverbände. 

65) Dieses Begriffspaar geht auf die äußerst materialreich und umfassend angelegte, bereits 
erwähnte Studie von Bergmann u.a. zurück,, die die Gewerkschaften danach analysieren, wie 
sie sich im Spanningsfeld 1 zwischen Mitgliederinteressen und ökonomischen Systemzwängen 1 
jeweils verhalten. Bergmann u.a. unterscheiden dabei zwei grundsätzliche strategische 
Varianten: "Kooperative Gewerkschaften versuchen, die Mitgliederinteressen durch Anpassung 
ihrer tarifpolitischen Forderungen und Strategien an die konjunktur- und wachstumspoliti- 
schen Erfordernisse zu realisieren. Sie passen ihre Lohn- und Tarifpolitik unter Abwägung 
der verschiedenen Teilinteressen den ökonomischen Konzessionsspielräumen an und lassen 
sich - bei institutionalisierter Einkanmsnspolitik - auf die Orientierungsdaten und Leit- 
linien staatlicher Wirtschaftspolitik ein. - Konfliktorische Gewerkschaften versuchen, die 
artikulierten Mitgliederinteressen durch unmittelbare Umsetzung in tarifpolitische Forde- 
rungen und Strategien zu realisieren und lehnen eine Einbettung ihrer Lohnpolitik in die 
konjunkturpolitische Wirtschaftssteuerung ab. Bei ihren Forderungen werden sie wohl die 
bestehenden Markt- und Machtverhältnisse in Rechnung stellen, eine Verantwortung für den 
Gesamtzustand der Ökonomie jedoch ablehnen"; Bergmann u.a., a.a.O., S. 34/35. Bergmann 
u.a. benennen die Wirtschaftsentwicklung als entscheidende Rahmenbedingung dafür, welche 
Variante der gewerkschaftlichen Politik sich jeweils durchsetzt; ebenda, S. 39* 

Auch die vorliegende Arbeit betrachtet die Stellung der Gewerkschaft zwischen Interessenmate- 
rial und ökonomischen Rahmenbedingurgen, betont jedoch im Gegensatz zu Bergmann u.a. die 
Bedeutung organisatorischer Strukturen vor jeder Entscheidung darüber, welche Politik die 
Organisation verfolgt . In der strukturellen Selektivität des Industrieverbandssystems 
scheint nach der hier vertretenen Auffassung nämlich das fundamentale Vennittlungsglied 
zwischen * Mitgliederinteressen und ökonomischen Systamzwärgen’ zu bestehen, das stets neu 
für die Priorisierung bestimmter, ’ systemverträglicher* Interessen sorgt. Dabei wird hier 
größter Wert auf die Feststellung gelegt, daß diese industriegewerkschaftliche Struktur 
eine durchaus adäquate Antwort der Organisation auf die Unweit ist, die sie vorfindet, und 
nicht etwa Ausdruck eines f Verrats’ der Gewerkschaftsführung an der ’ historischen Mission 
der Arbeiterklasse’ . Vielmehr ist schon in der kapitalistisch geprägten Umwelt der Gewerk- 
schaften angelegt, daß bis auf weiteres nur diejenigen Interessen den Lohnabhängigen 
selbst bewußt werden und damit gesellschaftliche Macht erlangen, die nicht in prinzipiel- 
lem Widerspruch zum kapitalistischen System stehen. Und der eventuell zu erhebende Vor- 
wurf, die Gewerkschaften vernachlässigten die ihnen potentiell mögliche Aufklärungsarbeit 
an der Basis, kann sinnvoll nur vor dem Hintergrund konkreten historischen Materials 
abgehandelt werden; vgl. dazu unten, Kapitel 3* ) • 

66) siehe unten, ebenda 

67) vgl. hierzu Zoll^ a.a.O., S. 110 -113 

68) vgl. hierzu ideal typisch Pfrarm, Hans-Adam: Solidarische Lohnpolitik. Zur wirtschaftlichen 
und sozialen Problematik tariflicher Lohnstrukturriivellierung. Koln/Frunkfurt 1978 

69) Dieses Extrem ist realhistorisch dauerhaft ebenfalls nicht vorfindbar, da - wie beschrie- 
ben - auch das Selbstbewußtsein der Lohnabhängigen als freie und gleiche Warenbesitzer nie 
völlig widerspruchsfrei und stabil sein kann; vgl. oben, Abschnitt 1.3.2). 

70) Forderungen von Einzelgewerkschaften an den zur gesamtgesellschaftlichen Legitimation 
verpflichteten Staat werden in der Regel strukturpolitischer Natur sein, in Anbetracht der 




- 278 - 



danimerenden Branchenorientierung dieser Organisationen. Es steht zu vermuten, daß sich 
hier jene oben erwähnte Konstellation * querliegender 1 Bündnisse wiederholt, in der Kapital 
und Gewerkschaften in notleidenden Wirtschaftsbranchen gemeinsam auftneten und staatliche 
Problemlösurgen fordern werden. Es kann nicht theoretisch vorab geklärt werden, ob diese 
Forderungen inhaltlich inmer auf protektionistische Maßnahmen hinauslaufen müssen; fest 
steht jedoch, daß sie zwar über die Klassengrenzen hinaus verallgemeinert sind, aber 
innerhalb der Konkurrenz un politischen Einfluß auf die Interessenbündnisse der prosperie- 
renden Branchen mit ’ ihren’ Gewerkschaften stoßen werden, die die Priorisierung dieser 
inhaltlich deutlich abgrenzbaren Interessen ebensowenig widerspruchslos hinnehmen werden 
wie der Rest der Bevölkerung. Die empirischen Kapitel der vorliegenden Arbeit über wirt- 
schaftspolitische Verbände- und Parteienstellungnahmen werden zeigen, daß das größte 
Problem strukturpoUtischer Maßnahmen in ihrer ganz offenkundigen und daher besonders 
schwer zu legitimierenden Selektivität besteht. 

71) Auf das Problem konkurrierender Gewerkschaftsorganisationen soll hier nicht näher einge- 
gangen werden; zur Begrenzung auf Monopolgewerkschaften, siehe oben, Einleitung. 

72) Siehe dazu unten, Abschnitt 2.3*2), über die Zusammenhänge zwischen Verbände- und Partei- 
ensystem sowie dem Staat. 

73) Zu den einzelnen legitimatorischen Dimensionen des Gewerkschaftshandelns, besonders im 
Tarifsystem, siehe unten, Abschnitt 1.5) zur Tarifpolitik zwischen Lohnarbeit und Kapital. 

1.4) Konkretion interessengruppentheoretischer Überlegungen (II): Die Arbeitgeberverbände 

1) vgl. hierzu von Beyme, a.a.O., S. 203 ff; Web«', a.a.O., S. 359 ff« 

2) Diese These läßt sich nicht nur mit dem Hinweis auf die äußerst geringe Zahl marxistischer 
ünternehmerverbandsstudien belegen, sondern auch durch die Tatsache, daß gerade von marxi- 
stischen Positionen aus eine Unmenge von Gewerkschaftsanalysen vorliegen, die nicht über 
die Konstatierung des strukturellen Übergewichts ’des Kapitals* hinausgehen. Im weiteren 
Verlauf dieses Abschnitts werden einige vergleichende Untersuchungen über Untemehmerven- 
bände und Gewerkschaften vorgestellt werden; keine einzige davon basiert auf genuin marxi- 
stischen Positionen. 

3) Weber, a.a.O., S. 86; Weber bezieht in diese Grippen weiterhin die anderen Berufsverbände 
sowie die Verbraix^herorganisationen ein. 

4) ebenda, S. 363; vgl. auch: Krüger, Hartmut: Interessenpolitik und Gemeinwohlfindung in der 
Demokratie. München 1976, S. 110-135; Stdleis, Michael: Gemeinwohl und Minimalkonsens. 
Öffentliche ind private Interessen in der Demokratie; in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 
3/78, S. 37 - 45. Eine extreme Position in dieser Frage vertritt Kremendahl , a.a.O. , S. 
265, wenn er auf die Kritik Offe ’s an der Tatsache struktureller Daninanz des etablierten 
Verbändesystems über weniger organisations- und konfliktfähige Interessen antwortet, diese 
Kritik ”berücksichtigt die Frage zu wenig, ob denn die Interessen, deren Vernachlässigung 
sie beklagt, auf der empirischen Prioritätenskala der Bevölkerung tatsächlich einen hohen 
Rang einnehmen, oder ob eine jeweilige Disparität nicht auch (nicht nur) ein Indiz für 
andere, im pluralistischen Prozeß folglich besser berücksichtigte Schwerpunkte ist”; Her- 
vorhebung i.T.. 

5) Braunthal, Gerard: The federation of German industry in politics. Ithaca/N.Y. 1965; vgl. 
hierzu auch zusanmenf assend ders. : Wirtschaft und Politik: Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie; in: Interessenverbände in Deutschland. Hg« von Heinz Josef Varain. Köln 1973» S. 
277 - 294. 

6) Braunthal, federation, 1965, a.a.O., S. 337; vgl. ebenda, S. 192-335« Braunthal definiert 
seine forschungsleitende Frage wie folgt, ebenda, S. 3395 **Does industry in Germany exert 
enough leverage on the decision-makers to deminate its politics? Do the oonpeting interest 
groups oounterbalanoe each other sufficiently to reduoe the power of German industry to a 
tolerable level? Do the activities of the BDI benefit or harm the democratic state?” 

7) ebenda, S. 3^5 

8) ebenda, S. 3*6 und S. 3^5 

9) ebenda, S. 345 

10) ebenda, S. 3^ 

11) ebenda, S. 348 

12) ebenda, S. 349 
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13) zur Korporatisrnsdiskussion insgesamt, vgl. oben, Abschnitt 1.1.2) 

14) Bezeichnenderweise hat Abromeit ihre Kritik des korporatistischen Ansatzes unter anderem 
mit Blick auf die Rolle der üntemehneror^anisationen begründet. Diese nämlich entsprächen 
weder dem Postulat der Chancergleichheit aller drei beteiligten Akteure, noch könne ohne 
weiteres angenommen werden, sie richteten sich an der Forderung nach interner Verpflich- 
tungsfähigkeit bzw. Selbstdisziplinierung aus; vgl. Abromeit, Staat und Wirtschaft, 1981 , 
a.a.O. , S. 37 sowie S. 182/83. 

15) vgL. etwa Braunthal, federation, 1965, a.a.O., S. 343; des BDI "political thrust is 
weakened by internal oonflicts: there are too many feuds between basic and oonsuner goods 
Industries, between big and anall firms, and between exporb-orlented and danestio-marked- 
oriented industries; also, there are occasional feuds between industry and other sectors 
of business." 

16) vgl. zum folgenden Simon, Walter: Personelle, institutioneile und sachliche Aspekte der 
Verflechtung von üntemehmerverbänden und Staat; in: Blätter für deutsche und internatio- 
nale Politik, 2/75, S. 138-157; ders.: Macht und Herrschaft der ünternehmerverbände. BDI, 
BDA und DIHT im ökonomischen und politischen System der BRD. Köln 1976; Fjodonow, Rafäel 
P.: Die anonyme Macht. Rolle der ünternehmerverbände in der BRD. Frankflirt 1976. 

17) ebenda, S. 186/87 

18) Wäre dem so, dann gäbe es kein prinzipielles Hindernis für die völlige Gleichstellung von 
DGB und BDA - der Gewerkschaftsbund müßte ’nur’ noch genauso vermögend werden wie die 
Arbeitgeberorganisaticn - ein gänzlich quantitativ zu lösendes Problem! 

19) Ehrlich, a.a.O., S. 45; vgl. auch ebenda, S. 31/32 

20) Buchholz, a.a.O., S. 102-140 

21) Weitbrecht, a.a.O., S. 89-106; vgl* dazu unten im einzelnen Abschnitt 1.5) 

22) Vgl. etwa Teubner, a.a.O., S. 239-259; Teubner geht einerseits sehr präzise der Frage 
nach, wie der vierfache Zielkonflikt der Tarifverbände - zwischen Kompromiß-, Verpflich- 
tungs-, Konsens- und Durchsetzungsfähi^ceit - durch binnenorganisatorische Reformen gelöst 
oder jedenfalls in seinen Auswirkungen gemildert werden könne. Sein fünktionalistisch- 
systemtheoretischer Ansatz versperrt ihm jedoch systematisch den Zugang zu den unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Machtpositionen sowohl der erfaßten Interessen als auch 
der auf ihnen aufbauenden Organisationen; vgl. ebenda, S. 115-119 sowie S. 164-167. 

23) vgl. hierzu: Hondrich, Karl-Otto: Die Ideologien von Interessenverbänden. Eine struktu- 
rell-funktionale Analyse öffentlicher Äußerungen des Bundesverbandes der Deutschen Indu- 
strie, der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes. Berlin 1963; Raehlmann, Irene: Der Interessenstreit zwischen dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund tnd der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände un die 
Ausweiturg der qualifizierten Mitbestimmung. Eine ideolcgiekritische Untersuchung. Köln 
1975 (Schriftenreihe: Stiftung Mitbestimmung - Hans-Böckler^esellschaft -, Bd. 6) 

24) vgl. Streeck, Weifgang: Das Dilemma der Organisation - Tarlfverbände zwischen Interessen- 
vertretung und Stabilitätspolitik; in: Meißner, Werner/ Unterseher, Lutz (Hg): Vertei- 
lungskampf und Stabilitätspolitik. Bedingungen der Tarifauseinandersetzungen. Stutb- 
gart/Berlin/Köln/Mainz 1972, S. 130-167 

25) vgl. dazu unten, Abschnitt 1.5), zu den Legitimationsfunktionen des Tarifsystems 

26) So schreibt Weber, a.a.O., S. 360, über ,f Vetopositionen und Refonipolitik": "Ohne Zweifel 
bildet sich mit der pluralistischen Organisation gesellschaftlicher Interessen ein Gefüge 
von Barrieren gegenüber dem politischen Veränderungswillen welcher parlamentarischen Mehr- 
heit auch iirmer heraus. Manche Barrieren sind leichter, andere schwerer zu überwinden, und 
wenn es der Regierung gelingt, sich der Unterstützung einer organisierten Grippe für ihre 
Politik zu versichern, ruft dies häufig einen un so heftigeren Widerstand anderer betei- 
ligter Gruppen hervor." 

Gegenüber einer derartigen Auffassung ist daran festzuhalten, daß nicht f welche parlamen- 
tarische Mehrheit auch inrner* in ihrem Bestreben nach gesellschaftlichen Veränderungen 
blockiert wird, sondern nur diejenige, die Systemgrundlagen tangieren will, da keine 
Regierung bei Strafe der Investitionszurückhaltung und der daraus folgenden Krise sowie 
der als Konsequenz abbröckelnden Massenloyalität zentrale Kapitalinteressen verletzen 
darf. 

27) Diesem Verdikt unterliegt auch die ansonsten außerordentlich material reiche Studie von 
Abromeit, Staat und Wirtschaft, 1981, a.a.O., denen empirische Ergebnisse weiter unten 
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diskutiert werden sollen; vgl. Abschnitt 3*4.2). 

Hier wird vielmehr kritisiert, daß Abromeit auch die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände analysiert und in ihre Ergebnisse einbezieht, ohne zu berücksichtigen, 
daß die Funktion von Arbeitgeberorganisationen überwiegend nicht im Bezug auf den Staat 
besteht. Auch der unterehmerische (Arbeitgebere)Dachverband richtet sich mehr als seine 
Mitgliederverbände direkt gegen den Staat; dennoch hätte Abraneit ihre Ergebnisse in 
Hinblick auf die nur partielle Staatsorientierung bestürmter Unternehmerverbände relati- 
vieren bzw. einordnen missen; vgl. ebenda, S. 36-40. Vgl. zun Etatozentrismus neuerer 
Verbandsstudien auch Sonnenborn, Hans-Peter: Die Einstellung von Interessenverbänden zur 
Stabilisierungspolitik. Dargestellt am Beispiel des Bundesverbandes der Deutschen Indu- 
strie. Frankfurt /Bari/Cirenoester (UK) 1980, bes. S. 231-242. 

28) Vgl. hierzu die Arbeit von Huppert, Walter: Industrieverbände. Organisation und Aufgaben. 
Probleme und neue Entwicklungen. Berlin 1973 (Untersuchungen über Grippen und Verbände, 
12), der zu der durch nichts belegten Auffassung vom schwindenden politischen Einfluß der 
Industrieverbände gelangt, sowie: Baur, Georg Friedrich: Die Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft. Versuch einer orünungspolitischen Starxiortbestinmjng. St. Gallen, Diss. 1979; 
und Müller-Vcgg, Hugo: Public Relations für die Soziale Marktwirtschaft. Die Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie und des Instituts der Deutschen Wirtschaft zwischen 1966 und 1974: 
München 1979. 

29) Es erübrigt sich an dieser Stelle, analog zu den Überlegungen hinsichtlich der Gewerk- 
schaften einen eigenständigen Abschnitt über das Kapitalinteresse als solches vorauszu- 
schicken, da es im Gegensatz zu dem lohnabhängigen Interesse keine fundamentalen, sondern 
nur konkurrenzbedingte Widersprüche enthält, die allerdings sehr genau in ihren Auswir- 
kungen zu berücksichtigen sein werden. 

30) Dies gilt eben nicht in demselben Ausmaß für die Lohnabhängigen und ihre Organisation, da 
der einzelne Arbeitnehmer nicht in der Lage ist, seine Reproduktion autonom zu sichern. 
Dies soll nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich im Verlauf der historischen Entwicklung 
die Bindungen zwischen lohnabhängiger Basis und Gewerkschaften gelockert haben; siehe dazu 
unten, Abschnitt 3*4.1). Es gilt jedoch festzuhalten, daß für die Lohnabhängigen die 
Existenz möglichst starker Gewerkschaften prinzipiell unverzichtbar ist, als Resultat 
ihrer strukturellen gesellschaftlichen Abhängigkeit vom Kapital. 

31) Damit liegt der Modellfall vor, der den Ausgangspunkt für die bereits eingeführten Überle- 
gungen Olsons bildet. Diese Theorie geht davon aus, "daß große oder latente Gruppen sich 
nicht schon deswegen zun Zwecke koordinierten Handelns organisieren, weil sie als Grippe 
einen Grund dafür haben ..."; Olson jr., Mancur: Die Logik des kollektiven Handelns. 
Kollektivgüter und die Theorie der Grippen. Tübingen 1968 (Die Einheit der Gesellschafts- 
wissenschaften, 10), S. 64, Hervorh. i.T. Gerade bei Großverbänden wisse der Einzelne sehr 
genau, daß diese Organisationen ihre Aufgaben auch dann erfüllen könnten, wenn er als 
einzelnes Individuun nicht beitritt. Olson entwickelt seine Theorie zwar ausgerechnet am 
Verhältnis des Arbeiters zur Gewerkschaft, das durch den rationalen Nutzenkalkül des 
einzelnen bestimmt werde, der wisse, daß er sein Eigeninteresse an hohen Einkommen nicht 
allein durch den Beitritt zur Gewerkschaft, sondern auch durch seine individuelle Arbeits- 
zeit und -leistung realisieren könne; ebenda, S. 8. Jedoch gilt dies - wie gesagt - 
weitaus weniger für die Lohnabhängigen als für das wirtschaftlich autonome Kapital, für 
dessen verbandsförmigen Zusamnenschluß Olsons These uneingeschränkt Gültigkeit hat: "Wenn 
die Mitglieder einer großen Grippe rational danach streben, ihre persönliche Wohlfährt zu 
maximieren, werden sie nicht so handeln, daß ihre gemeinsamen oder Gnppenziele erreicht 
werden, sofern sie nicht durch Zwang dazu genötigt werden, oder aber den einzelnen Mit- 
gliedern der Gruppe zusätzlich zu der Verwirklichung des gemeinsamen oder Gruppen-Inter- 
esses ein besonderer Anreiz geboten wird..."; ebenda, S. 2, Hervorhebung i.T. Zur Ge- 
schichte der Zwangsorganisationen sowie zur historischen Entwicklung zunehmender interner 
Servioeleistungen in Unternehmerverbänden, vgl. das historische Kapital der vorliegenden 
Arbeit sowie Ranpelt, Jörg: Zur Organisations- und Entscheidungsstruktur in westdeutschen 
Unternehmerverbänden. Ein Literaturbericht. Berlin 1979 (Discussion Papers, Internationa- 
les Institut für Management und Verwaltung, 79, 111), S. 16-36. 

32) vgl. zu den verschiedenen theoretischen Positionen in dieser Frage: toidel, Ernst: Der 
Spätkapitalismus. Versuch einer marxistischen Erklärung. Frankfurt, 3« Aufl. , 1974, S. 464 
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ff; Altvater/Hofftaann/Semmler, a.a.O. , S. 40-60; Hirsch, Joachim: Staatsapparat und Repro- 
duktion des Kapitals. Projekt Wissenschaftsplanung 2. Frankfurt 1974, S. 29-49; Katzen- 
stein, Robert: Zur Frage des tendenziellen Falls der Profitrate; in: Schleifstein, Josef 
u.a. (Hg): Beiträge zur "Stamckap"-Debatte. Köln 1973, S. 37-48; sowie empirisch Saß, 
a.a.O., S. 24 ff. 

33) Mandel, a.a.O., S. 465 

34) Diese Formulierung sollte nicht dahingehend mißverstanden werden, als ob irgendwo ein 
*braintrust* mächtiger Oligopole solche Strategien bewußt ’ ausheckte ’ . Vielmehr ergeben 
sie sich aus dem Zusammenwirken der vielen einzelkapitalistischen Arten und Weisen des 
Interessenverfolgs, die zugleich Ursachen der und Reaktionen auf die gesetzmäßigen Ent- 
wicklungen des ökonomischen Prozesses sind. 

35) Die sich mittlerweile häufenden Fälle, in denen marode Großbetriebe enorme staatliche 
Sanierungsleisturgen unter Hinweis auf die sonst massenhaft gefährdeten Arbeitsplätze 
erzwingen konnten und können, belegen schlagend, daß nicht nur florierende Wirtschaftsrie- 
sen besonders durdisetzungsfähig sind. In Anlehnung an die oben zitierte Definition Offe’s 
könnte man formulieren: Je größer das Unternehmen, desto eher durchsetzbar die Forderung 
nach Rettungsaktionen Dritter, denn desto größer die androhbare Leis tungsverweigenrg , 
keine Arbeitsplätze, Aufträge für andere Unternehmer und Steuern mehr bereitzustellen. 

36) Es liegt in der (kapitalistischen) Natur der Sache, daß die einzelnen Unternehmen sich 
wenig Gedanken über die Tatsache machen, daß das Äquivalent fehlender Lohnkosten (bzw. 
Lohnkostensteigerungen) in fehlender Massenkaufkraft besteht, die jedenfalls auf die 
Konsungüterbranchen verheerend wirken müßte. Insofern tragen die Gewerkschaften durch ihre 
Forderungspolitik zur Reproduktion des Kapitalismus bei - dies entspricht ihrer Rolle, die 
Reproduktion der Lohnabhängigen als Verkäufer der aus kapitalistischer Sicht unverzichtba- 
ren Ware Arbeitskraft zu gewährleisten. Siehe dazu auch unten, Abschnitt 1.5), zur Legiti- 
mationsfunktion des Tarifsystems. 

37) Zur Unterscheidung durchschnittlicher von maximlistischen und quantitativer von qualita- 
tiven Interessen, siehe oben, Abschnitt 1.3*3). 

38) Für sturkturpolitische Probleme sind nicht die branchenspezifischen Arbeitgeberverbände, 
sondern die fachlichen Wb^tschaftsverbände zuständig; vgl. Huppert, a.a.O., S. 46, sowie 
den weiteren Fortgang dieses Abschnitts. 

39) Auf politischer Ebene hätten die Lohnabhängigen selbstverständlich die NBglichkeit, sich 
in den Parteien Instrumente zur Interessendurchsetzung zu suchen bzw. zu schaffen. Jedoch 
ist deren Handlungsspielraum deutlich begrenzt gegenüber dem der Gewerkschaften, wie im 
nächsten, parteitheoretischen Kapitel ausführlich zu zeigen sein wird. 

40) Vgl. Schnitter in von Alemann, Neokorporatisraus, 1981, a.a.O., S. 77-79, sowie Abrcroeit, 
Staat und Wirtschaft, 1981, a.a.O., S. 182/83 

41 ) Gemeint ist damit die nationale überfachliche Spitzenorganisation , nicht der Dachverband 
für verschiedene regionale, aber insgesamt innerhalb einer Branche angesiedelte Arbeitge- 
berverbände. 

42) Derartige Argumentationen liefen bei Arbeitgeberv erbänden auf eine Koppelung von Export- 
entwicklung und - entsprechend anzupassender - Lohnpolitik hinaus. 

43) Ganz extrem würde dieser Interessengegensatz, wenn beispielsweise florierende Exportchan- 
oen eine Politik massiver Lohnzuges tändiisse betrieben, un ? ihre’ Gewerkschaften zu be- 
frieden, und damit weniger prosperierende Sektoren unter gewerkschaftlichen Druck gerie- 
ten, in gleichem Urafärg nachzuziehen. 

44) Der direkte Einfluß einzelner Wirtschaftsgiganten auf die Politik ist in der Forschung 
stark vernachlässigt worden, sieht man einmal von der Theorie des Staatsmonopolistischen 
Kapitalismus ab, die daraus gleich den Dreh- und Angelpunkt staatlichen Handelns im Kapi- 
talismus macht. Dieser Frage kann auch im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht nachgegan- 
gen werden, da es hier explizit um die verbandsförmige Variante kapitalistischen Inter- 
essenverfolgs geht. Vgl. zu diesem Thema v. Beyrne, a.a.O. , S. 37/38. 

45) 1 Defensiv* bezieht sich auf die prinzipielle Verteidigung des Status quo gegen jede Verän- 
derung, die zu Ungunsten kapitalistischer Interessen wirken könnte, seitens der Arbeitge- 
berverbände; dies schließt keinesfalls aus, daß zum Zweck dieser Verteidigurg sehr wohl 
äußerst offensive Argumentations- und Handlungsrauster entwickelt werden können. 

46) Daher stellen sie einen der wenigen verbandsförmigen Bereiche dar, in dem der Etatozen- 
trismus der Verbändeforschung eine gewisse Berechtigung hat; ein zweiter ist das Kapital 
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der historischen Entstehung von Verbänden überhaupt; vgl. dazu unten, Abschnitt 3«1)« 

47) vgl. dazu Abrcmeit, Staat und Wirtschaft, 1981, a.a.O. , S. 184-187 
49) vgl. hierzu Streeck, Organisationsprobleme, 1981, a.a.O., S. 223 

49) Zu diesem Termnus, vgl. Eickhof, Norbert: Eine Theorie der Gewerkschaftsentwicklung. 
Tübingen 1973, bes. S. 201-203. 

50) Greven, a.a.O., S. 138 

1.5) Legitimationsleistungen und -Probleme de r Verbände von Lohnarbeit und Kapital - Das 
Her zstüdc des Tar if systems 

1) Ramnstadt/Rönsch , a.a.O., S. 152; vgl. zu dieser Thematik auch: Habermas, Jürgen: Legitima- 
tionsprobleme im modernen Staat; in: PVS, Sonderheft 7/76: Legitimationsprobleme politi- 
scher Systeme, hg. von Peter Graf Kielmannsegg; S. 39-61« 

2) vgl. zu diesem Prozeß allgemein, oben, Abschnitt 1.2.3) sowie Greven, a.a.O., S. 148-165 

3) Raums tedt/RÖnsch, a.a.O., S. 151; vgl. zu dieser Beschreibung des Verhältnisses von Staat 
und Gesellschaft unten, Exkurs 2.3« D« 

Zu der subjektiv-psychischen Entsprechung dieser Zersplitterung legitimations- und damit 
sinnstiftender Instanzen, vgl. Horn, Klaus/Schülein, Johann August: Politpsychologische 
Bemerkungen zur Legi timaticnskrise; in: PVS, Sonderheft 7/76, a.a.O., S. 123-178 sowie 
Holzer, Horst: Frühkindliche Entwicklung und politisches Verhalten der Erwachsenen. Thesen 
zu einigen sozio-psychischen Schwierigkeiten, selbstbestinmt und selbstbestinmend zu han- 
deln; in: Politische Studien (München), 21 (193), Sept./Okt. 1970, S. 576-591« 

4) vgl. oben, Abschnitte 1.2.2) und 1.2.3) 

5) Zum Konzept des »Führungsverbands 1 , vgl. Buchholz, a.a.O., S. 111-113; danach begünstigen 
folgende Faktoren diese Verbandsstruktur: 

"1. Die autoritäre Grundhaltung der Unternehmer, die ihre tägliche Erfahrung, daß ein 
Unternehmen kann nach demokratischen Prinzipien der Willensbildung zu leiten sei, auch auf 
den Unternehmensverband übertragen; 

2. die von Unabhängigkeitsdrang und Selbstbewußtsein bestimmte Gewißheit jedes Unterneh- 
mers, kein Verband werde jemals eine dominierende Stellung gegenüber seinem Unternehmen 
erlangen; 

3. die Einsicht, daß dank marktdeterainierter Frontstellungen .. . zu häufige Versuche 
gemeinsamer Willensbildung die Solidaritätsgemeinschaft eher schwächen als fördern würden, 
denn Auswirkungen des Marktverhaltens einzelner, insbesondere großer Mitgliedsuntemehmen 
auf die jeweiligen Verbände zählen ohnehin zu den schwersten Belastungen der verbandsin- 
temen Solidarität . . . ; 

4. die Erfahrung, daß auch Interessengegensätze, die - trotz gemeinsamer Branche, Sparte 
etc. - allein schon aus der Untemehmensgröße oder in den Produktionsschwerpunkten resul- 
tieren, viel leichter zu überwinden sind, wenn sie erst gar nicht gegeneinander ausgetra- 
gen werden . . . ; 

5. das Fehlen von Richtungskänpfen, wie sie etwa in den Freihandels^Schutzzoll-Auseinan- 
dersetzungen die Unternehmensverbände belasteten; 

6. das Vertrauen der Unternehmer zu ihren an der Verbandsspitze stehenden Kollegen, sich 
die Verbandsföhrung nicht entgleiten oder gar von Funktionären aus den Händen winden zu 
lassen”; ebenda, S. 111/112. 

6) Vgl. Weitbrecht, a.a.O., S. 91-106; Bergmann u.a. , a.a.O., S. 335-391; Popp, a.a.O., S. 
184-233; Teubner, a.a.O., S. 239-259; Streeck in Meißner/Unterseher, a.a.O., S. 159-163. 

7) Sylvia und Wolfgang Streeck, a.a.O., S. 48, Hervorhebung i.T.; vgl. hierzu auch Weitbrecht, 
a.a.O. , S. 91 : Wenn es eine Lösing der Aufgabe zu suchen gelte, Konprcmiß- und Verpflich- 
tungsfähigkeit der Organisation gleichzeitig zu sichern, so gehe es daran, ,f Beteiligungs- 
prozesse zu finden, die glaubhaft vorgeben , Entscheidungen zu fällen oder direkten Kontakt 
zu den Entscheidungsgremien erlauben.” Hervorhebung d. Verf. Zu den Gewerkschaften im 
einzelnen, siehe Bergmann, Joachim: Organisationsstruktur und innergewerkschaftliche Demo- 
kratie; in: ders. (Hg): Beiträge zur Soziologie der Gewerkschaften. Frankfurt 1979, S. 210— 
239 

8) vgl. dazu oben, Abschnitt 1.4.1), sowie unten die Beschreibung der Willensbildung von DGB 
und BDA, Abschnitte 3*4.1) und 3-4.2). 

9) Vgl. beispielsweise die These Gerfins , die staatliche Refompolitik könne durch eine auto- 
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nane, reformorientierte gewerkschaftliche Tarifvertragspolitik entlastet werden; Gerfin, 
Harald: Funktionswandel der Tarifverträge; in: Hugo Sinzheimer Gedächtnis verans tal turg zum 
100. Geburtstag Köln/ Frankfurt 1977, S. 23-59, hier S. 35ff. 

Allerdings übersieht diese Argumentation, daß eine konsequente Politik der Gewerkschaften 
in diesem Bereich den Staat gleichzeitig unter massiven Druck setzen würde, nicht zuletzt 
über den Utaweg wachsender Verschärfung der Konflikte mit den Arbeitgebern, die nicht ohne 
Auswirkungen auf das ökonomische Handeln letzterer in ihrer Eigenschaft als Unternehmer und 
Investoren bleiben könnte. 

Daß auch innerhalb der Gewerkschaften selbst Diskussionen über die (Neu-)Gewichtung des 
Verhältnisses von Tarifpolitik und Forderungen an den Staat höchst aktuell sind, belegt der 
Beitrag von Seitenzahl, Rolf: Gewerkschaften zwischen Kooperation und Konflikt. Von einer 
quantitativen Tariflohnpolitik zur umfassenden Verteilungspolitik. Köln/Frankfurt 1976. 

2. ) Zur Therorie der Parteien 



2.1) Entwicklung und Stand bisheriger parteitheoretischer Überlegungen 

1) Als neueste Zusammenfassung des Standes parteitheoretischen Denkens, vgl. Wiesendahl, 
Elmar: Parteien und Demokratie. Eine soziologische Analyse paradignatischer Ansätze der 
Parteienforschung Opladen 1930 (Sozial wissenschaftliche Studien, 18) 

2) 'Funktionierend" heißt hier, daß die selektive Interessentrananission durch Parteien ohne 
größere Legitimationsprobleme gelang Vgl. dazu die Ausführungen über die Greven' sche 
Theorie im 1. Kapitel, Abschnitte 1.22) und 12.3) sowie weiter unten in diesem Kapitel. 

3) So lautet der Titel des richtungweisenden Bandes von: Dittbemer, Jürgen/ Ebbighausen, Rolf 
(Hg): Parteiensystem in der Legitimationskrise. Studien und Materialien zur Soziologie der 
Parteien in der Bundesrepublik Deutschland. Opladen 1973 (Schriften des Zentralinstituts 
für sozial Wissenschaft liehe Forschung der Freien Universität Berlin, Bd. 24). Dieser Band 
fasste Anfang der siebziger Jahre die beschriebenen neuen Tendenzen erstmals zusammen 

4) Vgl. hierzu und zun folgenden: Lenk, Kurt: Soziologie der Parteien, in: Mück, J. (Hg): 
Politische Soziologie. Wiesbaden 1973 (Bad Wildunger Beiträge zur Gemeinschaftskunde, Bd. 
6), S. 185-197; Mühleisen, Hans-Otto: Theoretische Ansätze der Parteienforschung Eine 
exemplarische Literaturübersicht, in: Partei und System Eine kritische Einführung in die 
Parteienforschung Hg v. Wölfgang Jäger. Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz 1973, S. 9-27; sowie 
Ebbighausen, Rolf: Legitimationskrise der Parteiendemokratie und Forschungssituation der 
Parteiensoziologie, in: Dittbemer/ Ebbighausen, a.a.0., S. 13-32. 

5) Mühleisen, Ansätze, in Partei und System, a.a.O., S. 10 

6) ebenda; siehe auch Ebbighausen, Legitimationskrise, a.a.O., S. 15/16 

7) Mühleisen, Ansätze, in Partei und System, a.a.O., S. 12 

8) KÖser, Helmut: Parteien und Verbände in westlichen Demokratien; in: Partei und System, 
a^.0., S. 152-181, hier S. 154/155: Dieses "gruppentheoretische Pluralismuskonzept macht 
keinen grundsätzlichen Unterschied zwischen Parteien und Verbänden, beide werden unter den 
Oberbegriff 'Interessengruppe 1 subsumiert «. (Sie, CJS.) unterscheiden sich allenfalls in 
der Form (Mittel und Wege) und Intensität ihrer Gruppenaktionen beim Zugang zu den Regie- 
rungsinstitutionen. ” 

9) ebenda, S. 155; vgl. hierzu auch Narr/Naschold, suaJX, S. 204-213, die sich hier mit dem 
Übergang ven der Gruppen- zur funktional is tischen Theorie auseinandersetzen. 

10) Ebbighausen, Legitimationskrise, a^Q., S. 15; Ebbighausen schreibt dieses Krisenbewußt- 
sein auch Robert Michels zu, der für die kontinentaleuropäischen Arbeiterparteien zu 
Anfarg des 20. Jahrhunderts die gleichen Oligarchisierurgstendenzen festgestellt hatte wie 
Ostrcgorski in den bürgerlichen Parteien Englands und der USA für das Ende des 19. Jahr- 
hunderts. Vgl. Ebbighausen, Legitimtionskrise, aa.Ü, S. 15/16. 

11) Vgl. zun folgenden: MÜhleisen, Ansätze, in Partei und System, a^.0., S. 13-16 sowie Lenk, 
a.a.0., S. 185 ff 

12) Lenk bezieht diese Aussage besonders auf den frühen gemäßigt-liberalen Theoretiker 
Rosenkranz, a.a.0., S. 185« 

13) Vgl. Greven, a.a.0., S. 206/207: Greven polemisiert hier gegen jene Ansätze, die "das 
Organisationsinstrument 'Partei' absolut (setzen, CJS.), es unhistorisch (begreifen, CJS.) 
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und damit nicht als ein durch den gesel lschaf tlich-politischen Prozeß der Entwicklung der 
kapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaften selbst hervorgebrachtes Mittel der Organisation 
gesellschaftlicher Interessen in einer dieser Gesellschaftsformation angemessenen Weise ” 
erfassen; Hervorh. LT. Vgl. dazu auch ebenda, S. 254; auf diese Fragen wird unten näher 
einzugehen sein, siehe den Exkurs über das Verhältnis von Staat und Gesellschaft, Ab- 
schnitt 2.3.1). 

14) Lenk, a^.0., S. 186; Lenk konstatiert bei Bluntschli das Entstehen eines "Begriffsdual is- 
mus: hier bloßes Teilinteresse, dort politisch-staatliches Gesamtinteresse." 

15) ebenda, S. 187 

16) Mühleisen, Ansätze, in Partei und System, a.a.O., S. 13 

17) Vgl. im 1. Kapitel den Abschnitt 1.1) 

18) Vgl. dazu auf interessergruppentheoretischer Ebene die im 1. Kapitel vorgestellten Arbei- 
ten von Braunthal und Teubner sowie die dort daran geübte Kritik verzerrter bzw. gänzlich 
fehlender Gesel lschaftsbilder. 

19) Vgl. hierzu Ebbighausen, Legitimationskrise, a.a.0., S. 16 ff, sowie Klotzbach, Kurt: 
Parteien und Gesellschaft. Zu Tendenzen und Problemen der Parteienforschurg nach 1945; in: 
Archiv für Sozialgeschichte, XHI (1973), S. 1-21, hier S. 2 ff, sowie: Stöss, Richard: 
Vorbemerkung zu: Staritz, Dietrich (Hg): Das Parteiensystem der Bundesrepublik. Geschichte 
- Entstehung - Entwicklung. Eine Einführung Opladen 1976, S. 13-17. 

20) So schon lange vor dem Zweiten Weltkrieg bei Max Weber, der sich vor allem mit dem Über- 
garg von der Honoratioren- zur Massenpartei befasste. Vgl. Lenk, a^i.0., S. I 87 ff. Ange- 
sichts der Entwicklung zur Massenpartei, die Meinungs- und Willensbildungs-. Integrations- 
und Rekrutierungsaufgaben zu erfüllen habe, konstatierte Weber nach Ebbighausen, daß "mit 
der unter den Bedingungen der Massendemokratie ♦notwenigen* Übernahme solcher Funktionen 
aber zugleich Bürokratisierurgs- und Oligarchisierungserscheinungen eine weitgehend unab- 
wendbare Konsequenz" geworden seien; Ebbighausen, Legitimationskrise, a^.0., S. 17. 

21 ) ebenda; Ebbighausen schreibt, mit dieser theoretischen Wendung sei "die Frage nach der 
Funktio nsf ähi^ceit, Effizienz und Stabilität des bestehenden politischen Systems" in den 
Vordergrund getreten, zu Lasten des "Problem(s) demokratischer Legitimitä t". Hervorh.LT. 

22) Vgl. zusanmenf assend Lenk, a^.0., S. 190 ff, sowie im einzelnen: Neunann, Sigmund: Die 
Parteien der Weimarer Republik. Nachdruck, Stuttgart 1965, sowie: Kirchheiiner, Otto: Der 
Wandel des westeuropäischen Parteiensystems, in: Beiträge zur allgemeinen Parteienlehre. 
Zur Theorie, Typologie ind Vergleichung politischer Parteien. H& v. Gilbert Ziebura. 
Dannstadt 1969 (Wege der Forschung, Bd. 106), S. 341-374. 

23) Vgl. von Alemann, Ulrich: Stabilität und Gleichgewicht als Theoreme der Parteien- und 
Parlamentarianustheorie, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS), 16 (1), 1975, S. 3-28, 
hier S. 4/5. 

24) Zu diesen Hauptthemen der Parteienforschung siehe Köser, Helmut: Enpirische Parteienfor- 
schung - Versuch einer systematischen Bestandsaufnahme; in: Partei und System, a^.0., S. 
28-58, hier S. 30 ff. 

25) Siehe dazu Klotzbach, a.a.O., S. 5 

26) ebenda 

27) ebenda, S. 6: Klotzbach spielt hier vor allem auf fundamentaloppositicnel le Strömungen in 
der zweiten Hälfte der sechziger Jahre an. Allerdings sollte mJL die Rolle der Protestbe- 
wegungen für die Umorientierung der Parteienforschung nicht allzu einseitig bewertet 
werden. Es dürfte mindestens ebensosehr die Problematik parteienstaatlicher Interventionen 
in den zunehmend krisenhaften sozio-ökonanischen Reproduktionsprozeß gewesen sein, die zur 
Aufgabe allzu harroonistischer Pluralismus theoretischer Vorstellungen zwang 

28) Vgl. hierzu Klotzbach, a^.0., S. 6 ff, sowie Ebbighausen, Legitimationskrise, suaJX, S. 
21 ff. 

29) ebenda, S. 26, Hervorh. i.T. 

30) Zur Kritik leninistisch orientierter Parteienkonzeptionen, die für sich in Anspruch neh- 
men, ihren Gegenstand theoretisch und systematisch im Griff zu haben, siehe unten die 
Abschnitte 2.2.1) und 2.2.2). 

31) So begnügen sich auch neueste Monographien über einzelne Parteien z.T. noch mit einem 
enpirisch-deskriptiven Nachvollzug historischer Prozesse, ohne den Versuch einer theoreti- 
schen Erklärung ihres Gegenstandes zu unternehmen. Siehe etwa: Juling, Peter: Programmati- 
sche Entwicklung der FDP 1946 bis 1969* Einführung und Dokumente. Meisenheim 1977 (Studien 





